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^ EINLEITUNG 

I zu den 

UNMITTELBAR FOLGENDEN FÜNF BÜCHERN 

^ des 

n vorliegenden Werkes vom Staate. 



Der Gegenstand der unmittelbar folgendett fünf Bäeher 
vom Staate Coder der Gegenständ des vorliegenden Bandes) 
ist die Staatsoberherrlichkeit oder die Dienst- 
gewalt des Staates. Das Seitenstück dieses Rechts, 
— der Gegenstand der dann forgendenfönfBucher,-^ ist das 
Staatsobereigenthum- Der Staat hat das erstere 
Recht, weil und in wie fern er die Volks- oder National* 
kraft, »3 das letztere, weil und wie femer das Volks- 
oder Nationalvermögen zum öffentlichen Besten^ — zur 
Bestreitung seines Bedürfnisses an Arbeit und Dienstlei- 
stungen , an Geld und Gut , — zu verwenden berechtiget 
ist. Sowohl das eine als das andere Recht ist ein wesent«- 
lich unbeschränktes oder ein seinem Wesen nach ab- 
solutes Recht. Aber es kommt diese Eigenschaft (^oder 
das Merkmal des Absoluten3 sowohl dem einen als dem 
anderen Rechte nicht kraft seiner besonderen und ihm at- 



1) Man nennt dieses Recht ätich das doniniom eminens in der wei- 
teren Bedeutung. Das Wort: Besteuernngsreoht iiat^ wenig- 
stens seiner Etymologie nacfa^ eine engere Bedeutung. 

g) Die V^'orte: Volk und Nation werden von den Schriftstellern 
über diese Rechte häufig gleichbedeutend genommen. (Diesem 
Sprachgebrauche werde auch Ich folgen. Zur Yertheidigung des- 
selben kann man anführen^ dafs ein Volk zugleich eine Nation 
seyn mufs^ wenn ihm nicht, eine Hauptbedingung seiner Macht ab- 
gehen soll.) 

Zachariäf vom Staate, VI, 1 
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lein eigenthämlichen Bescbaffenfaeit, sondern als einem 
Hoheitsrechte, überhaupt zn. Wenn daher auch die 
Staatsoberherrlichkeit and das Staatsobereigenthom Rechte 
sind, in deren Wesen das Merkmal des Absolnten liegt; 
so sind doch mit dem Wesen dieser Rechte nicht diejenigen 
Beschränkungen derselben unvereinbar, welche blos die 
Ausübung des einen oder des anderen Rechts betreffen« 
Ja es liegt gerade in der Eigensehaft, welche die Hoheits- 
rechte als absolute Rechte haben, die Aufgabe, diese an 
sich (^in thesi} unbeschränkten Rechte, in Beziehung auf 
ihre Ausübung, f in hypothesi) in beschränkte zu verwan- 
deln. (^Es ist daher mehr als sonderbar, wenn man z. B. 
andem Wert^: Staatsobereigenthum, Anstofs ge- 
funden bat ^^ Es ist wahr, der Begriff jene* Eigen- 
thmnes acbli^fst d^n Begriff eines jeden anderen Eigentha^ 
mes aQs. Aber derselbe Widerspruch wiederholt sidi im 
l^taate in tausend anderen Gestalten. Heben läfst er sich 
»i^t, siond^m nur mildern. Das Thema des Staats*- 
rechte!} 

Die VerwAndt^obaft, welche hiemach zwischen der 
/StaatsQberhe^rlii^hkeit und dem StaatsobereigeoÜiume ein- 
tritt, lifyt $klk mek weiter verfolgen. Ja man kann viel- 
leicht die D|ii*stellu»^ der Wissenschaften, wekfae diese 
Beehte 3(üm O^enstande haben, nicht besser, als durch 
-eine Vergi^tehung zwischen beiden Rechten einleiten« 

So verschieden auch beide Rechte ihrem Gegen- 
stände nach ym ^mander sind, so sind sie doch ihrem 
jSwecke nach Mr ein und dasaeU^e Recht oder nur ver- 
schiedene Anwendungen eines und desselben Rechts, -^ 
de$> Rechts des Staates, alle die Opfer (an Arbeit und 
Dfenstleistiingen, an Geld und Gut} von den Unterthaoen 
z.u fordern , welche von diesen zu bringen sind , damit die 
Regierung das leisten könn^, was sie leisten soll^ damit 



iC 



)K) ^,Att cUoyen »ppairtleat la propriete e( au «ottv^raUi l'e«pire. 
CWorte des Iravz. Steatsratlie« Fortalis |« d^a Motift eu den 
Liv. II. üt. II. des 0. N.). Richtig! Aber wo hört da* enj^re auf 
und wo beginnt die propriete? 
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der sunt äberhaapt aus dem Reiche der Schatten in die 
wirkliche Welt versetzt werde. 

Wegen dieses ihnen gemeinschaftlichen Charakters ist 
anch das Yerhältnirs, in welchem die Staatsoberberrlich^ 
keit nnd das Staatsobereigenthom zn anderen Hoheitsrech- 
ien stehn, dasselbe. Dafs ein Volk der Regierang Dienste 
zu leisten, oder ihr Abgaben zu zahlen hat, verbessert 
nicht unmittelbar und nicht wesentlich den Zustand dieses 
Volks. (^Anders verhält sich die Sache, wenn z. B. die 
Civil- oder die Kriminal- oder die Polizeigesetzgebung in 
Frage steht.} Sondern darauf kommt es an , worauf oder 
wozu die Dienste und Abgaben verwendet werden. Ja, 
noch mehrl Die Ausübung der Rechte, welche in der 
Staatsoberherrlichkeit oder in dem Staatsobereigenthume 
enthalten sind , hat unmittelbar sogar die Folge, den 
Rechtszustand eines Yolkes durch die Lasten zu verschlim- 
mern , welche vermöge jener Rechte anf das Volk gelegt 
werden, durch Lasten, welche um so druckender sind, 
je weniger man sich ihnen entziehen kann. Daher ist 
auch keine Klage so weit in der Staatenwelt verbreitet, 
als die über den Ih'uck der öfentlichen Lasten, keine ist 
vielleicht so häufig benutzt worden, um das Verlangen 
nach einer Umgestaltung der Verfassung zu rechtfertigen 
oder zu beschönigen. Dagegen haben sich die Völker nicht 
sdten auch die gransamsten Strafgesetze gefallen lassen. 
Dean man vergifst so leicht des Spruchs : Hodte mihi, cras 
tibil 

Man kann allerdings den Satds als die Reg^el aufstel- 
len: Ein Yüik kann nur unter der Bedingung den Gipfel 
der Macht ersteigen, der ihm überhaupt erreichbar ist, 
^t6$ seine Macht dben so wohl den gedeihlichen Zustand 
der Nationalkraft als den Wohlstand der Nation zur Grund- 
lage hat. ^ Denn beide Quellen der Macht stehen in dem 
Verhältnisse der Wechselwirkung zu einander* Für Geld 



*) Zur Bestätigung dieses Satzes kann mau sich anf das Beispiel Eng- 
Mttd» kernten. 
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ist Arbeit, für Arbeit ist Geld za haben* Wer meine Zeit 
d. i. meine Arbeit in Anspruch nimmt, verhindert mich, 
Geld zu erwerben. So wie der Wohlstand einer Nation 
von ihrer Arbeitsamkeit und Sparsamkeit, von ihrem Un- 
ternehmungsgeiste nnd von dem Vertrauen, welches das 
Ausland in ihre Rechtlichkeit setzt, mit einem Worte, von 
dem gesammten intellektuellen und moralischen Zustande 
der Nation abhängt , so mufs eine Nation auch umgekehrt 
schon zu einem gewissen Wohlstande gelangt seyn, um, 
der Sorge für des Leibes Nahrung und Nothdurft überho- 
ben, das Bedürfnifs einer höheren Kultur, durch die Ver- 
wendung der ihr freibleibenden Zeit , befriedigen zu kön- 
nen. (Daher z. B. das üebergewicht, welches die gebil- 
deteren und reicheren Nationen über die der entgegenge-« 
setzten Art von jeher behauptet haben und noch behaup- 
ten.3 — Jedoch ist die aufgestellte Hegel nicht so zu deu- 
ten, als ob eine jede der Ursachen, aufweichen die Macht 
einer Nation beruht, überhaupt oder zu einer jeden Zeit 
dasselbe Moment der Kraft hätte , oder als ob , was der 
Macht einer Nation in einer Beziehung abgeht, nicht 
durch das Üebergewicht, welches die Macht derselben Na- 
tion in einer andern Beziehung hat, ersetzt ja mehr als er- 
setzt werden könnte. Ueberhaupt ist bei der vorliegenden 
Untersuchung nicht zu übersehen, dafs man es bei der- 
selben nur mit relativen Gröfsen zu thun hat. Wie oft 
ist es z. B. geschehn , dafs ein rohes und armes , aber ab- 
gehärtetes und tapferes Bergvolk die kultivirten und rei- 
chen aber erschlafften JBewohner der angrenzenden Ebne 
unterjocht hat? Umgekehrt gehören in der Geschichte 
auch die Fälle niqhtzu den Seltenheiten, dafs ein Volk, 
durch eine Eroberung mit den verführerischen Reitzen 
ynd mit dem sittenverderblichen Einflüsse des Luxus be- 
kannt geworden, mit seiner ursprünglichen Sitteneinfalt, 
zugleich auch einer Hauptgrundlage seiner Macht verlustig 
wurde. So konnten sich die Bergvölker, welche das alt- 
persische Reich stifteten, so die Römer, nachdem sie den 
König An tiochus den Grofsen überwältiget hatten, so die 
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Saracenen oder Araber, nachdem sie, durch einen neuen 
Glauben begeistert, so viele Völker ihrer Herrschaft unter- 
worfen hatten, der Folgen nicht erwehren, welche eine 
Eroberung oft gefährlicher für den Sieger als für den Be- ' 
siegten machen. Jedoch können auch die Gefahren, mit 
welchen hiernach eine Eroberung den Sieger bedroht, wie- 
der durch andere Ursachen bald gesteigert, bald vermin- 
dert, bald auch gänzlich beseitiget werden. Den Nationen 
des heutigen Europa kommen in dieser Beziehung die 
Grundlagen ihrer Kultur und Civilisation zu statten. Das 
Chriätenthum, zu welchem sich diese Nationen bekennen , 
die Begriffe von Ehre und Schande, die bei ihnen herr- 
schen, die Gesetze des Anstandes und der Sitte, welche 
denen des Staates zur Seitö stehn, schätzen den gesell- 
schaftlichen Zustand dieser Nationen gegen die plötzlichen 
Erschütterungen, welchen er bei so vielen anderen Völ- 
kern ausgesetzt ist. Endlich aber hat man, um der vor- 
liegenden Aufgabe Genüge zu leisten, die Verschieden- 
heit der Verfassungen der Staaten in Ansehlag zu 
bringen. Die Volksherrschaften Altgriechenlands hatten 
für ihre Fortdauer nichts so sehr zu fürchten, als dafs die 
Bürger, der Freiheit, d. i. des Selbstregierens, nicht zu 
ersättigend, indem sie das Aeufserste in der Freiheit er- 
strebten, dem Ehrgeitze ihrer Führer zur Beute wur- 
den. '3 ^^ ^^ ^^ diesen Staaten kaum eine von der Macht 
der Nation (oder der Bürgerschaft) gesonderte Macht der 
Regierung gab, so mufste in denselben, wenn sie sich auf 
die Dauer erhalten sollten, der ireiwillige Gehorsam der 
Bürger dem Ansebn der Regierung zu Hülfe kommen. *) 
Anders stellen sich die Verhältnisse in den heutigen Euro- 



1} ^^Mit den Sitten der Nation verändert sich die Verfassung des Sta^- 

tes^^ — war ein Axiom der Staatswissenschaft der Griechen. S. 

Plato de republ. h. Vm. Arist. Polit. L. V. Poljh. L. VI. 

Vergl. Drumann^ Ideen zur Geschichte des Verfalls der Grie- 

^ chischen Staaten. Berl. 1815. 

2) Aus demselben Grunde konnten diese Verfussungen kaum durch 
den Druck der zu entrichtenden (Steuern gefährdet werden. Die 
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päischen M onarchieiL In diesen Staaten ist eine schlechte 
Staatshaushaltang dar Herd der Retrolatlonen. ^') 

Sowohl xermige seiner Oberherrlicbkeit als vermöge 
seines Obereigenthumes kommt dem Staate noch ein ande- 
res Hoheitsrecht zu, — aus dem ersteren Chrande das Recht 
der Yplkserziehang, aus dem letzteren Grunde das 
Recht der Bewirthschaftung des Nationalvermö- 
gens. Wie der Staat vermöge jenes Rechts auf die 
Erhaltung, auf die Vermehrung und auf die Vervollkomm- 
nmig der Nationalkraft Bedacht nehmen darf und soll , so 
darf und soller vermöge des andern Rechts dasselbe dem 
Nationalvermögen leisten. Das Recht der Yolkser- 
Ziehung verhält sich also zu der Dienstgewait des Staates 
und das Recht der Bewirthschaftung des Nationalvermö- 
gens zu dem Staatsobereigenthume nur wie das Rfittel zu 
seinem Zwecke. 

Den Rechten, welche in der Staatsoberherrlichkeit ei- 
nerseits und in dem Staatsobereigenthume andererseits mit- 
halten sind, entsprechen so viele Wissenschaften. ([Die 
Lehre von den Staatsdiensten; die Staatserzie- 
hungslehre. — Die Lehre von. der Staashaushal- 
tung oder die Finanz Wissenschaft; die Y olkswirth- 
schaftslehre. Das Wort: Staatswirthschafts- 
lehre bezeichnet die beiden zuletzt gedachtet Wissen^ 
sehallen zusammen.} So nahe die Staatsoberh^rlichkeit 
und das Staatsobereigenthum an sich oäer als Rechte 
mit einander verwandt sind, eben so nahe ist die Ver- 
wandtschaft, welche unter den Wissenschaften, die sich 
wi die Staatsoberherrlidikeit, und unter denen, die 'sich 
auf das Staatsobereigenthum beziehen ^ eintritt. So niAe 



Steuerverfiissiuig^ «<k drückaid sie iMch seyn raooMe^ (und ta der 
TlMit war sie ». B. In AJOrnm dröckeBd' genug) war denn doeh das 
VT er k der Bttrg^sdiafk. 

^) Jedoch in den konstttatloneUen Monarehieti (und in den repräsen- 
tativen Demokratien) fehlt es noch überdiefs nicht an Erscheinun«- 
gen^ w^ohe aiich in ifteser Beeiebung an die Tage der Grieehi- 
a6kem Freistaaten winnem. 
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ist di^e Vfrwaiidtsfhiifl, Ms aian nidit Mlttn die tim^ 
dder die andere dieser Wissetiscliafieit bot 9tMmig Htre» 
Seitenstöeks benateen kann. 

Auch darin kommen die Wissenscjhaften , welehe dj« 
KeMt^walt des Staates, ond die, wele^ das Staatsober-» 
eigenthum zum Cregens^ande faaben, mit einander öbercAi, 
dafs die einen wie die andern einer andern ond allgemei«^ 
neren Wissenschaft, als einer ibneit unexitbehrlieheil 
Grandlag^e, bedärfen, -- dieersterender allg^emeinen 
Erssiehnngs^, die letzteren der allgemeinen Wirtk-^ 
lüehaftslehre. Nim gehören «war diese alTgem^en 
Wissenschaften nicht in da» Gebieth dar Staatswissen^ 
sdiafi Sie stehen Jedoch als Halfewissensebaften in etoer 
so genanen Verbindung isM der Staats wissensdiaft, dafii 
öie in dem vorliegenden Werke als selbststftndige Wissen«* 
sehaftfn ~ wenigstens in einem AbrisM — datgesMtit 
werden mnfsten , wenn nicht gegen ^e Regeln eines wis*^ 
senschaftlichen Vorfrages, dM Üngleicbartige m einem 
Ganfsen verschmofzen werden sollte« ([Man ist bisher ott 
genug in diesen Fehler verfallen.) 

Eine andere Genealogie^ als die in den» Obigen im-- 
gestellte, haben die m Präge stehenden beiden Rechte 
(*e Dienstgewalt ond das Obereigenthnm de» Staates , 
sammt den unter ihnen enthaltenen Rechten) wenn man den 
Zweck der Staaten in die Beförderung der Wohlfahrt 
der Menschen überhaupt setzt. *y Alsdann haben in die^ 
sen beiden Rechten alle andern Hoheitsrecbte ihr endliehes 
und hodistes Ziel ; dann gehen diese entweder in deni et* 
nen oder in dem andern Jener Rechte, Qe nachdem nflsi^ 
lieh Jener Zweck der Staaten modtfich-t wird,) gleteksim 
wxber. -^ Zttr Bestätigung dieser Behauptung kann mtä 
sidi unter andern auf Pkto's berühmtes Werk vom Staue 
berafen. Obwohl besthmot,» die Staatswissenschalt ihrem 
ganzen Umfange nach dariiastellen , ist doch dieses WeHt 
derSache^ch nureine Volkserziehungsrlebi^e« N#dl 



*) Ä. Bd. I. s. 14^ «^ 
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Plato sollen sich im Staate und durch den Staat die ver« 
sehiedenen Gemäthsarten und Anlagen der Menschen in 
ihrer ganzen Mannigfaltigkeit offenbaren. Für die gehö- 
rige Verwaltung der öf entliehen Angelegenheiten, für die 
Landesvertheidigung, für den Wohlstand der Landesein- 
wohner soll nicht durch eine bestimmte Form der Staats- 
verfassung, ja überhaupt nicht im Wege der Gesetzge- 
bung, sondern so Vorkehrung getroffen werden, dafs ein 
jeder Einzelne im Volke zu der Stellung im Staate ge- 
lange, zu welcher er von Geburt, durch seine ihm ange- 
bome Sinnesart und Geisteskraft, berufen ist, —dafs also 
der innere Beruf zugleich über den äursern entscheide , -« 
dafs die Spaltung der bürgerlichen Gesellschaft in Stande, 
in den Stand der Oebiethenden, in den der Krieger und 
in den der Erwerbsleute , der auf Naturgesetzen beruhen- 
den Verschiedenheit der Menschen entspreche. Nach Plato 
besteht daher die wahre oder die einzige Staatsweisheit 
darin, in einem jeden Menschen schon in dem frühesten 
liCbensalter die Anlagen zu entdecken, welche ihn entwe- 
der für diesen oder für einen andern Beruf ausschliefslich 
oder vorzugsweise tauglich machen, diese Anlagen dann 
zn entwickeln und in Fertigkeiten und Geschicklichkeiten 
zu verwandeln, hierauf einem jeden die Stellung im Staate 
anzuweisen, für welche ihn die Natur bestimmt hat, end- 
lich die verschiedenen Stände der bürgerlichen Gesellschaft 
einer Zucht zu unterwerfen, welche die von der Natur 
selbst gestiftete Ordnung dieser Gesellschaft vor Störun- 
gen und Erschütterungen bewahre. Mit einem Worte, die 
Aufgabe der Staatskunst ist nach Plato die Aufgabe der 
Erziehungskunst. Eine bestimmte Staatsverfassung 
wird zum Gelingen dieses Planes so wenig vorausgesetzt, 
dafs vielmehr die Verfassung des Staates bald eine Monar- 
chie, bald eine Aristokratie seyn kann, ja seyn soll, je 
nachdem in dem Volke nur Einer geboren wird , welcher 
entschieden den Beruf zum Herrschen hat, oder aber die 
Natur Mehreren diesen Adel verliehen hat. ("Plato nennt 
die zum Herrschen Gehörnen die Philosophen.^ — Diesem 
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Plane dem Geiste nach nahe verwandt und dennoch in der 
Ansfährung von ihm wesentlich verschieden war das Staats- 
recht . derjenigen staatswirthschaftlichen Schule , welche 
man die physiokrätische zu nennen pflegt. Nach der Theo- 
rie der Physiokraten ist die gesammte Staats Wissenschaft 
nor ein Bestandtheil der Staatswirthschaftslehre, 
der Staat selbst nur ein Verein für die Erhaltung und 
Vermehrung des Nationalwohlstandes. Da bedarf eine 
Nation nicht des Reichthumes, um mächtig zu seyn, son- 
dern der Macht, um reich zu werden. Selbst für die der 
Staatsverfassung zu gebende Form vermag diese Theo- 
rie gewisse Regeln aufzustellen. Denn da sie die Pro- 
duktion — oder den Landban — als die einzige oder als 
die Hauptquelle des Reichthumes betrachtet, so kann sie, 
konsequent durchgeführt, die höchste Gewalt nur in die 
Hände der Grundeigenthümer des Landes legen. 4fJ 



*^ pie Schriftsteller dieser Schule enthalten über diese Frage mehr 
Andeutungen als bestimmte Aeufserungen. Die Zeiten , in welchen 
sie lebten^ riethen zur Vorsicht. 
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VAS EIN UND DREISSIGSTE BUCH. 

Von der 
Erziehung im Allgemeine$i, 

od et 
%ur allgemeinen Er^iehung^lehre. »9 ' 

ERSTES HAÜPTSTÜCIL 

Yon dem 
Zwecke der Ersäetümg. 

Die Erziehung ist die Ent Wickelung oder Ausbildung 
der Anlagen und Kräfte, welche der Menschf der Natur 
(oder seiner Geburt) verdankt, sey es in seinem eigenen 
Interesse oder in dem Interesse Anderer, (^Die Vorsorge 
für die Erhaltung des Lebens und die Gesundheit des 
Menschen ist nicht sowohl ein Bestandtheil der Erzie- 
hung, als eine Bedingung der Möglichkeit derselben. Man 
nennt denjenigen Theil der Staats Wissenschaft, welcher 
von der Vorsorge des Stsates für diese Guter des Men- 
schen handelt, die Staatsarzneiwissenschaft. ^J 
In dem vorliegenden Werke wird von dieser Wissenschaft 



1) Die WiMenschaflli führt den Namen: Allgemeine Erziehungs- 
lehre ^ z. B. in Beziehung auf die Stlnatserziehungslehre. — 
Hauptwerke : Grundsätze der Erziehung und des Unterrichts. Von 
A. H. Niemeyer. VII. Aufl. Haue. III Theile. 1810. Erzie- 
hungslebre. Von Schwarz. Lpz. IV Bde. 1802 ff. Levana 
oder Erziehungslehre. Von Jean Paul (Fr. Richter.) II. Aufl. 
Tübingen. III Bde. 1814. Kant^ über Pädagogik. Herausg. v. 
Rink. Köaigsb. 1808. (Ein goldnes Buchelchen I) 

8) Der ältere Name dieser Wissenschaft war : Medicina forensis^ ge- 
richtliche Arzneiwissenschäfl. (In England führt ^^e noch jetzt 
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weiter nicht die Rede seyn, da die ihr eigenthumlichen 
Regeln 4f^ mehr in das Gebieth der Heilkunde als in das 
der Staatswissenscfaaft gehören. 

Nicht so ist der Begriff der Erziehung zu deuten, als 
ob der Mensch seine Erziehung Mos seinen Mitmen- 
schen verdanken könnte. Der Mensch kann sich und 
er soll sidi auch selbst erziehen. Nur so viel ISfst sich 
behaupten, dafs der Mensch schon eine Erziehung von 
seinen Mitmenschen erhalten haben mufs, wenn er im 
Stande seyn soll , sich selbst zu erziehn. Der schlagendste 
Beweis für diese Behauptung liegt in einer Thatsache, 
welche sich in der Geschichte mehr als einmal wiederholt 
hat. Mehr als einmal ist es geschehn, dars sieh bei einem 
Volke, das schon zu den gebildeteren gehörte, das eine 
oder das andere Individuum in dem frühesten Lebensalter 
aus der menschlichen Gesellschaft verirrt hatte und unter 
den Thieren des Waldes oder sonst fern von Menschen 
herangewachsen war. In der Folge wieder eingefangen, 
trug ein solches Individuum kaum irgend eine Spur von 
dem Adel der Menschheit an sich. Es konnte nicht spre- 
elien; und selbst durch seinen Gang erinnerte es kaum an 
den Unterschied zwischen dem Menschen und den vier- 
fdfsigen Thieren, slso an die schönen Worte des Dich- 
ters: Os homini Dens erectnm dedit atque tuen coeluml 
([Daher ist es ein Rätfasel, welches wohl ewig unaufge- 
löfst bleiben wird, welchen Anfang die Erziehung des 



den Namen: Medical jurispr.) Die Rechtsfälle^ zu deren Entscbei- 
dani; arzneiwissenschafltliche Kenntnisse erforderlich sind^ gaben 
die erste Veranlassung^ sie als eine besondere Wissenscbaft zu 
bearbeiten. 

^) AU ein Tbeil der Staats wisrsensebaft betrachtet^ ist sie eine An- 
wendung der Gmods^ze der P^tfzeiwlssenscAaft. (Daher gilt auch 
von der C^undheitspotizd dte Maxime: NequMniaial) — tJeler 
die so wit:hti^e Lehre von der Erneoetnng der Menschengattung 
8. zwei neuere (oben Bd. II. 8. 107 n«ch nicht angeführte) äkshrif- 
ten: Moser ^ die Gesetze der Lebensdauer. BerL Iddi« The 
principles of population and their conjunction wUb human happi- 
ness. By Ar Chi bald Alison. Lood. II. Vol 1840. 



\ 
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Menschengeschlechtes genommen, wie sich der Mensch 
in geistiger und in moralischer Hinsicht zuerst über das 
Thier erhoben habe. Gieng der erste Mensch oder gien- 
gen die ersten Menschen mit völhg ausgebildeten Anla- 
gen aus den Händen der Natur hervor? oder wurden sie, 
— worauf Sagen, die sich bei mehreren "Völkern erhalten 
haben und denn doch der Beachtung nicht gänzlich un- 
werth sind, »") hinzudeuten scheinen, — wurden die ersten 
Menschen zuerst von höheren Wesen, die damals noch 
unmittelbar mit ihnen verJcelurten, unterrichtet? oder ver- 
dankten sie dem Instinkte^} ^^^9 ^^^ ^^^ J^^^^ ^^^ ^^ 
Erziehung verdanken können? oder lerntem sie es den 
Thieren ab , *3 wie sie wenigstens ihre dringendsten Be- 
dürfnisse künstlich befriedigen könnten?) — Jedoch die 
Erziehungslehre handelt nur von der Erziehung des Men- 
schen durch seine Mitmenschen. Die Lehre von der Er- 
ziehung des Menschen durch sich selbst ist der Lehre 
der Moral von den Pflichten des Menschen gegen sich 
selbst billig vorzubehalten. 

Dagegen ist die Aufgabe der Erziehungslehre nicht 
auf das Jugendalter zu beschränken. Wenn auch die 
heranwachsende Generation der Erziehung in einem höhe- 
ren Grade, als die herangewachsene, bedarf, und wenn 
auch jene weniger, als diese, ihre Kultur sich selbst ver- 
danken kann, so kann doch die Erziehung, wenigstens 
in so fern, als sie die Individuen dem Ideale der Mensch- 
heit nähern soll, in keinem Lebensalter für vollendet ge- 
halten werden. Besonders hat der Staat die Erziehung 



1) Wie in unseren Tagen die Geologie so manche ähnUche Sagen be- 
slaüget hat. ^^U( conquirere fabulosa^ et fictis oblectare legentium 
animos procul gravitate coepti operis crediderim^ ita vulgatis ira- 
ditisque demere fidem non ausim/^ Tacit. bist. II, 60. 

2) Instinkt ist das Vermögen eines Thieres^ nach VorsteHungen zu 
handeln^ welche jedoch unabänderlich bestimmt sind. 

3) Es giebt kaum ein Handwerk^ welches nicht in der Art^ wie die 
Thiere ihre Nester oder Imgerstätten bauen^ sein Vorbild hätte. — 
Vergl. Ren nie ^ die Baukunst der Vögel. Lpz. 1833. 
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der Jugend und die der Erwachsenen als ein Cranzes zu 
betrachten, wenn er in der einen oder in der andern Be- 
ziehung seinem Berufe genügen soll. *) 

Die Erziehung besteht in der Entwickelung der 
den Menschen angebornen Anlagen und Kräfte. So hoch 
man auch die Macht der Erziehung über den Menschen 

^ anschlage, so kann doch der Mensch, vermöge seiner 
Naturbeschaffenheit, nicht wie die Pflanze oder der Baum 
„gezogen", nicht wie das Thier „abgerichtet" werden. 
Ja, wäre es auch möglich, den Menschen zu bilden und 
zu formen wie Wachs oder wie Thon, — und unter ei- 
ner Bedingung, von welcher unten die Rede seyn wird, 
kann der Versuch allerdings in einem gewissen Grade ge- 
lingen, — so würde doch eine Erziehung dieser Art mit 
der Würde des Menschen schlechthin unvereinbar seyn. 
Darum sagte Sokrates, dafs er, als Lehrer der Philoso- 
phie, nur das Amt eines Hebarztes versehe. 

Die Aufgabe und das Geschäft der Erziehung umfafst 

*an sich sowohl den Körper als die Seele des Men- 
schen und, was die Entwickelung und Ausbildung der 
Seelenkräfte betrifft, sowohl das Erkenntoifsvermögen 
oder den Verstand, als des Gefühls- und des Begehrungs- 
vermögens. *) Denn in dem Menschen, einem organischen 
Geschöpfe, stehen Leib und Seele, und stehen alle die= 
verschiedenen Seelenvermögto in dem Verhältnisse dei' 
Wechselwirkung zu einander. In dem Ideale eines Men- 
schen wird der Mensch in einer jeden Beziehung als voll- 
kommen und gleichmäfsig ausgebildet gedacht. — Jedoch 



1) Daher wird in dem Folgenden ^ in dem zweiten Hauptstucke ^ 
Allein oder vorzugsweise von' der Jugenderziehung die Rede 
seyn. Die Lehre von der Erziehung der Erwachsenen bleibt der 
iStaats erzieh ungslehre vorbehalten. 

») Nach dieser Verschiedenheit ihrer Gegenstände hat die Erziehung 
verschiedene Namen. (Physische, intellektueUe, ästhetische Er- 
ziehung. Die Erziehung, welche das Begehrungsvermögen oder 
den Willen zum Gegenstande hat, ist die Erziehung in der en- 
geren Bedeutung.) 
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in d^ Erfahniii|^9 d. u w^nn die Erziehao^ eines be- 
stimmten Individuums inFrs^e steht, kann sich die Sadie 
anders stellen. Es giebt Menschen , welchen die Natur das 
eine oder das andere Seelenvermögen gänzlich versagt hat 
Siinen Mangel dieser Art kann keine Ersiehung ergän- 
zen. Wem es z. B. an Urtheilskraft *3 ^^^ Haus aus 
fehlt, dem kann keine Erziehung zu dieser Kraft verhel- 
fen. Wer keine Musik in seinem Innern bat, der wird 
nimmermehr ein Tonkünstler werden. ([Ex ligno non fit 
Mercurius.3 — Eben so kann in dem einen Menschen die- 
ses, in einem andern ein anderes Talent entschieden vor- 
herrschen, oder der eine Mensch für diesen, ein andere 
Cor einen anderen Beruf eine aus seinem Inneren hervor- 
gehende Vorliebe hegen. Da wurde der Erzieher den ihm 
von der Natur gegebenen Fingerzeig verkennen, wenn 
er nicht auf die Ausbildung dieses Talents, auf die Vor- 
bereitung zu diesem Berufe, seine besondere« Sorgfalt 
richten wotlte. Vielmehr ist, was für den Arzt die Dia- 
gnose d^ Krankheiten, für den Erzieher die Erkeni^nifs 
der besonderen Eigenschaften des Zöglings, von welchen 
das Gelingen der Erziehung abhängt. -— Auch die mutb- 
marsliche Zukunft des Zöglings, die Verhältnisse , in wel- 
chen er dereinst im Staate oder in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft stehen wird , sind bei der Erziehung nicht 9kW^% 
ser Acht zu lassen« Wer in der Jugend an strengen Ge- 
horsam gewöhnt worden ist^ ist in der Fo%e berufen, 
selbst über Andere zu gebiethen, entweder ein zu stren- 
ger Qerr, ^} oder dqrch Unentschlossenheit zum Befehlen 



4) 04er im der altera par« Petri. (Der Name daker^ das Petraana- 
mus eine Logik sclirieb , deren »weiter TheÜ de laenlMe judi- 
candi handelte.) — Die Urtheilskraft kann man nur üben. Regeln^ 
die man erlerot , schaden leicht mehr ^ als sie helfen. Denn nun 
steigt^ wenn es zum Handeln kommt^ die Verlegenheit wegen der 
Wahl unter diesen Re^ln. 

5) ^lEufus diu manipularis^ dein centurio^ mox castris praefectus^ an- 
tiqnam duramqne mUitiam revocabat ^ vetns aperis ac laboris^ et 
eo immiUor quia toUraverat/^ TacU. Annal. I» 8(K 



Digitized by 



Google 



1» 

untaaglich. JSduaril VI, König von E^glmiil, streng er- 
TtOgen^ war ein schwacher Ffirrt '^ ^^^ einem Worte, 
wenn sich auch das Ideal einer Jugenderziehung entwer- 
fen läCät, so würde doch dieses Ideal nur in einer i^deellen 
Welt darstellbar seyn. Auf die wirkliche Welt angewen« 
det, würde es diejenigen, welche nach diesem Ideale er- 
;&Qgen worden wären, sogar untauglich für das Lehen 
machen. ^) 

Der Endzweck der Erziehung ist,^ den Menschen 
ü^n einem Wesen zu bilden, dessen Gesinnung, QunA des*- 

' sen Handluogs weise mithin ,3 ^it dem Sittgesetze, oder, 
was dasselbe ist, mit den Vorschriften der Religion, (^denn 
es giebt nur eine Religion, wenn auch viele Glaubens- 
lehren ,3 in Uebereinstimmung zu setzen« Wenn auch der 
alleinige Endzweck der Erziehung, begreift doch dieser 
Zweck alle die besondem SSwecke unter sieh, wekb^ i^ich 
a«s der Verschiedenheit der Kräfte und Anlagen des Men- 
schen ergeben. Eben so ist die Erziehung, indem sie je- 
nen Endzweck verfolgt, zugleich darauf gerichtet, dem 

« Menschen einen jeden — gebotenen oder erlaubten — Ge- 
brauch von seinen Kräften und Anlagen möglich ^u ma- 
ohen. — Allerdings können der Erziehung auch andere 
Zwecke in der Erfahrung zum Grunde liegen^ Zwecke, 



)) Tf;]. H* L. ww Mas er I Herr find Dlenef. Frltf. t75^. (ßütk — 
mU Unrecht -^ fM v^rg^ess^nes Bucji!) Ebena. politisohe Wabr- 
heiten. I^ 117. — In fler ^rsteren Schrift erklärt sich Moser 
ftastährllch gegeo die mllitftHsche Sreieftuog tfer Fdrsteakinder. 

4i) Ver^. über 6tm I^^^^l der JugeBderziehnag^: Roasseaa^ SmHe. 
iDiMi ihiQh m^94t «ugli^h eiA fileng«lls für die Uataoislicbkell «i^ 
jaer solche« drziebmig l«ir 4iß yi^irkUcbe W^t.) J. J. Wagoer^ 
Philosophie der Eraiehungskunst. Leipz. 1803. J. B. 6 ras er, 
Divinitit oder das IPrincip der einzig U'aftren Menscheiierffiehung. 
Hof 1811. r^ Die an sieh vonkoameisie Ericiehoag wirde die % oa^ 
l»4^poUltsch« Eraiehimg sejn« Es wird« z. 9. der BeHgiiMS»- 
erziebung die Yernnnftreügion «sum Grunde zu legen und tou den 
positiven Religionen dem Kinde nur eine geschichtliche Uebersicht 
EU geben seyn^ auf dafs dem Menschen in den Jahren der Unter- 
scheidung die vollste Freiheit der Wahl unter diesen EQ^gionen 
verbliebe. Aber sind die Menschen blos Weltbürger? 
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welche entweder jenen Endzweck nicht erschöpfen oder 
wohl selbst mit demselben in Widersprach stehn. Hier 
aber war nur von dem Endzwecke die Rede, welchen 
die Erziehung zu Folge der Bestimmung und Wurde des 
Menschen haben soll. 

Auch bei gewissen Thierarten giebt es etwas der Er- 
ziehung Aehnliches, erhalten die Jungen in gewissen 
Dingen Unterricht von den Alten. Dem Menschen ist Er- 
ziehung fast in einer jeden Beziehung ein Bedürfnifs. 
Denn er mufs fast einen jeden Gebrauch erlernen, den 
er von seinem Körper und von seinen Seelenkräften ma- 
chen kann und soll. 4^3 Ja noch mehr! der Mensch scheint 
mit einem Hange zur Welt zu kommen, welchen die Er- 
ziehung nicht etwa nur zu begünstigen, sondern sogar 
zu bekämpfen hat, — mit dem Hange zum Bösen. 
Wenigstens ist es eine Grund- und Hauptlehre des Chri- 
stenthumes, dafs sich eine Sünde, welcher sich einst die 
Ureltern des menschlichen Geschlechtes schuldig machten, 
auf einen jeden ihrer Nachkommen vererbe, dafs ein je- 
der einzelne Mensch, einem von Gott abgefallenen Ge- 
schlechte entsprossen, nur durch die Religion und durch 
eine den Lehren der christlichen Religion entsprechende 
Erziehung wieder mit Gott ausgesöhnt und vereiniget wer- 
den könne. Auch stimmen mehrere andere positive Re- 
ligionen, und namentlich alle die, welchen die Theorie 
der Seelenwanderung zum Grunde liegt, in der Lehre von 
dem ursprünglichen moralischen Verderben des Menschen 
mit dem Christenthume überein. Auf jeden Fall dürfte 
soviel als gewifs anzunehmen seyn , dafs ein jeder Mensch 
mit einem ihm angebomen eigenthümlichen Charakter zur 
Welt komme, d. i. dafs ein jeder Mensch bei dem Ge- 
brauche, den er von der Freiheit seiner Willkühr in sitt- 
licher Hinsicht macht, schon ursprünglich oder von Ge- 
burt einer ihm eigenthümlichen Regel folge, einer Regel, 



*) Eine fost einzeln stehende Ausnabme macht das Trinken des Kindes 
an der Brust der Mutter. 
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welche eben deswegen , weil sie eine dem Individuum, ei- 
genthim4iche Regel ist, von dem Sittengesetze mehr oder 
weniger abweichen müfs. Denn wie wäre es sonst er- 
klärbar, dafs Kinder, welche von denselben Eltern er- 
zeugt sind, welche unter denselben Verhältnissen und 
Umgebungen herangewachsen und welche nach denselben 
Grundsätzen oder Ansichten erzogen werden, dennoch 
schon frühzeitig einen so ganz verschiedenen Charakter 
an den Tag legend Können die Menschen einander dem 
Charakter nach ursprünglich gleich seyn, da sie ein-^ 
ander ihrer physischeii Beschaffenheit, d* i. dem Tem'pe- 
ramente nach von Geburt ungleich sind? 



ZWEITES HAÜPTSTÜCK. 

Von 
den Mitteln zur Erreichung des Endzwecfces der 



oder 
von den allgemeinen Regeln der Erziehungskunst. 

Man kann die Mittel zur Erreichung des Endzweckes 
der Erziehung auf zwei zurückfähren. Diese sind der 
Unterricht und die Erziehung in der engeren Be- 
deutung. Jener ist unmittelbar auf die Entwickelung 
des Verstandes oder des ErkenntniTsvermögens , diese 
unmittelbar auf die Verbesserung oder Veredlung des Cha- 
rakters gerichtet. (Man gebraucht nicht selten das Wort: 
Erziehung, wo nur vom Unterrichte die Bede seyn sollte. 
'Man. spricht z. B. von einer Nationalerziehung, weiln nur 
die Errichtung öffentlicher Unterrichtsanstalten in Frage 
stdit. Die Verwechselung kommt vielleicht auch daher, 
dafs de^ Unterricht, verglichen mit der Erziehung , in der 

» * Zachariäy t)om Staate. VI. , Ä 
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engeren Bedeutung, die leichtere Aufgabe der Erziehunga- 
kunst ist.3 

I. Von dem Jugendunterrichte* 
, Erste Regel: Der Unterricht mufs von der Be- 
schaffenheit seyn, dafs er durch die Selbst- 
thätigkeit des Schülers unterstätzt wird, 
— dafs er zu Folge der Bildsamkeit des Schülers 
der fruclitbarste seyn kann. 

Dab^er mufs der Unterricht z. B. (^sowohl seinen Ge- 
genständen als seiner Form nach^ auf das Alter des 
Schülers berechnet seyn. Das Gedüchtnifs ist im Kindes- 
alter besonders thätig oder empfänglich; darum eignet sich 
das Lernen in der engeren Bedeutung besonders für die- 
ses Alter. Dieselbe Geisteskraft steht unter Gesetzen, 
welche man den Gesetzen der Mechanik vergleichen kann. 
An diese Gesetze also hat sich die Methode des Elemen- 
tahmterrichtes anzulehnen. In demselben Lebensalter ist 
die (^produktive} Einbildungskraft besonders lebendig oder 
erregbar; vielleicht auch deswegen, weil sie noc^ nicht 
durch die Zweifelsucht des Verstandes afi dem Glauben 
an eine Wunderwelt gestört wird. ([Nichts ist dem Kinde 
so begreiflich, nichts schert ihm so natürlich zu seyn, als 
das Wunderbare. Wem ist es wohl in seinen Eindcrjah- 
ren beigefidlen, an der Wahrheit der Sagen zu zweifeln, 
weldjie uns die Mosaischen Schriften von der Schöpfui^ 
dßt Wdt und von der Sündfluth aufbewahrt haben? Der 
Unglaube, der alle Wunder läugnet, ist nur ein Kpnst- 
produkt.3 ,Was sich also in Mährchen oder Fabeln u. s. 
w, einkleiden läfst, a. B. die Yorschriften der Sittenlehre«, 
die l^^eln d^r Klugheit, wird man am besten in diesem 
die Einbildungskraft ansprechenden Gewände depi Kinde 
mittheilen. — So wie der Mensoh heranwächst, treten in 
ihm andere Geisteskräfte in den Vordergrund, muTs mit- 
hi^ mih mit den Gegenständen und mit der Methode des 
ljQterr|ehtes eine Veränderung vor sich gehn. Zugleich 
ist nun der Unterricht mit der künftigen Bestimmung dep 
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Bfensehen, mit der Lebensart, welche der Mensch zu wäh- 
len gedenkt, in dne genauere Verbindung zu setzen. Ist 
es bei dem Unterrichte z. B. auf eine wissenschaft- 
liche Bildung abgesehen, so ist wieder zwischen deni 
früheren und dem reiferen Jünglingsalter ein Unterschied 
zu machen. In jenem ist der Unterricht der zweckmäfsi- 
gere, welcher die Kultur der 6e^;teskräfte überhaupt be-» 
zweckt, der Unterricht, welcher zum Studium der Wis- 
senschaften , als solcher , vorbereitet. Dieses aber ist 
dem reiferen Jünglingsalter vorzubehalten. (l)arum ver- 
dient die Stimme derer Gehör, welche, mit Rücksicht auf 
den heutigen Stand der Europäischen Kultur, den Rath 
ertheilen, zwischen dem Schul- und dem Universitätsun-' 
terricht eine scharfe Scheidlinie zu ziehn, zwischen dem. 
Unterrichte in den alten Sprachen >3 ^uid dem in den Wis- 
senschaften« Für diesen Unterschied spricht auch der 
Umstand, dars, wenn man die Wissenschaften schon auf 
Schulen gekostet hat, der Universitätsunterricht leicht den 
Reitz der Neuheit verliert^ Jcjioch ist in keinem Lebens-» 
alter die Pflege der Einbildungskraft zu vernachlässigen* 
Denn diese Geisteskraft ist zugleich das Prinzip des gei- 
stigen Lebens überhaupt. ^3 ^^^ einem andern Grunde 
frommt der Unterricht in der Mathematik eben so wohl 
dem Kindes-^ als dem Jünglingsalter. 

Zu Folge der in Frage stehenden Regel kann femer 
der Unterricht , sein Gegenstand sey welcher er wolle , 
nur in dem Grade gelingen, in welchem er theils durch 
die Anlagen, theils durch die Neigung des Schülers un- 
terstützt wird* Darum ist auch umgekehrt das Gelingen 
eines jeden Unterrichts durch die Individualität des Leh- 



1> Mit Becht nennen wir die Griechen and di^ Romer vorzugsweUe 
oder «chlecbthin die ^^Alteo^^. — Eine besondere Bedeutung hat die 
BelcanntischafI mit den Schriftstellern jener vaUcer in denjenigen 
Staaten ^ deren Verfassung auf dem Reprftsentativsysteme beruht 

3) Die Theilnahme , mit welcher die Araber ihren BfährdienerzäUem 
zuhören^ erklärt vieUoich^ noch nian<^e andere Bigenlhumlichkei- 
ten des Charakters der Nation. 
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rers bedingt Vergeblich ist daher die Hoffiaung, öffent- 
liche Schaleil und Unterrichfsanstalten durch Gesetze 
in einen blähenden Zustand versetzen zu können. Schul- 
ordnungen, die aufs Einzelne eingehn, .schaden leicht 
mehr, als sie nützen. Sie ersetzen in den Lehrern nfcht 
den Mangel an Talent und Kenntnissen; wohl aber ver- 
hindern sie die besseren Lehrer, von ihren Einsichten und 
Erfahrungen Gebrauch zu machen. Oft verleiden sie die- 
sen auch die ohnehin mähselige Arbeit. 

Zweite Regel: Der Unterricht muTs den Lehr- 
ling zur Selbsttjhätigkeit veranlassen und 
auffordern.' 

Dieser Regel entspricht z. B. die Methode des wech- 
selseitigen Unterrichts, eine Art des Unterrichts, deren 
' Werth in Deutschland vielleicht nicht hoch genug ange- 
schlagen worden ist. Zn Folge derselben Regel hat der 
Lehrer, wenn seine Schäler im Kindesalter stehn, den 
Unterricht, den er ihnen ertheilt, durch häufige Fragen 
zu unterbrechen. Eben so kann daher der Lehrer nicht 
frühzeitig genug den Privatfleifs seiner Schüler durch 
schickliche Aufgaben, (_zu welchen jedoch nicht blos me- 
chanische Arbeiten gehören,} in Anspruch nehme«' u. s.w. 

IL Von der Erziehung in der engeren 
Bedeutung. 

Die Tugen'üst nicht ein Wissen, sondern ein Wol- 
len. Sie besteht iu einer dem Sittengesetze entsprechen- 
den Gesinnung und in der Beharrlichkeit bei dieser Ge^ 
sinnung.^ Sowohl jene Gesinnung als diese Beharrlichkeit 
können aber nur der freie Entschlufs, nur die That der 
Willensfreiheit des Menschen seyn. Wie ist daher dne 
Erziehung in der engeren Bedeutung möglick? d. i. wie 
kann es der Erzieher dahin bringen , dars der Zögling 
jenen Entschlufs fasse und denselben'in Vollziehung setze? 

Der Zweifel ist nicht neu. Schon die Griechischen 
1^ eltweisen foeschattigten sich mit demselben, indem sie 
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die Frage anfwarfen^ ob die Tagend gelehrt ttnd erlernt 
werden könne. "^ Derselbe Zweifel hat besonders auch 
in der christlichen K^irche — in der Lehre von der Recht- 
fertigung der Menschen vor Gott — Veranlassung zu ei- 
nem noch fordanernden Streite gegeben. Da ist er in die 
Frage eingekleidet worden: Kann der Mensch seine Hei- 
ligung (den Sieg über den ihm angeborenen Hang zum 
Bösen3 und mithin seinen Anspruch auf die Freuden ein^ 
nndern Wdt sich selbst oder nur der Gnade Gottes (^oder 
einem Wunder) verdankend (Nicht ohne Grund wird 
diese Frage als entscheidend für die gesammte Christus- 
lehre betrachtet) 

Zwar, käme es bei der Erziehung Mos auf Legali- 
tät, d. i. blos darauf' an, die Handlungsweise der Men- 
schen mit ihren Pflichten äufserlich in Uebereinstim- 
mnng zu setzen, so würde die Möglichkeit, diese Auf- 
gabe der Erziehung zu lösen, kaum irgend einem Zweifel,, 
wenigstens im Allgemeinen, unterworfen seyn. Wie weit 
es in dieser Hinsicht die Erziehung bringen kann , zeigt 
z. B. die Kastenverfassung. *) Aber von der Erziehung) 
^von der Erziehung, die allein diesen Namen verdient, 
wird mehr gefordert. Diese ist auf das Innere des Men- 
schen, auf seine Gesinnung^ zu richten. 

Ungeachtet und unbeschadet dieser Zweifel kann 
gleichwohl die Erziehung einen , wenn auch nur mittelba- 
ren oder indirekten, Einflufs auf die Verbesserung oder 
Veredelung des Charakters des Menschen haben. Denn 
sie kann der moralischen Wirksamkeit der Willenskraft, 
den Willen als eine Kraft des menschlichen Geistes über- 
haupt betrachtet, zu Hülfe kommen. Sie kann dem Wil- 
len diesen Beistand um so mehr leisten, da in dem Men- 
schen ein Seelenvermögen auf das andere und eben so 
der Körper auf die Seele einwirkt. — Hiernach ist die 



1) S. Plato in Protagöra und Aeschinis dial. An virtas doeerl 
possit. 

0) S. oben Band I. 8. 40. 
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ernte Regel iler Erziehung die: Die Erzielittii|^ 
. kann und soll die Willenskraft (Runter wel- 
cher hier jederzeit ^hs Vermögen des Menscheü^ 
seine Gesinnung mit dem Sittengesetze in Ueber- 
einstimmiing zu setzen^ verstanden wird, 3 ^^^ 
Thätigkeit veranlassen^ — sie kann und 
soll das Gewissen des Menschen wecken^ 

Die Erziehung kann diesem ihren Berufe Genüge lei- 
sten, indem sie den Zögling einer Zucht (ferner Dis- 
ciplin3 unterwirft, von Lob und Tadel, von Belohnungen 
und Strafen Gebrauch macht. — Zugleich wird durch die 
vorliegende Regel oder durch das Wesen einer Sitten««* 
Zucht, wann und wie die Erziehung von dem einen oder 
von dem andern Mittel Gebrauch zu machen habe, be- 
stimmt' Selbst im Loben und (^noch mehr3 im Belohnen 
soll der Erzieher sparsam seyn, damit sich nicht, was 
|iur die Folge einer pflichtmäfsigen Handlungsweise seyn 
soll, in den Augen des Kindes in den Grund, pflicht- 
m&fsig zu handeln, verwandle. Auch giebt nur das Ver«- 
dienst, und nicht der Erfolg einen Anspruch auf Lob oder 
Belohnung. Eben so ist bei dem Bestrafen nicht der Un- 
terschied zu übersehen , welcher zwischen den Strafen zur 
Zucht und denen zur Sicherung gegen eine gesetz-* 
widrige That zu machen ist'^J ^^^ Staat kann nöthi- 
genfalls auch zu den äufeersten Mitteln greifen, um laich 
und seine Unterthanen gegen Vergehungen zu sichern; 
das Interesse des Sträflings ist nur die zweite Rücksicht, 
welche der Staat bei der Wahl der Strafe, die er yer-^* 
hängt, zu nehmen hat* Disciplinarstrafen lassen sich da^ 
gegen, sowohl was ihre Qualität als was ihre Quantität 
betrifft, nur mit dem Interesse des, Sträflings rechtferti* 
geut Sie sollen nur ^Is die Folgen einer pflichtwidrigen 
Handlung die Pflichtwidrigkeit der Handlung selbst ein- 
leuchtender machen. Alle die Strafen also, welche der 



^} In diesem Sinne anterscheidel das Recht der katholischen Kirche 
poenas Medicinales •— rindicativas. 
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Gesimdbdt einen Nachthefl sTiufagen, ferner aHe die Stra- 
fen ^ Welche, indem sie deii Mensehen ili sefaien eigenen 
AiBgen oder in den Angen anderer Menschen herabwür- 
digen, den Charakter verschlechtem, anstatt ihn zu ver- 
bessern, ^3 lassen sich als Zuchtstriifen nicht vertheidi- 
gen. Vergeht sich das Kind in dem Chrade, dafsmit ei- 
ner Zachtotrafe nicht anscnreichen ist, so haben sich die 
Eltern wegen einer zu ergreifenden härteren MafJsregel 
an die Gerichte zti wenden. Jedoch haben alsdann die 
Eltern die Termuthung for sich, dafs sie nicht ohne Grand 
die HMfe der Gerichte angerufen haben. ^3 

Die Hauptsache ist, dafs man das Kind nicht ohne 
N th strafe. Denn vor allen Dingen soll man gegen das 
Kind gerecht seyn. Woraus insbesondere auch folgt, 
dafs man die Freiheit des Kindes, nach Lust uAd Belie- 
ben zu handeln, so wenig als möglich durch Verbote. zu 
beschränken habe, (parch ein Verbot ist die 8dnde in 
dte Welt gekotnofenlj Selbst eine Oefehr, welcher sich 
das Kind ausset;2t, wenn es nach seinem Muthwillen han- 
deln darf, oder ein Schade, welcher daraus für Andere 
entstehn kann , ist nicht schon für sich ein hinreichender 
Grund, das Kind, in jener Freiheit zu beschränken. Denn 
in die andere Wagschale ist allemal der Vortheil zu le- 
gen, Weichendem Mensdien ein selbstständiger und fester 
Charakter gewährt. Zu diesem aber kann der Mensch 
nur nnter der Bedingmig gelangen, diafs er sich selbst 
iii dem Gebrauche seiner Freiheit versucht. Vergeblich 
würde man hoffen, dafs die Lefiren dier Geschichte oder 
dafs Erfahrungen, welche von Andern gemacht worden 
sind, die. Stelle der eigenen firfafailiiig ersetzen könnten. 
Denn nur das, was der Mensch selbst erfahren hat, spricht 
in der Erinnerung nicht blos zu seinem Verstände, son-' 



8) Geboren Schldge in diese Kategorie? Wenigstens von den Schlä- 
gen^ die eine Mutter austlieilt^ kann man sagen : Paete, non doiet. 

8) Auf dieser Vermiithung lierohen die Anomalien^ welche das ge- 
richtliche Verfahren wegen einer Ankli^e dieser Arl au hahea 
pflegt. S. s. B. den Code civ. des Fr. Arl. 875 ff. 
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dem zugleich zu seinen) Gefähle. *} Wie klug mfifiste 
sonst die Europäische Menschheit schon jetzt seyn, da 
sie die Geschichte so vieler Jahrhunderte benutzen kann? 
— Man sollte also dem Kinde nicht ([wie man sich wohl 
ausdrückt ,3 den Willen brechen, sondern ihm vielmehr 
allen Willen' lassen. Warum das Kind z. B. weisen ei-*> 
ner Handlung des blosen Muthwillens strafen? oder selbst 
wegen einer Unart? Es wird, in reiferen Jahren^ seine 
Thorheit selbst belachenl Oder warum. das Kind schelten 
oder strafen, wenn es weint? soll es lachen, wenn ihm 
nicht wohl zu Muthe ist? Oder warum das Kind auf ein 
ge^visses Mafs im Essen und Trinken beschränken? Wird 
das Kind nicht durch Leckereien gereitzt' oder durch ein 
Verbot zum Ungehorsam verleitet, (die Mütter wollen 
immer wissen, wenn das l^d gesättiget sey,3 so iüsit 
und trinkt es, wie das Thier, bis es satt ist. Vor allem 
gestatte man dem Kinde, ja veranlasse man das Kind, *) 
seine Körperkraft zu versuchen, zu laufen, zu springen, 
zu klettern, zu turnen. Es wird desto besser gehorchen, 
je- mehr es sich austollen kann. Ist es doch auch den 
Erwachsenen Bedürfnifs , die Fesseln der Zucht und Ord- 
nung, von Zeit zu Zeit abzustreifen. So hatten die Rö- 
mer ihre Saturnalien, so haben die Christen ihre Fast- 
nachts -Lustbarkeiten oder Thorheiten. Pie Jahre -der 
Kindheit aber sind die Satumalien des ganzen Lebens ; 
wehe dem, welchem diese Zeit der noch sorglosen Freude 
verkümmert worden ist! Dabei furchte man nicht, dafs 
das Kind, sich selbst und seinem Muth willen überlassen, 
zu Schaden kommen werde. Der Trieb der Selbsierhal-^ 
tung wirkt in dem frühesten Alter des Kindes gleich als 
ein Instinkt QEr ist der -Engel des Kindes! 3 £ben so 



1) Daher tagt das Sprächwort: Bin gebranntes Kind furchtet das 
Feuer. 

a) Nicht früh geoug kann man das Kind^ (jedoch ist hier überhaupt 
vorzugsweise von Knaben die Rede^) z. D, in ]9chwininien und im 
Schlittschuhlaufen üben. 
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ist es V wie schein Democritns bemerkte, '} rathsam, dem 
Uißie schon frühzeitig Geld in die Hände zu gebm^ ihm 
z. B. ein bestimmtes (^mit zntiehnfenden Jahren za erhö- 
hendes^ Wochengeld ausznsetzen. Dian kann nicht wirth- 
schaften lernen, wenn man nichts hat, womit man wirth- 
sdiaften kann/ Wie in dieser Beziehung , so ist auch 
sonst bei der Erziehung nichts so sehr zu vermeiden, als 
ein plötzlicher Uefoergang von der Abhängigkeit zur Frei- 
heit. (Wie manche junge Männer gehen auf Universi- 
-iäten um deswillen zu Grunde, weil sie nicht schon auf 
Schulen gelernt haben, sich zu beherrschen. Was die 
frühere Erziehung verschuldet hat, wird dann den Uni- 
versitäten zur Last gelegt! 3 

Allemal aber wird die Zucht, welche durch Beloh- 
nungen und Strafen das Gewissen des Zöglings weckt ,r 
ihren Zweck um^ so mehr unvollkommen erreichen , wenn 
ihr nicht die Furcht Gottes zu Hülfe kommt >3 Di^^ 
ist der Grund- und Schlufsstein der Sittenzucht. Denn 
die Stimme des Gewissens ist die Stimme Gottes im Men- 
schen, und di^ Stimme Gottes ist die Stimme des Ge- 
wissens, verwandelt in eine äufssre Stimme, gesteigert 
zu der Stimme eines schlechthin vollkommenen Wesens. 
Daher der geheimniPsvolle Bund, welcher zwischen Tu- 
gend und Gottesfurcht im inneren und im äufseren Leben 
der Menschen besteht. — Nun scheint zwar Gottesfurcht 
nicht das Werk.' der Erziehung, sondern nur die Frucht 
des eigenen 'freien Entschlusses des Manschen seyn zu 



1) S. Stobaei eclpg. N. 81. 

8) Vnd, unter der Voraussetzung einer positiven R'elfigion^ der Geist 
dieser Relijgion. Ihr Geist , besonders in Beziehung auf die Fra- 
gen: Giebt es nach diesem Leben noch ein anderes? — Wie kann 
sich der Mensch einen Anspruch auf die Freuden eines anderen 
Lebens erwerben? wie mit Gott versöhnen? — Ist Selbstmord er- 
laubt? (Die Romer betrachteten den Selbstmord wie das Ablegen 
6ine& Gewandes. Andere Ansichten hat das Christenthura verbrei- 
tet. Vielleicht ist keine andere Lehre für den poliüschen Charak- 
ter des Christenthumes von so entsclieidender Wichtigkeit^ als ge- 
rade diese.) 
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können. Aber es hat mit der Religion dieselbe fiewand-* 
nife , wie mit der Sprache. (l)ie Ildigion ist ja eine 
Sprache 9 die Sprache der Herzens mit Gott^ Die Ahn«- 
' dong einer übersinnlichen Welt, dte Ahndnag eines Schö- 
pfers und Herrns aller Dinge ist iem Menschen eben so 
angeboren, wie das Talent zu sprechen* Daher giebt 
es auch kaum irgend einen Menischenstamm , welcher nicht 
an das Daseyn übermenschlicher Wesen und Mächte 
glaubte ,*3 ®^ grofs auch die Verschiedenheit der Meinun- 
gen und der Gebräuche ist, in welchen sich dieser Glaube 
bei den verschiedenen Nationen und Yilkern der Erde 
äursert. Ja Alles hat der Mensch mit dem Thiere gemein, 
selbst Tugenden und Laster. Nur die Religion ist das 
ausschliefsliche Eigenthum der Menschheit, unterscheidet 
den Menschen allein wesentlich von dem Thiere. So wie 
mih aber das Talent des Menschen zu sprechen nur in 
der Gesellschaft, nur im Umgange des Menschen mit We- 
sen seiner Art oiTenbart und entwickelt, so gilt dasselbe 
auch von der Erkenntnirs und v<on der Furcht Gottes* 
Was nun in den Menschen schon die Frucht vo& ihrem 
Zusammenleben in grörseren oder in kleineren- Gesell^ 
Schäften ist, das kann in ihnen noch mehr oder noch ge- 
wisser durch Erziehung planmäfeig bewirkt werden. 

Zweite Befiel: Die Eri^iehung kann ^nd soll 
die Hindernisse beseitigen oder sehwä- 
chen, welche der Wirksamkeit der Wil- 
lenskraft im Wege stehn. 

Ein Bettel, von welchem die Erziehung zur Errei- 
chung dieses Zwecks Gebrauch machen kann und Ge- 
, brauch zu machen hat , ist z.B. der Unterricht in den 
Künsten und Wissenschaften. Didicisse fideliter 
artes emollit mores nee sinit esse feros. Die Akgriechi- 
schen Schriftsteller betrachteten den Unterricht besonders 
auch aus diese^m Standpunkte. Sie erforderten zur Er- 



*) Oic. de natuTA dtorom. I> 16. 
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Ziehung den Unterrielit ük dear Gymnastik, damit ier 
Körper abgehärtet und der Yemanft die Herrsdiaft Aber 
das Gemüth erldchtert werde, — den Unterricht JR der 
Masik, ([welcher je^cfa zi^^eich Gegenstände omfafste, 
welche jetzt nicht ont^ demselben begriffen si|id,3 da- 
nut die Vernunft zor Herrschaft über das Gemäth gelange, 
— den Unterricht in den Wissenschaften, damit dar 
Mensch den richtigen Gebranch von dieser Herrschi^ 
mache. ^^ 

Dem hier in Frage stehenden Zwecke der Erziehung 
gereicht schon die Civil isation, zn welcher ein Volk 
gelangt ist, zum Yortheile. Wo der Staat durch die 
Strafgerechtigkeite^flege und durch andere Mittel den 
Ausbrüchen tfaierischer Rohheit Ziel und Mafs setzt, kann 
sich die Stimme der Vernunft desto leichter Gehör ver- 
schaffen* Jedoch ist der Gewinn, welchen die Sittlich- 
keit eines Volkes von seiner CivilisatiOn zieht, häufig 
oder fast immer auch mit einem gleichartigen Verluste 
yerbunden. Warn z« B. in Frankreich in dem Departe- 
ment der Seine (in Paris3 Vergehungen gegen, die Per- 
son auch seltner sind, ids in dem Departement Korsika 9 
SO tritt dagegen, was Vergehungen gegen das Eigenthun 
betrifft, das gerade entgegengesetzte Verhältnifs zwischen 
diesen beiden Departements ein. Ein Englischer Richter 
(]Best3 machte die Bemerkung , dafs in denjenigen Graf« 
Schäften Englands, in welchen das Boxen üblich sey, 
Verbrechen aus Hinterlist vergleichungsweise seltner ver- 
übt wurden. Auch seheint in England die Zahl der Ver- 
letzungen durch Stichwunden in dem Verhältnisse zuge- 
nommen zu haben, in welchem die Obrigkeiten den F|tust- 
kämpfen, insbesondere denen um einen Preis, gedteuert 
haben. Besonders die Polizei vergifst nur zu oft über 
das näher liegende jedoch kleinere Uebel das entferntere 
gröfsere. 



♦} Hochheimety System der Griecirischeo Pädagogik. Gott. 17S8. 
V. Sde. I, 1 ff. ir^ 840. 
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Dritte Regel: Die Erziehung kann und soll 
von den^ 8chati&- und Hälfsmitteln der 
SittIichkei^, welche der Mensch schon 
der Natur verdankt, planmäfiig einen 
der S^ittlichkeit fördi^rlichen Gebrauch 
machen. • 

Die Natur, welche den Menschen mit der Freiheit 
der Willkühr ein so gefährliches Geschenk machte^ hat 
zugleich für die Verminderung der Gefahr die mannigfal- 
tigsten und verschiedenartigsten Vorkehrungen getroffen» 
— Zu den Mitteln, aufweiche laich die vorliegende R^gel 
bezieht, gehört zum Beispiel: 

Die Liebe der Eltern zu den Kindern und die 
Erwiderung dieser Liebe durch die Kinder* 
Wie würde es wohl mit dem Menschengeschlechte in sitt- 
licher Hinsicht stehn, wenn die Natur dieses Band der 
Liebe z\^schen Eltern und Kindern nicht geknüpft und 
durch dasselbe nicht den Grund zur Ehe und zu der Yer- 
bindung unter Verwandten gelegt hätte? Sey es auch, 
dafs jenes Band zugleich mit dem EgoismHS der Menschen 
zusammenhängt, so ist doch die Tugend einem jeden 
Egoismus verwandt, welcher seine Befriedigung nur im 
dem Wohle Anderer finden kann.*3 — Ins besondere 
entspricht das Verhältnifs zwischen Eltern und Kindern, 
wenn es seiner naturgemäfsen Beschaffenheit treu bleibt, 
dem Zwecke der Erziehung auch in so fern, als es die 
Bildung des Kindes unter den Einflufs beider Geschlech- 
ter, des Vaters und der Mutter, stellt und so vol* der 
Gefafir einer Einseitigkeit bewahrt, welche mit dem 
Zwecke der Erziehung vorzugsweise in Widerspruch 
steht. Bei einer Nation, bei welcher sich^ (^wie bei den 



*) Weno man durch manche Erscheinungen veranlarst werden könnte^ 
an der Menschheit zu verzweifeln^ so braucht man sich nur an 
die vielen Beweise von der Allmacht der iMutterBebe zu erinnern, 
um sich mit der Menschheit wieder auszusöhnen. Wie oft opfer- 
ten schon Mutter ihr eignes Leben ^ um das ihrer Kinder zu retten? 
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Beduinen,} der Antheil der Mutter an der Erfeiehnng der 
^aben auf das früheste Lebensalter des Kindes be« 
schränkt, wird der Charakter der ^Männer fast unaus- 
bleiblich eine gewisse Rohheit und Härte annehmen. Die 
Sitten und Gewohnheiten einer solchen Nation werden 
2war unveränderlicher, aber nicht menschUch/^r seyn. 

Die Geschlechtsliebe. — Wie es verschiedene 
GeschlecMer giebt, so giebt es auch Tugenden, wdche 
allein oder vorzugsweise Tugenden des einen oder Tu- 
genden des andern Geschlechtes sind. In der Geschlechts- 
liebe liegt eine Aufforderung, diese Tugenden zu üben. 
Denn die Geschlechtsliebe setzt auf diese Tugenden einen 
Preis- Doch ist es andererseits eine besonders dringende^ 
Aufgabe der Erziehung, den Y erirrungen des Geschlechts- 
triebes vorzubeugen. 

Die Ehr - und R^hmliebe. — Denn ihr liegt die 
Achtung für die öffentliche Meinung zum Grunde. Diese 
Achtung aber ist nicht nuir wegen des- Zusammenhangei», 
in welchem sie .mit der ^Achtung des Menschen für sich 
selbst steht, sondern auch in sofern der Sittlichkeit for- - 
derlich, weil sie das Urtheil des Menschen über den Werth 
seiner Jftandlungen von der Allgemeingültigkeit dfeses 
Urtheils abhängig macht, weil eine Handlung, die allge- 
niein gebilligt wird, in der Regel durch ihre Gemeinnüz- 
zigkeit diese Billigung verdienen mufs. Zwar kann die 
öffentliche Meinung auch irren. (Und sie irrt besonders 
häufig in dem Urtheile über die Grofsthaten der Eroberer.^ 
Doch diese Einwendung gilt der Ehr- und Ruhmliebe 
nicht als einem Mittel der Erziehung. 

Der Trreb zur Njachahmung; wenn auch nur un- * 
ter der Voraussetzung, dafs das Kind gute Beispiele 
vor sich hat. Darum ist es für den Erfolg der Erziehung ' 
von so entscheidender Wichtigkeit , das Kirjd vor schlech- 
ter Gesellschaft zu bewahrte. Darum verfehlt die Erzie- 
hung ihren Zweck so leicht, wenn die Eltern selbst, z. B. 
weil Zank und Hader unter ihnen herrscht, nicht nachahr 
mungswerthe Vorbilder sind. Bei noch ungebildeten Völ- 

^ - Digitizedby LjOOQ IC 
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kerdchaften scheinen, allen Nadiricbten nach, die Nach- 
kommen selten oder nie aus der Art zh schlagen. Und 
warum? weil ste sich selbst überlassen und unter Men- 
schen heranwachsen, unter denen noch nicht die Ungleich- 
heit und die Spaltung unter den Individuen eintritt, welche 
sich bei gebildeteren Völkern offenbart. 

Endlich, die Liebe zur Reinlichkeit Sollte sie 
den Menschen auch nicht angeboren seyn , so ist sie doch , 
nachdem sie sich einmal aus andern dem Menscheii ange- 
bornen Neigungen, fzu welchen insbesondere die Ach- 
tung des Menschen für sich selbst uud für Andere ge- 
hört ,3 entwickelt hat, eins der wirksamsten Mittel, von 
welchem die Erziehung in dem Interesse der Sittlichkeit 
Gebrauch machen kann. *^ Denn sie erinnert den Men- 
s<{hen, sowohl zu Folge ihres Ursprungs, als durch die 
symbolische Bedeutung der äufseren Reinlichkeit, an die 
Reinheit der Gesinnung, deren er sich zu befleifsigen, 
oder wenigstens an den Anstand, welchen er in seinem 
Betragen zu beobachten hat. Die Macht , welche sie über 
das Gemüth der Menschen ausüben kann, offenbart sich 
vielleicht am auffallendsten durch die Strenge, mit wel- 
cher so viele Völker nber den Unterschied b&lten, den sie 
zwischen reinen und unreinen Speisen machen. Man geht 
daher wohl nicht zu weit, wenn man die gröfsere oder 
geringere Sorgfalt, welche ein Volk auf Reinlichkeit, 
besonders auch auf das Reinhalten öffentlicher Orte und 
Plätze, verwendet, als einen Mafsstab für die Sittlichkeit 
des Volks betrachtet. Hätte die christliche Religion auch 
kein anderes Verdienst um die Menschheit, als dars sie, 
jeden siebenten Tag heiligend, ihre Bekenner auffordert 
und veranlarst , an diesem Tage auf die Reinlichkeit ihres 
Körpers und ihres Anzuges eine besondere Sorgfalt zu 



*) Das Kind hat sich dem Zustande der Thierheit erst dann voUstän- 
dig entwunden^ wenn es lachen^ — sprechen^ — aufrecht geben 
— und gewisse Bedürfniss« mit ReinUchkeit zu befiriedigen ge- 
lernt bat. 
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verwenden , so würde doch schon dieses Verdienst grob 
^enu^ seyn. 



DRITTES HAÜPTSTÜOK. 

Vebergang zu der SlaaUermehungslehre. 

Die allgemeine Erziehongslehre betrachtet die Er- 
Kiehnng nur dem Zwecke nach, der in dem Wesen der 
Erziehang liegt; sie legt bei den Regeln, die sie auf- 
stellt, nur die Natur des Menschen überhaupt zum Grunde« 
Sie geht also nicht auf die Fragen ein, Wem die Pflicht 
zur Erziehung obUege oder das Recht zAr Erziehung zu- 
stehe? und welchen Einflufs die Verschiedenheit derer, 
welche zur Erziehung verpflichtet oder berechtiget seyn 
können, auf- die Anwendbarkeit oder Modifikation der all- 
gemeinen Grundsätze und Regeln der Erziehungslehre 
habe? 

Dagegen ist die Aufgabe der Staats erziehungslehre 
die: Da, wie oben in der Einleitung gezeigt worden ist, 
dem Staate das Recht zusteht, für die Erziehung des 
Volks Sorge zu tragen, — von welchem Umfange 
ist dieses Recht des Staates? und nach welchen 
Grundsätzen und Regeln bat der Staat dieses 
sein Recht auszuüben? Die Erziehung, wenig^stens 
die JugendeirziehuBg, ist nicht ausschliefslich die Ange- 
legenheit Ae^ Staates , sondern eben so wohl, ja in der 
ersten Reihe, die Angelegenheit dei" Eltern. Wie ver- 
hält sich nun das Erziehongsrecht des Staates zu dan 
der Eltern. Die Erziehung steht ferner, als eine Ange- 
legenhdi des Staates, unter dem Einflüsse aller der, Ur- 
sachen, aaf welchen die Verschiedenheit der Staaten, 
überhaupt beruht« Wie wirkt nun die Verschiedenheit 
dieser Ursachen auf die Maisregeln ein, welche der Staat 
für die Ehsiehung des Volksi ergreifen kann und soll? 

Zur Beantwortung der Aufgabe der Staatserziehungs- 
lebre kann man zuvörderst z weiHauptsysteme aufstel- 
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len: das System der Freiheit des Volks (d. L der 
einzelnen Mitglieder des Cremeinwesens) indendieEr<- 
Ziehung betreffenden Angelegenheiten, und 
das der Bevormundung des Volks in denselben 
Angelegenheiten. ([Eine ähnliehe Verschiedenheit 
. der Systeme kommt in der Volkswirthschaftslehre vor* 3 
Nach dem ersten Systeme ist die Erziehung der Jugend 
die Sache der Eltern und derer, von welchen die Eltern 
dem bürgerlichen Rechte nach nöthigenfalls zu vertreten 
sind; übrigens mit dem Vorbehalte, dafs sich der Staat 
in gewissen Fallen oder Beziehungen auch der Jugend- 
erziehung — ausnahmeweise und aus besondem Gründen 
— unmittelbar unterziehen kann. Nach demselben Systeme 
bleibt es den Erwachsenen lediglich und allein überlas- 
sen, für die Ausbildung der Anlagen und Kräfte ihres 
Körpers und Geistes selbst Sorge zu tragen , wenn auch 
mit demselben Vorbehalte. In der Regel beschränkt 
sich das in Frage stehende Recht des Staates nach die- 
sem Systeme darauf, sowohl die Eltern in dem Rechte , 
ihre Kinder zu erziehen, als die Erwachsenen in der Frei- 
heit der Selbsterziehung zu schützen. — Nach dem zwei- 
ten Systeme ist die Erziehung, sowohl die der Jugend als 
die der Erwachsenen, wenn man anders dieses System' 
bis zu seinen äufsersten Resultaten verfolgt, lediglich und 
allein die Angelegenheit des Staates, jedoch so, dafs auch 
dieses System dem Staate gestattet, aus besonderen Grün- 
den Ausnahmen von der Regel zu machen. — JDiesem 
zweiten Systeme können wieder zwei von einander we- 
sentlich verschiedene Rechtstheorien zur Grundlage die- 
nen; "^3 ^^^ 3^ nachdem ihm die eine oder die andere die- 
ser Theorien zum Grunde gelegt wird, führt es wieder 
zu verschiedenen, wenn auch einander verwandten, jfte- 
sultaten. Man kann, unter der Voraussetzung dieses Sy- 
stems, das Hoheitsrecht der Volkserziehung entweder (^nach 
den Grundsätzen des weltlichen oder des Vernunftrech- 



^} S. oben Band I. S. 14 ff. 



I 
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teid^^^^ ^^^ Interesse des Staates oder man kann es^ 
([nach den Grundsätzen des g'eistlichen Rechts und mit 
Bncksicht auf eine bestimmte Offenbarung^ unmittelbar aus 
dem Zwecke des Staates ableiten. 

Die Verschiedenheit dieser Systeme läfst sich auch 
so darstellen: Man kann bei der Bekundung des in Frage 
stehenden Hoheitsrechtes, (wie bei der Begründung der 
Staatsgewalt überhaupt,) entweder von dem Verhunft- 
rechte oder von dem geistlichen Rechte ausgehn. In dem 
ersteren Falle gelangt man entweder zu dem Systeme der 
Freiheit der einzelnen Mitglieder des Gemeinwesens in 
den die Erziehung betreffenden Angelegenheiten oder be- 
dingungsweise , d. i. wenn diese Freiheit mit dem Inte- 
resse des einen oder des andern in der Erfahrung gege^ 
benen Staates unvereinbar ist, zu dem Systeme der B^^ 
vormundung des Volks in denselben Angelegenheiten. 
Eine Offienbarung, welche zugleich eine vollständige 
Rechtsgesetzgebuifg enthält, fuhrt schlechthin uncl allein 
zu diesem letzteren Systeme. 

Indem ich jetzt diese drei Systeme nach einander in 
nähere Betrachtung ziehen werde, werde ich mich jedoch 
nicht über die Begründung derselben verbreiten. Denn' 
ich mnfste sonst auf die verschiedenen (schon im ersten* 
Baride angeführten) Ansichten zurückkommen, weldite^ 
man von dem Rechtsgrunde der Staatsgewalt überhaupt 
haben kann. Sondern es wird sich die folgende Unter- 
suchung theils auf die verschiedene Belischaffenheit der Er- 
ziehung ^ je nachdem die Staaten von d^m einen oder von 
dem andern dieser Systeme ausgehen , theils auf die Ur- 
sachen beschräniißn , aus welchen in dem einen Staate 
diesei? in einem andern ein anderes System der Erziehung 
in Anwendung gebracht wird. — Eine von diesen Ursa- 
chen, die Hauptursache, liegt übrigens in der Verschie- 
denheit, welche unter den in der Erfahrung bestehenden 
Staaten in Beziehung auf den Geist ihrer Verfassungen 
eintritt. Denn auch in der vorliegenden Beziehung kann 
Zächariä, vom Staate. VI, 3 
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nicht eii^ jede Staatsverfassung d^in tirnodaatze der recht- 
Vcben Freiheit huldigen. Das entgegengesetzte Princip 
«her kann, je paehdem die Staatsverfassung beschaffen 
ist, hier strenger, dort milder, hier so, dort anders in 
Vollziehung zif setzen seyn. Zuweilen kann auch ein 
durch besondere Verhältnisse herbeigeführter Nothstand 
die Regierung nöthigen , sogar zu den äursersten Mitteln 
zu schreiten. Der Zaar Peter I. machte wahrlich nicht vop 
halben Bf afsregeln Gebrauch , mn seine Bussenr zu civiH- 
siren. Aber er hatte keine Wahl, wenn er seinem Volke 
Achtung und Einflufs in dem übirigen Europa verschaffen 
woUte. 

9as jedoch haben alle diese Systeme mit euMi^der 
gem^, dafs dw l^influfs, welchen ein jedes defselben 
4uf die Volksera^i^bung und durch di^^e auf de«. Staal 
ä})^^aupt hat, bauptsäcbUck von d^r Versi^hied^nl^ dei^ 
yeriji4Unis3§s abhängt, in welchem sie zur Religio« 
9teho» — Wß Wichtigkeit dies^ Verhättnisses für den 
Charakter und' für das Wirk^ jener Systeme erklärt si^ 
9qhQi^ auß dem Wes:e]» deir Erzi^hiwg. Denn der Knd- 
:^eck der Er^^ehung ist wesentlich der, die Gesinnung 
^nA fie Ibmdlungsweise der Menschen mit den Vorschrift 
tßifk i^er Mor^l und mithi]&i mit 4enen der Religion i« Ueberr 
ein^immung zu se^n« Auf diesen Endzweck der £r- 
JlSdmng stehen ins bindere auch die positiven Relirr 
gipnen, in einer so g^oji^u^n Beziebuiig, wenn auch im 
eine in dieaer, die aiiderQ iq einer anderen Reziebung^ 
y^^i^ faat eine j^ positive Religion zugleich eine öf-n 
f ei^tUehe Angelegenheit dt* v mit einem gemeinsehaf(>^ 
licben^ Ii^ultus ihrer R^k^nner v^bundej; Jjßt *} Da nn4 
in wie fem nip. j^n^ Syatf^me ia einM^ verschiedenen 
Vecbältnisse zur Religion st^hn^ müßsea sie eben so nnd: 



%) Sugleldi eine besondere Ursache des Interesses^ welches die GMau« 
b^MPeiimngen, ^ Viß^e» t^r den Staat haben. ( Sowohl in der 
eisen^ alt in der aDdem Hinsliqht zeichnet sich der christliche- IMd^- 
las aus.) 
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eben deswegen auch auf den Geist der Ersuehnng auf eine 
verschiedene Weise einwirken. Das Verhältnifs', welches 
hiernach zwischen jenen Systemen und der Reh'gion ein- 
tritt, ist für die Erziehung von desto gröfserer Wichtig- 
keit, da die Glaubensineinungen eines Volkes, wenn sie 
siclfi anders der Idee einer Religion nähern, bei ihm zu- 
gleich auf den Stand der Wissenschaften überhaupt und 
mithin auf den des Unterrichts einen mehr oder weniger 
entscheidenden Einflufs haben. Denn die Glaubenslehre 
fuhrt dann allemal zu dem Versuche , die höchsten Auf- 
gaben der Metaphysik , so wie die der Naturwissenschaft, 
zu lösen (^ Wie die Geschichte beurkundet , war überall 
die Religion die Ahnfrau der Wissenschaften.^ Eine Haupt« 
aufgäbe der Stdatserziehungslehre ist daher in Beziehung 
auf alle jene Systeme die: In welchem Verhältnisse steht 
ein jedes derselben zur Religion? 

Im Geiste des Christenthums kann man diese Aufgabe 
audi so ausdrücken und wird sie gewöhnlich so ausge- 
drückt: In welchem Verhältnisse stehenStaat 
i^nd Kirche zu einander? '3 C^^ ^ Geiste des 
Chrrstenthums kwon die Aufgabe auf diese Weise aus- 
gedrückt werden. Denn der Begriff einer Kirche, die 
Idee der Einheit aller Gläubigen d. L aller derer, welche 
Gott — nach der Lehre Christi -- verehren oder während 
dieses Lebens verehrt haben, ist das ausschliefsliehe £i- 
genthum der christlichen Religion. *)3 Jedoch ist das 



1) Aach in den üolgeoden drei Bachern wird dieser Aosdroek^ am 
Worte zu sparen^ oft gewählt werden. — Grata ist die Zahl der 
Werke und ScbHften^ in welchen diese Aufgabe erörtert worden 
ist. Ich selbst habe sie in einer meiner früheren Schriften^ (Die 
Einheit des Staates und der Kirche. Lps. 1797.> — leiigleich mit 
Bttoksicht auf das Deutsche Reiohsstaatsrecht — bearbeitet. 

fH) >^Eceiesia^ sagt AnguüHnns^ est populus fidelium per Universum or- 
bem dispersus.^ S. auch den Catechism. Rom. P. t. cap.^X. — 
Weder die"^ Griechische noch die Lateinische Sprache hatte ein 
l^ort zur Bezeichnung dieses Begriffs. Darum geschah es^ wie 
in so vielen ähnlichen FftUen^ dafs die Christen einem Worte^ 
das einen verwandten Gathingtbeg^ff bezeichnete^ -^ dem Worte: 
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nur ein anderer Ausdruck für jene Angabe. Auch das 
Terhältnirs zwischen Staat und Kirche kann sich auf eine 
dreifache Weise, d. u entweder nach dem einen oder nach 
dem andern der oben gedachten drei Systeme stellen. 
(Diese Systeme fuhren dann ^ besonders bei den Deutschen 
Rechtsgelehrten der Vorzeit, beziehungsweise die Na- 
men: Kollegial System, weil nach dem ersten Systeme 
die Kirche eine freie Gesellschaft ist, ') — Territo- 
rialsystem, weil nach dem zweiten Systeme der Staats- 
herrscher, der Landesfärst oder dominus terrüorii, Herr 
der Kirche ist,») — Hierarchisches System, weil 
nachdem dritten Systeme die Menschen einer priester- 
lichcfn oder geistlichen Gewalt zu unterwerfen sind.) 
Obwohl die Glaubensmeinungen, welche bei einem 
Volke herrschen , allemal auf seinen Rechtszustand in Re- 
ligionsangelegenheiten Einflufs haben, so kann man doch 
nicht behaupten, dafs sich die positiven Religionen unter 
drei, jenen drei Systemen entsprechende Klassen brii^en 
Kefsen, dars also eine jede einzelne positive Religion nur 



ficclesia^ Versanunloog^ — eine neue und tpedelle Bedeotung ge- 
ben. (Ueber das Deutsche Wort: Kirche^ s. Eccard ad I. Ri« 
puar. X%X, 2y und Jacobson^ kirchenrecbtliche Versuche. Kö- 
nigsberg 1831. Die «weite Abh.) 

1) Der Name ist nicht ganx schicklich gewählt. Denn ein Collegium 
ist nicht eine Gesellschaft^ sondern eine Gemeinheit^ universitas. 
Passender ist vielleicht der Name S ocial System- 

8) Der Name hängt also mit* den Rechtsbegriffen der Deutscheji mil 
der Landeshoheit zusammen. (Die Deutschen Rechtsgelehrten der 
Vorseit lehrten: Cujus est regio ^ ejus est religio. Quilibet prin- 
ceps est papa in suo territorio. S. Rechenberg^ D. an cujus 
regio illius quoque sit religio. Lips. 1695. -^ Ich habe nicht auch 
des Systems gedacht, welches den Landesfürst als den obersten 
Landesbischoir betrachtet. Dieses System^ welches von Einigen 
das Episcopalsystem genannt wird^ ist nur eine eigenthumliche 
C übrigens unhaltbare) Darstell^g des Territorialsystems. Vergl. 
Istahl^ die Kirchenverfassung nach Lehre nnd Recht der Prote- 
stanten. Erl. 1840. P uch ta^ Einleitung in das Recht der Kirche. 
Lps, 1840. 
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einem dieser Systeme zur Grandlage dienen könnte. "^3 
Der Beweis des Gegentheiles liegt schon in der Geschichte 
der christlichen Kirche. Diese Kirche steht hier in diesem, 
dort in einem andern Verhältnisse zum Staate. Das Chri- 
stenthum beurkundet seinen kosmopolitischen Charakter, — 
die Bestimmung, die es hat, eine Weltreligion zu seyn, 
-^ auch dadurch, dafs es, ohne seinem Geiste gänzlich 
untreu zu werden, mit allen jenen Systemen oder dars 
ein jedes dieser Systeme n^it ihm vereinbar ist. Wohl 
aber kann es positive Religionen geben und giebi es 
positive Religionen, welche, vermöge ihres politischen 
Charakters , nur dem einen oder dem andern jener Systeme 
zur Grundlage dienen können. 

Uebrigens werde ich ein jedes der drei Systeme der 
Staatserziehungslehre zuvörderst für sich darstellen. 
Wie sie sich zu einander verhalten, wenn in einem und 
demselben Staate in der einen Beziehung das eine , in ei- 
ner andern Beziehung das andere System das herrschende 
ist, wird dann in einem Anhange erörtert werden. 



*) Ueber die Terschiedenen Arten und die Geschichte der Religionen 
s. Hume^ essays^ (Hier eine Abh. über die natorliche Geschieht« 
der Religionen.) Meiners^ Geschichte der Relig. Crenser^ 
Mythologie und Symbolik. — Die Verwandtschaft anter den Ter- 
schied enen Religionen der Völker ist eben so , wie die Verwandt- 
schaft unter den Sprachen^ eine wichtige Urkunde für die TÖrge- 
nchlchtlichen Schicksale der Menschheit. Man kann sie in so fem 
Bit den Denkm&lem yergleichen ^ welche die Gestalt und Beschaf- 
fenheit unseres Planeten für die älteste Geschichte der Erde eai 
hält. 
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DAS ZWEI UND DREISSIGSTE BUCH. 

Das System 
der Freiheit des Volks • 

in den 

seine Erziehung betreffenden AngelegmheUen. >9 
ERSTES HAÜPTSTÜCK. 

Yon dem 
Verhältnisse zwischen Staat und Kirehe* 

Die Rechte, wdche, als die allgemein^ Bedingungen 
der Selbstständigkeit des | Menschen in Beligionssjiclden, 
nach dem ersten Systeme auch der Staat seinen Untertha- 
Aen zu gewähren hat, sind: Freiheit des Glaubens 
oder Gewissensfreiheit, Freiheit dea Kultus *) 
oder der Religionsübung, ^J Gleichheit der bür- 



1) Dieses System ist jedersldit za verstehen^ wenn ich in diesem 
Buche Yon dem ersten Systeme spreche. 

2) Die Deutsche Sprache unterscheidet zwiscbmi Gottosdien«!^ und 
(äufserer) Gott es Verehrung. Jenem Hegt die anthropomor- 
phistische Ansicht zhm Grunde^ dafs man sich d^ Woh)gefl»Uen 
€k>tte8> wie das eines irdischen Herrn ^ durch äuTsere Handkingen^ 
in welchen sich die Ehrerbietung gegen Gott (symbolisch) offen- 
bart^ erwerben könne. Diese ist nur ein Mittel^ die innere Got- 
tesverebruDg durch eine äufsere zu beleben. Ich habe im Texte 
das Wort; Kultus gewählt^ weil dieses Wort sowohl die eine 
als die andere Deutung zuläfst. 

a) Das Wort: Religionsfreiheit^ umfiEifst sowohl die Freiheit 
des Glaubens als die des Kultus. (Ich werde daher das erste 
System^ in so fern es sich auf das Verhältnifs zwischen Staat 
nnd Kirche bezieht, auch mit dem Namen des Systeme« der Re- 
ligionsfreiheit bezeichnen.) 
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gerlitilien atid politischen Re^htecl.i. Gleichheit vor 
dem Gesetze äherhfttipt, sollteti anchdie Ünterthaüeil nicht 
desselben Glaubens seynöder die einen diesen, dieändeiren 
einen anderen Kdltns haben. 

Nach dem ersten Systeme also ist der Staat dberalt 
nicht berechtiget, aaf den Giaaben oder anf denKaltns 
seiner Unterthanen einen positiven Einflufs ausrauben 
oder sich bei der Ansäbung Seiner Gewalt den Glaubfen 
oder den Kultus seiner Untei-thaneh zuir ^ege\ zu ma- 
chen. 4^3 ^'^ einzelnen UnteHhanen mö^en an eihen Gott 
oder sonst an fibermenschiiche und übei* das Schicksal der 
Menschen g^ebietende Weseh glauben oder nicht, ihr Giau- 
bcin und ihr Kultus tn&g in dem erstereh t*aHe beSchafl^en 
seyn wie er wolle , sie mö^en , in demselben Falle , znin 
Behnfe eines gemeinschaftlicheh Kuttuä ^ese11s6häfiliche 
Verbindungen unier sich absbhiiersen oder hicht, ü. s^ w. 
Alles dieses dai'f und soll, wenn und So läh^e die Uhter- 
thancfh als solche fhren Pflichten Gehüge leisten, mcU 
d(ih fStaat ktimmem. D^h^ hanri nach diesein Systeme 
z. B. nicht von einer Staätskircfae, d. i. nicht von einer 
Kirche, welche der Staat vor anderen Kirchen begünsti- 
get, und in^s besondere nieht ton feiner herrschenden 
Kirche, d. i. nicht von einer Kirche die Rede seyn, deren 
Mitgliedern das Sltäfttsbürgerrecht atisschlierslich Zustände. 
Sonderit die Pflicht tmd das ftecht der Staatsgewalt her 
schränkt sich nach diesem Systeme , \<^äsfteiigionssachen 
Öetrifll^ daranf, eitifen jeden ihrer Ünterthänen bei den 
»echten zu schfitzen, Welche tbiri ih den Säehen dieser 
Art kraft Gesetzes zukommen, iiäk System verlangt von 
dem Staate nicht blos T o 1 e r a n z oder Religionsd n I d n i;i g , 
sondern es verlangt von ihm Religionsfreiheitf d. i. es 
verlangt von dem Staate Aehtui^ fin' die Rechte der Ein.- 
aekten in ReHgionssatAen nicht als eifie blose Gunst, 
sondern als ein lAächt — Nach demselben Systeme 



^) Hdtti" atf^KoindioB^f^td c^usgenomiheD. ^ock vea didseb braucht 
hier Adtt die fied^ zu sey^il. 
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können eben so wenig, umgekehrt, dieUntertbanen, ein- 
zeln oder za kirchlichen Gesellschaften vereiniget, auf 
irgend eine besondere Unterstützung zur Förderung ihres- 
Religionsinteresses einen Anspruch an den Staat machen. 
Es hat daher z. B. eine jede Kirche di» Ausgaben ihres 
Kultus aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Q Es ist sogar 
mehr als zweifelhaft, ob nach den Grundsätzen dieses 
l^ystemes der Staat berechtiget sey, kirchlichen Gesell- 
schaften die Eigenschaft einer Korporation und so die Er- 
mächtigung zu ertheilen, durch fromme Stiftungen oder 
auf eine andere Weise ein Vermögen zu erwerben. 

Auch den inneren Rechtszustand kirchlicher 
Vereine, (^und nicht Mos das Verhältnifs des Staates 
zu diesen Vereinen,) unterwirft das System der Reli- 
gionsfreiheit einer ihm eigenthümlichen Regel. — Das 
Recht einer Kirche, d. i. das Recht eines Vereines für 
einen den Mitgliedern des Vereines gemeinschaftlichen Kul- 
tus, — stimmt mit diesem Systeme nur unter der Bedin- 
gung überein , däfs die Kirche in rechtlicher Hinsicht le- 
diglich und allein die Eigenschaft einer Gesellschaft 
(^societas) hat, dafs mithin das Recht der Kirche, ganz so 
wie das einer jeden andern für einen bestimmten Zweck 
eingegangenen Gesellschaft , lediglich und allein eine An- 
. Wendung der Grundsätze des allgemeinen Gesellschaft- 
rechtes ist. — Hiernach steht es zwar einem Jeden frei, 
sich mit Anderen zu einer Kirche zu rereinigen. Aber die 
Mitglieder einer Kirche haben als solche keine anderen 
Rechte gegen dritte Personen, als diejenigen sind, welche 
ihnen als Einzelnen zustehn. ') Sondern, das unter den 



1> Die Engländer nennen daher dieses System — the voluniary Sys- 
tem. (Man kann alle Fragen^ welche die Rechte Einzelner be-^ 
treffen^ zugleich als Geldft'agen betrachten. Denn ein jedes Recht 
hat^ als ein Bestandtheil des Vermögens des Berechtigten ^ zugleich 
einen Geldwerth.) 

2) Sie sind^ im Yerhältnirs zu dritten Personen^ fortdauernd als 
singuli zu betrachten. Das unter ihnen bestehende Yertragver- 
haltnifs ist für dritte Personen eine res inter alios acta« 
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^tgliedern einer Kirche beistehende YerbiltDifs, ein Yer* 
tragsverhältnirs, verleiht ihiien nur gegenseitig be- 
sondere Rechte. — Eben so sind die Mitglieder einer 
Ki che berechtiget, über ihre kirchUchen Angelegenheiten 
einen jeden ihnen beliebigen (^und nicht nach dem gemeinen 
Hechte des Staates widerrechtlichen^ Beschlnfszn fassen, 
jedoch nur mit Stimmeneinhelligkeit, wenn sie anders 
nicht durch eine besondere Uebereinkunft die Mehrheit 
der Stimmen für entscheidend erklärt haben. Auch einer 
Hierarchie können sich die Mitglieder einer Kirche, 
nnbeschadet der Grundsätze des Gesellschaftsrechts, un- 
terwerfen. Doch ist die Herrschaft einer Hierarchie über 
die Kirche mehr mit dem Buchstaben als mit dem Geiste 
des Systemes der Religionsfreiheit vereinbar. Denn alle- 
mal wird, wenn auch nicht das Recht auf Religions- 
freiheit, doch die Ausübung dieses Rechts durch eine 
über die Kirche gebiethende Hierarchie beschränkt oder 
bedroht. (Ton der Vereinbarkeit einer hierarchischen Ver*- 
fassung mit dem Systeme der Religionsfreiheit wird daher 
in dem vorliegenden zwei und dreifsigsten Buche weiter 
nicht die Rede seyn.3 — Endlich nach demselben Systeme, 
kann sich ein jedes einzelne Mitglied der kirchlichen Ge- 
sellschaft von den übrigen und eben so können sich von 
einem jeden einzelnen Mitgliededer Gesellschaft die übri- 
gen Mitglieder #J in einem jeden Augenblicke lossagen* 
Aber sowohl in dem einen als in, dem andern Falle ver- 
bleiben demjenigen, welcher aufgehört hat, Mitglied der 
Kirche zu seyn, alle die Rechte, welche ihm nicht in der 
Eigenschaft eines Mitgliedes der Kirche zustanden. 

. Nach dem Systeme der Religionsfreiheit also tritt 
zwischen Staat und Kirche kaum eine äufsere Verbin- 
dung ein. Aber den inneren Zusammenhang, der zwi- 



^ In diesem Sinne giebt es auch nach dem Systeme der Religions- 
freiheit ein jus excqmmuaicandi. Aber die excommanicatio ist 
nor eine dissolutio societaUs. Die Gesellcshafl; wird mit einem 
ihrer Mitglieder von ifllen übrigen aufgehoben. 
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sehen dem einen und dem andern Vereine, — zwischen 
dem Vereine, welchem das Recfatsg^edetz seine Bekräftl- 
gtmg^ and dem Vereine, welchem die Moral die Steige- 
rung^ ihres Ansehens verdankt, soll jen^s System nicht 
auflösen. Ja , je weniger nach dem Systeme derReUgionä- 
freiheit Staat und Kirche in einer ftnsferen Verbindung 
mit einander stehn, desto unentbehrlicher ist beiden der 
innere Zusammenhang, welchen sie ihrem inneren 
Werthe und nur diesem verdanken können. Vielleicht 
ist die Darstellbarkeit dieses Systemes erst durch dasf^ 
Christeathum vermittelt worden. 



ÄWEITES HAÜPTSTÜCK. 

Von der 
Eraäetmng der Jugend. 

Nach dem ersten Systcfm der Staatsen^iehuugslehre ist 
die Erziehung der Jugeod -— * (von der Ausnahme wird 
weiter unten die Hede seyn) -* überüll nicht dte Angele- 
genheit des Staates, sondern tiach diesem Systeme ist es 
-- in A^t Regel -- die ÄAche der Eltern , ihre Rinder zti 
erirfehM, denn das Suöm erü^ue ist die Grundlage dieseil 
Systems. ITie Eltern aber sind zur Ei^ehnng ihrer Bander 
verpflichtet tind mithin berechtigt. 

Für dieses Resultat spricht äberdiefs daslnteresti^e 
der Kinder. Denn man kann im Durchschnitte annehmet, 
dafs die filtern mit den Anlagen und Neigungen ihrer Kinder 
am genauesten bekannt/Sind, — dafs sie daher am besten 
beurtfaeilen können , welche Art der Erziehung der Indivi*» 
dualftät and den änfseiia Verhältnissen ihrer Kindet am voll« 
kommendten entspreche, — dafs sie sowohl in ihrem eige- 
nen li|teresse, als aus Liebe zu ihren Kindern bemüht seyn 
werden, diesen die thunlichst vollkommenste Erziehung 
zu geben. Wozu in den heutigen EiiropiUseh^i Staaten 
noch der besonders wlchftige Umstand kommt, dltf$m< den- 
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selben die Erziehung^ zugleich auf das so bunte und so 
y erwickelte Gewebe der burgerlicbeii Gesellsehaft bu be- 
rechaen ist. Wie könnte aber diesem Bedürfnisse anders 
oder besser abgeholfen werden, als dorch ein System der 
Erziehung, welches schon deswegen , weil es das Geschäft 
der Erziehung den Eltern überträgt, die Resultate der Er- 
ziehung durdi ihre Mannigfaltigkeit und Verschiedenartig- 
keit mit der Mannigfaltigkeit und VWschiedenartigkeit der 
Anspräche der bürgerlichen Gesellschaft in Einklang set- 
zen inufs. 

Dabei hat der Staat nicht zu besorgen, dafses ihm an 
einer genügenden Zahl tauglicher Arbeiter fehlen^ oderdafk 
die Zahl derer, welche einen und denselben Beruf oder euiund 
dasselbe Gewerbe gewählt haben, baldunverhältnibmäfsig 
grofs , bald unverhältnifsmärsig gering seyn werde. Indem 
der Einzelne nur das Anliegen h^t , nur den Plan verfolgt , 
sich selbst und den Seinen das beste Unter- und Auskom- 
men zu verschaffen, geht gleichwohl aus diesem Streben 
der Einzelnen das Resultat wesenth'ch hervor, dafe es 
keinem Berufe an Bewerbern fehlt, und ^afs in keinen 
Stande der bürgerlichen Gesellchaft — wenigstens ^auf die 
Dauer — vergleichungsweise Mangel oder Ueberiufis aa 
Mitgliedern herrchen kann. Wird das Gleichgewicht un- 
ter den Ständen vorübergehend gestört, so wird es sehr 
bald von dem Spekulationsgeiste der Einzelnen wiederher 
gestellt. ^3 Auch in dieser Beziehung bleibt es bei der 
Regel: Wo Konsumenten sind, fehlt es nicht an Pro- 
ducenten. 

Hiernach beschräi^ sich , was die Erziehung der Ju- 
gend betrifft, das Recht des Staates — nach dem ersten 
Systeme der Staatser2uehungslehre — auf den Schatz, 



*y Daber aoUi^ der Staatsmann nicht sofort den Muth zur AnAreoiU- 
haltunj^ des Grundsatzes der ErwerbsfreiJieit verlieren^ wenn er 
mit Klagen über den Andrang bu einem gewissen Berufe etc. be- 
stürmt wird. Besonders ist der Andrang zum Staatsdienste dem 
Staate yortheilbaft. (^^Noth ohne Sorgen und Sorgen obae Nolh.^0 
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* welchen die Staatsgewalt, iheils den Eltern wegen der 
Ausübung der elterlichen Gewalt, theils den Kindern we- 
gen der Rechte , die ihnen kraft der den filtern obliegen- 
den Pflichten zustehen , zu leisten hat. Allerdings kann 
die StaatS|gewalt die ihr, im Yerhältnifs zu den Eltern, 
zustehenden Rechte, auch wenn sie sich in den ihr durch 
jenes System gesetzten Schranken hält, noch immer weit , 
genug erstrecken ; sie kann die elterliche Gewalt mehr 
oder wreniger beschränken, die Rechte der Kindler mehr 
oder weniger ausdehnen. In dem Geiste dieses Systemes 
aber ist allemal die elterliche Gewalt eher zu begünstigen 
als zu verkömmern , haben die Eltern allemal die Ver- 
muthung fär sich, dafs sie am besten wissen, was ihren 
Kindern zum Yortheile gereiche, und dafs es schlechthin 
ihr Wille sey, das Interesse der Kinder gleich als das 
eigene zu befordern. 

In dem Geiste dieses Systemes ist daher die beste 
Erziehung die häusliche, die in dem Hause der El- 
tern. Nur diese Art der Erziehung giebt oder läfst dem 
Bande der Liebe, welches Eltern und Kindern umschlin- 
gen soll, di e Stärke und Innigkeit, welche schon für sich 
den Erfolg der Erziehung in einem gewifsen Grade ver- 
bürgt. Nur die häusliche Erziehung kann dem Beispiele 
der Eltern den heilsamen Einflurs sichern, den es auf dir 
moralische Bildung des Kindes haben kann und soll. Nur 
sie kann das Kind, wenn ihm ein dunkleres Loos gefallen 
ist, mit seinem Schicksale zufrieden stellen oder zufrieden 
erhalten. *J Besonders bei der Erziehung der Töchter 
sollte man sich streng an die Regel binden, dafs die häus- 
liche Erziehung durch keine andere vollkommen ersetzt 
werden könne. Denn die höchste Würde des Weibes ist 
die Würde einer guten Hausfrau; die beste Schule für 
diese Würde aber ist das elterliche Haus. *3 Auch für 

- 1) Daher die Einwendungen^ die man gegen die Kinderbewahrungs- 
anstauen erhoben hat. 
9) Die Vorsteherin und die Lehrerinnen eines Mädcheninsdtutos lie» 
ben Ihre Zöglinge nur gleichsam Von Amts wegen. 
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Knaben giebt es in den fräheren Jugendjahren keine bes- 
sere Erziehung als die häusliche. Dagegen ist es für diese, 
sobald sie sich dem Jünglingsalter nähern, vortheilhafter, 
-wenn sie aus dem Hause der Eltern entfernt werden, auf 
dafs sie, unter fremde Menschen geworfen, schon frühzeitig 
die Stürme des Lebens und auch die Schattenseite der 
menschlichen Natur kennen lernen. — Es braucht übri- 
gens kaum erst erinnert zu werden, dafs häusliche und 
andere Verhältnisse die Befolgung dieser Regeln in ein- 
zelnen Fällen unnöthig oder unmöglich machen können. 

Wenn auch nach dem ersten Systeme der Staatser- 
ziehungslehre die Erziehung der Jugend in der Regel 
nicht die Angelegenheit des Staates ist, so giebtes doch 
eine grofse Anzahl Fälle , in welchem diese Regel nach 
demselben Systeme eine Ausnahme leidet. Man kann diese 
Ausnahmen unter zwei Kategorien oder allgemeine Aus- 
drucke bringen. 

Erstens: Vorausgesetzt, dafs es den l^ltern entweder 
schlechthin , oder wenn und in wie fern sie vereinzelt für 
den Unterricht ihrer Kinder zu sorgen hätten, an den Mi- 
tein fehlen würde , den Pflichten , welche sie wegen der 
Erziehung ihrer Kinder auf sich haben, Genüge zu leisten, 
müssen in den Staaten für alle die Fälle , in welchen die 
eine oder die andere Voraussetzung eintritt , öffentliche 
Schulen bestehen. Denn wenn auch alsdann den Eltern 
nicht das ihnen Unmögliche zugemuthet werden kann , so 
ist es doch in den Fällen dieser Art die Pflicht und das 
Interesse des Gemeinwesens, die Last zu übernehmen ^ 
welcher die Eltern nicht gewachsen sind. (^Nicht von 
dem Falle ist hierdie Rede, da die Eltern nur für ihre 
Person nicht im Stande sind, den Kindern einen ge- 
nügenden Unterricht zu ertheilen oder zu verschaffen , 
z. B. weil sie todt oder verschollen sind. Alsdann ist die 
Frage nur die, wer zur Vertretung der Eltern zu er- 
mächtigen und zu verpflichten sey.3 — Zur Erläuterung 
und Bestätigung dieser Ausnahme kann man sich z. B. auf 
die Geschichte und auf den heutigen Zustand der in den 
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Deutschen so wie in andern Europäischen Staaten bestehen- 
den, forden öffentlichen Unterricht überhaupt (^und nicht 
blos für den in einem einzelnen Fache) bestimmten Unter- 
richtsanstalten berufen, UeberaH giebt es , auf dem Lande 
nnd in den Städten , öffentliche Ele mentarsehulen, Schu-r 
len, welche, weil in denselben in den allgemeinen unent- 
behrlichen Kenntnissen Unterricht ertheilt wird, den allge- 
meinen Namen der Land- und Stadtschulen oder den der 
Volkschulen fuhren. Die Errichtung solcher Schulen ist 
deswegen ein so|dringendes Bedurfnifs , weil es in den Stän- 
den der bürgerlichen Gesellschaft, zu deren Vortheile diese 
Sdiulen vorzugsweise gereichen, (besonders aber auf dem 
Lande,) so viele Eltern giebt, weichen es nicht nur an 
den Mitteln i^ondern selbst an dem guten Willen fehlt, ih- 
ren Kindern einen auch nur einigermasen genügenden Ele- 
mentar-Unterricht ertheilen zu lassen. So wie die Kinder 
heranwachsen, scheidet sich der Unterricht in den Kennt- 
nissen , wctche zur gehörigen Betreibung der verschiedenen 
Gewerbe des bürgerlichen Lebens erforderlich sind, von 
dein Unterrichte in den Wissenschaften, von der Bildung 
für dtJk Stand der Gelehrten. Für jenen Unterricht giebt 
es schon jetzt in mehreren Staaten Gewerbi^- oder poly- 
technische l^chulen und ähnliche Unterrichtsanstalten; und 
die Zahl dieser Schulen und Anstalten vermehrt sich von 
Tag zu Tage. Denn einerseits haben sich die Zünfte und 
. Innungen, welche vormals die Stelle dieser Unterrichtsan- 
stalten vertraten", in dieser Eigenschaft, seitdem man sich 
von den Leistungen , Entdeckungen und Erfindungen des 
Auslandet^ in den Künsten und Gewerben aus Buchern 
unterrichten kann, überiebt, und andererseits haben in 
den neuesten Zeiten die Wissenschaften ihren Einflufs 
auch Hut üe Gewerbe mehr und mehr erstreckt. Der 
Wissenschaften aber, deren der Gewerbsmann zum Ge- 
lingen seiner Arbeiten bedarf, sind nach dem heutigen 
Stande der Gewerbe so viele, dafs der Unterricht in die- 
sen Wissenschaften, wenn er einigermafsen genügend 
scyn soH, das gemcinschafliche Wirken mehrerer Lehrer 
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erfer4ert Wie köonte also die heranwiu^bseiide GeBe-* 
ration, ohne öffentliche Schulen ,, die Hoffnung haben > 
diesen Unterricht zu erhalten? Auch för die andere Art 
4e9 Unterrichts , d. i. für den Unterricht in den Wissen- 
schaften , sind vop dem Staate ähnliche Yorkehrungen im 
treffen. Denn die Zurüstnngen , deren ein genügender 
Unterricht in dep* Wissenschaften bedarf, übersteigen noch 
ni^hr, als die, welche für Gewerbschulen zu madben sind, 
die GeMkriifte der Einzelnenr Daher giebt es auch io 
alle« Europäischen Staaten noch überdiefs öffentliche An«^ 
&t(Uiten für ^fn Unterricht in den Wissenschaften, die 
i^g« gelehrten Schulen, dieLyceenunddieGymnasieii| 
und die Universitäten oder Hochschulen. Jene ha* 
ben die Beslmmung, oder sollen überall dieBestiwnnng 
haben, der Jugend, welche sich den Wissenschaften 
widmen wiU, die allgemeine Bildung zu geben, ohne 
welche sie diese Laufbahn nicht mit Erfolg betreten 
kann. #3 (P^^ Unterricht in den i^prachen , sowohl in 
den alten aU^ in den neuen Sprachen, ist daher für diese 
Schalen billig die Hauptsache. Indem man Sprachen lernt ^ 
lernt man schon viel, undme^r als man gewöhnlich glaubt 
Denn eine Sprache ist der Inbegriff der Formen, in w-el- 
eben sich die geistige Thätigkieit eines Volkes äufsert; sie 
ist gleichsam ein Abdruck des Geistes desjenigenTolkes , 
welches die Sprache spricht oder einst gesprochen hat. 
Schon indem man die Sprache eines Volkes lernt, macht 
man mit den Resultaten seines Denkens etc. eine gewisse 
Bekanntschaft; aber das Erlernen dner Sprache macht 
noch überdiefs die Schriftsteller zugänglich, welche in 
der Sprache geschrieben haben. Bis zu einem gewissen 
Alter ist das Sprachstudium, — nebst dem Studium der 
^ Mathematik — die beste Uebung der geistigen Kväfte. 
Ein zu früher Unterricht in den Wissenschaften — und 



^ Es darf nicht befremden^ wenn in unsere« Tagen gelehrte 3^hu* 
le;n nicht selten in Gewert>s8Chulen verwandelt werden« Die 
Bedürfnisse der bürgerlichen Chssellschaften haben sich erweitert. 
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selbst in der Geschichte — wird selten oder nie be^'ffen, 
aaf jeden Fall aber entzieht er den Wissenschaften das 
Interesse der Neuheit, welches sie für das reifere Alter 
— auf Universitäten — haben sollen. Für das Studium 
der „alten'' Sprachen sprechen noch besondere Gründe.3 
Diese aber, die Universitäten, sind die Lehranstalten, 
auf welchen ein Jeder seine wissenschaftliche Bildung 
in dem Fache , das er gewählt , vollenden kann. Denn 
eine Universität ist oder soll eine Gesammtheit von Lehrern 
seyn, unter welche das gesammte Gebiet der Wissenschaf- 
ten dergestalt vertheilt ist, dafs ein jeder einzelne Lehrer 
einen bestimmten Theil dieses Gebiet's zu bearbeiten und 
die Wissenschaften, die zu seinem Bezirke /gehören, 
mündlich vorzutragen hat. *) Jedoch, wenn auch, wie 
aus dem Obigen hervorgeht, der Staat für diejenigen 
Eltern einzustehen hat , welchen es an den Mitteln fehlt, 
für die Erziehung ihrer Kinder selbst auf eine genügende 
Weise zu sorgen , so hängt doch diese Verbindlichkeit des 
Staates] (noch überdiefs jvon de r Bedingung ab, dafs in 
seinem Gebiete nicht schon öffentliche — einem jeden zu- 
gängliche — Unterrichtsanstalten auch ohfen sein Zuthun 
bestehen oder entstehen, *J welche ihn der Erfüllung jener 
Verbindlichkeit überheben. Unter der entgegengesetzten 
Voraussetzung behält es bei dem Grundsatze des ersten 



1) Den UniversitäteD liegt ein Plan zum Grunde^ welcher auf dem 
V^esen und dem Intercjsse der Wissenschaften unmittelber beruht. 

Man verfiel daher in Frankreich in einen Irrthiim, als man 

in den Zeiten der Revolution die Universitäten in Specialschulen 
auflöste. Eben so möchte die Trennung der Akademien der Wis- 
senschaften von den Universitäten schwerlich als eine Verbesserung 
SEU betrachten seyn. — Eben so ist man im Irrthum, wenn man 
V«n der VorUebe, welche unser Zeitalter für Gewerbs- oder 
polytechnische Schulen hat, Gefahr für die Fortdauer oder für 
die Bedeutsamkeit der Universitäten fürchtet. Was auf einer Idee 
beruht, ist von dem Wechsel der Zeitumstände unabhängig. Wohl 
aber soUte man diese Schulen mit den Universitäten auch in eine 
örtliche yei11)indung setzen. 

«) So sind auch in den neuesten Zeiten — in fiogland und in Bel- 
gien — selbst Universitäten von freien Associationen gestiftet worden. 



Digitized by 



Google 



4» 

.Systems der Staatserziehnngslehre, daPs die Erziehung 
und mithin der Unterricht der Jugend nicht die Angele- 
genheit des Staates sey , um so mehr sein Bewenden, da 
dieser Grundsatz zugleich mit der politischen Freiheit de» 
Volkes in einem wesentlichen Zusammenhange steht. Wenn 
daher einst in allen Europäischen Staaten die Unterrichts-' 
aostalten fast ohne Ausnahme kirchliche Anstalten wa- 
ren, so lag diesem Zustande des öffentlichen Unterrichts, 
sd fehlerhaft er auch in manchen Beziehungen seyn mochte, 
denn doch zugleich die Rechtsidee zum Grunde, dafsl man 
die politische Freiheit des Volkes gefährde , indem man 
die Vorsorge für den öffentlichen Unterricht dem Staate 
äberlasse. In unseren Tagen thut der Staat für den öffent- 
lichen Unterricht fast überall weit mehr , als vormals« Her 
Lehrfreiheit , der Freiheit, welche mit der poetischen 
Freiheit in einem so genauen Zusammenhange st^ , hat 
diese Freigebigkeit der Regierungen keinesweges Vor- 
theil gebracht. -^ Auch angenommen aber, daCsi derStaat|, 
indem er für eine gewisse Art des Unterrichts öffentliche 
Schulen bestellte , mit Fug und Recht eine Ausnahme 
von jenem Grundsatze machte;^ so darf er doch , zu Folge 
des ersten Systemes, die Freiheit der Einzelnen in Be- 
ziehung auf die Benutzung dieser Schulen nicht mehr be- 
schränken, als es der Grund der Ausnahme fordert. Es 
ist also z.B. den Eltern zu verstatten, von diesen Lehran- 
stalten auch nicht für ihre Kinder Gebrauch zu machen, wenn 
sie diesen einen anderen gleich guten oder auch besseren 
Unterricht ertheileö lassen können und wollen. Es ist um- 
gekehrt die Benutzung dieser Lehranstalten nicht von 
^iner besondern Staatserlaubnirs abhängig zu machen. 
Gben so wenig soll sich der Sta^t des FleiOses derer, 
Welche seine Hochschulen besuchen, durch Mittel ver- 
8ichej:Ä, welche höchstens auf den Schulen des zweiten. 
oJer des dritten Ranges an ihrer Stelle sind. *J Er- 
zwungener Fleifs tödtet den Geist. 

*> Dahin geboren z. B. halbjährige Prufungeii. 
^fichariä, twm Staate. VI. ^ 
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ZtoeitenM: Eben ae ist eiM Regierinig, in ibrem 
eigenen Interesse, berechtiget, für diejenigen Zweige 
des öffentlieben Dienstes, für welche es einer besonderen 
theoretiscben oder praktischen Vorbereitung bedarf, Un- 
terriefatsanstalten atff öffentliche Kosten zu einrichten , vor- 
ausgesetzt, dafs sonst diesci Zweige des öffentlichen Dien«^ 
ste& »ehr oder weniger leiden würden« *) Denn sie hat 
sieh unter dieser Yoranssetzung, — wie ein an4erer Ar- 
beitsberr, der in derselben Lage ist, — Gehülfen für die 
voa ihr zu liefernden Arbeitea zu bilden. Oeffentliche 
Sißbuleii^ die 'mit diesem Grunde gerechtfertiget werden 
können , sind z. Bw die Artillmeschulen , die Bergwerks- 
«dMriea ,' (^wo der Staat der einzige oder der vornehmste 
6hrub.eiibesitzer ist,3 die 8cbifffabrtssefaulen« 

Man könnte fragen, oh man: mit dem Staate wegen 
des Rechts, Anstalten für £e Jugenderziehung zu treffien, 
so genau zu rechnen luibe, als in dem Obigen geschehen- 
ist? Ist es nicht allemal besser , dafs siQh der Staat die- 
ser Angelegenheit selbst aoinebme , als dafs er sieb wegen 
derselben auf die oft maiigelhafteji Einsichten und auf 
den eft zweideutigen £ifer der Eltern verlafse? — Al- 
lein so^oft ein Aufwand in Frage steht, welchen der Staat 
zumachen hat, ist die Rechtsfrage die Vorfrage. Sie ist 
unter einer jeden Vpraussetzung, d. i. wie auch die 
. Staatsverfassung bescJiaffien seyn möge , die Vorfrage* 
Also namentlich auch, (^was so oft übersehen wird,} in 
den Staaten, deren Verfassungen auf den Grundsätzen 
des Repräfi^ntativsys»tem» beruhen. Die Kammer der Volks- 
abgeoüdneten hat nicht etwa deswegen, weil sie, von dem 
Volke gewählt, das Volk vertritt, auch das Recht, dem 
Volke für einen jeden an sich löblichen Zweck 
Abgaben aufzubürden« Der Auftrag dieser Kammer ent* 
hält seinem We^em nach alle die Einschränkungen, wichen 

» 

*) Zuweilen ist ef Ewoifelhafl^ ob in eioem gegebenen Falle diese 
Voraussetzung eintrete. (Kadettenhäuser.) 
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die Aasfibang der Staatsgewalt von Rechtswegen un- 
' terworfen ist. 

Wenn schon das vorliegende Rechtssystem, da es die 
Erziehung der Jugend allein den filtern oder den Stell- 
vertretern derselben überläfst, den Staat aber nur ver- 
pflichtet, die Rechte, welche Eltern und Kindern in dieser 
Beziehung gegenseitig zustehen, in seinen Schutz zu 
nehmen , — überall nicht zu einer bestimmten und gleich- 
förmigen Regel oder Methode der Erziehung zu führen 
scheint, wie auch dieses System da, wo es der Gesetz- 
gebung eines Staates zum Grunde liegt, (also in hypo-, 
thesi,3 Inder That die mannigfaltigsten und verschieden- 
artigsten Resultate für die Erziehung haben kann und 
wird, so stimmt doch mit den Grundsätzen dieses Rech'ts- 
systemes (^oder mit diesem Rechtssysteme in thesi) nur 
eine Erziehung überein , welche den im 31ten Buche auf- 
gestellten Regeln, der Erziehungskunst entspricht, also 
nur die Erziehung, welche, da sie den Menschen in den 
Stand setzen soll , nachdem er herangewachsen ist , den 
freiest en Gebrauch von seinen Anlagen und Kräften zu 
machen, die weltbürgerliche oder kosmopoliti- 
sche Erziehung genannt werden kann. Denn da der 
Sinn des vorliegenden Rechtssystemes d ejr ist , die elter- 
liche Gewalt in dem Umfange und für den Zweck zu 
bekräftigen, welchen sie dem Naturrechte nach hat, 
nach diesem Rechte aber Eltern bei der Ausübung ihrer 
Gewalt (oder bei der Erfüllung der Pflicht , ihre Kinder zu 
erziehen ,3 das Höchste sich zum Ziele zu setzen haben, 
was nur überhaupt durch die Erziehung erreicht werden 
kann, d. i. die Entwlckelung und Ausbildung der gesamm- 
ten Anlagen und Ejräfte des Kindes in dem Interesse seiner 
äurseren und seiner sittlichen Freiheit , so würde nach die- 
sem Systeme einer jeden anderen Erziehung , als der kos- 
mopolitischen, der Vorwurf widerrechtlicher Einseitigkeit 
entgegenstehen. Auch der Vorwurf der Inkonsequenz 
würde, unter der Voraussetzung des ersten Systemes, 
eine jede andere Erziehung treffen. Denn eine | jede an- 
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dere Erziehung steht in einem wesentlichen Zusammen- 
hange mit dem einen oder dem andern der beiden übrigen 
' Systeme des Staatserziehungsrechts. Erwägt man daher 
die Schwierigkeiten, welche mit der Durchführung des 
Planes einer kosmopolitischen Erziehung verbunden sind, 
so darf es um so weniger befremden, wenn das erste 
Rechtssystem überhaupt vergleichungsweise nur selten 
den Gesetzgebungen zum Grunde liegt. 



DBltTES HAÜPTSTÜCK. 

Von 4er 
Erziehung der Erwachsenen 

I oder 

von der Volkserziehung in der engeren Bedeutung. >J 

Die Natur hat eine Scheidlinie zwischen dem heran- 
wachsenden und dem herangewachsenen Geschlechte mit- 
telst des Alters gezogen, in welchem der Mensch mannhar 
Cpubes^ wird. . Aber mit zunehmender Kultur und Civili- 
sation wird diese Scheidlinie , nach und nach, (^besonders 
was das männliche Geschlecht betrifft ,3 unkenntlicher, weil 
nun das Alter der Mannbarkeit nicht mehr mit demjenigen 
Lebensalter zusammenfällt, in welchem der Mensch sich 
selbst in der Welt fortzuhelfen , selbst ein Hauswesen zu 
gründen im Stande ist. An die Stelle jener Scheidlinie 
tritt nun die, welche durch die gesetzliche Dauer der el- 
terlichen Gewalt bestimmt wird. 

Das erste System des Staatserziehungslehre überläfst 
nun deoi heranwachsenden Geschlechte selbst die Vorsorge 
für die Fortsetzung seiner Erziehung. Die Erwachsenene 
sollen sich in demselben Geiste fortbilden , in welchem si 



*) Ib dieser BedentuRg wird das Wort: Volksereiebung^ In die- 
sem Hauptttücke jederzeit genommeu werden. 
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in ihrem froheren Alter, fnaeh Massgabe der GrandsStze 
der allgemeiDen Erziehangslehre ,} erzogen worden sind. 
Dem Staate legt dasselbe System in dieser Be- 
ziehang unmittelbar nur die Verbindlichkeit 
auf, demVolke diejenigeFreibeit zu gewähren, 
welche einen Jeden imVolke in denStand setzt« 
sich, nachdem Mafse seiner Anlagen und Kräf- 
te^selbstst ändigund selbstthätig auszubilden. 
Das ist in dieser Beziehung die einzige Fördernug , welche 
jenes System seinem Wesen nach an den Staat macht. 
Denn nur diese Förderung geht unmittelbar aus dem 
Rechtsgesetze hervor. 

So bescheiden auch diese Forderung zu seyn scheint, 
so grofs ist doch ihr Umfang. Denn sie geht dahin , dem 
Volke und einem jeden Einzelnen im Volke die äufsere 
Freiheit, welehe ihm von Reshts wegen zukommt, in ei- 
ner jeden Beziehung oder eine jede Art der rechtlichen 
Freiheit zu gewähren. Wenn auch in der Erfahrung ein 
und dasselbe Volk in dem Besitze und Genüsse einer ge- 
wissen Art der rechtlichen Freiheit, z* B. in dem der 
bürgerliehen Freiheit seyn kann, während es sich einer 
Art dieser Freiheit, z. B. der politischen Freiheit, nicht 
zu erfreuen hat, so kann doch ein Volk der rechtlichen 
Freiheit in keiner ihrer Beziehungen oder Arten entbehren, 
wenn es ihm möglich seyn soll, seine Anlagen und Kräfte, 
innerhalb der Gränzen seiner Bildsamkeif, vollständig zu 
entwickeln. Denn die rechtliche Freiheit ist in einer jeden 
ihrer Beziehungen oder Arten sowohl eine Aufforderung 
als eine Gelegenheit zur Ent Wickelung der Anlagen und 
Kräfte des Menschen. Es gilt daher jene Forderung eben 
so wohl der politischen Freiheit, als der Freiheit des gei- 
stigen und des geselligen Verkehres, und selbst der 
Freiheit der Gewerbe und der des Handels. Denn die 
eine Art der rechtlichen Freiheit setzt diese, eine andere 
andere Interessen und Kräfte in Thätigkeit ; auch tritt unter 
den Menschen der Unterschied ein, dafs Einige mehr durch 
diese , Andere mehr durcii eine andere Art der rechtlichen 
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Freijieit angezogen und angeregt werden. Sogar dem 
Grade nabh,|in welchem die verschiedenen Arten del* 
rechtlichen Freiheit zur Erziehung des Volkes als Reiz« 
mittel beitragen , dürfte sich zwischen beiden kaum evi Un- 
terschied machen lassen. Wenn auch der politischen Frei- 
heit und der Freiheit des geistigen Verkehres, ([issbe^ 
sf ndere der Bliithe der letzteren, der Prefsfreiheit,) der 
Vorzug zu gebühren scheint, jener, weil sie das Volk 
als( ein Ganzes am mächtigsten aufregt, dieser, weil 
Erziehung ohne Unterricht ein Unding , Freiheit der Ge- 
dankenmittheilung aber die Seele des VoUusunterrichtes 
ist, so hat doch auch die Gewerbs- und Handelsfreiheit 
eine die Thäti^keit der Mensehen nicht minder aufre- 
gende Itraft, da sie einerseits mit dem Eigennutze der 
Menschen im Bunde steht und andererseits den ganzen 
Scharfsinn (]oder Spekulationsgei8t3 der Menschen unter 
die Waffen ruft. Mit einem Worte also, in jener For- 
derung liegt unmittelbar die einer den Grundsätzen des 
Rechts entsprechenden Gesetzgebung und Verwaltung 
überhaupt. Wenn in England der Kunstfleifs (^oder die 
Fabrikation3 und die Handlung eine Höhe erreicht haben , 
zu' welcher sie noch in keinem anderen Europäischen 
Lande gelangt sind, ja zu welcher sie sich vielleicht noch 
in feinem Lande der Erde erhoben haben, so dürfte auch 
die' politische Freiheit der Engländer und die in England 
besonders gesicherte Freiheit des geistigen Verkehres 
eine der Ursachen seyn, welcher jener Aufschwung der 
Gewerlie, und des Handels beizumessen ist 

Wenn es auch nach dem ersten Systeme der Staats- 
erziehungslehre an sich Rechtens ist, dafs der Staat dem 
Volke nur die Freiheit zu gewähren habe, deren es, um 
selbst an seiner Erziehung arbeiten zu können, bedarf, 
so kommen doch in der Erfahrung Fälle vor, in wdkhen 
der Staat, unbeschadet Jenes Grundsatzes , sogar unr 
mittel|)ar (^oder direkt} auf die Volkserziehung ein- 
wirken kann und darf. — Wenn es sich nämlich blos 
um einen Vorschufs handelt, welchen der Staat indem 
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lotereMe der Veikserziehiuig za maoben hat, d. i. 
um eine Auslage, welche ehierseks , bewan^eii Umstän- 
den nach, blw aus Staatsmitteln bestritten Mrerden|kaBQ, 
und «welche sich ahdereraeits durch die Vortheile, die sie 
für die Violteer ziehuni^ hat^ gemigsam vergilt, wenn 
überdiefs die Auslage dem Volke, abgesehen von Aen 
deshfülb i,u entrichtenden Abgab», keine ^andere tturde 
unflegt, 80 ist der Staat berechtiget, mid, wenn ^iiicbt 
andere Ausgaben druigesder sind, selbst verpflii^et, jdie 
Auslage zu machen. Aaslagen dieser Art sind e. B. die 
für Bücher-^, Kunst- und ähnliche SammliHigen , die für die 
öffientlicbe Ausstellung der Erzeugnisse des inliodisefaen 
finnstfleifses , die für eine Musterwirtlisehaft. Wenn «weh 
diese Auslagen nicht nach den <3rundsätzeii gerechtfi^- 
tiget werden können, welche von den Besteaevangsreoiite 
gelten, so Jie^ doch ihre Rechtrertigung in den Crand«- 
sätsen, welche das bürgerlicfre Recht von der negotioFom 
gestio aufstellt 

VieHeieht giebt es noch einen Fall , in welchen Jk9 
Staat, unbeschadet des vorliegenden Systemes , direkt 
auf die Yoikserziehung einwirken darf und solL Der Fall 
betritt diejemgen Gesetze, welche grobe Verletzungen 
^s An Standes mit einer fiä>afe belegen. #3 Z^^tu* 
iseheint der Anstand , d. i. ein Betragen , durch wekbes 
man ßtine Achtung iär Andere nach gewissen konvestto- 
nellen Gesetzen (io Worten ^oder in Werken3 an den 
Tag legt, nur eine meraltsche und nicht audi eine 
rechtliche Sanktion für sich zu hmben. UAd es scheint 
daher die Ahndung der Handlungen, durch welche der 
Anstand , wenn aoch noch so gröblidi, verletzt wird, nicht 



*) Vgl. Band I. S. -153. Bd. IV. S. 335. — Vergehen dieser Art 
sind K. B. dne widernatürliche Befriedigung des Geschleehtstriebes^ 

— Trunkenheit^ in wie fern sie «in öffentMcIies AergerBifs giefait^ 

— unanständige* fintblörsungen des Kör^rs^ *- Fluchen nnil 
-Schworen. (Ich habe unter diesen Vergehen nicht auch das Bet- 
teln aufgeführt. Dieses ist nur da ein Vergehen ^ wo für die Ar- 
men gehdrii; gesorgt ist.) 
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zur Kompetenz des Staates, sondern nur vor den Richter- 
stuhl der öfltentlichen Meinung oder vor den delr Kirche zu 
gehören, wie ja der Staat in so vielen anderen Fällenides 
Beistands des einen oder des anderen Gerichtes nicht ent- 
behren kann. Gleichwohl liegt andererseits in dem Be- 
griffe des An^tandes das Merkmal eines Vertrages, 
einer Uebereinknnft über die — allemal nur konventionel- 
len — Regeln des Anstandes. Für die Rechtskraft die*- 
ser Uebereinkunft aber kann man den Grund geltend ma^ 
chen, dars sie eine von den Bedingungen ist, von wel- 
chen die Möglichkeit eines geselligen Verkehres unter 
den Menschen und mithin die Erreichbarkeit des Endzweks 
afler Rechts- und Staats^esetze abhängt. Auch auf die 
nachtheiligen Folgen kann man sich berufen, welche die 
Straflosigkeit der mit jenem Vertrage iti Yt^iderspruch 
stehenden Handlungen, (^und nur durch Strafen kann 
man diesen Handlungen vorbeugen ,3 für den Staat haben 
mfifste. Auf jeden Fall bat die Strafbarkeit der Hand*- 
lungen dieser Art in allen Europäischen Staatenf das Ur- 
theil der öffentlichen Meinung für sichi 

Eben so wenig setzt sich der Staat mit dem ersten 
Systeme der Staatserziehungslehre in Widerspruch, wenn 
er blos mittelbar (oder indirekt^ für die Volkser- 
Ziehung thätig ist , d. i. wenn er bei der Organisastion 
seiner Verfassung oder bei einer Regierungshandlung, 
zu welcher er aus einem andern Grunde , als kraft seiner 
Oberherrlichkeit , ermächtiget ist , zugleich das Interesse 
der Volkserziehung berücksichtiget Wobei jedoch erfor-^ 
dertwird, dafs der Staat, indem er diesen Nebenzweck 
verfolgt, gleichwohl nichts thue, was ihm in dem gege- 
benen Falle der direkte Rechtsgrund oder der Hauptzweck 
der Mafsregel zu thun nicht gestattet. Z. B. wenn auch 
der Staat berechtiget ist , bei der Vollziehung der die per- 
sönliche Freiheit treffenden Strafen zugleich auf die Bes- 
serung der Sträflinge hinzuarbeiten, so darf er doch zu 
diesem finde nicht Mittel anwenden, welche eine Ver- 
schärfung der Strafe seyn würden, Schon aus diesem 
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Grunde , einem Recht sgninde ^ dürften daher die Besse- 
run^s^ysteme , die man in den neueren Zeiten so laut an- 
gepriesen , auch in einigen Strafanstalten eingeführt hat ^ 
verwerflich seyn, das System eines von den . Gefangenen 
gegenseitig zu beobachtenden strengen Stillschweigens 
und das der einsamen Einsperrung, nicht zu gedenken 
des naehtheiligen Einflusses, welchen diese Systeme, zu 
Folge der Varsuche, die man mit ihnen gemacht hat, 
auf die körperliche und auf die geistige Gesundheit der 
Gefangenen zu haben scheinen. * J — So gewifs übrigens 
der Staatskörper, wie der menschliche, ein organisches 
Ganzes ist, so gewifs giebt es kaum irgend eine Regie- 
rungsipafsregel , 'welche nicht auf die Volkserziehung 
in irgend einer Beziehung stände und mithin nicht — 
bedingungsweise — zur Erziehung des Volks benutzt 
werden könnte. So entsprechen dem Interesse der Volks- 
erziehung z, B.die Oeffentlichkeit der Gerechtigkeitspflege, 
die Schwurgerichte , eine Strafgesetzgebnng, welche bei 
der Zumessung der Strafe zugleich die Immoralität der 
That berücksichtiget, die Mafsregeln , welche der Staat 
gegen die Verarmung seiner Unterthanen oder zum Bes- 
ten der Armen zu ergreifen hat, (^denn — wie die Schrift 
sagt, — Armuth lehret viel Böses ,3 die Einrichtungen, 
durch wrelche der Dienst im stehenden Heere für die in- 
tellektuelle und moralische Bildung des Volks besonders 
wu-ksam gemacht werden kann. Selbst die bürgerliche 
Gesetzgebung kann mit demselben Interesse entweder in 
Uebereinstimmung oder im Widerspruch stehn. Sie steht 
mit ihm in Uebereinstimmung, z. B. wenn sie der Unred- 
lichkeit (^der Chikane3 keinen Vortchub thut, in Wider- 
spruch, z. B. wenn und in wie fern sie von der Vorausset- 



1) Für die NothweodigkeU eifernd^ die Gefangenen zu bessern^ 
▼erior man die Rechtsfrage fast gänzlich aus den Augen. — In 
den neuesten Zeiten haben sich sowohl in den Y. St. von Nord- 
amerika als in England Stimmen gegen jene Systeme erhoben. Man. 
giebt ihnen, besondert dem letzteren^ Schuld^ daf» sie Geisteskrank- 
heitea Terursachea. x 



Digitized by 



Google 



»8 

zttng ansgeht, ^afs den Mensdien das Schlimmste zazu- 
trauen sey. *) ^ 

Am allerwenigsten sehliefet das vorliegende System 
der Staatserziehungslehre den wohRhätigen Einflnfs aus , 
welchen der Staat schon nach Naturgesetzen auf die 
Kultur und Civilisation unserer Gattung haben kann und 
soll. *3 Weit eher kann man behaupten , dafs ein jedes 
andere System in 4ie Wirksamkeit dieser Gesetze stö- 
rend eingreife. 

VIERTES HAÜPTSTÜCK. 

Das 
erste System der Sfaatserfiäehungslehre 

in 

' temer Beziehung auf das Interesse des Staats 
betr4ichtet. 

Schwerlich möchte sich in der Vergangenheit ein Volk 
nachweisen lassen , welches , zu einer gewissen Stufe der 
Kultur und Civilisation gelangt , (^und nur von einem sol- 
chen Volke kann hier die Rede seyn ,) das erste System 
der Staatserziehungslehre vollständig in Anwendung ge- 
bracht hätte. Auch in der Gegenwart gehören Beispiele 
der entgegengesetzten Art zu den Ausnahmen von der 
Regel. Ja vielleicht hat jenes System auch jetzt nur in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika eine Heimafh 
gefunden *) Und auch da besteht es nur mit gewissen 
Einschränkungen. 

i) Aaf dieser Vermuthung beralien z. B. die (ans dem älteren Frau- 
«öeiscben Rechte entlehnten) JAt-tik«! 132$, 1S41 des €. N, (L^-^ 
der sind sie mit dem G. M. auch in mehreren Deutschen Län- 
dern Rechtens geworden.) Vertraun und Mifstraun haben da« 
mit einander gemein, dafs beide unverdiente Veraolassong wer- 
den, sie 8u verdienen. 
' 2) Vergt. Band I. S. 158 ff. 

8) In diesen Staaten scheint die Zahl der Freunde dieses Systrnies 
in den'neucsten Zeiten e^er zu- als abgenom^ucn cn haben S. 
A Toice front America to Kngland. Lond. i%^. 
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Die 8eltefibeit der Beiispiele von der kofiflei|ii€titeii 
Dttrchfübrong dieses Systemes darf schon wegen der 
Sdiwierigkeiten- nicht befremden , welche sich der Lösimg 
der Aufgabe, diese aseh nur im Allgemeinen oder ihrem 
Wesen nach betradiiet, entgegemtellen. Wenn aveh das 
vorliegende System von dem Staate das Wenigste zu for^ 
dem scheint , was dieser nur für die Yolkserziehong thun 
kann, so fällt es doch einer Regierung Vielleicht gerade 
am sdiwersten , sich mit der Befriedigung dieser Forde- 
rung zu begnügen. Denn eine Regierung ist als eine 
Macht geneigter , ihre Gewalt zu gebrauchen , als sie zu 
beschränken. Ueberdiefs ruht eine jede Staatsverfassung 
auf dem schwankenden Boden der Meinungen, die im Volke 
herrschen. Das verleitet oder nöthiget auch die Regieran- 
gai , von der ihnen zu Gebothe stehenden.Gewalt den aus- 
gedehntesten Gebrauch zur Befestigung dieses Bodens zu 
machen. 

Sodann ah&r entspricht das erste System der Staatser* 
Ziehungslehre nicht dem Geiste einer jeden Staatsver- 
fassung. Ja, wenn man die verschiedenen möglichen 
Staatsverfassungen, in Beziehung auf ihre Empfänglich- 
keit für dieses System nach der Reihe mustert , so bleiM 
am Ende nur eine Staatsverfassung übrig, welche die 
Befolgung dieses Systems gestattet, die Volksherrschaft '3 
Und selbst die Demokratie ist nicht in einer jeden ihrer 
Formen und Gestalten diesem Systeme günstig. Den Grie- 
chischen Volksherrschaften z. B. war dasselbe gänzlich 
unbekannt. Diese Volksherrschaften hatten insge^iammt 
einen Stjiatskultus; wer die Grundlagen desselben anta- 
stete, wurde ganz so, wie ein anderer Staatsverbrecher, 
bestraft. ') Sie hatten einen Staatskultus nicht etwa blos 



1) Jedoch sind die StaatanrerfasfUBgeii , welche einen demoltratisclien 
B<^tandtheil haben, der Volksherrschaft in so fern gleich isa achten. 

2) Man kann die Denkart der Athenienser in Reiigionssachen beson- 
ders ans der ge^«n Socrates gerichteten Anklage abnehmen. Die 
Hanptanklage lantet so: „XcuM^-n;; dStuh viat irtgtB^i^arai (ifrwv rd' 
*• •uiro'yiif; Kai rct tircupavi'a, nai rov v\rr7i AcyciT Hgirrtw toiwv » na^ 
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als eine Ueberlieferung der Yorseit , sondern ihrem inner- 
sten Wesen nach. Denn, nach den Ansichten der Grie- 
chen sollte die Yolksberrschaft in der That und Wahrheit 
ein Ganzes oder eine Gesammtheit seyn,, mufsten also die 
einzelnen Bürger in einer jeden Beziehung unter einem 
und demselben Gesetze stehn , murste in ihnen auch der- 
selbe Glaube leben. *") Die einzige dem ersten Sy- 
steme der Staatserziehungslehre befreundete demokra- 
tische Verfassung möctite die seyn, welcher das Reprä- 
sentativsystem zum Grunde liegt. 

Endlich, noch eine Ursache, warum das erste System 
der Staatserziehungslehre so selten Eingang gefunden hat, 
liegt in der Beschaffenheit der verschiedenen 
positiven Glaubenslehren oder Religionen der 
Völker. — Alle positiven Religionen der Erde, 
— eine einzige ausgenommen, — haben einen poli- 
tischen Charakter, vorausgesetzt übrigens, dafs ihnen 
eine schon ausgebildetere Glaubenslehre zum Grunde liegt. 
Sie haben diesen Charakter, weil sie bei den Völkern, 
welche sich zu ihnen bekennen, bald die einzige Quelle 
des Rechts , bald wenigstens die Hauptstütze der Verfas- 
sung des Staates und der Macht der Regierung , mit einem 
Worte, wenigstens eine Staatsanstalt sind. Und dieser 



aAAou; rd aiird Tavra BiBdcyiatvM D. i. Socrate« handelt Unrerht 
und nberscli reitet die Gesetze, indem er sich in die Unterwelt 
lind. in die Oberwelt Tersteigt und Unwahrheit in Wahrheit ver« 
wan<!e)t und dasselbe auch Andern lehrt. Die Hauptanklage galt 
also dem Skepticismus des Sokrates. Vergi. Piato^s und 
Xenoph^on*s Apologien des Socrates. Dagegen durften 'sich die 
Dichter, hesonders die Komiker, sehr grofse Fr«*iheiten mit den, 
Göttern Griechenlands herausnehmen. Das erschütterte nicht die 
Grundlagen des Volksglaubens. 

^) Damit stand in Zusammenhang, dafs für die Grierhea das haus- 
liehe Leben nicht die anziehende Kraft hatte, die es für uns hat. 
Unansehnlich waren in Athen die Privatgebäude, selbst noch zu 
den Zeiten des Perikles. So manche Genüssjc waren den Griechen 
unbekannt^ welche uns das häusliche Leben heimlicher machen. 

' (Kaffee, Theo, Zucker, Tabak, Zeitungen, Zeitschriften.)— Alles 
diese» gilt aueh 'von den Römern. Vgl. Tac. Ann. XV, 42. 
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Zustand der Dinge ist so alt, als die Gesdiiehte derStaa-* 
ten lind die der Religionen. (Z. B. die Rdigionm , welche 
eine Kastenverfassung satiktioniren , und die Lehre, welche 
Mohamed predigte, haben aus dem ersteren, ^e Gött^- 
lebre der Griechen und die der Römer hatten aus dem letz- 
teren Grunde einen politischen Charakter«} Wie kann 
aber bei einem Volke, dessen Glaube dieses Geistes ist, 
von einem Systeme der Staatserziehungslehre die Rede 
seyn, welches von dem Grundsatze der ReligionsAreiheit 
ausgeht? ein anderes Gebieth dem Rechte, ein anderes 
Gebieth der Religion anweist? — Die Religion, welche 
allein ein^ Ausnahme voll der eben aufgestellten Regel 
macht, die Religion also, welche allein nicht schon ihrem 
Wesen nach einen politischen Charakter hat, üst die 
christliche. Das Christenthum kann daher auch in der 
Beziehung eine geoffenbarte Religion genannt werden, 
dafs es die Menschen zuerst mit ihren Rechten in Reli- 
gionssachen — oder mit dem Verhaltnisse zwischen Staat 
und Kirche — bekannt machte, mit einer Lehre, welche, 
bis dahin ein Geheimnifs , zugleich die Stellung des Staa- 
tes zur Volkserziehung überhaupt wesentlich veränderte.^} 
Schon deswegen ist das erste System der Staatserzie- 
hungslehre in seiner Beziehung auf das Christenthum und 
auf die christliche Kirche hier noch besonders in Betrach- 
tung zu ziehn. (ß* das unmittelbar folgende Hauptstück.} 



FÜNFTES HAUPTSTÜCK. 

Das 

erste System der Staatserziehungilehre 

in 

seiner Beziehung auf die christliche Kirche betrachtet. 

Zu den Grundlehren des Christenthums gehört die 
von einer einzigen christlichen Kirche, die 



^) Seibat in deo sUatswisienachaftlichiDa Sehriften der Grieehen fin< 
det man keine in diese Lehre einBchlagenden Untersuchungen. 
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Lebve von] der Embeü aller Gläabigen , (d. i. aller wahren 
-Gottesverefcrer oder Christen3 von der Gemeinscbaft, in 
welcher alle Menschen , als wahre Oottesverehrer^ mit ein-*^ 
ander stehen sollen, und, wenn sie insgesammt diese 
Eigenschaft hätten, mit einander steh^i würden. Die 
Idee einer solehen Gemeinschaft — oder ^ie der unsicht- 
baren Kirche — liegt in dem Wesen des Christenthnmes 
als einer WeltreKgion,*]^ A. i. als einer Religion, welche 
den Gott der Christen als den Gott und Vater der g^e- 
»ammten Menschheit darstellt, welche es allen Men«- 
achen , sie mögen einem Volke oder einem Stamme ange- / 
hören , welchem sie .wollen, zur Pflicht macht, sich gegen- 
seitig ala Brüder zu behandeln, welche allen Menschen 
denselben Weg zmr Seligkeit zeigt und eröffnet So grofs . 
aittcfa üe Zahl mid die Verschiedenheit der in der Erfafa-^ 
Kung besteben^n christlichen Reügionsgeselischaften ([oder 
der sicfatharen Kirchen J ist, so stimmen doch alle diese 
Gesellschaften in^der Ansicht überein, dafs* es nur eine 
christlidie Kirche gebe, welcher diese jBigenscbaft 
»ehleebthiü aukonuae. 

Da diese Kirche alle wahre Christen ([oder wai» im 
Geiste des Christenthumes dassdbe ist, alle \>^ahre Gottes^ 
Verehrer y in sich' enthält , so^ ist sie die zur Alleinherr- 
Schaft berechtigte ^ecclesia catholica^, die idlem recht- 
gläubige (je. orthodoxa3 und die allein seligmachende 
Kirche (e. extra quam nuUa est salus.} Die Mehrheit der 
— ihrem Glauben oder ihrem Kultus , oder ihrer Verfas- 
sung nach verschiedenen — sichtbaren Kif*chen, läfst sich 
demnach nur so erklären, dafs entweder alle diese Kir- 
chen von jenem Ideale mehr oder weniger abweichen, oder 
dafs nur eine dieser Kirchen mit demselben übereinstimmt. 



4c) Das Gegeiltheil sinii die NationalreligiOtteB. — Der RfoiMthois- 
mos d^s Christenihumes wörde für ,sich noch nicht iHoreicKoii^ ' 
die Idee der unsichtbaren Kirche unmittelbar ans dem Wesen der 
christlichen Religion abzuleiten. Hieraus erklärt sich zugleich, 
Warum der. Begriff einer Kirche keiner andern j^eoffenbarten Re- 
' ^igion bekannt ist , als der christlichen. 
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MAO kann ilie Yersehiedenhtit der siehtbarai KkcheR 
Mis einem d)a|ipelteH Standpunkte betiracbteB; ao» den 
Standpunkte der Beli^ton oder der Theologie* ^3' ^^^ ^v* 
dem des Recht» oder der Rechtswissenschaft bi Boxie»- 
bong m( die vorliegende Hauptaufgabe ist von dem letft» 
teren Standpankte auszugekn. Auch hat dieser vor d^n 
anderen in so ferne einen Yöraug^ als die 9eeUsgraiidK 
sätse, zu welchen sich eine gewi^ie Kircl^ bekeant, fast 
imva^r auch auf ihr Symbol und auf ihren Kultas einen Qtd^ 
scheidenden Einflufs haben. Der Streit zwischen ^n- ¥er* 
schiedenen siehtbaren Kirchen würde mit weit mehr Rahe 
und Besonnenheit geführt werden j als er wohl gewilinlieli 
geführt wird, wenn mau die Rec^tsfrag« als die flbupt- 
oder als die Vorfrage betrachtete. 

Maakaiui nun, von dem juridischen Standpunkte 
att9 oder in kirchlicher Hinsicht, die verschiedenen in der 
Erfahrung bestehenden christlichen Religionsgescellsdiaf«- 
ten unter zwei Hauptklas^sen bringen. -*- Die eine 
Klasse enthält die katholischen, die andere die pro-» 
testaatischen KircheA. In die erstere Klasse gehö'* 
ren z. B. die römisch-katholische und die griechisch-ka- 
tholische Kirche. ^3 »^ verschieden auch diese beiden 
Kirchen in Beziehung auf ihr Dogma u. s. w. von einan- 
der sind, in den Rechtsgrundsätzen, von welchen sie aus- 
gehen, stammen sie gleichwohl mit einander überein. (^In 
diesem Sinne also kann man von einer einzigen ka- 
tholischen Kirche sprechen. Ich werde jedoch in dem' Fol- 



1) Unter dieser VotaoBsetsitng lioiDint iirieder iheiis das Dogma, 
theils die Liturgie in Betrachtung. 

2) Ich sage: Zum Beispiel. Denn die im Texte genannten beiden 
Kirchen sind nicht die einziges dieser Klasse. So durfte z. B. 
selbst die Aaglilcanischo Kirche., ihren Rechtsg|*aiidsatzcn nach^ 
als eine katholische Kirehe zu betrachten seyn. (Auch haben sich 
für diese Ansicht in den oenesten Zeiten einige Oxforder Theo- 
logen — die Fuseyisten — geradezu erklärt.) — Uebrigens giebt 
es in der protestantischen Kirche nicht Wenige^ welche in Be- 
ziehung aut ibre kiichlic^en Meinungen Katbolikea sind; und 
umgekehrt. 
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genden, wo ich von d'er katholischen Kirche handle ^ vor- 
zugsweise die röm i seh«* katholische Kirche, d. i. die 
katholische Kirche, deren Haupt der Pabst ist, vor Augen 
haben; Diese katholische Kirche liegt uns am nächsten; 
aus dem Standpunkte des Katholicismus betrachtet , ist ihre 
Verfassung die vollkommenere.^ Die andere Klasse 
begreift'die Kirchen unter sich, welche, ihre Entstehung 
der Reformation verdankend , den Grundsätzen im Ganzen 
treu geblieben sind, mit welchen allein die Reformation 
gerechtf^rtiget werden kann, ^3 also z. B. die lutherisch^ 
und di0 reformirte Kirche. ^3 ^Q grofs übrigens auch die 
Zahl und die Verschiedenheit der protestantischen Kirchen 
ist, so können doch diese Kirchen, wenn man von dem 
Standpunkte des Rechts ausgeht, als eine einzige Kirche 
betrachtet und zusammen, (^wie in ^em Folgenden ge- 
schehen wird ,) mit dem Namen der protestantischen Kirche 
bezeichnet werden. 

Dieses vorausgesetzt, unterscheiden sich die katholi- 
sche und die protestantische Kirche — oder Katholicismus 
und Protestantismus — so von einander: 1} In der katho* 



1) Die Reformation war — in rechtlicher Hinsicht — nicht eine Re- 
form, tondern eine Reyolution. Von dieser Seite mufs lie an- 
gegriffen und Tertheidiget werden. Vgl. Schmidt's neuere Ge- 
schichte der Deutschen. I. Band, 21. und Skates Kapitel. H. J 
Schmitt, Versuch einer philosophisch - historischen Darstellung 
der Reformation in ihrem Ursprung. Salzh. 1828. — S. ^egen 
diese Schriften: Reinhold, Ehrenrettung der lutherischen Re- 
formation. Jena, 1780. — Nicht alle Reformatoren erkannten die 
juridische Bedeutung der Reformation! Dafs Nicolaus Servetua 
als Kätzer ( langsam ) verbrannt wurde, verschuldete zum Theii 
Calvin. Richtiger beurtheilte die Reformation auch in dieser 
Beziehung Luther. 

2) Jedoth , (was hier nur angedeutet werden kann , ) auch in recht- 
licher Hinsicht tritt zwischen der lutherischen und der reformir- 
ten Kirche mehr als ein Unterschied ein; was man vielleicht aus 
i^olgenden zwei Ursachen erklären kann. 1) Luther lebte In einem 
monarchischen Staate; Calvin und Zwingli lebten in Freistaaten. 
2) In einer Revolution ist allemal die Parthei gegen sich und 
gegen Andere die strengere^ welche die Grundsätze der Revolu- 
tion am weitesten und am konsequentesten verfolgt. 
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lischen Kirche besteht eine geistliche Gewalt, (eine 
Hierarchie ,3 ^^^ Gewalt, welche, kraft einer ihr von 
Gott ertheüten Vollmacht, berechtiget ist, in allen den 
Glauben oder den Knitns betreffenden Angelegenheiten 
Gesetze zu geben und die von ihr ausgegangenen Gesetze 
zu Yollziehn. Für die Mitglieder dieser Kirche giebt es 
daher nur einen einzigen Glaubensartikel, den, dafs die 
Kirche , (jä. i. nach dem päbstlichen Systeme der römisch«^ 
katholischen Kirche, der Pabst^ unfehlbar sey« Alles 
Uebrige ist Wissenschaft. >3 Nach dem protestantischen 
Kirchenrechte sind die Geistlichen nur Religionslehrer, nur 
Diener der Kirche« ^^ Das Recht, die kirchlichen Ange*- 
legenheiten zu ordnen, diese mögen den Glauben oder den 
Kultus oder die Verfassung der Kirche betreffen, steht der 
Kirche selbst, d. L den einzelnen Mitgliedern der Kirche, 
als Einzeln^d, zu. Es kann also z. B. nicht der Glaube 
der Kirche dem Glauben der Einzelnen, sondern dieser 
mufs jenem zur Grundlage und zur Stutze dtenen. V) Die 
katholische Kirche legt sich alle diese Eigenschaften bei, 
welche eben als Eigenschaften der unsichtbaren Kirche auf<- 
gezahlt worden sind. Sie behauptet zwar nicht, dafs ei* 
nem jeden ihrer Mitglieder der Ruhm gebühre, ein wahrer 
Christ oder Gottesverehrer zu seyn j wohl aber, dafe Nie- 



1) Und Bwar deswegen WinensehafI, weilet die Lehre de? Kirelie 
ist. (Hierauf beraht da« Verdammungsiirtheil , weichet die Kirche 
über den Hermetianitmat aatgesprochen hat. Die Hermetianer 
lehren zwar nur dat, wat die Kirche lehrt. Sie tind aber der 
Meinang , daft das , was die Kirche lehre, noch auf andere Gründe, 
als auf das Ansehn der Kirche, gestätat werden dürfe und musüe. 
— Die Hermesianer sind auf dem geraden Wege anm Protestan-' 
tismas.) 

2) Der Name: Geistliche, bat daher auch einen andern Sinn in 
der katholischen, einen andern in der protestantischen Kirche« 
In jener besieht er sich auf die geistliche Gewalt des Standet der 
Geistlichen; in dieser anf die Pflicht der Religionslehrer, durch 
einen geistlichen Lebenswandel den übrigen Mitgliedern der Kirche 
mit einem guten Beispiele yorsulcachten« 

Zachariä, fsom StatUt, Vt. & 
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mMd , ohne ih^ anzugehören j auf ddn Namen eines wah- 
ren Christen oder Gottesverebrers Anspruch machen könne, 
und eben so, dafs sich in der Stimme derer, welche über die 
^sammte Kirche gebiethen, die Stimme Gottes vernehmen 
laMe. Die verschiedenen protestantischen Kirchen betrach- 
ten^idti nuir als so viele Erziehungsanstalten für dii^ 
Unsichtbare Kirche. 3} Die katholische Kirche macht 
es einem jeden Christen, ja einem jeden Menschen zur 
Pflicht, sidi in ihren, dfer Kirche, Schoos aufnehmen 
feu lassen oder in ihren Schoos zurücksukehren. Der Pro- 
testantismus stellt ^s einem Jeden frei, ob er sich zti einer 
Kirche und tu welcher er sich halten will. Daher ist In- 
tolerftäz in Religionssaehen der Charakter der katholischen, 
Toleranz der Chairakter der protestantischen Kirche. So 
wite aber jener Kirche ihre Intoleranz nicht zum Vorwurfe 
gemacht Werden kann, so kann dieser Kirche nicht ihre 
Tolettuiz zum Verdienste angerechnet werden. Denn beide 
Kürchen thun in so fern weiter nichts^ als das System in 
Anwendung zu bringen, welches beziehungsweise der 
Verfastiung der einen und d^ der anderen Kirche zütti 
Grunde liegt. (^Contra negantem prineipia non est dispti- 
tandum!} * 

Dilsse in der christlichen Kirche herrschende Spaltung 
ist nicht etwa eine, blos zufällige Erscheinung. Vielmehr 
beruht sie theils auf der überhaupt möglichen Verschieden- 
hfelt der Systfeiüe des Kirchenrechts, theils auf der Ver- 
schiedenheit der benk - und Gemüthsart der Menschen in 
GlaubenssachM. ^3 ^^^^ welche für ihren Glauben einen 
festen und sicheren Boden verlangen, und deshalb weni- 
ger auf eigene tlinsichten als auf eine aus der Geschichte 
geschöpfte Erkenntnifs geben , sind die gebornen Freunde 
des Katholicismus; so wie umgekehrt diejenigen, welchen 
in Gläubenssaehen nur eine Ueberzeugung aus Gründen 
Genfige leistet, welche also auf die Zahl und das Gewicht 



^) Dieselbe Verschiedenheit aafsert sich in den Fraji^en, über welche 
anter ]>«litiichen Parthsien gestritten in werden pflegt. 
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der Zengen, die eine Religionslebre för sieh bat, überall 
nieht einen Wertb.oder doch nicht einen entscheidenden 
Werth legen, die gebornen Freunde des Protestantismus 
sind. — Daher ist auch in dar christKchen Kirche der Ge- 
gensatz zwischen dem Katholfcismus und dem Protestan- 
tismus so alt, als diese Kirche selbst ist. Schon die Ver- 
schiedenheit der Ansichten, welche zwischen den Aposteln 
Petrus und Paulus über das Recht zur Aufiiahme in die 
christliche Gemeinde herrschte , läfst sijcb auf jene Spal- 
tung zurückfuhren. Eben so können die vielen Irrlebren , 
welche schon vor der Refonnation den Frieden der Kirche 
von Zeit zu Zeit störten, zugleich als Angriffe des Pro- 
testantismus auf den Katholicismns betrachtet werden. 
Dasselbe gilt insbesondere auch von den Versuchen, welche 
in der christlichen Kirche von Zeit zu Zeit gemacht wur- 
den, die Verfassung dieser Kirche auf ihre ursprünglich- 
einfachere Gestalt zurückzuführen. >3 Di^ Reformation 
war nur der Entscheidungskampf zwischen diesen beiden 
Principien. — Eben deswegen mufs auch ein jeder Versuch 
scheitern, beide Kirchen, die katholische und die protestan- 
tische, mit einander zu vereinigen. Ja könnte auch dne 
solche Vereinigung für den Augenblick gelingen, so würde 
sie doch nur das Zeichen zu einer neuen Entzweiung 
sejm. *) Selbst ein Friedenssdilufs zwischen beiden Kir- 
chen gehört zu den Unmöglichkeiten. Es ist schon viel 
gewonnen, wenn man verhindern kann, dafs dieser Mei- 
nungskampf nicht in einen Bürger- oder Völkerkrieg aus- 
arte. — Endlich , die Ursachen , auf welche die Trennung 



1) Diesen Versuch machten namentlich die PaoliciaBer, eine Par- 
thei, welche, nachdem sie sich im 6ten Jahrhlindert gebildet 
hatte, nie wieder ganz unterdrockt wurde. Gibbon, history 
of the decline and fall of the R. «mpire, ehap. &8. 

1) Leibniim und mehrere der achtungswerthesten Zeitgenossen 
dieses grofsen Mannes, z. B. Bossuet, Bisehoff Ton Meaax^ bt* 
schäftigten sich mit diesem Plane, ohne übrigens die Haupt- 
frage, die Rechtsfrage, scharf ins Auge zu fassen. S. Leibnitii 
Opera omnia. ^ £d. L. Dntens. T. I. (Genf. 1108«) p. 50T. 
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der protestantischen Kirche von der katholischen Kirche 
zorückzuföbren ist, haben auch unter den Bekennern an- 
derer positiven Religionen, wenn diese anders mit einer 
theoretisch ausgebildeten Glaubenslehre oder Mythologie 
verbunden waren, eine ähnliche Spaltung zur Folge ge- 
habt. So stehen bei den Hindu's zwei Schwesterreligio- 
nen, die Bramalehre und der Buddhismus, in einem Yer- 
hältniTs zu einander, welches an das zwischen dem Ka- 
tholicismus und dem Protestantismus erinnert. So trennte 
sich bei den Griechen von der Yolksreligion mit der Zeit 
eine philosophische Religion. So theilen sich die Mohame- 
daner in Sunniten und Schiiten. 

So viel zur Einleitung in das Folgende. 

I. Von dem Verhältnisse, in welchem das erste 

System der Staatserziehungslehre zu der 

katholischen Kirche steht 

Auf die inneren Angelegenheiten der kathölischeii 
Kirche , also auf die Verfassung und auf die Verwaltung 
dieser Kirche leidet das erste System der Staatserziehungs- 
lehre schlechthin keine Anwendung. Denn die katholische 
Kirche ist ihrem VlTesen nach nicht eine Gesellschaft, 
sondern ein Staat, ein Staat Gottes. (^Civitas Dei.) Das 
Recht dieser Kirche ist also nicht ein auf sie angewende- 
tes Gesellschaftsrecht, sondern ein auf sie angewen- 
detes Staatsrecht Wenn in den neuesten Zeiten Stim- 
men (^namentlich in Deutschland3 laut geworden sind, 
welche verlangen, dafs den Laien ein Antheil an der 
Regierung der katholischen Kirche eingeräumt werde, so 
ist der Sinn dieses Verlangens nicht der, die Verfassung 
dieselr Kirche im Geiste des Gesellschaftsrechts umzuge- 
stalten, sondern der, ihr, afs einer Staatsverfassung, ei- 
nen demokratischen Bestandtheil zu geben. 

Dagegen nimmt die katholische Kirche, was ihr Ver- 
hältnifs zum Staate betrifft, den Grundsatz der Re- 
ligionsfreiheit, (^oder das erste System der Staatserzie- 
hungslehre in Beziehung auf diesen Grundsatz, 3 seinem 
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ganzen Umfange nach für sich in Anspruch. Und sie hat 
in so fern vor der protestantischen Kirche, mit welcher 
sie diesen Anspmch theilt, den Vorzug, dafs sie wegen 
des Baues >3 ^^^ ^^^ Geistes ihrer Verfassung den welt- 
liehen Regierungen, wenn diese ihre Gewalt auf die inne- 
ren Angelegenheiten der Kirche ausdehnen wollen, einen 
passiven VlTiderstand entgegensetzen kann, für wel- 
chen der protestantischen Kirche nicht dasselbe Blittel zu ' 
€rebote steht. 

Jedoch die katholische Kirche geht in ihren Ansprü- 
chen weiter. Sie strebt nicht Mos nach Unabhängig- 
keit vom Staate, sondern sie strebt noch aufserdem nach 
Perrschaft über den Staat. Wenn sie sich auch in so 
fem mit dem in Frage stehenden Systeme der Staats- 
erziehungslehre in Widerspruch setzt, so geschieht dieses 
doch nur zu Folge der Grundlagen , auf welchen die Ver- 
fassung dieser Kirche beruht Zwei Gewalten können 
nicht neben einander bestehn, d. i. dieselben Menschen 
können nicht zu derselben Zeit zweien Gewalten oder 
Regierungen unterworfen seyn. Sondern, wenn zwei an 
sich ([oder in thesi^ verschiedene Gewalten gleichzeitig 
über dieselben Menschen gebiethen, so müssen sie in Be- 
ziehung auf ihre Unterthanen ([oder in hypothesi3 nur als 
eine, einzige Gewalt betrachtet werden können, d. i. es 
mufe der einen voi^beiden das Recht zustehn^ von der an- 
dern Gehorsam zu fordern. ([Niemand kann zweien Her- 
ren dienen 13 So wie aber der Staat zur Ausübung einer 
Gewalt über seine Unterthanen berechtiget ist, so gilt das- 
selbe auch von der katholischen Kirche, als einem Staate 
Gottes, ja von einer jeden Hierarchie. (^Nur nach der 
Gesetzgebung der Hindu's leidet diese Regel eine Aus- 
nahme. ^3 ^^ Herrscherrecht des Bramanen und das des 



1)' Je künstlicher der Bau der Verfassung irgend eines Gemeinwe- 
sens (aniversitas) zusammengesetzt und in sich verschlungen ist, 
desto schwieriger ist es, den Bau zu zerstören. Schon deswegen 
scheut man sich oft, eine solche Verfassung anzutasten. 

?) Vergl. Institutes of Hindu — Law or the Ordinances of Menü ctc. 
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Königes bestehen neben einander , ohne dafs das eine dem 
andern Eintrag thnt oder Eintrag thnn könnte; aber nur 
deswegen, weil der Bramane durch eine ihm inwohnende 
Wunderkraft, der König aliein durch eine äufsere Gewalt 
sein Herrscherrecht geltend machen kann.} Das Verhält- 
nis zwischen der katholischen Kirche und dem Staate kann 
sich daher in allen den Staaten, in welchen es eine Ab- 
theilung der katiiolischen Kirche giebt, nur so stellen, 
dafs entweder die Staatsgewalt der Kirchengewalt odi^ 
dafs dkse jener uptergeordnet ist Nur darüber kann der 
Streit seyn , ob unter diesen beiden Gewalten das eine oder 
ob unter ihnen das andere VerhältniCs eintreten soll Nun 
kann zwar die katholische Kirche, zu Folge der Grundla- 
gen ihrer Yerfas^iung auf die Oberherrschaft über den 
Staat mit vollem Recl;ite Anspruch machen. Denn diese 
Kirche oder die Hierarchie dieser Kirchie verdankt ih^ 
Herrscherrecht einer ihr von Gott ertheilten Vollmacht. 
(Man mufs Gott mehr gehorchen, als den Menschen 1 3 
Aber mit demselben Rechte kann auch der JStaat Gehorsam 
von der Kirche fordern« Denn ist er verpflichtet, das Sy- 
stem der Kirche zu dem Seinigen zu machen? Beruht 
nicht seine Gewalt eben so, wie die Gewalt der Kirche, 
auf einem göttlichen Machtbriefe? ([Jedermann sey un- 
terthan der Obrigkeit, die Gewalt üb^r ihn hat.} Hier«- 
nach mufs es in allen den Staaten, in welchen das Volk 
oder ein Theil desselben in der Gemeinschaft der katho- 
lischen Kirche steht , unausbleiblich zu einem I^ampfe zwi- 
schen dieser Kirche und dem Staate — oder zwischen der 
geistlichen und der weltlichen Gewalt — kommen, über 
dessen W^diselfälle, (denn von einer Beendigung des 
Kampfes kann nicht die Rede seyn,} nicht das bessere 
Recht 9 sondern nur die gröfeere Macht der einen oder der 
andern entscheiden kann, zu einem Kampfe, in welchem 



VerbaUy traoilated from the original Sanicrit. Bj W. Jones. 
Lond. 1796 -* insbeiondere : Chap. I. $. OS — 101. VII, 5. 
\l, 81. 
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die Kirche Gefahr läaft, selbst ihre Una|^hiingigkeit 
vom Staate zum Theil zu verlieren. 

9Ian setze diesem Resultate Hioht entgegen, daHsf 
denn doch die eine und die andere ihren besonderen 
Wirkungskreis habe, dars die geistliche Gewalt aosschliefs- 
lieb in geistlichen , die weltliche ausschliefslich in weltli- 
chen Angelegenheiten zu gebiethen berechtiget sey, dafs 
es also die Schuld derer sey, von wdicben die Kirchen* 
od^r d^ie Staatsgewalt ausgeübt wird , wenn die eine Ge- 
Tvalt in das Gebieth der andeorn nbergreife nnd so der Friede 
s^wischen beiden Gewalten gestört werde. ^3 '^^y ^ ^uieh, 
dafs der Kampf zwischen Staat und Kirche, f unter wel* 
eher hier jederzeit die katholische zu verstehen ist, 3 in 
einzelnen Fällen die Unwissenheit oder die BöswilHgfcoii 
der JMlenschen zur Ursache hat, die Grundurfiache liegt 
dennoch in der Natur des Verhältnisses zwischen Staat 
u^d Kirche. Läfst sich zwischen geistlichen uqd wdtUr 
chen Angelegenheiten eine scharfe Schi^idluiie ziehn? und 
wenn audi diese Scheidlinie gezogen werden kannte, wm 
isjt der dichter, welcher, wenn dieselbe Sache von der 
Kirche für eine geistliche , von dem Staate für eine w^tr 
liehe Sache erklärt wird, den Streit zu entscheiden ber 
re^htiget wäre ? Der Vorwurf, den man 4er Hierarchie 
der katholischen Kirche ao oft gemacht hat, dafs sie nur 
aus Herrschsucht den Friede« zwisdien ätaat und Kirche 
störe, ist daher nicht gegründeter, als der der Intoleranz* 
— £hen so wenig kann man das obige Eesnltat dadurch 
Wtkräften, dafe man sich auf ^e V^erschiedenheit der W^-r 
fen beruft, welche der geistlichen und w^eldie der weit? 
Uchen Gewalt zu Gebothe stehn, um ihre Gesetze und 
Uetßble in Vollziehung zu syelzen. Allemal bedarf die eine 
Gewalt der Hülfe der andern. 

Alles- dieses findet in der Gesdiichte der Staaten 



*) Und doGsh «ioil namhafte Mäiuier, — z. B. Petra« de Mavca, ,(de 
enncojQdia •acerdolU et Impem , ) — der Meinoog geweeen , dafs 
4er Friede zwjechea $taat a|id Kirche nur dorok die Schuld der 
Meiifclieo gettört werde! 
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Deutschen Ursprungs seine volle Bestätigung. — In die* 
sen Staaten ist der Kampf zwischen der geistlichen Gewalt 
(^der katholischen Kirche} und der Staatsgewalt fast so alt, 
als die christliche Kirche. Fast während des ganzen Mit- 
telalters oder wenigstens bis gegen das Ende desselben , 
hatte die Hierarchie der katholischen Kirehe ein entschie- 
denes üebergewicht über die weltlichen Regierungen. Sie 
verdankte diefs Üebergewicht ihren Reichthümern , ihren 
politisdien Vorrechten, der Ohnmacht der königlichen Ge- 
walt, dem Beistande, welchen ihr der Adel jener Staaten 
um deswillen leistete, weil er theils in dem Besitze der 
reichsten Kirchenpfründen war, theils in Beziehung auf 
das Königthum Ineist mit der Hierarchie ein und dasselbe 
Interesse hatte, endlich der auf dem Pabstthum^ beruhen- 
den äufseren Einheit der Kirche. Doch mufste sie dem 
Uebergewichte, welches sie über die weltliche Gewalt be- 
hauptete, zugleich ihre Selbstständigkeit in mehreren Be- 
ziehungen zum Opfer bringen. Die Kirche spaltete sich 
in so viele besondere Kirchen, als es Nationen gab. Die 
Hierarchie wurde durch die weltliche Macht , zu welcher 
sie gelangt war, verleitet, ihres geistlichen Berufes, der 
wahren Grundlage ihrer Macht, weniger eingedenk zu 
seyn. Sie wurde so in weltliche Händel verwickelt, an 
welchen sie nicht ohne Gefahr für ihren geistlichen Einflufs 
Theil nehmen konnte. Auch ihre Bundesgenossen, die 
weltlichen Grofsen, verwandelten sich, als Nutzniefser 
der reichsten Kirchenpfründen, in Feinde der Selbststän- 
digkeit der Kirche. Der Hierarchie entgiengen nicht die 
Nachtheile, welche tür sie mit den Vortheilen ihrer äufse- 
ren Lage verbunden waren. Daher der berühmte Investi- 
turstreit, d* i. der Plan Gregorys des VH., den Fürsten 
das Recht zur Besetzung der obersten Aemter der Kirche 
zu entwinden. ^J Daher die Kirchengesetze, welche dem 



*) In diesem Streite ist noeh immer Eins nicht aufgeklärt. Woher 
die in Deutschland und sonst in keine^ -andern Germanischen 
Staate übliche investitura episcoporum per nnnulum et hacn-* 
Inmf Hing ne mit der Lehre des altdeutschen Rechts tod der 
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Bärgerstande die Kapitel offen erhalten sollten. >3 ^^* 
doch nur unvollständig gelang jener Plan, erreichten diese 
Gesetze ihren Zweck. Das Uebel lag tiefer, wie auch 
schon während des Investiturstreites der Pakt Paschalis 
II. erkannte, indem er, (^mehr in der Zukunft lesenil, als 
sein Zeitalter verstehend,} den Vorschlag that, dafs die 
Kirche, um sich vom Staate unabhängig zu machen, dem 
Kaiser und Reiche alle die Güter und Rechte, die sie von 
ihnen besäfse, wieder herausgeben sollte. *') — Jedoch 
schon ^egen das Ende des Mittelalters verkündigten meh- 
rere Zeichen, (insbesondere das Schisma in der Kirche 
und der Aufstand der Hussiten,} das Nahen grofser Ver- 
änderungen in dem Zustande der Kirche« In Erfüllung 
giengen diese Zeichen durch die Reformation (I6I73. 
VlTas die Kirche selbst im 15ten Jahrhunderte, auf der 
Kirchenversammlung zu Basel, in dem Tcrfassungsmäfsi- 
gen Wege auszuführen versucht hatte, wurde in Einern 
Theile der Kirche durch den Mu(h einiger Männer aus 
dem Volke ins Werk gesetzt. Da kam es nun zu einmn 
langen und erbitterten und selbst zu einem blutigen Kampfe 
zwischen der alten und der neuen, zwischen der katho- 
lischen und der protestantischen Kirche. Zwar gelang es 
der Hierarchie der katholischen Kirche, ihre Reichthnmer 
und ihre politischen' Vorrechte , auch in dieser neuen Welt, 
bei allen den Völkern zu behaupten, welche sich nicht 
der neueren Kirche zugewendet hatten. Gleichwohl än- 



Gewähr sasammen? oder wnrde diese Art der Besetznng der 
t Bisthümer planniäfsig gewählt, um die Bischöffe des Schatse« 
de« Königs desto mehr za Tersichern? 

1) c. 87. X. de praebendis. Diese (besonders lesenswerthe) päbitliche 

Verordnung mirsbiUigt schlechthin die Kapitelsstatuten, welche 
den Bürgerstand von den Kanonikaten ausschlössen oder aus- 
schliefsen wurden. Das spätere Kirchenrcoht mufste sich schon 
damit begnügen', einen Theil der Kanontkate den Graduirten tot- 
zubehalten. S. das Goncll. Basil. sess. 81.* Das Concil. Trid. 24, 
12. de reformat 

2) S. Planck, Geschichte der christlich - kirchlichen GeteUicIiAfU- 
Yerfatsung. Band lY. (HannOT. 1806.) S. 279. 
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derte sich sehr bald und mit der Zeit immer mehr und 
mehr die gesammte 8telian^ der Hierarchie zum Staate. 
Die katholische Kirche bedurfte des bewaffneten Armes 
der Regierungen, um sich gegen ihren Feind, gegen die 
protestantische Kirche und gegen das weitere Umsichgrei- 
fen der Reformation , mit Erfolg vertheidigen zu können^ 
Wer aber die Macht hat, Schutz zu verleihen, hat eben 
80 die macht, die Bedingungen zu bestimmen, unter wel- 
chen er seinen Schutz verleihen wird. Die katholische 
Kirche sah sich daher durch die Zeitläufte genöthiget, 
den Schutz und Beistand des Staates durch die Aufopfe- 
rung ihrer vormaligen Unabhängigkeit vom Staate zu er- 
kaufen. Und da sie, ([wie das in einem jeden Kampfe 
unter gegen einander erbitterten Partheien zu geschehen 
pflegt ,3 in der Hitze des Kampfes, nicht selten über die 
nähere Gefahr die entferntere vergafs, da überdiefs den 
Regierungen bei dem Bestreben, ihre Gewalt fester zu 
begr^9den und weiter auszudehnen , die Zeijtumstände auch 
sonat ZH statten kamen, so geschah es, dafs nun die welt- 
liche Gewalt zu der geistlichen ohnge/ähr in dasselbe 
Y^rhältnifs (de facto) trat, in welchem vormals die geist- 
liche Gewalt zur weltlichen gestanden hatte. In mehre- 
ren Staaten, z. B. in Frankreich und Spanien, hatte das 
^pgj^ioh die Folge, dafs sich di^ königliche Gewalt der 
Fessel« entledigte, mit welchen sie die frühere Yerf^- 
smig des St^es belastet hatte. ^3 — <• Eine andere und eine 
vergleichungsweise neue Stellung der Jiatholischen Kirche 
zum Staate hat die französische Revolution, wenn auch 
nicht in ganz Europa, doch in einem grofsen Theile von 
Europa, in ihrem Gefolge gehabt. Diese Veränderung, 
welche in der politischen Stellung der katholischen Kirche 
eingetreten ist, beruht allerdings schon darauf, dafs seit 
dem Jahre 1789 so viele Europäische Staaten neue Yer- 



*) Aach in Deutschland erhielt die Landeshoheit, in dem Kampfe 
swisehep beiden Kirchen, einen der Vorzeit unh^li^onten Um- 
fang. Vgl. das J. F. O. V, 80. VIII, 2. 
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faissui^eu erhalteti haben, welche, ifidem sie für die por- 
litische und bürgerliche Freiheit der VnterthMen Gewähr 
leisten, zugleich der Selbstständigkeit der katholische« 
Kirche zum Yortheile gereichen. Ab^r der H^upt unter- 
schied zwischen Vormals und Jetzt ist der, dafs in $a 
vielen Europäischen Staaten die katholische iKirehe ihres 
Reichthums und ihrer politischen Vorrechte ganz oder zum 
gröfsten Theile seit jenem Jahre verlustig geworden ist. 
Frankreich legte zuerst die Hand an die Schätze, welche 
die katholische Kirche in Frankreich, wie anderwärts, 
der Frömmigkeit, zum Theil auch der Politik der Vor- 
zdt, #3 verdankte. Nuch denselbeii Grundsätzen verfuhr 
Frankreich in den Landein, die es nach und nach eroberte« 
Seinem Beispiele folgte, nothgedrungen , Oentscbland in 
dem Deputationshauptschlusse vom Jahre 1803. Selbst 
das altgläubige Spanien hat sich neuerli^sh für die neue 
Lehre erklärt Nun sollte man zwar erwarten, dafe die 
Hierarchie der katholischen Kirche, durch diese Verluste 
einer der vormaligen Hauptgrundlag^ ihrer Macht be^ 
raubt, in eine desto strenger^ Abbängjgkßü von den welt- 
lichen Regierimgen geratben seyn müfste. Aber, gerade 
umgekehrt, sie steht jetzt den weUlichen Regierungen 
drohender, als vormals^ ja vielleicM droliender , als selbst 
in den Zeiten des Mittelalters, gegenüber. Sie hat nun 
von dem Staate wenig od^ nichts zu fürchten, weil sie 
wenig oder nichts besitzt, was ihr vom Staate genoim- 
men werden könnte* ([Auf sie sind die Worte des Dich^ 
ters analogisch anwendbar: Cantabit vacuus coram la- 
trone viator!} Sie steht schon deswegen dem Volke 
naher, als vormals; nberdiefe aber auch deswegen, weil 
die liülrchenämter nicht au^ oder weit weniger, als vor^ 
juals, von dem Adel gesucht werden. Sie mufs, was sie 
an Macht verloren hat, durch Binflufs zu ersetzen be«- 
müht seyn. ' Qiesen aber kann sie auf die Menge nur durch 



4() Zam Theil auch der Politik d6r Voraeit. — Z. B. dk «dliehea 
Familien handelten, indem ue die Sialier «od yeiHlMfaen Rit^ 
terordcn begabten , zugleich in ihrem eigenen IntorcMC. 
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die Strenge der Grundsätze erhalten, welche sie sowohl 
in ihrem Privatleben als in ihren öffentlichen Verhältnis- 
sen befolgt (Maü übersieht nnr zu leicht diesen Unter- 
schied zwischen Vormals und Jetzt. Darum verfallen die 
JUegierungen so häufig in den Fehler, in ihrem Verhält- 
nisse zur katholischen Kirche die Politik, die vormals 
zeitgemäfs war, auch auf die Gegenwart anzuwenden. 
Konkordate mit dem päbstlichen Stuhle, das placetum re- 
gium, das jus nominandi regium ad episcopatus, u. s. w«, 
alles dieses ist höchstens noch in einigen Europäischen 
Staaten an seiner Stelle.3 

Man kann sich von den Mitteln, durch Welche eine 
Staatsverfassung aufrecht zu erhalten ist, kaum besser, 
als aus der Geschichte der Hierarchie der katholischen 
Kii'che, unterrichten. In einer langen Reihe von Jahr- 
hunderten — insbesondere seit den Zeiten GregoVs VII« 
— hat die Verfassung dieser Kirche dem Wechsel und den 
Stürmen der Zeit getrotzt. Der Hierarchie gelang das 
Unternehmen, den stolzen Bau der Verfassung der ka- 
tholischen Kirche aufrecht zu erhalten, weil sie 1} nie 
die Grundlagen aus den Augen verlor, nie dem Geiste 
einer hierarchischen Verfassung untreu wurde. Konnte 
sie auch, einen Eingriff in das eine oder in das andere ih- 
rer Rechte einstweilen nicht abwehren, so behielt sie sich 
doch ihren Anspruch durch eine Verwahrung (oder Pro- 
testation} für bessere Zeiten vor. #3 I^^ S^^^^g ^^ 
Unternehmen, weil sie 8) nach Zeit und Umständen die 
Mittel veränderte, von welchen sie zur Erhaltung der 
Kirchenverfassung Gebrauch machte. Zur Bestätigung 
dieser Behauptung kann man sich z. B. auf die Geschichte 
des Möiichsthumes der katholischen Kirche berufen. So oft 
die Kirche neue Feinde zu bekämpfen hatte, erhielt auch 
das Mönchswesen, (^das stehende Heer des Pabstes,} eine 



^) So legte z. B. der'Pabst gegen den Westphälischen Frieden, und 
eben so (wegen der TOid Kirchenetaate abgerissenen Legationen) 
gegen die Schluriakto dei Wiener KongresM« eine Proteatation 
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neue Gestalt. Endlich 3} trug auch das zum GeUngeii 
des Unternehmens bei, dalis sich die Hierarchie immer za 
denjenigen hielt , welche gerade die Mächtigsten im Staate 
waren. So verbündete sie sich zuerst mit der Aristokra- 
tie, dann mit der königlichen Gewalt. In unseren Tagen 
neigt sie sich in mehreren Staaten zur Yolksparthei hin« 

IL Von dem Verhältnisse, in welchem das erste 

System der Staatserziehungslehre zu der 

protestantischen Kirche steht. 

Das erste System der Staatserziehung ist in seiner 
, Anwendung aaf das Recht einer Kirche schlechthin und 
in einer jeden Beziehung das Recht der protestanti- 
schen Kirche. In dem Geiste des Protestantismus sollen 
die Mitglieder jener Kirche sowohl im Yerhältnifs zu ein- 
ander als im Yerhältnifs zum Staate derselben Freiheit 
geniefsen, auf welche die Mitglieder einer jeden ihrem 
Zwecke nach rechtmäfsigen Gesellschaft Anspruch ma- 
chen können. 

Entspricht aber dieses Rechtssystem der protestanti- 
schen Kirche eben sowohl dem Yortheile derselben 
Kirche? dem Interesse der christlichen Kirche überhaupt? 
Die Frage ist um so erlaubter, da der Beispiele so we- 
nige sind, dafs in der protestantischen Kirche die Praxis 
mit der Theorie übereinstimmte. — In der That sind die 
Yorwürfe, tvelche der protestantischen Kirche wegen der 
nachtheiligen Folgen ihres Rechtssystemes gemacht wor- 
den sind, erheblich genug. 

Zieht man die Kirche, wie eine andere Gesellschaft, 
in das Gebieth menschlicher Willkühr herab, so entsteht 
zwischen dem Zwecke und dem Mittel fast unausbleiblich 
ein YlTiderspruch. Denn wi^ kann wohl die christliche 
Kirche ihrem Zwecke, — die Menschen in dem Glauben 
an die christliche Offenbarung und in einer diesem Glau- 
ben entsprechenden Gesinnung durch eitie gemeinschaft- 
liche äufsere Gottesverehrung zu befestigen, — wie kann 
sie wohl diesem Zwecke entsprechen, wenn sie sowohl 
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ihrer Entstehung als ihrer Verrassung nach nur Manschen- 
werk ist? Mufs nicht diese Ansicht den Glauben an die 
christliche OiTenbarung, als einen Offenbarnngsglauben , 
sogar erschüttern, anstatt ihn zu befestigen ?>3 — Unter 
derselben Voraussetzung mufs in der Kirche Alles dem 
Wechsel, und sogar der Verein selbst der Gefahr def Auf- 
lesung unaufhörlich unterworfen seyn. Denn dann ruht 
der gesammte Rechtszustand und selbst die Fortdauer der 
Kirche auf dem so schwankenden und unsichern Boden 
menschlicher Meinungen. — Ja, schon die Möglichkeit, 
einen kirchlichen Verein ohne Verletzung der Grund- 
sätze des Gesellschaftsrechts zu stiften, hat ihre Schwie- 
rigkeiten. Denn eine jede Kirche bedarf eines Symbo- 
les. Läfst sich aber von deii Menschen, läfst sich we- 
nigstens von einer grörseren Anzahl Menschen erwarten, 
dafs sie, an ihre eigenen Einsichten verwiesen, in Glau- 
benssachen einer und derselben Meinung seyn werden? 
ist es ihnen, als Protestanten , überdiefs erlaubt, sich auch 
nur vorübergehend an irgend eine Glaubensregel zu bin- 
dend Vergeblich würde man dagegen einwenden, dafs 
der protestantischen Kirche an dem in der heiligen Schrift 
enthaltenen Symbole genüge. Die Schrift ist das Symbol 
aller christlichen Religionsgesellschaften Aber über die 
Auslegung der Schrift ist der Streit. — Auf jeden Fall 
mufs hiernach bei den Protestanten das Kirchenthum in 
den Hintergrund zurücktreten. So gewifs aber die mei- 
sten Menschen den Kern nicht von der Schale zu unter- 
scheiden vermögen ^^^ so gewifs mufs diese Untersdiüz- 



1) Der Kardinal Richelieu behauptete, — vielleicht nicht ohne 
) Gmnd: Ziritchen dem Katholicismus und dem Rationaliinuii 

giebt es kein Mittleret, was einen Sinn hätte! 

2) Davon liefert auch der Eifer einen Beweis, mit welchem Einige 

die in der Schrift erwähnten Wander angreifen , Andere die Aecht- 
heit dieser Wunder vertheidigen. Der allgemeingültige Beweia 
für den gdttUehen Ursplrunf^ des Chrlstenthumes liegt in dem 
Inhalte der Christaslehre. Möge auch der Glaube an Wunder 
• ^ faUen, (and er Ist überall im Sinken , wo die Macht des Wissent 
tm Steigen ist,) dieser Beweisgrand bleibt. 
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znng des Kircbenthames auch auf die Religiosität selbst 
einen nachtheiligen Einflufs haben. — Endlich ist bei der 
vorliegenden Frage auch daraur Gewicht, und ein nicht 
geringes Gewicht, zu legen, dafs nach den Grundsätzen 
des Gesellschaftsre^hts die Ausgaben des Kultur durch 
die freiwilligen Beiträge der einzelnen Mitglieder der 
Kirche zu decken sind. Denn das kann leicht die Folge 
haben, dafs sich nicht Wenige, um diese Last nicht tra- 
gen zu dürfen, von einer jeden kirchlichen Verbindung 
zurückhalten, dafe Andere den Religionslehrern, als von 
ihnen besoldeten Dienern , nicht diejenige Achtung bewei- 
sen, welche ihnen in dem Interesse der Religion gebührt,* 
oder daflsi die Religionslehrer selbst, um sich Beifall und 
Einnahme zu verschaffen, zu Mitteln ihre Zuflucht neh- 
men, welche ihrer und der Lehre, die sie predigen, kei^ 
nesweges würdig sind. *3 

Jedoch es fehlt nicht an einer Antwort auf diese Vor- 
würfe. Eim'ge derselben beruhen auf irrigen Voraussez- 
zungen, andere lassen sich sogar in Lobsprüche verwan- 
deln. Die einen und die anderen ab^zogen, bleiben nur 
diejenigen Einwendungen übrig, welche gegen einen je- 
den Versuch, ein Ideal zu verwirklichen, erhoben wer- 
den können. — Es ist ungegründet ^ dafs die christliche 
Kirche, nach den Grundsätzen des Protestantismus, le- 
diglich und allein Menschenwerk sey. Wenn auch d^ 
Ctesellschaftsrecht die Bedingungen eines kirchlichen Ver- 
eines (m abstracto3 schlechthin in das Ermessen seiner 
Mitglieder stellt, so setzt doch der Protestantismus, (^was 
ihm das Gesellschaftsrecht zu thun gestattet ,3 diesen 



4^ Bieter Vorwurf ist besondeln häufig in England dem „Tolontary 
sjstem^' gemacht worden. In der That geben die Folgen , welche 
dieses System in den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat, 
einige Veranlassung za diesem Vorwurfe. Da werden s. B. von 
Zeit zu Zeit Versammlungen im offenen Felde (camp-meet- 
ings) gehalten, in welchen mehrere Tage lang gepredigt und 
gesungen wird. Da eröffnet ein Geistlicher, der sich auf irgend 
eine Weise einen Namen gemacht hat, eine Kapelle für seine 
Anhänger, 
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GnmdsatK mit der christlichen Offenbarnng in Verbindan|^* 
Za Folge dieser Offenbarung ist 'die christliche Kirche 
eine von ihrem Haupte gestiftete Anstalt, hat sie einen 
Kultus, welcher beziehungsweise auf den Vorschriften 
des Christenthumes beruht. Allerdings ist die christliche 
zugleich Menschenwerk; aber nur in so fern, als das 
Christenthum, damit es sich über die ganze Erde verbrei- 
ten könnte, seinen Bekennern die Bestimmung ihrer kirch*- 
lichen Zustände, in einem sehr grofsen Umfange ilberlas- 
sen hat — Es ist wahr, dafls, nach den Grundsätzen des 
Protestantismus , in der Kirche Alles unaufhörlich im Wer- 
den und Wechseln begriffen seyn mufs« Aber eben des- 
wegen entspricht die protestantische Kirche dem wahren 
Geiste des Christenthumes. Denn das Christenthum ist 
nicht ein für alle Zeiten geschlossener und festgestellter 
Lehrbegriff. Sondern, für die Menschheit auf einer jeden 
Stufe ihrer geistigen Entwickelung bestimmt, kann und 
soll es sich mit der Menschheit zugleich fort- und aus- 
bilden, d. i. können und sollen es die Menschen immer 
besser verstehen und auslegen lernen. Darum enthält 
auch die Schrift nicht ein vollständiges Beligionssystem , 
sondern nur einzelne Lehrsätze und Andeutungen. Wie 
stände aber mit diesem Geiste des Christenthumes eine 
Kirche in Uebereinstimmung , deren Recht immer und ewig 
dasselbe bliebe? Ist eine und dieselbe Erziehungsanstalt 
für ein jedes Alter die zweckmäfsigste?^3 Wenn auch 
mit dem Wesen einer protestantischen Kirche eine jede 
andere Glaubensregel, als die Schrift, unvereinbar ist oder 
unvereinbar seyn tollte, so kann doch dieser Mangel durch 
die in einer solchen Kirche herrschende öffentliche Mei- 
nung und durch die Achtung für die Ansichten der Stifter 
einer solchen Kirche ergänzt werden. Ueberhaupt aber 
dürfte der Vorwurf mehr die menschliche Natur, als die 
protestantische Kirche treffen. Wie ein jeder Mensch einen 



^) Vgl. Chrstph Fr. Ton Ammon, dl« Fortbtldiing dea ChriiUn- 
thomei lar Weltreligioo. Lpi. IV Thle. ISSS ff. 
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andern Regenbogen sieht ^ so hat auch dn jeder Nensdi 
einen andern Glauben,^ als der andere. — Allerdings tritt 
nach den Grandsätzen des Protestantismus das Kirchen- 
thom in den Hintergrund zurück; selbst das Daseyn ein* 
zelner protestantischer Kirchen ist durch dieselben Grnnd«- 
sätze gefährdet. Aber ist die Sache des Christenthumes 
weniger in Gefahr,^ wenn das Kirchenthom, wenn der 
Snfsere Kultus, Alles in Allem ist? (^Wie Viele giebt es 
in der katholischen Kirche, z. B. in der Gallikanischen , 
-welche die christliche Kirche blos als eine politische An«- 
stalt betrachten ?3 Jedoch, wenn auch die Fortdauer der 
einzelnen protestantischen Kirchen, eine jede dieser Kir- 
chen für sich betrachtet, gefährdet ist, so steht doch die 
protestantisclie Kirche als ein Ganzes, eben deswegen, 
weil sie sich in ihren verschiedenen Abtheilungen unanf«* 
hörlich verjüngt und erneuert, desto fester. Ja , die Spal«- 
tung dieser Kirche in mehrere, weckt nicht selten unter 
den einzelnen protestantischen Kirchen einen Wetteifer 
oder einen Geist des Widerspruchs, welcher zugleich ffir 
die Fortdauer dieser eine gewisse Bürgschaft leistet; ^3 
wie z. B. die Anglikanische Kirche ihrem Verhältnisse zu 
den von ihr dissentirenden protestantischen Kirchen^ nicht 
wenig in dieser Hinsicht verdankt. — Die protestantische 
Kirche hat noch ein anderes Mittel gegen die Gefahr, 
welche ihr wegen des schwankenden Zustandes ihres 
Baues droht, — den Mysticismus,*) die Denkart, daTs 



1) Eben »o hat die pTotettantische Kirche eine Bärgschafft für ihre 
Fortdaner in dem nie raitenden Streite , den eie mit der katho« 
ligchen Kirche fuhrt. (Die Religionsetreitigkeiten » welche in 
nneeren Tagen theils die Protegtanten anter eich, theilg die pro- 
teitantische Kirche mit der katholiichen fast eben eo sehr, wie 
in den Zeiten der Reformation, entaweien, sind in so fern eine 
höchst erffreuliche Erscheinung , als sie die Europäische Menschr 
heit vor der Gefahr bewahren, in dem Schlamme des Eigennutses 
gänzlich zu versinken.) ' 

t) Tgl. Borgen, aber Mysticismns. A, d. Lat, Ton Stange. Al- 
tona 1826. Stange» über. Schwärmerei t christlichen Mjsticis- 

Zmehariä, rom Staate. VI, 6 
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sieb die €Mtheit dem Measeiieii, zum Heile sener Seele, 
darch eise innere Sämme eder durch eine innerlich wahr^ 
nehmbnre Anregung des Gewissens '3 unmittelbar (oder 
durch ein*Wunder3 offenbare, und den fdem Mysticismi» 
verwandten3 Pietismus, die Denkart, welche nur auf 
das p ra k tis c h e Christenthum einen Werth legt und sich 
daher vorzu^wetse an diejenigen Wahrheiten des Chri- 
sienthumes hält, welche sich unmittelbar auf das Prak- 
tische bezieht. So aß in der protestantischen Kirche die 
wahrhaft christ|icfae Gesinnung wegen der Gleichgültig- 
keit gegen das Etrchenthnm zu erkalten droht, wnrktder 
ewig lebendige Creist des Christenthumes mittelst des My- 
sticismus und der Pietismus diesem Verderben entgegen. ^3 
Auch die katholische Kirche hat ihre Mystiker '3 ^>^ 
Pietisten. ^3 -^^^ ^ dieser Kirche ist der Mysticinnus 
und der Pietismus gegen die Ueberschätzung des Kirchen- 
thames g^ichtet In dieser Kirche steht die eine und 
die andere Denkart mit dem Geiste der Kircbenvarfassua*- 
gen in Widersprach. 

Jedoch ist die obige Erwiederung auf die Vorwurfe, 
welche oft genug dem Protestantismus gemacht werden, 
»cht so zu deuttti, ab ob die protestmtische Kirdte, 
weil und in wie fern ihr das €^sellschaftsrecht zur Grund- 
lage dient oder dienen soll, schlechthin nicht einer Ge- 
fahr ausgesetzt wäre, fäne solche Deutung wflrde schon 



mos und Protelytenmacherei. Ebend. 1827. und besonders Hein- 
roth, Gesebicbto und Kritik des Mytticismus aller Volker und 
Zeiten. Lpi, 1S80. 

1) Eine solcbe Stimme war der Genius Aei Socrates. 

2) Es giebt sebr Tiele Protestanten, welche über den Mjsticismus 

und über den Pietismus ein andeves und ein «ebr hartes Urtheil 
fallen. Aller der Tadel gilt, genauer gepräft, uicbt der einen 
oder der anderen Denkart an sieb, sondern dem Einflüsse, 
welchen die eine und die andere anf den Charakter an haben 
pflegt. Mystiker und Pietisten sind häufig intolerant. 

8) in diese Kat^orie gebdrte a. B. dat bernhmte Fränlein Goyon. 

4) Z. B. dio Jansenisten. 
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jnit den bekanntesten Thatsacben in Widerspruch stehn. 
Denn wie könnten, wenn jene Vorwürfe p:änzlich ange- 
brandet wären, symboliscbe Bücher so viele Frennde in 
der protestantischen Kirche zählen? oder wie könnte sonst 
der Rechtsznstand dieser Kirche in so vielen Europäischen 
Staaten , namentlich auch in den Deutschen Staaten, ^3 ^^^ 
den Grundsätzen des Gesellscbaftsrechts so weit abwei- 
chen? Man kann oder man murs zugeben, dafs der Pro- 
testantismus die Menschen zu hoch stellt, wie sie der Ka- 
tholicismus vielleicht zu gering anschlägt. Ein jeder Plan, 
dessen Gelingen von dem Willen der Menschen abhängt, 
ist der Gefahr des Mirslingens ausgesetzt Denn die Wil- 
lensfreiheit, das höchste Gut des Menschen, ist eben des- 
wegen das gefährlichste Geschenk, welches die Natur 
dem Menschen gemacht hat. 

Wenn übrigens der wirkliche Rechtszustand der pro- 
testantischen Kirche den Grundsätzen des Gesellscbafts- 
rechts nur in wenigen Staaten oder nur ausnahmeweise 
entspricht, so ist die Ursache nicht in die Gefahren allein 
zu setzen, mit welchen die protestantische Kirche, wenn 
sie jenes jRecht dem ihrigen zum Grunde legt, bedroht 
vnirde. Es kamen noch andere Ursachen hfnzu, Ursa» 
eben, welche in den Verhältnissen und Zeitumständen la- 
gen, unter denen die Reformation ihren Anfang nahm und 
in dem einen Lande diese in einem andern andere Schick- 
sale hatte« — In dem ganzen Germanischen Europa war 
die Verfassung der katholischen Kirche mit der Verfas- 
«ung der Staaten und mit dem gesammten Zustande der 
bürgerlichen Gesellschaft so tief und so genau verfloch- 
ten, dafs man, um an die Stelle der bisherigen Verfas- 
sung der christlichen Kirche beziehungsweise eine den 
Grundsätzen des Gesellschaftsrechts entsprechende Ver- 
fassung zu setzen, genöthiget gewesen seyn würde, die 



4k) In welchen noch immer 4er Füfst, wenigfttene ein protettenti- 
■eher , mit dem rieldeutigen Namen des »ammat territorii epit* 
copn« helegt wird. 
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ganze Vergangenheit der Europäischen Menschheit gleich- 
sam za vernichten. Aber , sowohl in der moralischen als 
in der physischen Welt kommen grofse Yerändeningen 
nicht plötzlich zu Stande. (^In mundo non datur saltus.^ 
In dem vorliegenden Falle war sogar die herkömmliche 
Kunstsprache ein Hindernifs mehr, welches der gänzUchen 
Umgestaltung des bisherigen Eirchenrechts im Wege 
stand. ^[) — Eben so hoch oder noch höher ist eine an- 
dere Ursache anzuschlagen« Es ergieng der protestanti- 
schen Kirche wie der katholischen. Im Kampfe mit ein- 
ander verloren meist beide Kirchen einen Theil ihrer 
Selbstständigkeit an den Staat, weil beide des Beistan- 
des desselben bedurften. Dieses Schicksal traf die pro- 
testantische Kirche namentlich auch in Deutschland, wo 
sie nach einem langen und harten Kampfe nur so viel er- 
langen konnte, dafs sie neben der katholischen Kirche 
unter den Schutz der Reichsgesetze gestellt wurde, wo 
daher theils Erinnerungen an die Vergangenheit, theils 
neue Reibungen, theils der Bau der Deutschen Reicfas- 
verfassung den Regierungen, insbesondere den protestan- 
tischen Fürsten, in ihrem Verhältnisse zur protestanti- 
schen Kirche, zu statten kamen. Geschieht es doch selbst 
in unseren Tagen noch, dafs der Bekehrungseifer der 
katholischen Kirche die Protestanten veranlafst, ihre Blicke 
von Zeit zu Zeit auf die Fürsteii zu richten, von wel- 
chen sie in dem Vertheidigungskriege , den sie deshalb 



*) Das beweisen intbegondere anch die Schriften Lnthers. Lnther 
rang bei der Darttellang der neuen Idee, die er über die Ver- 
f airang der Kirche aufstellte , mit der Sprache seines Zeitaltert. 
Er spricht überall von einer Kirchengewalt, ungeachtet er von 
den Grundsätzen des Gesellschaftsrechtes ausgeht. Man hat 
daher in seinen Schriften den Kern wohl von der Schale zu un- 
terscheiden. (In einer ähnlichen Lage ist die Deutsche Sprache 
Jetzt ^ wo sie die ihr neuen Begriffe des RepräsentatiTtystemea 
mit schicklichen Worten bezeichnen soll. Sie entlehnt, darum 
Ihre Ausdrucke meist aus der landständischen Verfassung, so 
▼ersehieden auch diese von der Repräsentativverfassung ist.) 
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mit der katholischen Kirehe zu führen haben, Beistand 
zu erhalten hoffen nnd wünschen. (^Wenn so von dem 
Unfrieden zwischen beiden Kirchen weder die eine iioch 
die andere Kirche einen Gewinn für ihre^ Unabhängigkeit 
vom Staate zieht, so sollten beide Kirchen nicht verges- 
sen, dafssie wenigstens in einer Beziehung ein gemein- 
schaftliches Interesse haben.} 
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DAS DREI UND DREISSIGSTE BUCH. 

Das 
System der Bevormundung des Volkes 

in den 
seine Er%iehung betreffenden Angelegenlieiten. 

EINLEITUNG. 

Jflan kann das Rechtssystem , welches die Völker in den 
ihre Erziehung betreffenden Angelegenheiten einer Vor-» 
mandschaft unterwirft, das gemeine Recht alle^ der 
Völker nennen, welche auf der Bahn der Kultur und Ci- 
vilisation schon gewisse Fortschritte gemacht haben, al- 
ler der Völker also^ bei welchen von einer Erziehung 
durch den Staat überhaupt nur die Bede seyn kann. (^Die 
Völker, welche sich dem- Zustande der Thierbeit noch 
kaum entwunden haben, erzieht nicht die Kunst, nicht 
der Staat, sondern die Natur.J Dagegen ist das Hechts- 
System der Freiheit eines Volkes in diesen Angelegen- 
heiten nur das besondere Becht oder ein Vorrecht (ein 
jus singulare 3 einiger Völker. ^ 

Und .wie könnte es anders seyn? Nicht nur besteht 
ein Volk, welches im Ganzen zu den hochgebildeten ge- 
hört, dennoch der Mehrzahl nach meist aus Menschen, 
welche, gleich als Unmündige, einer vormundschaftiichen 
Leitung, namentlich in einer so wichtigen Angelegenheit, 
wie die der Kultur ist, bedürfen. Sondern, was die Be- 
gierungen, wenn sie dem Volke sdbst die Vorsorge für 
die Entwickelung seiner geistigen Anlagen überlassen,- 
noch mt^br zu furchten haben, ist Anarchie im Beiche 
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der Meinungen, ist die IMLenge der Meiaangen, welche 
sich alsdann über die den Staat anmittelbar angehenden 
Fragen im Volke bilden werden , und der ewige Wechsel, 
welchem alsdann diese Meinungen ausgesetzt sind. Denn 
die letzte Grimdlage aller politischen Einrichtungen sind 
Meinungen. Es'* wankt also der Boden, auf welchem der 
Staat ruht, wenn es bei ein^m Volke weder Eiidieit der 
Meinungen noch eine Partheiung im Grofsen giebt (^Da- 
her in Zeiten einer Revolution die schauerliche Ersehet* 
nung des Terrorismus. Daher femer die Gefahren, welche 
einer Staatsverfassung, zu deren Gedeihn Partheien er- 
forderlich sind, in dem Falle dröhn, da in einem solchen 
Staate mehr als zwei Partheien entstehn oder da keine 
der in demselben einander bekämpfenden zwei Partheien 
auf ihr Uebergewicht mit Sicherheit zählen kann.*) End- 
lich; unter derselben Voraussetzung kann sich im Volke 
leicht eine öffentliche Meinung bilden^ welche den Gang 
der Regierung erschwert oder hemmt, anstatt ihn zu er- 
leichtern oder zu beschleunigen. Ein solcher Zwiespalt 
ist zwar unter einer jeden Voraussetzung, besonders aber 
dann gefährlich, wenn er durch den Glauben des Volks 
veranlafst wird. Denn politische Meinungen, welche in 
der Glaubensmeinung der Menschen wurzeln, stehen am 
festesten, sind mit der gesammten Denk- und Gemüths- 
art der Menschen am genauesten verschlungen. Wo also 
ein Zwiespalt dieser Art zu furchten ist, mufs es vor- 
zugsweise das Anliegen der Regierung sejm, diese Ge-- 
fahr abzuwenden. Die Lehre Mohammeds ist för ein Volk, 
dessen Macht im Zunehmen ist, eben so vortheilhaft, als 
gefährlich fir ein Volk in der Zdt dar Abnahme seiner 
Madit Denn die Idee des Fatnms eder ScUeksak, tim 
wesentlicher Bestanitthefl jener Lehre, begeistert eheo so 
sehr im Glucke, als sie im Ungläeke emtmnthigct. . (Bt^ 
her die vielen Beispiele, dafs Mohammedanische Reiche 
eben so schnell erstarkten als verfielen.]) Doch wurde der 
Verfall dieser Reiche noch schneller verlaufen seyn, wenn 
es nicht der Staatskunst oder der Schmeichelei fast im- 
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mer gelungen wäre, auch das Herrschenrecht des regie- 
renden Hauses durch jene Idee zu bekräftigen. In der 
Türkei wird der Arm der Regierung durch den Ungehor- 
sam aufrührerischer Pascha's gelähmt Und dennoch ist 
und bleibt der Grofssultan das Oberhaupt des Reichs. 
Denn unabänderlich, wie ein Beschlurs des Schicksals, 
ist der Titel, vermöge dessen er, der Nachfolger Moham- 
med's und der Chalifen ,'' über die Gläubigen gebiethet 
Seinen^ Herrscherrechte droht nur die christliche BevSl- 
kerung des Reichs Gefahr. Von ihr wird jener Titel 
nicht anerkannt. 

Das vorliegende System kann durch zwei von ein- 
ander verschiedene Gewalten in Vollziehung gesetzt wer- 
den; und es begreift deshalb wieder zwei besondere 
Systeme unter sich. Die vormundschaftliche Gewalt, 
welcher das zweite Hauptsystem die Völker in den ihre 
Erziehung betreffenden Angelegenheiten unterwirft, kann 
entweder in den Händen einer Hierarchie oder in den 
Händen des Staates seynj sie kann also entweder kraft 
einer in einer Offenbarung enthaltenen Vollmacht oder 
kraft der Rechte, welche die Staatsgewalt nach Vemunft- 
grundsätzen unter sich begreift, ausgeübt werden. Von 
jenem Falle wird in der ersten, von diesem wird in 
der zweiten Abtheilung des vorliegenden Buches, des 
drei und dreifsigsten, die Rede seyn. 

Jedoch die Aufgabe der ersten Abtheilung bedarf 
noch einer genaueren Bestimmung. Diese wird zugleich 
zu einer Beschränkung der Aufgabe selbst fuhren. 

Es kann nämlich eine Hierardiie, -*- eine Herrschaft, 
welche ihr Herrscharrecht auf eine ilur von Gott ertheilte 
Vollmacht gründet,*) — entweder eine Priesterherr- 
schaft oder eine geistliche Harrschaft seyn. 



^ leh g«braacfae inr BMeichirang de« Gattaagsbegriff« dM Worjtt 
Hiorarehie, — > theUt in Ermangeluiig einet BeMeren, theiU, 
vell ep deDEi Sprachgebraoche nach eine eehr anbeetimmle B^ 
deutang bat. 
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Sie ist eine Priesterberrschaft, wenn sie sich 
von einer weltliehen (oder auf dem Vemunftrechte be- 
mhenden^ Herrsebaft nur dorcb ihren Rechtsgrund d. L 
nur dadurch unterscheidet, daTs sie ihr Herrscherrecht ans ' 
einer unmittelbaren Willenserklärung Gottes oder der Göt-^ 
ter, ([aus einer Offenbarung ,3 Ableitet, sonst aber, was 
ihren Z^veck und was die Mittel, sich des Gehorsams ihrer 
Unterthanen zu versichern, betriflt, von einer weltlichen 
Herrschaft nicht verschieden ist *^ Daher kann sie auch 
sowohl einen Bestandtheil einer auf dem weltlichen Rechte 
beruhenden Staatsverfassung bilden, als die Stelle einer 
solchen Staatsverfassung vertreten. (Bie ägyptische Prie- 
sterherrschaft, die Mexikamsche, das Römische Patriciat 
waren meist Hierarchien dieser Art3 Eben so wenig sind 
es nur gewisse geoffenbarte Religionen, welche die 
Entstehung einer Priesterherrschaft mögli^ madien oder 
veranlassen, wenn auch die Entstehung einer Priester- 
lierrschaft durch den einen Glauben, ("wie z. B. durch eine 
Nationahreligion,3 mehr, durch einen andern weniger be- 
gönstiget wird, und wenn auch eine Priesterheirschaft 
weder mit einer Religion , welche schlechthin , noch mit 
einer Religion, welche kaum den Namen einer Religion 
verdient, vereinbar ist- ([Nicht mit jener, weil sie zu 
hoch, nicht mit dieser, weil sie zu tief steht, um zur 
Begründung einer äufseren Gewalt zu dienen« Ungebil- 
dete Völker haben nur Zauberer, nicht Priester.3 

Eine von de. Priesterherrschaft wesentlich verschie- 
dene Art der Hierarchie, ja das gerade Gegentheil ein^ 
Priesterherrschaft ist eine geistliche Herrschaft. 
Diese unterscheidet sich von einer weltlichen Herrschaft 
nicht nur durch ihren Titel oder Rechtsgrund, sondern 
auch durch den Zweck der Gewalt, welche von ihr aus- 
geübt wird, und'durch die Bes'ji^haffenheit ihrer Macht. 
— Durch den Zweck ihrer Gewalt Denn die Thätigkeit 
einer geistlichen Gewalt soll sich nicht darauf beschrän- 



♦) Vgl. oben Bd I. Buch I. ^pttt. t. 

/Google 
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keii^ ja unmittelbar nidit eimaal darauf gerichtet seyn, 
eilten gewissen äoTseren Zustand der menschlichen Ge*- 
Seilschaft zn verwirkUcten. Sondern der Zweck einer 
geistlichen Herrschaft ist der, die^Nensdien zu wahren 
GotteSTerehrern zu bilden , in ihnen Gesinnungen zu we«- 
eken oder zu befestigen, wie sie denjenigen ziemen, 
welclie Gott im Geiste und in der Wahrheit anbeten wol- 
len, und sie mittelst dieser Gesinnungen zu einer Gott 
wablgefäUigen Handlungsweise zu bestimmen. Einer geist- 
lichen Harrschaft kann daher nur eine geoffenbarte Oeli« 
gion ^3 ^^^ Grundlage dienen , welche mit der Moni 
identisch oder von dieser nur, als eine auf die Fassui^s^ 
kraft oder auf die Gemüthsart der Menschen besonders 
beredinete Darstellung der Tugendlehre, versdiieden ist 
Und umgekehrt wird eine sdche Offenbarung, wenn sie 
nicht selbst eine geistliche Herrschaft einsetzt , leicht Ver- 
anlassung zur Entstehung einer geistlichen Herrschaft 
werden. Denn an die Idee einer Kirche, welche in den^ 
Wesen einer solchen Offenbarung liegt, reiht sich un- 
mittelbar das Bedürfnifs der Einheit der Kirche und an 
dieses das Bedürfhifs einer geistlichen Gewaltan, als weldie 
allein fSr die äufsere Einheit der Kirche Gewähr zu kir 
sten im Stande ist — Eben so untenspheidet sich eine 
geistliche Herrschaft von dner Priesterherrschaft durch 
die Beschaffenheit ihrer Macht Nicht durch einen 
äufseren oder mechanischen Zwang wirkt sie Gehorsam. 
Sondern die Mittel,^ durch welche sie den Widerstand, 
den ihr Herrscherrecht finden könnte, nöthigenfalls be- 
kämpft, simif psychologischer Art, sind Zucht und Unter- 



4() Mnn finde et nicht anst^fsig, wenn ich hier wmi in nndern Stel- 
len von OffenlMrubgen in der Mehrzahl spreche. Eine jede 
Offenbarang ist für diejenigen, welche an' sie glauben, eine 
wahrhaft göttliche oder die allein wahrhaft göttliche Offenba- 
rang. Eine jede Offenbarang, welche einen solchen Glanben för 
■ich Jiat, steht mit dem Plane, den die Vorsehung mit unserem 
Geschlechte hat, in Znsammenhang. Auch die Christen erken- 
nen swei Offenbarungen als acht an, die des alten mid die des 
neuen Testaments. 
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rieht. -^ Endlich ist eine getetUche Herrschaft mn einer 
Priesterherrschaft auch in se fem wesentlich verschieden, 
als neben jener eine weltlichi» Gewalt (^oder die Oe* 
walt des StaiUes]) nicht nur bestehen kann, sondern audi 
bestehen soll» Denn der Bemf der geistlichen Gewalt 
verh&lt sich zu dem der weltliche Gewalt, wie das Sit- 
tengesets nu dem Becfatsgesetze. -^ Uebri^ns, so ^wife 
andi eine geistliche und eine Priesterherrschaft in dek* 
Wissenschaft (^oder in thesi^ von einander unterschieden 
werden können nnd von einander zu unterscheiden siiid, 
so nimmt doch in der Erfahrung (^oder in hypothesij so- 
wohl Jene als diese Herrschaft etwas von der andern an; 
die geistliche Herrschaft , um nöthigenfalls von den äufser- 
sten Mitteln Gebranch machen zu können, die Priester- 
herrschaft, auf dafs ihre Macht mehr als dne Grundlage 
habe. 

'Aus dem, was hier über den Unterschied zwischen 
^den beiden. Arten der Hierarchie gesagt worden ist, folgt 
nun zuglei^, dafs die Aufgabe der ersten Abtheilung 
(des vorliegenden 38sten Buchs} auf die Erziehungsge- 
,walt einer geistlichen Herrschaft beschränkt werden 
kann und zu beschränken ist Ist die Vorsorge tär die 
Yolkserziehung die Angelegenheit einer Priesterschaft, 
so ist der Fall nicht wesentlich verschieden von dem Falle, 
der in der zweiten Abtheilung in Betrachtung gezogen 
werden wird. (^Doch mögen Priester, als MAnner vom 
Fach, verglichen mit weltlichen 8taatsdienern, noch im- 
mer die bessere Auctorltät in Religionssachen seyn.} 

Die Aufgabe der ersten Abtheilung gestattet odinr for- 
dert noch eine zwdte Beschränkung. Sie kann, und sie 
wird in der ersten Abtheilung, nur mit Rucksicht auf die 
katholische Kirche, insbesondere nur mit Rucksicht 
auf die römisch-katholische Kirche,^} aufgestellt und 



*) AIm nicht auch mit Rfickticht auf di« Griechische Kirche. Nicht 
nur liegt an« diese Kirche za fern, sondern sie hat soeh nicht 
•ine «o mächtige Hierarchie» wie die Schwestwhirehft. 
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beantwortet werden, lieber diese Kirche gebiethet eine 
^eiatliche Gewalt; nnd es kommt in der Geschichte kein 
anderes Beispiel einer geistlichen Herrschaft vor, als das, 
welches die Verfassung dieser Kirche liefert Indem 
man also jene Aufgabe sofort auf die Verfassung der ka- 
tholischen Kirche bezieht, knöpft man sie an eine Tbat- 
Sache an, in welcher sogar schon eine Lösung jener Auf- 
gabe, und zwar eine solche liegt, welche sowohl eine 
grofse Auctorität als ein unmittelbares praktisches Inte- 
resse für sich hat 

Uebrigens giebt die Geschichte und die Verfassung 
der katholischen Kirche auch sonst noch, — und nicht 
blos was die Volkserziehung betrifft, — aber den Unter- 
schied zwischen einer geistlichen und einer Priesterherr- 
schaft Aufschlufis. •— Einer Priesterherrschaft kann fast 
eine jede positive Religion zur Grundlage dienen; ^iner 
geistlichen Herrschaft nicht einmal eine jede monotheisti- 
sche Religion. Die drei positiven Religionen, welche die 
meisten Bekenner zählen, — die buddhistische, die christ- 
liche und die des Koran , — stimmen zwar insgesammt in 
der Lehre von einem einz^en höchsten Wesen uberein. ^) 
Aber eine geistliche Gewalt hat sich nur aus dem Chri- 
stenthume entwickelt Denn nur das Christenthum ist ei- 
nes wahrhaft kosmopolitischen Geistes; nur die christliche 
Vorstellung von der Gottheit stellt die moralischen Eigen- 
schaften Gottes in das gebührende Licht. *') Der Buddhis- 



1) Dat* GeburttUnd aller dieser drei Religionen ist Agien; übtrhaupt 
der merkwärdigtte TheO der Erde. Dabin verlegt eine der äl- 
testen Sagen den Ursprung des Menscbengescblechts, Die Theo- 
kratien und die Priesterherrschaften haben besonders in Asien 
Ihre Heimath. Dort ist Alles unyeränderlich , Sitten, Meinungen» 
Cresetie n s; w. 

3) Hiermit wird jedoch nicht geleugnet, dafs an der Entstehung der 
Hierarchie der christlichen Kirche nicht auch die Zeitumstande 
ihren Antheil hatten; i. B« das Verhältnirs, in welchem das Chri- 
stenthum mit dem Jndenthnme stand. Das Christenthuih war die 
Metaphysik des Judenthumes oder das Judenthom befreit yon 
dem' Einflüsse der Jüdischen Nationalität. 
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mas oder sein Stamm, die Bramalehre, wnrde äberdiefs 
schon frühzeitig durch einen Pdytheismns entstellt. Der 
Kultus des Koran aber ist so ungesellig, dafs es bei den 
Mohammedanern nicht einmal eine Priesterschaft giebt. ^3 
— £ine Priesterschaft kann nach Befinden auch Priester- 
schaften eines andern Kätus neben sich dulden; einegeist-- 
liehe Herrschaft strebt, wenigstens in geistlichen Dingen, 
nach Alleinherrschaft. Zugleich der Hauptgrund des 
Uebergewichts, welches eine geistliche Herrschaft, in einen 
Kampf mit einer Priesterschaft yerwickelt, erlangt. In dem 
Römischen Reiche hatten die Priest(n*schafl;en der ver- 
schiedenen in diesem Reiche neben einander bestehenden 
Nationalreligionen Jahrhunderte lang in Frieden mit ein- 
ander gelebt. Aber die Hierarchie der christlichen Kirdie 
führte, kaum erstarkt, gegen sie alle einen Ausrottungs- 
krieg. Vergeblich suchte ihr Julian, der Abtrünnige, den 
Sieg zu entreifsen, indem er den heidnischen Priester- 
schaften zusammen eine der christlichen Hierarchie ähn- 
liche Organisation gab. *3 Das Kreutz siegte. Man 
kann Formen, nicht aber den Geist schaffen, welcher 
sie beleben, mufs. In China ist die Staatsreligion, de- 
ren oberster Priester der Kaiser ist, so tolerant, dafs 
neben ihr drei andere Religionssysteme in diesem Reiche 
bestehn. '3 Aber gegen das Christenthum, welches den 
Chinesen durch Missionarien der katholisch^i Kirche ge- 
prediget wurde, hat die Chinesische Regierung^ mit Feuer 
und Schwerdt gewütbet. (^Aehnliches läfst sich von eini- 
gen andern ostindischen Reichen anfähren.3 — Selbst 
dann, wenn in der Geschichte der hierarchischen Verfas- 
sung der christlichen Kirche und in der einer Priester- 



1) Was bei andero Völkero die Priester sind, sind 1>ei den Mahomme- 

danem die Gesetaknndigen oder Recbtsgelehrten — die Ulema's. 

2) S. Gibbon, Geschichte des Verfalls nnd des Unterganges de« 

Römischen Reichs, in den hier einschlagenden Kapiteln. 
8) Ueber das Verhältnifs, in welchem diese drei Religionssysteme 
2ar Staatsreligion stehn , ist man jedoch in Europa »och nidit 
genugsam unterrichtet. 
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#dbafl Auftritte vorkonuMii, weldie derselben Art sa seyn 
acheineD, *-r wie %. B. Spaltunj^en in der herrschenden 
Körperschaft,'} "^ versehwindi^t doch diese Identit&t, 
wenn num in den Geist der unter sich zu vergleichenden 
Thatsachen tiefer eindringt Das Christenthom schlofs 
den Menschen eine neue Welt anf. 

Erste Abtheilnng. 
Er%iehvngs9ystem der (ronmch"') katholisc/$en Kirche. 

Der Zweck der katholischen Kirche und ihrer Hie- 
rarchie ist anmittelbar der^ die Menschen in dem 
Glauben, welcher der christlichen OlTenbarung, nach der 
ihr von der Kirche gegeb^ien Auslegung, entspridit, 
nnd in der mit diesem Glaubai übereinstimmenden Gesin«- 
nung SU erziehn und sie bei diesem Glauben und in die- 
ser Gesinnung zu erhalten. In dem Plane, welchen die 
Kirehe zur Elrreichung dieses Zweckes befolgt, liegt eine 
Zw^ckmifsigkeit und Einheit, die ihn, wenn er anders an 
den Mafsstab weltlicher Klugheit gehalten werden darf, 
zu einem Meisterstücke des menschlichen Verstandes stem- 
peln. Die geistlichen Herren, welche an diesem Plane 
arbeiteten, waren ins besondere Menschenkenner. 
Nicht das 4iarf befremden, daCs die Reformation nur theil- 
weise, sondern das, dafs sie doch theüweise gelang. 

Zur Ausfahmng dieses Planes UAit sich die katho- 



1) Ab denen et auch unter den Bramlnen nicht gefehlt hat. Vergl. 

Ilythologie dee Indem tmvaUU par Bind, la Chaiee de PoHer aar 
dea manuacrita antbentiqnea apportöt de linde par fen Mr. le 
Golonel de Polier. Par 1800. Ta. II. (Freilich ein aehr unkri- 
liach gearheitetea Werlc.) 

2) Man hat heaondera bei der Benrtheilnng der Geaetxe der Itatholi- 

aehen Kirche — der legum non ad fidem aed ad ditciplinauEi per- 
tinantinn — nieht den Unterachied inter rationem fMrtmariam et 
$e€9mdtrum legia an uberaehen. Z. B. die daa Faaten betref* 
fanden C^else, waren ingleieh Geaetae der mediciniachen Po* 
liaei. Daa Mnchaweaen war zugleich ein denokratiachea In- 
adtnt. 



Digitized by 



Google 



lische Kirche oder, was dasselbe ist, die Hieraicbie üe^ 
ser Kirche vor allen Dingen den Unterricht in der 
Religion angelegen seyn, sowohl den der Jugend, Qdie^ 
sen vielleicht sogar vorzugsweise, weil die Jugend das 
bildsamste und das afloi wenigsten klügelnde AUer ist,} 
4ds den der Erwachsenen. Für diei Orthodoxie pnd die 
Einheit dieses Unterrichts, ist durch eine gesetzlidi feat^ 
gesetzte Glaubensregel gesorgt. (Der Catechisunius B>Q^ 
manus ist die Quelle und das Muster aller Schulbädber 
für den Beligionsunterridht.} — Jedoch nichf auf den Un^ 
terricht in Beligionssachen beschränkt sidi der Un*- 
terricht, welchen die Kirche ertheilt. '} Die Kirche sucht 
sich des Unterrichts in allen seinen Zweigen oder Fä* 
ehern zu bemächtigen, oder sie bewacht Um wenigst^Kp 
in einem jeden seiner Zweige oder Fächer, theils w^ 
sie, wegen des inneren Zusammenhanges unter allen Wis*- 
senschaften, fürchtet, dafs eine Neuerung in irgend einer 
Wissenschaft zugleich das Symbol der Kirche ersehittera 
könnte, theils weil sie diejenigen, welche sich dem geist«- 
lichen Stande widmen, der Ge£ahr, in ihrem Glauben irre 
zu werden, nicht noch mehr aussetzen will, als sie ihr 
4urch das Bedürfnirs einer höheren und umfassenderen 
Geistesbildung ohnehin schon ausgesetzt sind. '3 Um z« 



1) Das Chriftenthora ist eine in Bdche'rn enthaltene Lelire. Darom 
liegt in ihm weai|^teni 4ie Aaffordtrnng, den ReUgi^oe- 
Unterricht ituf das Ijesen und Schreiben zu erstrecken. Und^ 
wer Lese/i und Schreiben gelernt ' hat , hat schon Tiel gelernt. 
Denn er kann sich fortbilden, sich Andern ans der Ferne mit^ 
tbeilen. (Ein Englischer Qfficier, welcher mit seuteoi ttegi- 
naente in Ostindien gestanden hatte, sagte, daCi unter seinen 
Leuten diejenigen die besten gewesen wären, welche schreiben 
gelernt hätten. Denn diese hätten oft an ihre Verwandten in 
England geschrieben und so fortdauernd gleichsam nntar den 
Augen derselben gelebt.) 

S) In den Dom- und Kloster - Schulen wurde der Lehrplan -im Rha- 
banus Manrns befolgt. Merkwürdig iat es, wie in diesem Pline 
alle Wissenschaften auf das Interesse der Kirche beaogen «nd 
nach dem Grade dieses Interesses mehr oder wanig^r «nipfohlen 
werden. 
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ermesseo, was die Hiemrehie in dem Geiste ihrer Va*-* 
fassnng für den Unterrieht äberhaupt zn thon bat, 
genagt es, das, was sie im Mittelalter für diesen Zweck 
that, zu Ratfae zu zieha. Auch die Mittel-, und die Hoch- 
schulen standen unter der Obhuth und Licitung der Hie- 
rarchie. Auch die Hochschulen wurden gröfstentheils von 
der Kirche (^per incorporation^n beneficiorum^ ausgestat- 
tet. Dagegen wurde selbst die Philosophie oder die Al- 
leinherrschaft des Aristoteles in den Schulen der Philoso- 
phen der Hierarchie dienstbar, i") Allerdings hat sich seit 
jener Zeit sehr Vieles verändert und verwandelt, z. B, 
durch die Erfindung der Buchdrockerkunst, durch die ge- 
stiegene Macht und durch die gestiegenen Ansprüche d^ 
Staaten und durch die Reformation. Jedoch nicht durch 
die Schuld der Hierarchie. Diese hat vielmehr zu retten 
gesucht und zu retten gewufst, was zu retten war. Sie 
nahm zuerst auf die Einführung -einer Büchercensur Be- 
dacht. *') Sie nahm sogar mit ihrem eigenen Unterrichts- 
wesen durch die Stiftung des Jesiiiterordens eine tief ein- 
greifende Veränderung vor. Qn der Prefsfireiheit droht 
ihr jedoch ein vergleichungsweise neuer Feind.) — Frei- 
lich kann man fragen: Ist nicht die Religiosität ge- 
fährdet, wenn Alles, der Glaube wie die Verfassung, nur 
Gesetz ist? •) 

Auf die Ausführung desselben, Planes, d. i. auf die 
yolk|[erziehung im Geiste der EGerarchie ist femer der 
Kultus der katholischen Kirche trefflich berech- 
net — Der Kultus dieser Kirche steht mit ihrem Erzie- 
hungssysteme schon deswegen in einem wesentlichen Zu- 
sammenhange, weil er durch seine Pracht und Feiarlich- 



1) Das Verhfiltnirt dieser Philosophie zur Hierarchie der katholi- 
schen Kirche ist vielleicht noch nicht nach Verdienst In Betrach- 
tung gezogen worden. 

S) Hoff mann, Greschichte der Bächercensnr. Berl. 1818. 

S) In Frankreich ist die Ansicht weit Terbreitet, dafs die katholische 
Kirche, ja der Kathollcisrnnsy nvr als eine politische Institution 
zu betrachten sey. 
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keit, durch den Gebrauch, den er von dien Schöpfänigeii 
der Kunst macht, auf die Sinne und auf das Gemtith un- 
mittelbar einwirkt. Denn das. System der katholischen 
Kirche beruht auf der Voraussetzung, dafs in Religiöns-« 
Sachen die Menschheit der Mehrzahl nach aus Unmündi- 
gen bestehe; das Jugendalter aber ist empfänglicher für 
sinnliehe Eindrücke, als für Belehrungen durch den Ver* 
stand. — Jedoch überdiefs hat die Kirche ihren Kultus 
mit ihrem Erziehungsysteme noch durch zwei besonn dere 
Mittel in eine unmittelbare Verbindung gesetzt. Denn 
erstens: Alle die Ereignisse und Begebenheiten , welche 
sich in der Regel in dem Leben ei^es jeden einzelnen 
Menschen wiederholen, die freudigen wie die traurigen, 
hat die Kirche mit einer religiösen Feier verbunden, auf 
, dafs die Freude über die ersteren erhöht und veredelt', 
der Schmerz über die letzteren vermindert oder durch 
höhere Betrachtungen gestillt, durch die einen und durch 
die anderen aber die Religion in das Seyn und Leben ei«-^ 
nes jeden einzelnen Menschen verwebt und an die Erin-^ 
nerungen, welche dem Menschen am nächsten liegen, 
geknüpft würde. Das Kind wird bald nach seiner Geburt 
durch die Taufe in die christliche Kirche aufgenommen 
und durch den Namen, den es bei dieser Gelegenheit er-^ 
hält, dem Schutze eines Heiligen besonders empfohlen. 
Die alljährlich wiederkehrende Feier dieses Namens - oder 
kirchlichen Geburtstages ist zugleich ein religiöses Fest. 
Herangewachsen wird der Mensch in der Eigenschaft, 
welche er der Taufe verdankt, durch eine neue kirchliche 
Feierlichkeit, durch die Konfirmation^ bestätiget. Er ver- 
heirathet sich ; die Kirche heiliget seinen Bund. Er zeugt 
Kinder in der Ehe ; da wiederholen sich dieselben gottes- 
dienstlichen Gebräuche, zu welcher seine Geburt und 
seine Auftiahme in die christliche Kirche Veranlassung gab. 
Endlich naht ihm die letzte Stunde. Auch da verlädst ihn 
die Kirche nicht; sie erheitert den Ernst dieser Stunde, 
indem sie ihm das Abendmal ab eine Wegzehrung reicht, 
Eackariä, vom Staate. TL 7 
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4urcb di^ Mute Oelung ihm die bevorstehende Ungestai*- 
twg ^Ines irdsseben Daseyns verkändiget. Endlich fällt 
d0r Vorhang* Poch es folgt noch eine Nachfeier, ein 
JkirebU^es Begr&bnirs, wenigstens ein Trost für die Hin- 
terlassenen« So empffingt also die Kirche den Menschen 
ans den Armen seiner Mutter, um ihn, nachdem sie seine 
treue Begleiterin durch das Leben gewesen ist, der Mut- 
ter Brde wieder zu überliefern. Auch andere positive 
Jieligiooen zeichnen die Hauptabschnitte des Menschen- 
lehens durch gottesdieasUiche Feierlichkeiten aus. Den- 
noch möchte, was die Mannigfaltigkeit und den Gdst 
dieser Fpierlicbkeit^n betrifft, der Kultus der katholisdben 
Kirchs vor einer jeden andern den Vorzug verdienen. 
üweiteu^: Ein besonderes Verdienst kann sich ein 
Kulti^i dadurch erwerben, dafs er Volksfeste stiftet 
oder zur Entstehung solcher Feste Veranlassung giebt 
Denn Volksfeste beleben den Cemeinsinn; sie werfen die 
ver^hiedenen Stände der bürgerlichen Gesellschaft unter 
euMinder; sie machen, dafs siieh das Volk fühlen lernt. ^3 
DemtKi^tas ifer katholisehott Kirche gebührt nun der 
Ruhm, dafs Volksfeste dem Plane oder Interesse dieses 
Kultus entsprechen, dieser daher überall Volksfeste in 
seiae?09i Gefolge hatte. Dieser Kuhm ist um so höher an- 
W3ohIaAen, je schwerer es ist, Volksfeste in Gang zu 
aeit^en^ wenn sie nicht aus der Stimmung des Volkes selbst 
beini^orgekn. 

iJn^idi; keine Ebrziehung ohne eine Zucht, ohne 
ejne Di^cipIiiK Sollte also die Kirche eine Anstalt für 
die Erziehung der unter ihr begriflbnen Völker seyn, so 
mn^e sie ihre Mitglieder einar dem Gaste einer Hierardbie 
enteq^recbende« Zucht unterwerfen. Der Einsicht, mit 
welcher sie diefiie Aufgabe gelöst bat , kommt mchts gleich, 



^) Die Griecben der Vorzeit und die Römer scheinen die politiscbe 
WicHt^keh dieier Feste, so wie die Kunst, sie anzuordnen, 
volttwnnifii ▼entante» «n hfiSbem. Ihrem Yoei^angpe Terdaakt 
der ehfistliche Kultus nicht wenig in dieser Beziehnos;* 
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als iie Sthwietigktit der Aufgabe. Der Grundpfeiler 
gedämmten Baues der flierardiie der katholischen Kirche 
ist die Beichte, ist die Verbindlichkeit, welche die Kirche 
einem jeden ihrer Mitglieder auferlegt hat, alle seine 8ün-r 
den von Zeit zu Zeit einem Geistlichen ins geheim zu be- 
kennen* '3 ^^ ^^^^ d'^ Geistlichkeit in den Stand ge- 
setzt, in das Innere eines jeden einzelnen Menschen ein- 
zudringen , um eben so auf den inneren Menschen wirken 
zu können* Erwägt man, wie schwer es dem Menschen 
wik*d, seine Fehler und Sünden sich selbst zu bekennen, 
wie noch schwerer, ein solches Bekenntnifs Anderen 
abzulegen, so därfte man geneigt seyn, unter allen deti 
Terfoindlichkeiten, welche den Menschen von Zeit zu Zeit 
auferlegt worden sind, um sie ans Grehorchen zu gewöh- 
nen, die in Frage stehende Verbindlichkeit für die drtik- 
kendste und das Unternehmen, diese Verbindlichkeit zu 
einer Rechts Verbindlichkeit zu machen, vergleichungs- 
weise für das gewagteste zu erklären. Und dennoch ge«- 
lang das Unternehmen, *J theils weil man schon das Kin*- 
desalter an das Beichten gewöhnte, theils weil die Furcht, 
sich vor ein Gewissens- oder Gottes -Gericht zu stellen, 
durch die Hoffnung, das Gewissen zu erleichtern, Über* 
wogen wurde. Freilich kann man die Frage aufvrerfen, 
ob bei der Verfolgung dieses Planes die Gefahr hoch ge- 
nug angeschlagen wurde, welche der Redlichkeit der 
Menschen droht, wenn ihr zu viel zugemuthet wird. 

Uebrigens wurde der Erfolg dieses Systemes zugleich 
theils durch die Einheit, mit vVelcher das System, kraft 
der Einheit der Verfassung der katholischen Kirche, über- 
M ins Werk gesetzt wurde, theils,durch die grofse Aus- 
dehnung des Gebieths dieser Kirche gesichert. Es macht. 



1) Damit hfingt vieder die Meinung Ton der unbedingten tfnabän- 

derliebkeit des Cölibatsgesetses xueammen. 

2) Bemerkenswerth ist, dal^ die Verbindlicbkeit zu beiohten erat 

durch ein Gesetz des Pabstes Innocenz III. (also erst im Xlllten 
Jahrhunderte) ihren heutigen Vmfang erhielt. S. e. 12. X. da 
poenitentia. 
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was die letztere Ursache betrifft, einen Unterschied, ob 
nur Weuijs^e, oder ob Tausende oder ob Millionen dessel- 
ben Glaubens sind* Denn — was ist Wahrheit? 

Jedoch das Lob der Zweckmäfsi^eit, welches dem 
Erziehun^ssysteme der katholischen Kirche an und für 
sich und im Geiste der Verfassung dieser Kirche schlecht- 
bin gebührt, kann ihm, wenn man dasselbe aus dem 
Standpunkte des Interesses der unter jener Kirche begrif- 
fenen Staaten fder Staaten Deutschen Ursprungs3 be- 
trachtet, nicht eben so unbedingt ertheilt werden. 

Zwar kann man das Verdienst^ welches sich die Hie^ 
rarchie der katholischen Kirche durch die Vorsorge für 
die Volkserziehung um die Staaten Deutschen Ursprungs 
während des Mittelalters erwarb, kaum hoch genug 
anschlagen. Recfatsfoegriffe kamen in Umlauf, welche, so 
tief sie auch in das Staatsrecht eingreifen, dennoch den 
Deutschen in der heidnischen Vorzeit so g^it wie unbe- 
kannt gewesen zu seyn scheinen. So hatten die Deutschen 
z. B. einst unter dem Königthume wohl nur ein auf 
gewisse Fälle beschränktes Bannrecht, d. i. nur das 
Rect^.y^rstanden, gewisse Handlungen bei Strafe zu ge- 
biettyen jOder zu verbiethen. *) Jetzt wurden an das Kö- 
nigthuin die Vorstellungen geknüpft, welche das Chri- 
stenthum, in Folge der im alten Testament herrschenden 
Ideen, d. i. nach der Denkart der Völker Vorderasiens, 
damit verband. *) Dasselbe dürfte sich von der Idee der 
Ewigkeit des Staates behaupten Ii^ssen. Indem man 
die Rechte der Machtvollkommenheit als Rechte der 



1) Daher «afirt Tacitns: „In quantum Germani regnantnr/' Annal. 

XIU, 51. Vgl. Biener, comment. de orig. et progreviu legum 
Juriuinque Germanic. Vol. 1. P. II Lib. 1. Cap. I. Sect. 1. 

2) Vgl das Capitulare Caroli M. de ao. 802. c. 2. 6. (die Stelle han- 

delt Ton dem neuen £ide ^ welchen Karl der Grolse von den 
Völkern seines Reiches forderte, nachdem er zum Römischen 
Kaiser gekrönt worden war.) -- An diese Neuerung knüpfte sich 
mit der Zeit eine aiMlere nicht minder wichtige, die gänzliche 
Umgestaltung de» alten Deutschen Strafrechts. Vergl. Taciti 
Germania, c. 7. 
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Krone betrachten lernte, miifste auch jene Idee mehr 
und mehr in die Volksmeinung überdehn. *) Sogar die 
Idee der Einheit des Staates d. i. die Idee der Unauf- 
löslichkeit des Staatsvereines , erhielt durch die Lehre von 
der Einheit der Kirche, (^so wie durch das Sitz- und 
Stimmrecht der Geistlichen auf den Reichs- und Landta- 
gen ,3 eine neue Stütze. Mit einem Worte, es bewährte 
sich auch hier der Erfahrnngssatz, dafs Völker, beson- 
ders noch ungebildete, eine durchgreifende Reform ilirer 
Staatsverfassung am häufigsten einem neuen Glauben ver-* 
danken. 

Doch es kamen andere Zeiten , die Zeiten der Refor- 
mation. Wenn auch diese weltgeschichtliche Begebenheit, 
("wie eine jede Begebenheit dieser Art,) mehr als eine 
Ursache hatte, ja wenn man auch dem Erziehungssysteme 
der katholischen Kirche nicht den Vorwurf machen kann^ 
dafs es diesen Angriff auf den Reehtszustand der Euro- 
päischen Staaten positiv beförderte, so dürfte sich doch 
das in Frage stehende System eben so wenig gegen die 
Anklage genügend rechtfertigen lassen, dafs es denn 
doch der Reformation nicht vorzubeugen , also die Euro- 
päischen Staaten nicht vor den inneren und äufseren Er- 
schütterungen zu bewahren vermochte, welche in dem 
Gefolge der Reformation waren. Sey es auch, dafs die 
Gründe zu dieser Anklage zum Theil in dem Wesen des 
Systemes und nicht in der Ausbildung lagen , welche das 
System in der katholischen Kirche erhalten hatte, die An- 
klage ist nicht schon deshalb unstatthaft. — Sie beruht 
librigens hauptsächlich auf folgenden zwei Gründen: 

Erstens: Es ist zwar eine alte und eine noch jetzt 
weit verbreitete Lehre, dafs der Kathoiicismus die 
festeste Stütze der Thronen sey; eine X<ehre, 



*) Dafs diese Idee früher den Dentschen unbekannt gewesen war, 
geht unter anderem aus der Huldigung hervor, welche bei ei- 
nem jedeii^ Regierungswechsel dem neuen Fürsten zu leisten war. 
Haben sich doch diese Huldigungen in mehreren Staaten Dcutscheii 
tJrsprangt bis in unsere Tage erhalten. 
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welche besonders für das gröfstentbeils moHarohische Ea* 
f Opa ein unmittelbar praktisches Interesse hat. (^No bt^ 
Shop no king, war der WaUsprach des Königes James I. , 
Königes Ton England und Schottland.) — In Gemifsbeit 
dieser Lehre erklärten sich einst, in den Zeiten der Be^ 
formation, die Regierungen der ([^mals} gröfsten Euro-^ 
paischen Monarchien ohne Ausnahme gegen die Predigt 
eines neuen Glaubens. Weder in den Oe&rferreiebisobeii 
Staaten, noch in Frankreich, noch .in Spanien, gönnte 
die Reformation Wurzel schlagen. Seitot in England 
schwankte die Regierung lange (^und noch unter den 
Stuarts) zwischen dem Katholicismus und dem Protestan- 
tismus; ja es erhielt letzterer in England am Ende aw 
in der Form eines gemä£sigten Katholicismus das Ueb^-» 
gewicht Auch in den neueren und neuesten Zeiten ist 
in mehreren Europaischen Staaten, — in Frankreich, in 
Spanien, in Portugal, der Thron und der Altar zugleieh 
von seiner ehemaligen Höbe herabgestürtzt wcw^ten. "-* 
Allein so entschieden auch diese Thatsachen die YorHi^ 
genden Grundsätze zu bestätigen scheinen, so könn^ 
ihnen doch andere Thatsachen entgegengestellt werd^a, 
welche gegen jenen Grundsatz sogar noch entschiedene 
qirechen. Die Reformation gieng fast überall Hiebt von 
der Regierung, sondern von dem Volke aus. Wie bitte 
aber diese der Reformation günstige Meinung bei den 
Y^em herrschen können ^ wenn es 'der katholischea 
Kirche gelungen wäre, die Meinung der Völker für die in 
Kirche und Staat bestehende Verfassung nicht blos schein«' 
bar zu gewinnen? In den neueren und neuesten Z^ten 
^ind gerade diejenigen Europäischen Blonarchien durch 
Revolutionen erschüttert wtnrden, in welchen die katholiaeiie 
Kirche die allein geduldete oder . die herrschende Kirche 
war, — Frankreich, Spanien, Portugal, Neapel. Belgien 
hat sich von Holland , nicht Holland von Belgien losge- 
rissen» Dagegen hat in den protestantischen Staaten die 
Treue der Untertbanen auch während des revolutionären 
Zeitalters, das mit dem Jahre 1789 begannt selten oder 
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me gewankt ^ Vielleicht Ufst sieb ife Yerftehiedettk^it 

des Yerhältsisses, in welchem za Folge dieser Thatoft« 

chen, beziebangsweise iler Katholidsma« und der Pr^ 

testantismus ixl der Staatsverfamong der MotiarcUe stebti, 

mit allgemeinen Ursachen in Yerbladimg «eteeft. Eft 

tet wahr 9 da& das Princip des Protestanlüm» dem der 

Demokratie verwandt ist Aber liegt nlebt das Prineij^ 

der Demokratie auch der katholi&^ra Kirche mc* Gmud^ 

wenn diese Kirche einem jeden ihrer Mitglieder den Weg, 

zu den Aemtem und Würden der Kirehe, anch za deft 

höehsten^ offen läfst? Und urt nicht, dieses vi^susgeseti^, 

der Unterschied zwischen dan Protestaotismas und dem 

Katholicimnos der, dafs jener die Menschen vereiMilt, 

dieser aber sie mit einem Korporationsgeiste beseelt^ W^ 

eher sich nach Befinden ancfa gegen den Staal kelmsi 

kann. Oder ist nicht d^jenige leichter zo b^HedigMy 

welcher nar nach Unabhängigkett strebt, Jds der, weliAM', 

weil er nicht nach seinem Willen beherraebt whrd, selbst 

herrsch^sk will? 

Zweitens: Wenn audh die katboMsche Kirche^ tM 
ihre Herrschaft zn sichern, ihre Aufsicht und Vwmuttd^ 
Schaft über den Volksnnterricht dnst, d. i^ während dM 
Mittelalters, weislich aaf (tes gesammte GeMeift ddl 
nmsc^ichen Wissens aasgedehnt hatte, m lag dMli in 
dieser Ausdehnong allemal eine Ueberschreitung der GretI«« 
zen^ weldie einer geistlichen Gewalt, als mfldh^^ gt^ 
setzt »nd. Denn ein anderes Gebieth hat der Gtaabe, 
ein anderes die Wissenschaft Es koni»te daher Jene 
Ausdehnung der geistllcfaen Gewalt über ihre lUntarliche» 
Gränzen nicht fmr ein jedes Zeitalter zweckmUTsig deynf 
ihm! eben deswegen nicht auf einen bleibend gesichertem 
Besitzstand reehnen. Das sCenbarte sidh mit der 9Eefl^ 
als £vom fünfzehnten Jalnlianderte an^ sowshl auf deitt 
Gebiethe der Wissenschaft als in der Staatenwelt Verlin* 
derungen inor sich giengen, welche theils zu einer um- 
fassenderen, und freieren Bearbeitung der Wissenschaften 
Veranlassung gaben, theils das politische I nteresse der 
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W;i8ßensclia(ten steigerten und vervielfältigten , — als in 
Europa die altgriechische und die römische Literatur wie'« 
der auflebte, als die Europäer eine neue Welt und neue 
Wasserstrafsen entdeckten, als die Philosophie nach und 
niich von den Fesseln befreit wurde , in welche sie das 
Ansithn des Aristoteles gelegt hatte , als man die Kunst 
/entdeckte und äl^te^ die Natur zur Beantwortung der Fra- 
gen zu nötbigen, welche man an sie wegen ihrer eigenen 
Gesjetze richtete, als die Verhältnisse unter den Europäi- 
schen Staatea immer mannigfaltiger und verwickelter 
wurden, als schon die Kriegskunst allein so viele An«^ 
Spruche an die Wissenschaft machte. Da vermochte die 
Kirche nicht weiter, fwenn sie es auch nicht an Versu- 
cben dieser Art fehlen liefs ,3 die Wissenschaften in die 
Kreise zn bannen, welche sie ihnen bisher vorgezeichnet, 
liatte. Da. wurde die Bearbeitung der Wissenschaften, 
wenn auch tuicht immer die aller Wissenschaften, die 
unmittelbare ^Angelegenheit der Staaten. Da standen wohl 
selbst die Wissenschaften, deren die Staaten am meisten 
bedurften, bei der Kirche in dem Verdachte, zum^Irrglau- 
ben oder zur Verkenpung des Ansehns der Kirche zu ver- 
lfjtea*^3 ^t einem Worte, die katholische Kirche kann 
ihr Erj^iehungssystem nicht mehr mit der Konsequenz und 
in der Allgemeinheit durchführen, wie einst im Mittelal- 
ter, Die heutige Politik des päbstlichen Hofes gleicht 
der dei? weltlichen Europäischen Regierungen in so fem, 
9I8 sie die besonderen Verhältnisse eines jeden einzelnen 
j^aates, mit welchem sie in dem Interesse der Kirche in 
Dertihrung kommt, zu berücksichtigen hat Und umge^ 
kehrt befolgt ein jeder dieser Staaten in Beziehung auf 
das Erziehungssystem der katholischen Kirche billig seine 
besondere Politik. Will man die heutige Praxis jenes 
Systemesim allgemeinen charakterisiren, so kann man 



*) Noch im Jahre 1840 gestattete die päbstiiche Regierung deq Ge-r 
lehrten den Kirchenstaate« nicht, der Yersammlung der Natur- 
foracher, die in diefem Jahre in Tarin gehalten wurde-, h®izi|« 
wohnen^ 
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Tielleicht sagen, daOs sich die Kirche bei ihrer Torsorge 
für die Volkserziehung mehr und mehr auf die Mittel be- 
schränkt, welche schlechthin und allein geistlicher oder 
kirchlicher Art sind. 

Zweite Abtheiluug. 

Von dem 

Er%iehungs8ystenie derjenigen Staaten^ 

welche 

Über die Volkserziehung eine vormundschaftliche OewaU 

' ausüben. 

Eine politische oder eine National erziehnng #3 
im Sinne des vorliegenden Systemes, f welches man daher 
auch das politische System der Volkserziehong od^ 
das System einer Nationalerziehung nennen kann ,3 ^^ 
eine Volkserziehung, welche, so wie sie allein das Werk 
des Staates ist, so auch allein das Interesse des Staates, 
— das eines bestimmten Staates, — bezweckt. 

Da eine Nationalerziehung schlechthin und allein das 
Werk des Staates ist und seyn soll, so schliefst sie 
(^in der Idee} eine jede andere planmäfsige Erziehaug, 
sowohl die elterliche als die kirchliche Er;&iehung aus« 
In wie fern sie sich also auf die Jugenderziehung be- 
zieht, begreift die Erziehungagewalt des Staates, «i 
Folge des vorlfegenden Systemes, ihrem Wesen nach 
alle die Rechte und Pflichten unter sich, welche in der 
elterlichen Gewalt enthalten sind. Jedoch hat die Natur 



•♦) Zwar beruht diese Benennung auf einer Verwechselung des Wor- 
ief: Volk, mit dem "^ Worte: Nation. Man kann jedoch hier, 
(so wie in ähnlichen Fallen,) diese Verwecbtlung damit eat- 
schuldigen, dafs ein Votk, om in der That und Wahrheit ein 
rechtliches Ganzes zu seyn, zugleich r:ne Nation seyn mufs. — 
(Jebrigens hat man, streng genommen,* zwischen einer politi- 
schen und einer Nationaleraiefaung noch sinen Unterschied 
«u machen , welcher jedoch , da er mehr isin wissenschaftliches 
als ein' praktisches Interesse hat, in dem Folgenden nnberuck- 
«iehtiget gelatsan worden ist. 
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(weididi) die EtBrichtimg i^etroffen , dafii die Idee elfter 
Nationalerziehiuig, in so ferB diese Ereiehaog an die Stelle 
der elterlichen tritt, nie und nirgends volistindig dar^e-> 
stellt werden kann. Allemal mufs das Kind in seinen er- 
sten Lebensjahren der Vorsorge der Matter überlassen 
bleiben. — Eben so kann eine Nationalerziehung , als das 
aussehliefsliehe Werk des Staates, nur eine öffent- 
liche Erziehung seyn. Die heranwachsende Generation 
niufs gemeinschaftlich unter den Augen der vom Staate 
bestellten Aufseher und Lehrer erzogen werden. Diese 
Gemeinschaft, diese Oeffentlichkeit des Lebens der Ein- 
zelnen mufs auch in reiferen Jahren fortdauern. Ueberall 
und zu einer jeden Zeit mufs der Einzelne auch äuHserlich 
daran erinnert werden , daftt er nur ein Theil eines Gan- 
zen sey. 

Der Zweck einer Nationalerziehung kann nur der 
besondere Vortheil eines bestimmten in der Erfahrung ge- 
gebenen Staates seyn. Durch den allen Staaten gemein- 
•schaftlichen Zweck läfst sich die rechtliche Zulilssigkeit 
oder Nothwendigheit einer Nationalerziehung nicht be- 
gründen. Denn zu Folge dieses Zwecks sind die Men- 
schen nicht, (^wie es doch die Idee einer Nationalerziehung 
mit sich bringt ,3 des Staates wegen , sondern ist der Staat 
der Menschen wegen da, aus welchen er besteht — Der 
besondere Zweck einer Nationalerziehung kann eben so 
verschieden seyn, wie der besondere Vortheil des Staates, 
in welchem eine solche Erziehung eingeführt ist. Jedoch, 
worauf auch der besondere oder nächste Zweck einer Na- 
tionalerziehung gerichtet sey, allemal wird diese auch für 
die gesammten Interessen eines solchen Staates von e»t- 
scheidender Wichtigkeit seyn. Wie die Gesundheit des 
menschlichen Körpers ein Ganzes ist, so auch das Inte- 
resse eines Staates. — Eben so umfafst eine Nationaler- 
ziebung sowohl die Erziehung der Jugend als die der Er- 
wachsenen. Sonst wäre sie nur ein Bruchstück. Als vol- 
lendet kann höchstens die Erziehung der Greise betrach- 
tet werden. Diesen ist daher in den Staaten, in welchen 
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€B eme Natioiuilenuehiuig' fiebtoderiB iretebeBeiM sdehe 
Brsielmng eingefährt wmlen soll^ die Leit«iig der itHent«- 
lichen Ang^ge&heitett and die des Ersnehitiigsweseiis 
vorsagsweise zu übertragen. (^Daher z. B. die hake 
Achtnng , in welcher daa Greiseiialler in Sparta stand.3 

8« gewifa aaeh die Mittel verschieden seyn können 
and veracbieden seyn mässen, van welch^i der Staat zur 
firreii^ang des Zwecks einer Nationalerziehnng, — und je 
nacbdew dieser Zweck hier diese dort andere Beaander-^ 
heiten hat, hier unter dleaen, dort nnter anderen Verhält« 
niesen za verwirklichen ist, -^ Gebrauch zu uMiehen hat; 
aUemal wird an einer Natianaler«i>At#ii9 auch eine 
Nationalre/t^tott vorausgesetzt. Das b^&t nicht so 
viel, als ob, wo es eine Natioaalersiehung geben soll, 
auch der Glaube and der Kultus des Volks das Wevk des 
Staates seyn mäfete. £ine positive Religion, üe blos 
Menschenwerk ist^ kann anter keiner Voraussetzung zu 
dfim Ansehn einer öffentl^hen Religion ader zu einem 
dauernden liinlfaisse auf die Denk- und Gemulhsari der 
Menschen gelangen. '3 Sondern nur so yiel soll mit je« 
nein Satee gesagt seyn , dafs eine Natianalerziehaiig nur 
unter der Bedingung bestehn and gedeikn kann, dafe sie 
sich an die ReUgion unmittelbar ansdiliefst oder mit da^r 
' Religion gleichaam verwebt, weLehe nach dem Glaubea des 
Volkes auf einer göttlichem Offeabwrung beruht, ^3 i>>>^ 
dafs nur der Staat diei^ Religion^ ihrem Ansehii und ihrer 
Unabänderlichkeit nach, den JBimricl/tungen gtetchatdlt, 
welche er' s^bst in dem Intevease der NationalerziehBag 
getrofen hat. Uehrigeas liegt auch daa in jenem 8ataa, 



}> I» Fimnkrekh bil|}«te «cli vibrend der ReTvlatioB eiiM Relij^c 
getcllscbaft, die ^er Tbeo|^hllatiibrop««. vekhe einen ai|f ifiit 
Vernanftreligioii berahenden Glaaben und KuUa« hatte. Nic^ 
lange fristete sie ibr Leben. 

Z) Der för Eiafabmiag eine« NatioMkrsiebitfiji giinetigere FM tet 
jedoch der, da de? Gefietsgeber si^j^iob die J^igeoaebtlt «ine» 
von Gott gesendeten Religionsstiftera in «ich yereinigi^. 80- 
merkenawertb ist daber die Sage , dafs Ljlcurg die Homeriecben 
fiitdioaie Miorat iiacl» OrierbenhiBd gebracht habe. 
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dafe eine Religioii^ um einer Nationaierziehung zur Grund- 
lage za dienen, aacfa ihrem Inhalte nach eine National'* 
religion seyn mafs. Denn wie könnte sie sonst zur Er- 
reichung des Zwecks beitragen, welchen eine National- 
erziehung ihrem Wesen nach hat, — die Menschen, aus 
welchen ein gegebener Staatsverein besteht, ausschliefs- 
lich zu Bürgern dieses Staates zu bilden? Hat doch 
eine Religion, welche ihrem Inhalte nach eine National- 
religion ist, schon fü r si ch bei dem Volke, dessen Glaube 
sie ist, in einem gewissen Grade die Folgen einer Na- 
tionalerziehung. Der Jüdische Kultus ist vielleicht, als 
Nationalkultus betrachtet, der vollkommenste, seiner Art. 
Und wie unauslöschlich ist der Charakter, welchen die- 
ser Kultus der Jüdischen Nation aufgedrückt hat! 

Alles dieses zusammengenommen, unterscheidet sich 
eine Nationalerziehung von einer kirchlichen nur darin 
wesentlich, dafs sie das Erziehungsgeschäft in andere 
Hände, als diese, legt. Vielleicht nicht in die besseren, 
in so fern es sich um den religiösen Theii der Erziehung 
handelt. 

JEkrwägt man die inneren und die äufseren Schwierig- 
keiten der Aufgabe, welche eine Nationalerziehung zu lö- 
sen hat, so kann es nicht befremden, wenn die Beispiele, 
dars der Plan einer Nationalerziehung folgerichtig und 
vollständig ausgeführt wurde, zu den Seltenheiten in der 
Geschichte gehören. Auf die Rechte und Gewohnheiten 
derjenigen Völker, welche in Kasten gespalten sind , kann 
man sich schwerlich berufen. So viele Eigenthündichkei- 
ten auch die Kultur und die Civilisation dieser Völker hat, 
so ist doch der Grund dieser Eigenthümlichkeiten nicht 
eine öflientliche oder vom Staate ausgehende Erziehung. 
Ganz so hat ein Volk, welches aus verschiedenen Stän- 
den besteht, nicht schon deswegen eine Nationalerzie- 
hung, weil ein jeder dieser Stände einer besonderen Vor- 
bildung bedarf , ein jed^r die Eigenthümlichkeiten seines 
Berufs durch den Charakter der Standesgenossen mehr 
oder weniger beurkuiidet — Weit eher kann man aus den 
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vielen und hervorstechenden Ei^nthiiinliehkeiten der zivei 
j^rofsen Asiatischen Nationen^ der Chinesischen und Ja- 
panischen, so wie aus der Abgeschlossenheit dieser Na- 
tionen, den Schlufs ziehn,. dafs sowohl die ^ine als die 
andere Nation ein mit ihrer Nationalität auf das genaueste 
zusammenhängendes und vercvebtes System bei der Er- 
ziehung befolge. Und so unvollkommen auch unsere 
Eenntnifs von dem Kulturzustande dieser Nationen ist, so 
ist doch schon das Wenige, was wir von demselben wis- 
sen , hinreichend , jenen Schlufs oder jene Vermuthung zu 
bestätigen. In China ist ein Hauptgegenstand des Ju- 
gendunterrichts oder wenigstens des Jugendunterrichts, 
welcher zur Vorbereitung für den Staatsdienst, erforder- 
lich ist, das Schreibenlernen. Aber die Chinesische 
Schriftsprache ist nicht eine W 9 r t -, sondern eine Ideen- 
sprache, d. i. die einzelnen Zeichen bezeichnen nicht Buch- 
staben und Worte, sondern Vorstellungen und Geg:en- 
stände. ♦") Wie unsere Vorstellungen sind auch diese 
Zeichen theils einfach theils zusammengesetzt. Und bei 
der Vereinigung mehrerer ("einfacher J Zeichen zu einem 
zusammengesetzten, d. i. zur Darstellung eines zuslam- 
mengesetzten Begriffs scheint dem Schreibenden sogar 
eine gewisse. Freiheit verstattet zu seyn. Da hat nun das 
Schreibenlernen eine ganz andere Bedeutung, als bei uns.' 
Da mufs man mit dem Schreiben zugleich Begriffe zeiie- 
gen und vereinigen lernen. Haben wir auch keine klare 
Vorstellung von dem Einflüsse, welchen dieser UnterHcht 
in der Schriftsprache (oder ein solcher Unterricht in der 
Logik3 auf die geistige Bildung der Nation überhaupt ha- 
ben mufs^ so irrt man sich doch schwerlich, wenn man 
den geistigen Stillstand, in welchen die Chinesen gerathen 
zu seyn scheinen, der Mühseligkeit und Peinlichkeit jenes 



*) Daher bedienen sich mehrere Nationen dieser Schriftsprache, an- 
geaehtet sie verschiedene Wortsprachen haben. £ine jede dieser 
- Nationen übersetzt dieselben Schriftzeichen oder dieselben Sym- 
bole in ihre Wortsprache. 
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Unterrichts wenifslens ziini Ttieil beimiftt. In Japan '3 
hat «ler Jugendunterrieiil das Eigenthimliehe, dafs er 
^eichsam die Stelle der Erziehan^ vertritt, Ja gewisser- 
mafsen die Erziehan|f selbst ist. Die Jagend wird haa;^-» 
sächlich in den Regeln and FörmlicbkeiteA der H&flichkeit 
anterrichtet; ein auf das känstlichste aasgebildetes Cere- 
immiell aber ist der Haapttheil der Moral der Japanesen. 
•^ Die an politischen Experimenten so reiche Geschichte 
AItgrie<^henlands nennt nar Ewei Qriechischel Völkerschaf- 
ten, bei welchen es eine Nationalerziehanggab, die Kre- 
tenser und die Spartaner. ^3 (Bei der Erläaterang dieses 
Satzes beschränke ich mich jedoch aaf die Spartanische 
Verfassung, da uns diese Verfassung bekannter ist, als 
ihr Masterbild, die Kretensische.3 In keiner Gesetzge- 
bang Mtt uns der Gedanke^ — da£s der Staat seinen Bür- 
gern Alles in Allem seyn solle , dars in dem Bürger der 
Mensch gleichsam untergehen müsse, und dafs insbeson* 
dere die äuTsere Selbstständigkeit des Staates der 
höchste Zweck eines Volkes und seiner Staatsverfassung 
sey, — so bestimmt entgegen; in keiner Gesetzgebung 
ist er so folgerichtig und so vollständig durchgeführt, als 
m der, welche die Spartaner ihrem grofsen Gesetzgeber 
Lykurg verdankten. Zu Folge der Idee, welche dieser 
Verfassung zum Grande lag, murste eine dieser Idee ent- 
sprediende Volkserziehung, die Erziehung der Jugend 
und die der Erwachsenen , die Hauptsache seyn. Und in 
der That scheint Lykurg diese Idee so scharf ins Auge 



1) Mannert and customs of t^t Japanese in the 19th ceatary. Lottcl. 
1841. 

8) Ueber die VerfasAung der ersteren • Aristo t. Pollt, I. 7. aifd 
O. Müller'« Abhand. (Als der Gesetageber der Cretenser wird 
Min OS — Meoa? — genannt.) ~ Ueber die Verfassung, welche 
Lykurg den Spartanern gab, berichtet am ausführlichsten Pia- 
tarch in Lycurgo, ein jedoch schwerlich ganz glaubwürdiger 
Schriftsteller. S. auch die Werke Ton Man so und von Lach- 
mann über Sparta. — Der Geist dieser Staatsverfassungen 
scheint auf die Ideen, die in Piato's Werke Tom Staate herrschen» 
•inen sehr erheblichen Einflufs gehabt aa habas. 
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gefafst zu haben, dafs er, (yne aas den Nachrichten her- 
vorgeht, welche uns Plutarch von ihm aufbewahrt hat ,3 
durch seine Gesetze weniger die bisherige Verfassung 
und das bisherige Recht der Spartaner umgestaltete, als 
in demselben neue Erziehungsgruodsätze aufstellte; dafs 
er für das Gelingen seiner Schöpfung mehr von dem inne- 
ren als von dem äufseren Leben des Volkes erwartete. 
In Gemäfsheit jener Idee war die Erziehung der Jugend in 
dem Grade eine öffentliche, dafs von der elterlichen Ge- 
walt kaum ein Schattenbild übrig blieb. Die Knaben und 
die Jünglinge , selbst die Mädchen , waren das Eigenthum 
der Volksgemeinde und nicht das ihrer Eltern. Auch das 
Leben der Erwachsenen war möglichst ein gemeinschaft- 
liches. Auch die Männer hatten ihre Mahlzeiten zusam- 
men in den zu diesem Gebrauche bestimmten öffentlichen 
Hallen. Und eben so vermittelten Waffenübungen und 
Spiele und Unterhaltungen über öffentliche Angelegenhei- 
len einen fast ununterbrochenen geselligen Verkehr unter 
den Männern. Dabei standen auch die Erwachsenen unter 
einer so strengen öffentlichen Zucht, dafs ihnen ein Feld- 
aug, weil die Kriegszucht vergleichungsweise die mildere 
war, ein Fest zu seyn dünkte. Ueberdiefs aber traf Ly- 
kurg Vorkehrungen einer sehr heroischen Art gegen die 
Gefahr, dafs die Spartaner durch die Lockungen des Reich- 
thumes. oder durch den Verkehr mit andern Völkern sei- 
nem Plane einer Nationalerziehung entfremdet werden 
könnten. ^} Lykurg scheint geahndet zu haben , dafs der 

*) Noch ein Beispiel einer Erziehung, welche man eine National- 
erziehung nennen könnte, s. ohen Bd. III. S. 128. - lieber die 
Einrichtung bei den Oamanen unter ihren ersten SuHanen siehe 
Gibbon, history of the decline etc. chap. 65. — Vielleicht kann 
man als ein Beispiel einer öifentlichen |Irziehnng noch folgende 
bei den Cirkassen herrschende Sitte anfuhren: Wenn ein Sohn 
geboren wird, flächtet sich der Vater eine Zeit lang in die Wäl- 
der. Während dieser Zelt kann ein Jeder sich zum „Atlick*^ 
über dea Knaben erklären, d. i. den Knaben an Kindes Statt an- 
nefamen. Der Atlick giebt ihm dann eine Amme und lofgt für 
eine kriegerische Erziehung. Gewähnlieh fehlt es nicht an ei- 
nem Atlick. S, die Zeitschrift; Das Ausland. 1834. p. 21Y f. 
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Daner seines Werkes von dieser Seite Gefahr drohe. In 
der That brach über die Spartanische Staatsverfassung 
das Verderben herein , als die Spartaner , den Vertheidi- 
gungskrieg verlassend, auf welchen die Gesetzgebung 
Lykurgs berechnet war, ihre Herrschaft über die Grenzen 
ihres alten Gebiethes ausdehnten. Obwohl Sieger, waren 
sie doch durch den Verlust der strengen und einfachen 
Sitten ihrer Vorfahren der unterliegende Theil. Eine Ver- 
fassung, wie die Spartanische und überhaupt eine Natio- 
nalerziehung kann sich nur bei einem Volke erhalten , das 
von der übrigen Welt möglichst gesondert und abgeschlos- 
sen ist. '3 Einige Vaterlandsfreunde wollten dem Verfalle 
des Spartanischen Staates dadurch Einhalt thun, dafs sie 
die ursprüngliche Gesetzgebung Lykurgs selbst mit Ge- 
walt wieder herzustellen versuchten. *) Vergebliches Un- 
ternehmen! Das Zerstören ist leichter, als das Erhalten, 
und noch leichter, als das Wiederherstellen. Den Buch- 
staben einer Verfassung kann man wiederauffrischen , aber 
nicht den Geist wieder ins Leben rufen , welcher die Ver- 
fassung beseelte. In den Griechischen Freistaaten war die 
Hauptbedingung , von welcher die Fortdauer und das Ge- 
deihn der Verfassung abhing, der Charakter des Volks. *) 
In den heutigen Europäischen Staaten legt man auf den 
Wohlstand ("oder auf die Geldmacht) eines Volkes das 
gröfsere Gewicht. Jedoch ist der Unterschied mehr schein- 
bar als in der Wirklichkeit vorhanden. Der Charakter der 
heutigen Europäischen Völker unterscheidet sich von dem 
der Griechen der Vorzeit auch durch eine gröfsere Stetig- 



1) Aach die Kastenverfassmig der Hindi^s ist (nach dem ZeugniMe 

Englischer Schriftsteller) in Verfall, seitdem die Nation fast in 
allen ihren Abtheilungen unter einer Fremdherrschaft steht. 

2) S. Plotarch in der Lebensbeschreibung des Agis und Cleomenea. 

a) Das war wenigstens die einstimmige Meinung der Griechischen 
Staatsmänner. S. Plato, de rep. L. VIR. Aristoteles Polit 
L. V. Polybius, histor. L. VI. Vergl. DranianB, Ideen 
sur Geschichte des Verfallt der Grieehischen Staaten« Berlin, 
1816. 
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keit und durch die gröfsere Kraft, die er hat, den Ver- 
führungen der Macht und des Reichthumes Widerstand za 
leisten. Das verdanken wir dem Cfaristenthume , den bei 
uns herrschenden Gesetzen des Anstandes , der Verschie- 
denheit der Stände der bürgerlichen Gesellschaft, der Pu- 
blicität, welche selbst das Privatleben des Einzelnen nicht 
ungeschont läfst, u. s. w. Der sittliche Zustand der Völ- 
ker ist nach wie vor die Grundlage ihres politischen Zu- 
standes. Aber jener Zustand ist in dem heutigen Europa 
weniger, als in Altgriechenland', dem Wechsel unter«- 
worfen. 

Unter den heutigen Europäischen Staaten giebt es 
nichteinen, indessen Gesetzen nicht Bruchstücke des 
Systemes einer Nationalerziehung vorkämen. Denn in 
diese Kategorie gehören alle die Gesetze , welche ,z« B« 
einer gewissen Kirche die Eigenschaft der herrschenden 
Kirche beilegen, — oder welche die Ausgaben des Kultus der 
Staatskasse aufbürden, — oder welche Druckschriften über- 
haupt oder eine gewisse Art der Druckschriften einer Censur 
unterwerfen, — oder welche die Vorsorge für den Jugend- 
Unterricht über die Grenzen hinaus erstrecken, welche ihr 
nach dem ersten Systeme der Staatserziehungslehre zu 
setzen ist. (^S.BuchXXXn.3 Und wie könnte man wohl er- 
warten, dafs irgend eine Europäische Regierung dem Volke 
volle Freiheit in seinen Erziehungsangelegenheiten verstat- 
ten werde, da einst in allen Europäischen Staaten (^der Ger- 
manischen Nation^ das hierarchische Erziehungssystem 
herrschte? da in diesen Staaten, — weil in denselben das 
Regieren eine b ezahlte Arbeit ist, — eher zu viel als zu 
wenig regiert wird? ^ 

Auf der andern Seite giebt es in dem heutigen Europa 
auch nicht einen einzigen Staat, in welchem das System 
einer Nationalerziehung aijch nur in einiger Vollkom- 
menheit ausgeführt wäre. *} Ja man kann getrost be-. 



*) Hdchttent kommt in den Vereinen, welche nnf den beeondem Re- 
Zaehariä, vom Staate. VI. 8 
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uncl v\ semer gt^zen Konsequenz in des» heutigen Europa 
pieht einmal ^nrchgefphrt werden Kann. Cinem Versuche 
dieser Art vv^i'd^ 3icb dmi Christenthum d. i. diejenige Be- 
lgien, KU wetelier sich alle Europäische Völker beken- 
nen j ^3 entgegenstellen, eine Religion, welche, das ge- 
rii4e Gegentheil einer Natianalreligion, alle ihre Bekennet 
in^br oder welliger ßntnationalisirt. Eben so mtirste ein sol^ 
f^^r Yersucb W der Lebhaftigkeit des Verkehres scheitern, 
welcher unter den Europäischen Völkern, ins besondere 
unter denen Germanischer Abkunft, besteht. Denn das 
gUystein einer NatioBa)er?iebung ist darauf berechnet, das 
Volk, wel^b^s nai^b diesem Systeme gebildet ist, von al- 
}ßn l^^^rn Vötlkern zu sondern und abzuscbliefsen. End- 
lich greift dasselbe System in das Verhältnifs unter den 
Büßliedern einer i^nd derselben Familie so tief und ^o stö- 
rend ?in, dafs es mit den Ansichten, welche bei den Euro^ 
päiscben Völlcern von diesiem Verhältnisse herrschen, 
scblechthin unvereinbar ist. 



Das Recht des Staates, auf die Erziehung des Volks 
Bedacht zu nehmen, ist in dem Obigen (^in den Büchern 
81,-33, 83.3 nur in Beziehung auf die Dienstgewalt 
des Staates in Betrachtung gezogen worden, d. i. nur in 
so fern, als mittelst der Ausübung jenes Rechts das Volk 
zur Leistung der Dienste, deren der Staat bedarf, vor- 
bereitet wird wid vorbereitet werden soll. Jedoch gilt 
such von diesem Hoheitsrechte, ja es gilt von ihm, — we- 
gen des Znsammenhanges, in welchem sein Zweck mit 
d^ gesammten Zustande eines Volkes steht,' — sogar 



. ^/ 

ligionsmeinungen ihrer Mitglieder beruhn oder v.elc|ie Gemein- 
schaft des Erwerbs zum Zwecke haben, etwas Aehnlichcs Tor. 
(Evangelische Brüdergemeinden, Gesellschaften, weiche nach 
dem Pifine Owen^s etc. organisitt find») 
^)^Die Türken sind auch in Europa Asiaten geblieben. 
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vorzugsweise die Regel, dafs im Leben kein Ho- 
heitsrecht ein selbstständiges oder vereinzeltes Dase3m 
hatj dafs die Art, wie das eine Hoheitsrecht ausgeübt 
wird oder ausgeübt werden soll, zugleich auf die Grund- 
sätze , niich welchen andere Hoheitsrechte auszuüben sind, 
mehr oder weniger entscheidenden Einflnrs haben soll, und 
dafs die Zeitumstände , welche bei der Ausübung des einen 
Uobeitsrechtes zu beachten sind, auch bei der Ausübung 
anderer Hoheitsrechte Beachtung verdienen. Darum bat 
z. B. ein Staat, welcher seine Verfassung wesentlich ver- 
ändert bat, auch sein Erziehungssystem umzugestalten« 
Darum lassen sich auch die änfsersten Mafsregeln , .welche 
eine Regierung zur Erziehung des Volks ergreift, ver- 
theidigen, wenn sie nach Zeit und Umständen ergriiTen 
werden mufsten , um die Macht des Volkes mit der der be- 
nachharten Völker ins Gleichgewicht zu setzen. D^ 2Saar 
Peter I. machte nicht von halben Mitteln Gebrauch, um 
sieioe Rassen zu civilishren» Und doch hat ihm die Nach- 
welt den Beinamen des Greisen zuerkannt. 
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VIER UN» DREISSIGSTES BUCft 

Von den Staatsdiensten, 

in wte fem sie 
von den eigenen Leuten des Staates 

das ist 

tan emetn Tkeile des Volkes ^ welchen der Staat für diese 
Dienste von detn übrigen Volke ein für allemal ausge- 
schieden hatj fsu verrichten sind. 

EINLEITUNG 

in das vier^ und in das fOnf und dreifsigsle Buch. *') 

ILein Recht der Staatsgewalt oder Machtvollkommenheit 
greift so tief oder tiefer in das Gesammtleben des Staa- 
tes ein, als die Dienstgewalt des Staates. 

Man kann sich eine Staatsverfassung als möglich den- 
ken, welche die unmittelbare Theilnahme des Staatsherr- 
schers an der Verwaltung der öffentlichen Angelegenhei- 
ten auf die Wahl seiner Vertreter und Beamten beschränkt. 
Ja, Verfassungen dieser Art gehören sogar sieht zu den 
Seltenheiten, insbesondere in unseren Tagen. Denn die 
repräsentative Demokratie, eine Verfassung, welche in 
so vielen Amerikanischen, auch in mehreren Europäischen 



*) Vgl. über die Lehre Tom Sfa&Udientte: Richelieu, testament 
politique. (Wer der Verfasier dieser — sehr belehrenden — 
SchriU sey^ ist ongewirs.) F. K. von Moser, der Herr und der 
Ditoer. Frkf 1759. Scheffner, Gedanken and Meinaogen aber 
Manches im Dienst. Königsb. II. Aufl. 1804. ▼. Brewern^ das 
Verhfiltnifs der Verwaltangsbeamten zum Staate. Berlin 183S. 
Wehnert, die Politik des Civilstaatsdienstes. Potsdam, 18S6. 
Meisterlin, die Verhältnisse der Staatsdiener nach rechtlichen 
Grondflätzen. Kassel, 18ft8. 
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Freistaaten besteht, gestattet dem Souveraitie, dem Volke, 
keine andere Sonverainetätshandlung als die Wahl seiner 
Vertreter und Beamten. Umgekehrt würde eine Verfas- 
sung ein Unding sein , welche derjenigen physischen oder 
moralischen Person, die sie für den Herrscher erklärte^ 
gleichwohl das Recht, die öffentlichen .Stellen und Aemter 
zu besetzen, schlechthin versagte. Denn ein Souverain 
ist in dem Grade Souverain, in welchem ihm die Verfas- 
sung die Ausübung dieses Rechts gestattet. In Grofsbri- 
tanien z. B. sind der königlichen Gewalt besonders da- 
durch so enge Grenzen gesetzt, dafs der König, abge- 
sehn von der Wahl seiner Minister, kaum einen Antheil 
an der Ernennung der Beamten hat. ^3 Ja derjenige, 
welcher in einem Staate auf irgend eine Weise zur Aus- 
tibung des Rechts gelangt, alle öffentliche Stellen zu be- 
setzen, ohne übrigens nach den Gesetzen dieses Staates 
der Souverain zu seyn, würde eben deswegen diese Ei- 
genschaft haben oder über kurz oder über lang zu der 
seinigen machen können. Denn er könnte sich des Ge- 
horsams derer versichern, durch welche die Staatsgewalt 
überhaupt ausgeübt würde. (^Da mihi locum et terram 
movebo!)— Hieraus folgt zugleich ^ dafs, wenn in einem 
Staate die Beherrschungsform umgestaltet wird, auch das 
Reiht ^ zu den öffentlichen Stellen zu ernennen, in andere 
Hände übergehn mufs; und umgekehrt, dafs, wenn in ei- 
nem Staate mit diesem Rechte eine wesentliche Verän- 
derung vor sich geht, auch eihe Veränderung der Grund- 



*} Man kann die Britische Verfamnng vieUeicht ao eBai^akteriairen: 
Si« ist die Verfassung eines Freistaates, welcher jedoch einen 
erblichen Präsidenten hat. Von der Erblichkeit des Präsidenten 
zieht die Verfassung einen doppelten Vortheil. 1) Sie entgeht so 

' den Gcifahren, welche^ einem Frefstaate dröhn, der seinen Vor- 
stand von Zeit zu Zeit zu wählen hat 2> Die politischen Par- 
theien können einander heftiger und erbitterter, als in einem Frei- 
^taate mit einem wählbaren Vorstapde, bekämpfen, ohne dafs die 
Einheit des Staates oder die Fortdauer seiner Verfassung gefähr- 
det ist. Denn das erbliche Königtham ist ein Fels, welchen dio 
Fartheien nicht zu erschnttem vermögen. 
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vet(9Mmg dv^ßf» SitAAte^ nicht anableibi^n kmn. Ate sMl 
der Röniiscbe B'reiataatin eia Kaiserreich (^wp^riimj v^-« 
wanddtt hatte, harten sehr bald die Yolksversamoitoaseii 
Huf , in welchen bisher die obersten Beamten des Prej^ 
Staates gewählt worden waren. Per Kaiser, der hßf^ 
rator, trat an die Stelle des Volks. *3 Per Ve|f»U ußA 
die endliche Auflösung des Deutschen Reichs nphrieh sicli 
daher, dafs die höheren ki(iserlicben Bj^mten zw BrUicl^ 
keit ihrer Aemter gelangten, av^ch dem Kaiser daa Rächt, 
die Rischöffe in Peul^chl(|nd zu ernennen, (ßßrek 4^ Pae^ 
tum Calixtinam,} entwanden wurde, Sehen eine Ver^iul^^ 
rnng, welche in einem Staate mit der KriegscKen«tpj|icdi*i 
tigkeit vor sieh geht^ kann aitf dais Schicksal der Vero« 
fassung dieses Staates einen entscheidenden fJipftn^ bi^ 
ben. So kann man z^ R. in der Geschieht^ der Verfaa^ 
sung Deutschlands ohngefähr dieselben Periode^ ma^ßhen, 
wie in der Geschichte d^s Deatschen Kriegsw^syenfi. ^n 
lange die Stärke des Heeres in der t<andwelir bestand ^ 
hatte der demokratische Bestandtheil der Verfassung da« 
Uebergewicht. Als an die Stelle der Landwehr ^JQl^hnß- 
und Dienstmannschaften tritfen,*J| eipstarkte die Ar^«ikira-' 
tie. Der Miethsoldat, welcher in der Folge £im 15ten isi»A 
16ten Jahrhunderte und in der ersten Häl^e des iTten 
Jahrhunderts J die Lehnsr und DienstmamwcMten nach nn4 
nach verdri^ngte, begünstigte, ük Vefbjinduiig wt dei» kdr 
wafneten Bürgerschaften, das (imporkomnuen der landf^« 
fürstlichen Gewalt, ^y Befestiget und erweitert wurde 
diese Gewalt durch das stehende Heer , so lange dieses 
gleichsam eine von dem Volke gesonderte Körperschaft 
bildete. Endlich, in dem laufenden Jahrhunderte ,^ hat die 



1> Ta^cita«^ AnnajL L, 15 luid Sl. 

2) Wenn eicli aucf^ Spuren Ton der liandwehrpflichtigkeit der Vor- 
zeit fortdauernd erhielten , k. B. in den Ritterdiensten , welche 
auch von den Besitxern al l o dia4 e r Ritterguter zu leisten waren. 

l 3) Georg Ton Frundeberg o^er das Deutsche Krieg/ihaudwerk zur 
Zeit der Reformation. Von Bärtig o id. I{amb{lS8$« 
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üiafiiihrttü; dtes KonskriptionssyBteiiies uhd die Wicnter^ 
hersteUang der Landvrehr Yeränderangen is (Mn Yeriasi- 
snngen der Deatschen Staätea herbei^fährt oder voHberd^ 
tei^ welebe Mf die Emeuerang der fUBpränglieheii Grimdi- 
la^n des Verfassangsrechts der Ddutsefaen YSlk^rsetMrf^ 
teil hiiuiHdeiiteii scheinen. "^3^ 

Die dem Staate zu leiste^^i Dienste ^ Bis La 8 teil 
betrachtet, und namentlich die Kriegsdienste y sind der 
imfividnellen Ji'reiheit der Unterthanen gefäftrtfeUer, ah; 
die dem Staate bu ^trichtenden Abgaben. Zwar lAsI 
Diei^te and Abgaben an nnd für sich gleichartige Lä^ 
sten. D^in Arbeit ist 6eld und 6&t^ and Gdd und Gat 
ist Arbeit, d. h mit Arbeit kann man GeW und Got vfer-^ 
dienen^ and Geld and Gat ist Qa det Begel]) d^r LMm 
für eine geleistete Arbeit; wer daher asa zaUbefa &at, Mt 
Arbeit an leisten, and, amgdkefart, wer Arbtit sa teisten 
bat, hat zu zahlen. Aber, so wie es fär dto Kslastf/ten 
vorth^haft^ ist, eine offentUclie Abgabe m GeM Ü» sÜ 
in Prodokten oder Fabrikaten zu entricfateki y scr gät dvfir« 
selbe von dem Verhältnisse, in welchem Abgiftieii vk 
Diensten stehn* D^ Vortfaefl beruht in dan imeA und in 
dem andern FaHe aaf der gröfeei^en Freiheit, Welche de# 
Belastete wegen der Wahl der MiÜel znr B^str^ttani^ 
de» Aufwandes hat. — Wenn lihd in wie fern dagegen 
der Staatsdiaist einer der Wege ist, ^ilf wc^tebeäi 
man s^in Glück in der Welt machen kann,^ enM 
spricht &t dem Interesse der indtviduellen FMhl^ in ^m* 
sdfoen Yerhäftnisse, in welchem er, als ^e hüsij tiSi die^ 
sem Isteresse in Widersprach steht. Denn Wie YiMld 
schätzen die Theilnabme an der Gewalt höher ^ iii» 6is 
jedes andere Gat? Ja, beruht njdit das Dasein Mt Igftda«^ 
ten überhat^ darauf, dafs j wenn auch I^itiStad geh«»^^ 
chen , doch andererseits ein Jeder befehlen will ? 

Endlich, von der Art, wie und mithin von denMän- 



*) K. JI. üang, Eniirilckelan^ der DeaUchen St^iier'terfältung* 
Berliii HUS. 
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nern, durch welche der Staatsdienst varsehn wird, hän* 
gen in letzter Instanz die praktischen Resultate ab, wel- 
che eine Verfassung oder Regierung liefert oder welche 
man sich von ihr versprechen darf. — Auch die an sich 
besten Gesetze werden unwirksam seyn, sie können so- 
gar eine ihrem Zwecke gerade entgegengesetzte Wir- 
kung hervorbringen, wenn sie von ungeschickten oder 
von unwilligen Händen in Vollziehung gesetzt werden. 
So viel sich auch z. B. füir die Schwurgerichte sagen 
UUst, so ist es doch gewifs nicht einem blosen Vorur- 
theile beizumessen, wenn sie in mehreren Staaten, z. B. 
in dem Königreiche JBolland, so viele Stimmen gegen 
sich haben. Duo cum faciunt idem, non est idem. — Um- 
gekehrt, mag auch ein Qesetz noch so fehlerhaft seyn, 
dennoch kann es durch die Art, Mrle es in Vollziehung 
gesetzt wird, erträglich gemacht werden. Wie hätte man 
sich z. B. in Deutschland so lange mit einem so strengen, 
ja selbst in mehreren seiner Vorschriften so grausamen 
Strafgesetzbuche, wie die peinliche Gerichtsordnung 
Karls V« ist, begnügen können, wenn nicht die deut- 
schen Rechtsgelehrten alle Mittel der Auslegung aufge- 
boten hätten , um «die Härte der Strafdrohungen dieses 
Gesetzbuches zu mildem? Es trat sogar eine „Reaktion^^ 
ein; man gieng in der Milde so weit, dafs sie an SchlaiT- 
heit grenzte. '3 — Sogar kann das, was in den Verfas- 
sungsgesetzen eines Staates fehlt, durch den in dem Be- 
amtenstande herrschenden Geist oder durch eine unter 
den öffentlichen Stellen eintretende Spannung, wenn diese 
durch die Verschiedenheit der ihnen übertragenen Ge- 
schäfte veranlafst wird , ergänzt werden. Wo es einen, 
zahlreichen Beamtenstand giebt, also einen Beamtenstand, 
welcher, je zahlreicher er ist, desto weniger sein Inte^ 



4) Man darf wohl behaupten , daft dieae Reaktion auch jetst noch 
fortdaaere. Schonung der Schuldigen Icann leicht in Ungereehtig«* 
keit gegen die Unachuldigen (gegen die friedlichen in ihren Bech« 
ten durch die Schuldigen gekrankten Bürger,) anaarten. 
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resse von dem des Volkes trennen kann, wo dieser 
Stand von dem Geiste beseelt ist, dafs er sich in sei- 
nen Ruhten fnr verletzt hält, wenn er in der Erfallun; 
seiner Amtspflichten gestört vrird, da hat das Volk an 
diesem Stande eine Art von Yolksvertretang oder wegen 
dieses Standes eine Art von Repräsentativverfassung. *") 
Sind noch* liberdiers die'Staatsgesehäfte ihren Gegenstän- 
den nach unter verschiedene Beamte und Stellai ver- 
theilt, C^^9 sobald sich die Geschäfte vermehren nnd 
zu ihrer Erledigang eine grörsere Zahl von Arbeitern 
fordern, nicht ausbleiben kann ,3 ^o entstehen unter den 
Beamten und Staatsbehörden Kollisionen, welche, — kraft 
des Hanges nnd Strebens der Menschen, eine Crewalt, 
welche von ihnen ansgeäbt wird, wäre es auch nicht eine 
eigene, sondern nur eine Amtsgewalt, gegen einen jeden 
Eingriff TXL vertheidigen und sie selbst über .ihre gesetz- 
lichen Grenzen aoszudehnen, — eine dem Geiste einer 
Repräsentatiwerfassnng entsprechende Opposition un- 
ter den für verschiedene Zweige des öffentlichen Dienstes 
bestellten Beamten zur Folge hat. In allon Deutschen 
Ländern von einigem Umfange, gab es ehemals zwei 
oberste Landeskollegien, die Landesregierung und die 
LandesfSrstliche Kammer. (In mehreren Deutschen Staa- 
ten besteht diese Einrichtung noch jetzt, wenn auch in 
einigen untar einer etwas veränderten Gestalt. 3 Da bil- 
dete sich gewöhnlich unter diesen beiden Behörden eine 
dwch die Verschiedenheit ihrer Amtsgeschäfte veranlasste 
(^oft aucl;i noch durch besondere Umstände beförderte 3 
X)pposition. Die LandesförstUche Kammer, (gleichsam 
die Ministerialparthei,3 hatte unmittelbar und besonders 
das Interesse des Einkommens des Fürsten wahrzuneh- 
men; die Landesregierung, (^gleichsam die Oppositionspar- 
thei,3 betrachtete sich unter andern als berufen, denUeber- 
griffen der fürstlichen Kammer Ziel und Mafs zu setzen. 



*) £• Ut ▼•n And««reii bemerkt worden , daf« Preaften eise VoUct- 
▼erlrtlQOg in dieteai Sipoe habe.. 
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Zu ihnttehen Brseheiniuigen gieht die konstitatiODelle M^- 
iMMTchie) indem me die Mfentlichen GeschUfte nach der 
Yersehiedenheit ihrer Gegeostftnde nnter mehrere Minister 
in letzter Instana Tertheilt, Veranlassang. 

Da die Diensti^ewirit des Staates mit dem gesaaEunten 
Seyn «nd Leben des Staates verschlungen nnd rerzweigt 
ist) se sind die Dienstleistungen, welche kraft dieser Gre- 
walt den Unterthanen auferlegt werdeii können, eben so 
mannigfaltig als verschiedenartig. Die Aufgabe ist je^sA 
die, die verschiedenen Arten dieser Dienstleistungen avf- 
Bttjiähleii und au klassificiren. Diese Aufgabe darf hier 
am so weniger von der Hand gewiesen werden , da sie in 
dem engsten Zusammenhange mit einer andern steht, — 
mit der, den Gegenstand des vorliegenden und des fol- 
genden Buchs, (^des 84sten und des 3Sstai,3 genauer zu 
bestimmen und ihn beziehungsweise zu beschrAnken. 

Die Dienste, welche der Staat kraft der ihm zuste- 
henden Dirastgewalt von seinen Unterthanen z« fordern 
berechtiget ist, können nun zuvörderst dem Staate ent-^ 
weder unmittelbar oder mittelbar zu leisfen seyn. 
Die^Dienste der letzteren Art sind die, welche einer Ge« 
meinde^ einer Stadt • od^ Landgemeinde, von ihren Mit- 
gliedern ^3 oder einer Eirdbe, welche eine Staatsi^strit 
ist, von den in der Gemeinschaft einer solchen Kirche ste- 
henden Unterthanen *3 ^^ leisten sind. ([Eine eigenttüm- 
liche Art der öffentlichen Dienste sind die Dienste, welche 
dem Staate zum Vorthdle einer auf den besonderen Sch^z 



I) Oenii dies^ Gemeintfen sind kraft Gesetzes Staatsbehörden. — 
UebrigcBB g^hdren in dieselbe Kategorie auch d i « Dienste, welche 
einer andern Körperschaft (uniTersitasI Ton ihren BfitgMedertt 
za leisten sind. 

3) Wenn diese Dien6te von allen Unterthanen , ohneUnterschied 
des Glaubens, zu leisten sind, so gehören sie zn den uAihit- 
fei ha r^ Staatsdiensten» — Freiltefa fiegt dann in diesen Dien* 
sten, so wie in den Abgaben derselben Art, nach dem Grandsatze 
der Religionsfreiheit eine doppelte Ungerechtigkeit. (Bei- 
spiele einer aolehen Yertheilang der kirchlichen LiMlen koaimcn 
in fingUnd and — im Grofsherzogthiinw Baden vor») 
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des Staates Aasprodi habenden PriTa^rson sä leistm 
sind, die Pfle; - und die Yorniiuidschanen« Sie gefaörcH 
in die Klasse der anmittell^aren Staatsdienste. Ob«- 
wobl Staatsdienste, haben sie doch das Besondere, dafe 
ein Privatinteresse, das Interesse des Schätzlkigs, die 
Regel für die ans der Verwaltung eines solehen Dienstes 
entstehenden Pflichten und Rechte ist*3 — Die ([hn34sten 
und 35sten Boche} folgende Bearbeitong d^ Lehre von 
der Oienstgewalt des Staates wird sich, mm Wiederho-- 
loogen za vermeidea, auf die unmittelbaren StaatsdiOBBle 
beschränken^ Was von diesen gilt, ist in der Rogel, «ad 
mit Berücksiefatigung der Yerscbied^beit der F&Ue, auch 
auf die andere Art der Staatsdiensie anwendbar. 

Die dem Staate — unmittelbar — au leistenden Dienste, 
(^von welchen also in der Folge aHein die Rede seyn wird,) 
sind, ihrem Gegenstande nach, entweder Staats«^ 
dienste in der engeren Bedeutung oder PriTatdienste. 
— Jene swd Dienste, welche wegen der eigettthumUehen 
Beschaffenheit ihres Gegenstandes, nur dem Staate ge* 
leistet werden können, welche also die Besorgung der 
Staatsgeschafte unmittelbar beawtckea. Sie sind wie* 
derum entweder Staatsdienste in der engsten Beden-» 
tung oder gemeine Dienste, je nachdem sie Geistes-* 
arbeiten oder in Hand arbeiten bestehn^^^J Staats-- 
dienste in der engsten Bedeutung verrichte»^ z« R. din 
Richter, die Geschwornen, die Verwakungsbeamteiw Zu 
deu dem Staate zu leistenden gemeinen Diensten ge- 
hören z. B. die Dienste, welche von iktt Di^iMein der 
Staatsbehörden, der Gerichte, der Verwaltongsstetten 
u« s« w«< oder im Heere voa de» Geaneincai geleistet 
werden«. — Diesen oder den Privatdiensten sind z. Bw 
die Dienste beizuzählen, der<en ein Staat zair Attffuheun|^ 
oder lyied^herstellung eines Gebäudes oder zum Stras- 



se) Jedoch .liod im Leben die einen von d^ oader« nicIM ao tcfcarf 
gesonderi, d«r« mcht aach^ snr VeiriicIitiNig etnw Qtk i tmrh^i 
gcwiwe Uandadbciten urCordei»! ikümUb , wi 
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sen-, Flnfs- oder Kanalbane^ oder zar Bewirthsehaftnng 
eines ihni gehörenden Landgutes bedarf. (^So mannigfal- 
tig sind diese Dienste, dafs sie kaum eine Klassifikation 
zulassen.) — Die Qm Msten und 35sten Buche) folgende 
Darstellung der Lehre von der Dienstgewalt des Staates 
wird sich zuvörderst auf die Staatsdienste in der en- 
geren Bedeutung beschränken. Denn die Fragen, welche 
die dem Staate zu leistenden Privat dienste betreffen, 
bleiben besser , (wenn sie überhaupt in die Staatswissen- 
schaft gehören,) der Staatshaushaltungslehre oder Fi- 
nanzwissenschaft vorbehalten. (^Zu Folge der Grundsätze 
dieser Wissenschaft sollen sie überall nicht Zwangs- oder 
Frohndienste, sondern nur freiwillige und gelohnte Dienste 
seyn. Dafür spricht zugleich das Interesse der bürger- 
lichen und politischen Freiheit.) Sodann aber wird die 
Darstellung jener Lehre auch auf die gemeinen Staats- 
dienste, nur was die Kriegsdienste betrifft, eingehn. 
Denn die übrigen Dienste dieser Klasse sind den Privat- 
diensten näher, als den Staatsdiensten in der engeren Be- 
deutung, verwandt. 

Die Staatsdienste in der engsten Bedeutung können 
erstens die Vertretung des Volks, dieses als eine 
moralische Person oder als ein Gemeinwesen be- 
trachtet,') zum Gegenstande haben. Von den Staats- 
dienern dieser Klasse wird das Volk entweder in seinen 
auswärtigen Verhältnissen, also namentlich in seinem 
Verhältnisse zu andern Völkern, oder im Innern d. i. 
in seinem Verhältnisse zu einzelnen Mitgliedern des Ge- 
meinwesens, überhaupt aber als Parthei vertreten. In 
die erste Unterabtheilung gehören z. B. die diplomatischen 
Agenten, in die letztere gehört z. B. der Anwalt der 
üjrone, und dieser theils in sofern, als er die Rechte 
der Krone in bürgerlichen Rechtssachen zu vertreten hat,0 



1> S. oben Band I. S. 96 ff. 

t) Die BeetdUmig dee Eronanwaltee begreift in so fern mebrere Fank- 
tionen unter tich. Der Kronanwak hat in dieeer eeiner Bigea* 
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theils in so fern, als ihm die gerichtliche Verfolgung de- 
rer obliegt , welche sieh eines Vergehns schnIcUg gemacht 
haben. Denn so wohl in dem einen als in dem andern 
Falle steht das Gemeinwesen als Parthei einer andern 
Parthei gegenüber. Uebrigens onterscheiden sich diese 
die Yolksgemeinde vertretenden Staatsdiener von den 
Staatsdienern der folgenden Klasse wesentlich dadurch, 
dafs sie als solche, d. i. wenn sie nicht noch uberdiefs 
mit einer andern und besondern Bestallung versehn sind^ 
nur die Rechte eines Öevollm£chtigten in Anspruch neh- 
men können. (^Non sunt cum potestate.) 

Staatsdietiste (in der engsten Bedeutung} leisten 
füweitens die, durch welche der Staatsherrscher 
die ihm, als solchem, zustehenden Rechte, also in der Macht- 
vollkommenheit enthaltenen Rechte, ausübt. Die Staats- 
diener dieser Klasse sind wieder doppelter Art. — Ent- 
weder sind sie sur Ausübung der Machtvollkommenheit 
überhaupt^ d. i. zur Ausübung der Gesammtheit der 
in der Machtvollkommenheit entbotenen Rechte berufen, 
Staatsdiener dieser Art sind in der repräsentativen De- 
mokratie die Vertreter oder Repräsentanten des Volks. ^3 
Wenn auch die Kammer der Volksvertreter allein oder 
vorzugsweise zur Ausübung der gesetzgebenden Ge- 
walt ermächtiget ist, so liegt doch in dieser Gewalt der 
Sache nach die gesammte Staatsgewalt. Und wenn auch 
andererseits die Mitglieder dieser Versammlung wegen 
ihrer Abstimmungen Niemandem auf Erden zu Recht ver- 
antwortlich sind, so sind sie doch, (was sie sich nicht 
oft genug vorhalten können ,3 als Einzelne nicht die Her« 



scbaft die Krone nicht blos in den das StaatsTermögon betref- 

'fenden RechtMachen , londern auch sonvt, i. B. in den Sachen 

der Minderjährigen a. ■. w. an Tertreten« Vgl. Bd. III. S. 2SS. 

*) Dieselbe Eigenschaft haben In den konstitutionellen Monarchien 
die Volksabgeordneten , jedoch nur in Beziehung auf das Volk 
d. L nur so weit sich die Theilnahme des Volkes an der Ver- 
waltung der öffentlichen Angelegenheiten der Verfassnng nach 
ewtreckt. 
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ren, sondern die Diener des Volks, d. i. des Souveraines. 
Die Demokratie ist so^ar die einzige Staatsverfassung;, 
mit weleher das Gesetz, dafs der Souverain schlechthia 
und auf die Dauer von seinen Dienern vertreten werden 
soll y vereinbar ist. Eine Aristokratie kann sich höchstens 
in anfiserordentlichen Fällen and fdr eine gewisse Zeit der 
Ausäbnng ihres Herrscherrechts — durch die Ernennung 
eines Diktators — gänzlich entäufsern. Noch weniger 
würde eine Monarchie bestehn können , deren Gesetze den 
Monarchen auf die Wahl seines Repräsentanten beschränk- 
ten. Die Geschichte der Mohammedanischen Reiche ent- 
hält eine gute Anzahl Beispiele, dafs ein Monarch, wel- 
cher seine ganze Gewalt in die Hände eines Veziers ge- 
legt hatte , von diesem des Thrones entsetzt wurde. *) — 
Oder die Bestellung der Staatsdiener dieser Klasse be- 
schränkt sich auf die Ansöbung einzelner Hoheits- 
rechte, eines oder mehrerer. Man kanti die sämmtlichen 
Staatsdiener, die unter dieser Kategorie begriffen sind, 
mit dem Namen der Beamten ([oder Staatsbeamten^ ^^^ 
seeichnen. Denn ein Beamter ist dem Sprachgebrauche 
nach derjenige Staatsdiener, welcher, kraft seiner Bestel- 
liing, in den zu seiner Kompetenz gehörenden Angelegen- 
heiten rechtskräftige (d. i. vollziehbare^ Entischeidungen 
zu fällen oder rechtskräftige Befehle zu erlassen beAigt 
ist. ^} Uebrigens können die Staatsdiener dieser Unteir- 
klasse oder die Beamten, nach der Verschiedenheit der 
Aemter, welche von ihnen verwaltet werden, in CivUbe- 
amte und in Kriegsbefehlshaber, *} und die ersteren wie- 



1) Auf demf elben Grunde wäre selbst der schlaue Tiberius fast aei- 
ner Herrschaft verlustig geworden. — Ein anderes Beispiel kann 
man ans. der Geschiofate des ersten franaösiscben Herrscheratam- 
mes entlehnen. 

2) <lai rannere pttblieo fnagnntnr, qnad cum ffotettaU conjudetam 
est • — Es giebt auoH Slaatsdiener , welehe blos eine berathende 
Stiwnnie haben. Diese gehören jedoch in die Kategorie d ev Staats- 
dieiner, welche dem. Staate nur Privatdienste leisten. 

3) Die Worte: Ciirilbeamte and Kriegsbefehlshaber, aind hier in 
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der in Richter und in Beamte der vollziehenden Gewaü 
eingetheilt werden. Auch kann dieselbe Bestellung meh^ 
rere und verschiedenartige Verrichtungen unter sieh te<- 
greifen« 

In der Monarchie kommen noch äberdiefs Staatsdienste 
einer besonderen Art vor, die Dienste^ welche dem Man 
narcben für seine Person zu leisten sind. (Sie wer*t 
den auch H o' f dienste genannt.^ Obwohl diese Dienste an ' 
sieh nur Privat dienste sind, so kann^es doch dem In« 
teresse der Monarchie gemäfe seyn, diese Dianste -^ 
schlechthin oder beziehungsweise — den Staatsdiensten 
in der (^oben bestimmten^ engeren Bedeutung gleichzu^ 
stellen. In Grafsbritannien wechseln mit den Ministem 
zugleich auch die obersten Hofbeamten. Nirgends hat es 
in den Europäischen Staaten Deutschen Ursprungs gute 
Früchte getragen , wenn zwischen den unmittelbiuren Um*« 
gebungen des Fürsten, den Hofleuten *und den äUaatsbe^ ^ 
amten eine Spannung oder Spaltung entstand. 

So wie nun die £im 34sten und StSsten Buche") (oU 
gende Darstellung der Lehre vom St^tsdienste schon 
oben (mit einer einzigen Ausnahme^ auf die Staatsdienste 
in der engsten Bedeutung beschränkt worden ist, a^wird 
sie sich noch überdiefs nur die Staatsämter zur Au^ 
gäbe setz&i. Die von einer jeden der übrigen Arten je«^ 
nef Dienste geltenden blonderen Grundsatze sind schon 
m anderen Stellen des vorliegenden Werkes zur Sprache 
gekommen. < 

Wenn auch die Leistung der Dienste , deren der Staat 
bedarf, von Rechtswegen die Pflicht imd das Recht eine» 
j-eden (^dienstlähigen^ Mitgliedes des Staatsverdnes ist^ 
sa ist doch auch der Fall möglich und so kommt doch 



denM^ben Stnn« sa vervlelm , in wekbem dto Frani asi — h e Sprache 
' 4^ Worle: Offiei^rg eiviU ^t milUairf«. ninuM« Die Fifm^^ 
eischen Worte haben den Vorzug , dafi ^ie auf die fecUtÜDl^e^ 
Identität der Bettelluitg eines CiTilbeamten nad der einet Offi- 
cier« anmittelbar hindeuten. Auch Offictere lind Beamte, nor 
Beamte eioee, bei^^df ra Faeht. 
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auch der Fall nidit selten in der Erfahmng vor, dafs 
diese Pflicht und beziehungsweise dieses Recht durch die 
Yerfassungsgesetze eines Staates auf einen bestimmten 
Theil des Volkes beschränkt ist, auf einen Theil des 
Volkes , welchen sich der Staat gleich als sein EÜgenthum 
ein für allemal und auf die Dauer fär diese Dienste vor- 
behalten hat oder welchem, (in wie fem man die Dienst- 
pflichtigen zugleich als Berechtigte betrachten kann ,3 das 
Recht, in die Dienste des Staates zu treten, als ein erb- 
liches VfOrrecht zusteht. ([Darum war die folgende Dar- 
stellung der Lehre vom Staatsdienste in zwei Abtheilun- 
gen, ^— das 34ste und das 35ste Buch — zu spalten.^ 
Ganz so kann der Staat auch seine Geldbedurfnisse ent- 
weder aus seinem eigenen .Vermögen oder aus dem Ver- 
mögen des Volks Qz. B. mit dem Ertrage der Steuern} be- 
friedigen. Auch so weit erstreckt sich die Analogie , dafs 
sowohl die eine als die andere Last eine gemeine Last 
seyn mufs, wenn andererseits politische Freiheit das Ge- 
meingut des Volkes seyn oder werden soll. 

Der Fall, dafs die Verwaltung der Staatsämter das 
Vorrecht eines bestimmten Theiles des Volkes ist, kommt 
äbrigens in der Erfahrung hauptsächlich so vor, dafs bald, 
in einem eroberten Lande, nur dem Volke, welches die 
Eroberung gemacht hat, bald, wo die Staatsverfassung 
eine Kastenverfassung ist, nur einer Kaste, der obersten, 
oder den beiden obersten Kasten , bald nur einem Erbadel 
jenes Vorrecht zusteht. ([Von einem jeden dieser beson- 
deren Fälle wird daher — in dem vorliegenden 34sten 
Buche — besonders zu handeln seyn.} AUe diese Fälle 
haben das tmt einander gemein, dafs die Entstehung die- 
ses Vorrechts der überwiegenden Macht, welche dem Be- 
vorrechteten zu Gebote steht oder zur Zeit seiner Ent- 
stehung zu Gebote stand, zuzuschreiben ist. Denn über- 
haupt entstehen Vorrechte so, dafs, wer einen Vorzug 
vor Andern hat, diesen, wenn es in seiner Macht steht, 
sich durch ein Vorrecht und, wenn sich seine Macht 
auch so weit erstreckt, noch überdiefs seinen Nachkomm^i 



Digitized by 



Google 



1S9 

dfirch die Erblichkeit dieses Vorrechts zu sichern sacht. 
Dagegen kann jenes Vorrecht, nach der Verschiedenheit 
der Fälle, für den Charakter der Staatsverwaltung über-« 
haupt sehr verschiedene Folgen haben. 



ERSTES HAUPTSTÜCK- 

Van dem Falle, 

da in einem erobertßn Lande die Vertcaltunff der StaaiMämter 

das Vorrecht 

des Volkes isty welches die Eroberung gcfnaekt hat. ^3 

Eine Eroberung hat fast unausbleiblich die Folge, dafs 
das Volk, welches die Eroberung gemacht hat, die Zügel 
der Regierung in dem eroberten Lande selbst (^wenig- 
stens anfangs^ ergreift d. i. die Aemter in diesem Lande 
mit Männern aus seiner Mitte besetzt 

Eine Regierung, welche eine Eroberung gemacht hat, 
mnfs in der Regel die Politik befolgen, nur ihren alten 
Unterthanen die Verwaltung des eroberten Landes anzu- 
vertrauen« Denn sie hat, besonders in den ersten Zeiten 
nach der Eroberung, ^3 ^en Widerwillen zu fürchten, mit 
welchem das besiegte Volk die Fremdherrschaft duldet, 
wäre es auch nur aus Zorn über die ihm, durch die Ver- 
nichtung seiner Selbstständigkeit, widerfahrene Demüthi- 
gungj sie würde also, jene Politik verlassend, die Gewalt 



1) Vgl. oben Bd. V. S. 118 ff. 

2) Nicht selten dauert die Spannung aswiichen den alten und den 
neuen Unterthanen noch länger. In den ehemals Deutschen Pro- 
Tinsen des FrauEÖsischen Reichs wird auch jetzt noch zuweilen 
die Klage laut , dafs bei der Besetzung der Aemter den gebornen 
Franzosen Tor den gebornen Deutschen der Vorzug gegeben werde. 
(Eine Warnung für diejenigen, welche, unzufrieden mit ihrer 
Regierung, in der Treue gegen diese wanken!) 

Zaehariä, vom Staate. VI, 9 
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in m Hiiid« (terjenigfii legen ^ weldM» In enier andern 
fitgensehaft g^meklt Wfn kOuBtett , die ihnen «nTertnnite 
Gewalt %ttin StuuM der FfMklherrschaft mi benatzeiii 
Mäfste sie, um eine Revolution, welche in dem ^vbertM 
Lande aasbräche, za unterdrücken, von neuem zu den 
Waffen greifen, so wärde eine zweite Eroberung für die 
Einwohner dieses Landes noch weit herbere Fruchte, als 
die erste, tragen. "«^^ — Dersl^beti Politik können nodi 
andere und besondere Grunde das Wort sprechen. Wenn 
es z. B. das Interesse des Staates , welcher die Erobe- 
ning gemacht hat, mit sich bHngt, die politische Verfas- 
sung des eroberten Landes mnzugestalten, so sind die Ein- 
wohner dieses Landes nur selten die zurDurohfähnuig des 
Planes tauglichen Werkzeuge. 

Jtdoeh ih zwei Pillen kann es rathsaim und selbst 
nothweihiig lieyn , vott diesem* ^litik beziehungsweise ab- 
2u^ehn. Bt^ien^: Wenn ein Volk die Vbn ihm gemachte 
BrebetMg ä^ttgleieh einer Parthei verdankt, ^elehe dieses 
Volk in dem erobeihten Lande tiatte, sd darf es dfei^fcr Pats* 
tfaef auch bei #^ Beisetzung der öffentlidiett Stellen nicht 
ve^gesiseft, ob es Wohl selbst diese Patthei inft ii^dieleii> 
Atgi^ äM^i^ WMI, d% dü^c^bt dmrcA den Verrath, den 
iAi an ihr^eih Vatek*lande b^^eng, selten oder nie das 
XiAlstäaS&g eriangt, \^m sie tu erlangen beabsichtigte 
und faollte. 'LtötiUn^: Die Vörlüe^ende Regel gih hi 
ihk*ef ganzen Strenge nur von itit Besetzung der Staats-^ 
SMet und nicht von der Vergebung der gemeinen Steats«" 
dflenste. bei diesen kann es sogar raAtsam seyn, da« 
entgegengesetzte Verfahren einzuhalten, z* B. aus dem 
Grunde: Wer selbst einer strengen Herrschaft unterwor- 
fen ist^ gebiethet, {um sich für seine Dienstbarkeit zu ent- 
schädigen)} noch strenger, wenn er über seines Gleichen 
gesetzt wird. 

Eine Regierung, welche ihre Gewalt einer Eroberung 



^) „Apud Ticto^ piuB querimonianmi, quam Tirium.'^ Taeit, histor. 
II, 75. 
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kezidmügswd^e verdankt, mußi «ll6mail, wenigstens an- 
fing«» et^as Ton dem Charakter «iner Zwingherr-^ 
scbaft haben. Das bringt die Art, wie sie entstanden 
ist, weseatHch mit sich. Ans dem Kriegst^e^e hervor- 
ge^e^angen, mufe sie, um sieh des Gehorsams ihrer nenen 
des ihr zu leistende Gdiorsams noch ungewohnten Un^* 
terthanen zu versichera, na<^ den Grundsätzen dieses 
Rechts , wenigstens in einem gewissen Grade oder theil-^ 
wieise, gebietbafi. Das Recht der Zwingherrschaft aber 
ist «ine Art oder «ine Airwendung des Kriegsrechtes^ 
(Daher gdiört der Fall, Vfm welchem in dem vorliegen- 
den Hauptstäcke die Rede ist, streng genommen, nicht 
einmal zu den FäHen, in weichet ein Theil des Volkes 
vS^r das ganze Volk gebiethet. Vielmehr leben in die-« 
sem Falle in einem ur^d demselben Staate zwei Völker 
neben einander; und das Verhältnifs unter ihnen ist 
dem Veriiäitnisse unter zwei se^lbstständig^n Völkern zu 
vergleichen, wddbe einen Waffenstillstand oder einen un«« 
sichert Frieden mit «inander geschlossen haben. Niv in 
so fern gehört der Fall zu den in dem vorlegenden Buche 
in Betrachtung zu ziehenden Fällen, als in demselben denn 
doch tticbt alle Mitglieder des Staatevereines rechtlich be«* 
föhlgt sind, iauf die Verwaltung der Stäateämter Anspruch 
zu tnachen.3 

Das Verhiltmrs zwischen diesen beiden Völkern kann 
»[<A sogar so «teilen, dafs 4ie iStaatsverfassung, welche 
das Resultat der fiSroberang ist, «ehlechthin den Cha- 
pakier emer Zwingherrschaft »odar Despotie hat. — Bei- 
spide von Zwingherrsdiaf teil «fieses UrsfNTungs und dieser 
Art iielert die Geschichte der von Mahommedanischen Völ- 
kern gestifteten Reidie besonders in Menge. fSo ist, £das 
uns am nächirten liegende Bdspiel,3 in der Türkei die 
STation, von welcher das Reich «einen Namen hat, von 
der «Griechischen Bevölkerung desselben Reichs bis auf 
diesen Tag durch eine sobiurf gezogene Scbeidlinie ge- 
sondert; die Türken sind die^jfebiether, die Griechen nur 
Unterthanen. Jene gc^iethen, gefürchtet als eine^i^iegs- 
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mächt, diese gehorchen, entmathiget oder in dem Gefühle 
ihrer Schwäche. Ein jeder einzelne Beamte h&lt sich fär 
berechtiget, die Macht, welche der Sieg in die Hände der 
herrschenden Nation legte, auch dorch die Art, wie er 
sein Amt verwaltet, zu verfolgen. Damm wiederholen 
sich in der Geschichte des türkischen Reichs dieselben Er- 
scheinungen, welche allemal in dem Gefolge des Despo- 
tismus sind, Erscheinungen, welche zugleich an die Wech- 
selfälle eines Krieges erinnern* So entschieden auch das 
üebergewicht der Türken über ihre christlichen Untertha- 
nen — schon wegen des zwischen diesen Partheien ein- 
tretenden Zahlverhältnisses — ist, so oft auch schon den 
Griechen der Versuch mifslungen ist, sich der Herrschaft 
ihrer Dränger und Presser zu entledigen , so nehmen doch 
die schon oft überwundenen von Zeit zu Zeit, aufs Aeus- 
serste gebracht, (^in der neuesten Zeit noch überdiefs 
durch einzelne Ei:folge ermuthiget.3 von neuem zu einem 
Aufstande ihre Zuflucht. (^Interdum et victis redit in prae- 
cordia virtus!} Aber auch die Türken hat das Schicksal 
ereilt, welches der Despotismus sieh selbst bereitet. Sie 
sind in dem Genüsse der früher von ihnen errungenen 
Siege, deren Erneuerung für sie durch die Zeitläufte eine 
Unmöglichkeit geworden ist, erschlafft; auch die alte 
Kriegszucht, auf welcher zugleich die politische Einheit 
der Nation, gleichsam eines stehenden Heeres, beruhte, 
ist von ihnen gewichen. Daher überall Erschlaffung ge- 
paart mit WiUkühr ; erzwungener Gehorsam ohne die alte 
Furcht, überhaupt Vorzeichen der nahen Auflösung des 
Reichs. Und dennoch täuschten diese Zeichen schon lange 
die Erwartungen, die Besorgnisse oder die Hoffnungen 
des nur mit den Grundlagen einer auf den inneren Frie- 
den berechneten Staatsverfassung vertrauten Europas. 
Aber in dem Doppelkriege, welchen die Türken theils 
unter sich auch theils mit ihren christlichen UnteHhanen 
fuhren, liegt, (^selbst abgesehn von allen anderen Ur- 
sachen ,3 zugleich ein Princip der Erhaltung. Freilich 
vermag dieses Princip das Leben des Türkischen Reichs 
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nur kämmerlich und unrähmlich zu fristen. Jedoch eben 
so weni^ dürfte eine Wiedergeburt dieses Reichs von dem 
Plane zu erwarten seyn, welchen der letztverstorbene 
Grofssultan verfolgte und welchen der jetzige Grofssultan, 
£wenn auch zagend und schwankend ,3 wiederaufgenom- 
men hat, Europäische Kultur und Civilisation in der Tür- 
kei einzuführen, die Türken und die Rajas dem Rechte 
nach einander gleichzustellen. Christliche und Mahomme- 
danische Völker, die Europäiscb^i Völker und die Völker 
des mittleren Asiens, (mir diese asiatischen Völker brau- 
chen hier in Betrachtung gezogen zu werden ,} sind in 
einer jeden Beziehung in dem Grade von einander ver- 
schieden und einander entgegengesetzt, dafs es eine Un- 
möglichkeit ist, die einen mit den andern zu verschmel- 
zen oder einem Staate, dessen Bevölkerung in so fe^ 
zwiespaltig ist, Einheit zu geben. Schon die Verschieb 
denheit der Familienrechte ist eine nnübersteigliche Schei- 
dewand zwischen den Europäischen Völkern und den Völ- 
kern des mittleren Asiens. (^Einehe — Vielweiberei.) Je- 
doch noch weniger läfst die Spaltung, welche die Ver- 
schiedenheit der Religionen unter denselben Völkern stif- 
tet, eine Verschmelzung oder Vereinigung dieser Völker 
zu einem einzigen Volke zu. Eines kosmopolitischen Gei- 
stes ist das Christenthum , engherzig der von Mahommed 
gepredigte Glaube. Das Christenthum ist eine Religion 
des Fortschreitens; der Islam, wenn er auch ein Volk, 
dessen Macht im Steigen ist , zu immer neuen Siegen be*- 
geistert, verwandelt sich doch in eine Religion des Still- 
standes und mithin des Verfalls, sobald das Volk aus ir- 
gend einem Grunde auf seiner Siegerlaufbahn einhalten 
mufs. Zugleich beseelt der Islam seine Bekenner mit ei- 
nem Stolze, welcher sie auf die Bekenner einer jeden an- 
dern Religion, selbst einer monotheistischen, mit Verach- 
tung heriübblicken läfst, so dafs sie es für eine Schande 
oder für eine' Demüthigung halten müssen, sich die Sitten 
und Gebräuche der Ungläubigen, derGiauts, anzueignen. 
Der Mahommedaner hat diesen Stolz, weil er des Glau- 
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bens ist, dafs uBekk die ihm gewtrdene OffndMunmg die 
Lehre vor einem einigen Gotte in ihrer gansen JReinheit 
enthalte« Sein Stolz ist der, zu welchein getsügts lieber- 
gewicht aneh sonst nicht selten verleitet Bedibrfte ibri* 
gens der angesellige Geist des Mohammedaniaivs eines w%i^ 
teren Beweises, so könnte dieser ans der Gesclüohte der 
Reiche entlehnt werden , welche von Yölkem dieser Re-r 
ligion in Ostindien^ in der Halbinsd diesseits des Ganges^ 
nachdem die Bekenner des Islams ihre Eroberangen mseli 
bis in diese von dem Ursitze desselben so fiemen Gegen* 
den ausgedehnt haitten, gestiftet worden. (^Einige von 
diesen Staaten bestehaoi noch Jetzt.'} Hier tritt uns jen^ 
Geist, des Mohammedanismus sogar in noch sebaneriiche* 
ren Erscheinungen entgegen* Den Christen kommt in den 
Augen des Mohammedaners doch immer noch das zu st»t^ 
ten, dafs Mohammed die göttliche Sendnil^ Christi mier- 
kannte. Nicht eben so konnten die Religionen, mit wd* 
dien der Mohammedanismas in Ostindien in Berikru^ 
kam, die Herrscherwillkühr und denHoChmuth den Sieger 
mäfsigen. 

Wo nun eine Eroberung die Folge hat, dafe in dem 
eroberten Lande eine zwingherrscbaftliche V^assong 
eingeführt wird, wird das Unheil, welches diese Verfas* 
sung unter einer jeden Voraussetzung stiftet, nodi da<i> 
durch vermehrt und gesteigert, dafs dann der Despotismus 
Fremdlinge zu seinen Werkzeugen hat. (^Ja, man 
kann vielleicht behaupten , dafs aus demselben Grande eine 
Zwingherrschaft, welche dieses Ursprungs ist, unter al« 
len Verfassungen dieser Gattung die drückendste kt.3 
Die Fremdlinge erwidern denHafs, welcher sie als Fremd- 
linge trifft, mit derselben Gesinnung, und noch überdiefe 
mit Verachtung. Sie machen sich einer Ungerechti^eif 
gegen die Einwohner des eroberten Landes oft schon des^ 
wegen schuldig, weil sie zu stolz sind, um lange zn un- 
tersuchen, auf i^^elcher Seite das Recht sey, oder der 
Sprache und der besonderen Rechte der Einwohner dieses 
Landes zu unkuiidig, um durch eine solche Uirtersuchung 
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m cpcw gemiM^^^^ Resultate gelangen w Kwnep, o4ar 
weil ihn^ii mqlits so sehr 9m Herzen liegt, «)s d^Us es nicM 
m emm Aufstünde Honmie. ^} Aber eine j^e Ungerecfi«* 
t^kdt, welelier sici^ die frewleii Zwingheiveii gegen 4i^ 
itHe« Eifiwohner des erobcften iamdes pchiMdig macheii^ 
selmepftt diese mp so mehr, du sie in ihnen zngleieh ^ 
iU4^lke^ nn dw Ursprnng der QewnUherrscIiHift, welehf 
a«f ihnen Instet, eraenert Besonders haben diejenigen 
die fremde Clewi4therrsdiaf( «n fäfchten, welche sieh nn- 
tsr den Besiegten am ipeisten ans^eicfanen^ Denn iMa selbst 
werden vQnmgsweis« geförcjhtet. Anf jedep Fall ist ihnen 
die Anssieht verschlossen, «n den^ politischen Eiqflnsse 
Z9 gelangen, zn ^eleh^n sie wegen ihrer Yeri^nge nnt^ 
güns^g^en Verhältnissen gelangt a^n ^yrden* |lit ei'* 
neu Worte also, in einer SCwingherr^chaft di^fir Art 
USpML es seUeeltbin en den Syppethien zwischen den Qe* 
widthabern nnd im Unterthanen, welche 191 «»deren Ver^ 
f9ßfm^n derselben Qnttung den Pespotisinns ejnigermt^ 
(sen mildem trennen« In einer Verfaaanng diefw Art ist 
der Friede 9 weleber nnter clen Mitgliedern eine« nnd dee* 
selben Stuten blieben soll^ ein geheimer pi^ rastende 
Krieg «wiachen ip^welYölkern, ^wischen den ^iegarn nnd 
den Besiegten« (Siai^r ist eip Versneh^ welchen dae nn-^ 
teideebte Volk. m^<^ht, sich ven der ihm av^ged^^Pgenen 
Herwehait zn befreien, nach Peelitßir^^^ts^W ^^^8 V^ 
ders zn bevtheilen, ale der Yerem^h einer fVevolntioQ. 
Aneb ist der Anfiitandt welchem 4as li^pnigreieh (iriecbent«' 
land seine liintatebmig verdiinkt,- selbst yon denen entr 
schuldigt oder für rechtmärsig gehalten worden, welche 
die Unterthanenpflieht am weitesten — selbst bis zur sola 
obseqnii gioria — ansdehnen.^ 

Uebrigens hat nicht eine jede Eroberung die Folge, 
i^^ sie die Einwohner des eroberten It^andes unter eine 
zwingherrsehaftliehe Verfassung oder flegiernng stellte. 



Volk verderiM,'' 
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Das Reich, welches die Briten in Ostindien durch eine 
Reihe von Eroberungen gegründet haben, enthält, die 
Schntzgenossen dieses Reichs mit gerechnet, eine Bevöl* 
kerong von 100 Millionen, ja vielleicht, (^denn es fehlt an 
einer Volkszählung ,3 eine noch gröfsere. Wer möchte 
aber behaupten, dafs diese vielen Millionen nur dorch 
Zwang und Furcht von den Briten in Gehorsam erhalt^i 
wurden? (]Das Britisch -ostindische Heer besteht nnr ohn- 
gefähr aus 100,000 Mann; und diese sind noch überdiefe 
zu einem guten Theile Eingebome.. J Eben so wenig kann 
man diesen Vorwurf den Spaniern machen, als noch ein 
grofser Theil von Südamerika zu den Nebenländern der 
Spanischen Monarchie gehörte. Noch häufiger ist es ge- 
schehn, dars beide Völker, die Sieger und die Besiegten, 
aber kurz oder überlang, zu einem Volke, ja zu einer 
Nation zusammenschmolzen. Auf diese Weise eitstan- 
den in den Staaten, welche von den Deutschen auf den 
Trümmern des Weströmischen Reichs gestiftet wurden, 
die so genannten Romanischen Nationen, die Franzosen, 
die Spanier, die Portugiesen, die Italiener. Eben so ha- 
ben sich in dem heutigen China zwei Nationen, die Ta- 
taren oder Mongolen '3 ^od die Chinesen der Vorzeit, zu 
einer einzigen Nation geeint. Beide sprechen jetzt die- 
selbe Sprache; beide haben dieselben Sitten und Gebräuche; 
beide stehen unter denselben Gesetzen, uiiter derselben 
Verfassung; wenn auch zur Sicherung des Thrones, die 
geborenen Tataren, die Eroberer, noch immer bedeutende 
Vorrechte vor den gebornen Chinesen haben. ») — In die* 



1) Die Nation wird in Europa bald mit dem einen bald mit dem 
andern Namen bezeichnet. 

2) Sowohl in der Staatsyerwaltanjg^ aU im Kriegsdienste. Z. B. das 
stehende Heer besteht aus zwei grofsen Abtheilungen. In der 
einen dienen nnr Tataren , in der andern nnr Chinesen, Jene ist 
die bevorrechtete. Ueberhanpt ist die Kunst bemerkenswerth , 
mit welcher die Sieger und die Besiegten zu einem Volke Ter* 
einiget sind, ohne dafi gleichwohl die ursprängliche Vertchie-» 
denheit jener Nationen gänzlich vertilgt wäre. 
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sen und in ähnlichen Fällen waren es allemal besondere 
Ursachen, welche die Einwohner des eroberten Landes 
vor dem Drucke einer unleidlichen Zwingherrschaft schütz- 
ten oder den anfangs gewaltsamen Zustand nach und nach 
in einen gesetzlichen verwandelten. Bald war das Volk, 
welches die Eroberung gemacht ^atte, dem besiegten in 
diem Grade geistig überlegen, dafs es sich, wegen der 
Befestigung seiner Herrschaft, eben so wohl oder noch^ 
mehr auf sein geistiges Uebergewicht , als auf seine Waf- 
lenmacht, verlassen konnte. (Jüin Beispiel ist das Bri- 
tisch-Ostindische Reich.3 Bald wurde den Besiegten um 
deswillen ein besseres Loos, weil sie sich — gutwillig 
oder gezwungen — zu dem Glauben der Sieger bekehr- 
ten. (^Auf diesÄ Weise wurde in den Kolonien der Spa- 
nier und in denen der Portugiesen in Südamerika das 
Schicksal der Indianer wesentlich gemildert.^ Bald wurde 
ein rechtlicheres Yerhältnifs zwischen den Siegern und 
denBesiegten dadurch hergestellt, dafs es, (^wie in China,) 
der Vortheil der ersteren war, sich die höhere Kultur und 
Civilisation der Letzteren, ganz oder zum Theil, anzueig- 
nen. Endlich konnte eine Vereinigung zwischen beiden 
Yelkern auch so zu Stande kommen , dafs sowohl das eine 
als das andere Volke gewisse Vorzüge zum Austausche 
anzubiethen hatte, (ßo war der Ursprung der Romani- 
schen Nationen der, dafs die Deutschen ihr freieres Yer- 
fassungsrecht den Römern , diese ihre gebildetere Sprache, 
ihre vollkommnere Religion und ihr — theilweise — vor- 
züglicheres Ciyilrecht den Deutschen mittheilten. In den 
ersten Zeiten nach der Zerstörung des Weströipischen 
Reichs waren die neuen in den Provinzen dieses Reichs 
gestifteten Staaten sogar ihrer Verfassung nach Dop- 
pelstaaten* In dem Kirchenstaate gebothen die Römer,"^} 



^) Denn dte 6eif»tlichen der christlichen Kirche waren noch lange 
Zeit nach der Gründung dieser Staaten gröfstentheilA Yon Geburt 
Römer. S. r. SaTigny^. Geschichte des Römischen Recht« im 
Mittelalter. Bd. I. Kap. 8. 
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in dem wdfUcben die Dentseheii. In der ¥iAge aber ver^ 
soblanf en sidi die Verfassang der Kirche und die dtes 
/Staates so in einander, ^^ dafls sie, von nun an ein p#r 
litisches Ganze, eine neue Grundlage oder Stütze der Na^ 
tionaleinbeif der Romanisdien Völker warden.3 J^och 
darin kommen alle diese Fälle mit einander tiberein, dafa, 
wo üne Eroberung die Einwohner des eroberten Landes 
nicht einer zwingherrschafllicben Verfassung oder'Re^ 
gierung unterwarf , die Ursache in den Verhältnissen lag, 
welche zwischen den Siegern und den Besiegten in Be-r 
Ziehung auf Kultur und Civilisation eintraten. (^Die ganze 
Geschichte prediget die Lehre, dafs Geistesmacht, rer^ 
glichen mit Waifenmacht, die stärkte sey*3 



ZVTEITES HAÜPTSTÜCK. 

Von dem Falle, 

da 

bei einem Volke, tcelche^ in Kasten gespalten ist^ 
die öffentlichen Angelegenheiten 
nur vm der obersten Kaste oder nur von den beiden ober-- 
sten Kasten verwütet werden. *3 , 

Die Spaltung eines Volkes in Kasten ist eine Nach- 
ahmuAg der Spaltung des Menschengeschlechts in Rassen. 
Die eine wie die andere hat eine unausbleiblich erbliche 
Verschiedenheit unter den Menschen zur Folge; die eine 
wie die andere kann nur die Abstammung von einem be- 



1) Concilia mizta. — Vgl. die Abhandlung Rande'« und die eine« 
Ungenannten Tom Uriprnnge der Reichsstaadichaft der Bi- 
•chöffe and Aebte. (Zwei Preifaichriften.) Gott. 111%. 4. und 
mein« O. Origine« comitioram Imperii R. O. WitCenb. 1795.4. 

t) Vgl. oben Bd. III. S. 48 ff. and: Robertson^ historical die- 
quM. concerning India. — A«iatie Research««. Vol. VI. p. Xftl. 
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stoDHiten BHempaare znr Ursftche haben. Jedoch nach 
Rassen hat die Natnr, nach Kasten hat die Kanst ^e 
Mensdien gesondert nnd geschaart. Jene Verschieden- 
heit besiieht sich auf die physische Besehafibnheit der Men- 
sehen, diese asf Rechte und Pflichten* — Eben so ist 
der Begriff einer Kaste dem Begriffe eines erbHck bevor- 
Fechteten Standes, fz. B. dem eines Erbadels,} so wie 
dem einer Zunlt oderlnnung vei:wandt. Jedoch geht die- 
sen beiden BegriSen das Merkmal ab, dafs man die Ei- 
genschaft eines Standes- oder Zuaftgenossen nnr durch 
die Ahst^unmung von einem bestimmtai Kltempaare er- 
langen könnte. . In dem Begriffe einer Zunft liegt nicht 
emmal das Merkmal, dafls zur Theilnahme an der Zonft 
überhaupt eine gewkse Art der Abstammung erfordert 
würde. 

UeberaU, wo ein Tolk in Kasten gespalten ist, hat 
diese Spaltung die Folge, dafs die Dienste, deren der 
Staat bedarf, nur von einem Theile des Volkes, 
we^<^n sich der Staat gleich als sein Eigenthum vorbe- 
halten hat, geleistet werden. Denn bei einem jeden sol- 
dben Volke trifft man einen Priesterstand und einen Krie- 
^erstand an. Die Priester sind die Vorsteher des Kultus, 
die Lehrer d^ Nation, die Pfleger der Wissenschaften, 
die Bathgeber dw Fürsten. Den Staat in Kriegszeiten 
za verthddig^i, in Friedenszeiten zu regieren, ist der 
Beruf der Kriegerkaste. Niemand aus den übrigen , den 
niedriger stehenden, Kasten kann sich die Verwaltung 
der den beiden obersten Kasten vorbehaltenen Geschäfte 
anmafsen. 

Beispiele von Kastenverfassungen können besonders 
aus dem Zustande mehrerer Asiatischer Völker der Ge* 
genwart und der Vorzeit entlehnt werden. — Bei den Hin-«? 
dns ist die Kastenverfassung noch jetzt die Grundlage 
oder die Organisation der bürgerlichen Gesellschaft, die 
Stämme dieser Nation jedoch ausgenommen , bei welchen 
diese Verfassung durch den Buddhismus, — dessen Ent- 
stehung und Verbreitung vielleicht eine Opposition gegen 
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den DnidiL dieser Yerfassang zur Ursache hatte, -^ ^- ' 
sprengt worden ist. Dieselbe Verfassung bestand einst in 
Aegypten. >3 Bben so scheint sie in den ältesten Reichen 
y Orderasiens , in dem Stedischen, Assyrischen und Baby* 
Ionischen Reiche, der Bau der bürgerlichen Gesellschaft 
gewesen zu seyn. >3 Selbst die Bewohner Attika's wa- 
ren^ wenn man einer Sage Glauben beimessen darf, — 
als sie mit den Wohlthaten der Kultur und Civilisation 
durch Fremdlinge zuerst bekannt gemacht wurden, Qia 
den Zeiten des Cekrops} in Kasten gespalten. '3 

So fern auch die Kastenverfassung den heutigen Eu- 
ropäischen Völkern liegt, so ist sie doch auch für diese 
Völker ein mehrfach anziehender Gegenstand der Betrach- 
tung. — Zuvörderst wegen des Interesses, das sie für 
die Wissenschaft hat. Sie ist ein Kunstwerk, wie 
kaum eine andere politische Schöpfung des menschlichen 
Geistes. Qn ihr ist Alles Kunst, Natur Nichts. Und 
dennoch scheint sie, gleich als ein lebendiges Wesen, 
eine Bürgschaft für ihre Fortdauer in sich selbst zu ha- 
ben.3 Eben so ist sie ein in seiner Art einziger Versuch, 
die Staatenwelt, ja die moralische Welt dem* Gesetze ei- 
ner blinden Naturnothwendigkeit zu unterwerfen. — So- 
dann aber ist derselbe Gegenstand sogar nicht ohne ein 
praktisches Interesse für jene Völker. Die Erfolge der 
Kastenverfassung sind ein Beweis, wie viel Erziehung 
und Unterricht zur Bildung oder vielmehr zur — Verbil- 
dung der Menschen beitragen kann* Indem nun die Ge- 
schichte der Kastenverfassungen über die Mittel Auskunft 



1) S. Herod. Hb. II. (Ein Beweit mehr, dari Aegypten, — wie 
Meroe , -^ seine erste Kultur und CiTilisation aus Indien erhielt.) 
^ Uebrigenti übersehe man nicht, dafs Aegypten einst zu Asien 
gerechnet wurde. 

2) Ich sage: So scheint es. Denn die Nachrichten , welche von die* 
sen Reichen auf uns gekommen sind, lauten zu unbestimmt^ alt 
dafs sich die im Texte angeführte Thatsache entschieden be* 
hauptcn liefse. 

8) S. Potter, Archaeologia Graeca. Lib; I. cap. tt. 
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giebt, welchen die Kastenverfassung ihre Erfolge \ er- 
dankt, deutet sie zugleich den besseren und gemäfsigtern 
Gebrauch an, welcher von denselben Mitteln für eine 
zweckmäfsigere Erziehung gemacht werden kann^ Ins 
besondere aber warnt sie den Erbadel der Germanischen 
Völker vor einer Politik, welche ihn mit der Zeit in eine 
Kaste verwandeln könnte. *3 

Erwägt man, wie Standesgenossen schon wegen der 
ihnen gemeinschaftlichen Interessen in einer engeren Ver- 
bindung mit einander stehn oder in diesen Interessen eine 
unmittelbare und dringende Veranlassung haben, in eine 
solche Verbindung mit einander zu treten, — wie sich der 
Sohn gewöhnlich dem Berufe oder Geschäfte des Vaters 
widmet, — wie es überhaupt das Treiben der Menschen 
ist, Vorzüge in Vorrechte und Vorrechte in erbliche Vor- 
rechte zu verwandeln , — und nimmt man hinzu, dafs diese 
Ursachen^ wenn und so lange das Recht eines Volkes 
weder genugsam bestimmt noch gegen gewaltsame Ein- 
griffe genugsam gesichert ist , ihre ganze Kraft und Wirk- 
samkeit bethätigen können, — so dürfte es nicht schwer 
seyn, sich von der Entstehung einer Kastenyerfassung 
unter der angedeuteten Voraussetzung *) Rechenschaft zu 
geben. Zuerst sonderten sich wahrscheinlich die Priester^ 
(]die Wahrsager oder die Kenntnifsreicheren ,3 und die 
Krieger, also die Mächtigsten, von dem Volke ab; ihrem 
Beispiele folgten danft die übrigen Stände der bürgerli- 
chen Gesellschaft, sey es aus Nacheiferung, sey es zur 



1) Des anmittelbar- praktischen Interesses, welches diese Lehre für 
die Briten — wegen ihres Reiches in Ostindien -> hat, Ist hier 
nicht gedacht worden, weil dieses Interesse aar dat eines ein- 
zelnen Europäischen Volkes ist. 

2) Dafs die Entstehung einer KastenTcrfassung allemal in Zeiten 
fallt, in welchen der Rechtszustand eines Volkes noch unbe- 
stimmt und unsicher und eben deswegen desto bildsamer ist, 
hewirkt unter anderen die so einfache Gestalt, welche diese Ver- 
fassung bei den Hindn^s anfangs hatte. Zu den Tier ursprüng-r 
liehen Kasten kamen in der Folge noch mehrere hinsu. S. oben 
Bd. UI. 8. 48 ff. 
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Wahrung ihrer Rechte, gegen 4ie äberwiegetide Macht 
der betden mtesten und obersten Kastai. Eine bestimm- 
tere Existena und eiH dauerhafteres ]>aseyn erhielt diese 
Verfassung mit der Zeit durch die Macht der Gewohnheit 
und ins besondere durch die Sanktion , welche sie den 
Glaubensmeinungen des Volks verdankte. — Wie ent^ 
scheidend der Einflufs war, welchen die Religion auf die 
Ausbildung und Befestigung der Kastenverfassung) viel- 
leicht auch die Kastenverfassung auf 4ie €restaltung 4er 
Religion, hatte, kann man aus den uns bekanntesten Bei- 
spielen dieser Verfassung, aus der Kastenverfassung der 
Hindus, ersehn. Die Idee eines unabänderlichen SchidL- 
sals, welche die Grandlage und die Stitze einer jeden 
Kastenverfassang ist, waltet auch in der Religion dar 
Hindus, in der Götterlehre der Brabmiaen. Wie das Sy- 
stem der Kastenverfassang den Unterschied «wischen Wil- 
lensfreiheit und Naturnoth wendigkeit, zwischen den Ge- 
setzen der moralischen und denen der physischen Welt 
aufhebt «oder unbeachtet läTst, so verehren die Hindus «uch 
in ihren Gottheiten nur die in der Natur herrscbendea 
Kräfte, im Wischnu die erhaltende, im Sdiiwa die ser» 
störende Naturkraft. (^Brama, das höchste Wesen, schläft 
in sich selbst versunken. ^Sein Erwachen ist der Unter- 
gang der erschaffenen, und die Schöpfung einer neuen 
Welt.3 Wie die Kastenverfassang eine überschwengliche, 
eine riesenhafte Schöpfung der Einbildungskraft ist, so 
sind auch die Götterg^stalten der Hindus nicht, (wie die 
Götter der Griechen ,3 veredelt, sondern abentheuerlich 
zusammengesetzte und verunstaltete Menschengestalten, 
und die Tempel, in welchen diese Götter verehrt werden, 
Bauwerke^ welche durch ihre riesenhafte Gröfse alles 
übertreffen, was die Baukunst anderer Völker, — die der 
Aegyptier vielleicht ausgenommen, welche jedoch eben- 
falls mit einer Kastenverfassung in Verbindung stand, — 
geleistet hat Gft sind diese Bauwerke zugleich ausge- 
höhlte Felsberge. (Dhs Volk, durch die Bildersprache 
seiner Religion an den Sieg des Menschen i^er die Na- 
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twr fewöteit, versöhnt «ich desto leiditer mit der «miA*^ 
tiirlicbeii Gestalt seiner ^esellsehüfUichen Yerhältnissew) 
Der Kultus der Hindus ist nit den Oertliohkeiten des 
Wohnlandes dieses Volkes mannigfaltig verschlungen ^ 
auf dafis dem Volke die Unabänderlichkeit der Orte^ wo 
es seine Götter zu verehren hat, ein Symbol der Unab- 
änderlichkeit seiner politischen Einrichtungen sey. End-^ 
lieh , eine Jede Religioo mufa dann noch, um bei ihren Be- 
keni^rn tiefere liVurzeln 2U schlagen, durch irgend eine 
ihrer Lehren den Forderungen des Gewissens uiid den 
Bedürfnissen des Herzens entsprech^i. Die Religion der 
Hindus befriediget dieses Anliegen auf eine Weise ^ wie sie 
es vielleicht allein, ohne ihren Geist eu verleugnen, be- 
friedigen konnte, — durch die Lehre von der Seelenwan«* 
derung, d«rch die Lehre, dafs die Seele mehrere mensch^ 
liehe Körper durchwandern mufs, dMdit «ie, von ihren 
Sünden und Fehlern gereiniget, mit Gott, aus dessen 
Weeen sie hervorgegangen ist, wiedervereiniget werde*) 

So wenig sich auch die Kastenv^assong aus dem 
Standpunkte des .Rechts betrachten Ififtit, so trifft dock 
iBeser Tadel nicht die Grundsätxe, a^ welche sie fiorück« 
geführt werden kann, s^idem nur die Anwendu^, welche 
sie von diesen Grundsätzen macht* 

Es geht die4»e Verfassung ersiens in so fern von 
einem vollkommen richtigen Grundsatze aus, afei sie un« 
mittelbar nur die Gestüt der burgerlichm Gesellschaft und 
nicht die Beherrsohungsform des l^iaates betrilR^ f Die 
Beherrscfaungsform des Staates kann unter der Voraus- 
setj&ung der Ksstenverfassung sow^l eine Monarchie ftls 
eine Aristokratie, t^r auch zusanunengesetzter Art sesm^) 
JkmA die Verfassung eines Staates ist müdem jewei%en 



♦)iüii fitfi^ltetitf SdHrHMeHer «n&kh, dnlW «Ine ffittduwittw«, 
welche mit ihrem verstorbenen Manne verbrannt zu wer#ea ver* 
langte , der festen Ueberzeugung gewesen sey , dafs sie sich schon 
das siebente Mal, und so das letzte Mal vor Ihrer Wiederverei- 
aSfcung mit Oolt demselbm tode unterwerfe, — Siftd aolelie £r- 
ionerungen schleehthin zu verwerfen? 
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Staatsverfassmig macht, so kann sie doch, als eine Or- 
ganisation dieser Gesellschaft verfehlt, nur eine eben so 
zweckwidrige Staatsverfassung zur Folge haben.— Wenn 
sie auch eine gewisse Bärgschaft für die innere Ruhe der 
Staaten leistet, (ob sie wohl in der Eifersucht zwischen 
den beiden obersten Kasten noch immer einen Keim bür- 
gerlicher Unruhen enthält ,3 so frommt doch einem Volke - 
nicht der innere Friede, der um den Preifs der Entmu- 
thignng des Volkes erkauft wird. -^ So wohlthätig auch 
sonst die Vertheilung der Arbeiten wirkt, so nachtheilige 
/ Folgen bat 'sie doch, wenn sich der Zunftgeist ihrer be- 
m&ditiget, besonders für Geistesarbeiten, und mithin für 
die Arbeit des Regierens. Der Kastengeist ist die Blüthe 
des Zunftgeistes. 

Zu allem diesen kommt noch, dafs in der Verfassung 
einer jeden Gemeinheit, ([und Kasten sind besondere Ge- 
meinheiten oder Körperschaften ,J das Princip eines 
Verderbens liegt, welches über kurz oder über lang 
ihren Verfall herbeiliihrt. Denn das Leben einer Gemein- 
heit erstarrt mit der Zeit in den Statuten, die sich nach 
und nach mehr und mehr anhäufen, in dem Uebergewichte, 
zu welchem die älteren Gemeindeglieder über die später 
eintretenden gelangen, in den Schwierigkeiten, welche 
Privatinteressen einer jeden Veränderung in dem Rechte * 
der Gemeinheit in den Weg legen. Der Gefahr dieses 
Verderbens sind am meisten diejenige.n Gemeinheiten aus- 
gesetzt, welche, wie wenigstens die obersten Kasten, 
zugleich bevorrechtete Körperschaften sind. Denn Vor- 
rechte sind Ruhekissen der Trägheit. — Die Kastenver- 
fassung der Hindus hat den Verfall der Macht und den 
Untergang der politischen Selbstständigkeit der Nation 
wenigstens nicht zu verhindern vermocht. 

Andererseits gewährt jedoch die Kastenverfassung den 
Völkern, bei welchen sie besteht, zugleich gewisse Vor- 
theile, welche, wenn sie auch die mit ihr verbundenen 
Nachtheile nicht aufwiegen, dennoch diese Nachtheile 
mildern und einigermafsen vergüten. ([Wie wäre auch 
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sonst die eifrige Anhänglichkeit erklärbar, welche sich 
diese Verfassung bei so vielen VMkern zn erwerben ver- 
mocht hat! Die Hindus, die in dem Britisch -Ostindiscben 
Heere dienen, — die Seapoys, — gehören zu den besten 
Soldaten dieses Heeres. Nur daif man sie nicht in den 
Gebräuchen ihrer Kaste stören.) — Eine Herrschaft, wel-i- 
eher die Kastenverfassung zur Grundlage dient, ist we- 
nigstens nicht eine dem Volke aufgedrungene FremdherJr- 
schaft. Aus dem Volke hervorgegangen, mit diesem gleich- 
sam zusammengewachsen, geheiliget durch den Glauben 
des Volkes , und den höheren und niederen Kasten gleich 
ehrwürdig, gewährt sie ^len letzteren zugleich einen ge« 
wissen Schutz gegen den Mifsbraach, welchen sonst die 
obersten Kasten von ihren politischen Vorrechten machen 
könnten. Dieselbe Folge läfst sich auch von der 8pän^ 
nung erwarten, welche unter den beiden obersten Kasled 
fast unausbleiblich herrsehen mufs. Auf jeden F^Il muf&i 
der Stolz , mit welchem die höhere Kaste auf die Isiedere 
herabsieht, alle Kasten die Parias, als aus einer jeden 
Kaste Ausgestofsene, (^als Outcasts,) fliehen, die Un-» 
gleichheit unter den Kasten in einem gewissen Grade wie- 
der ausgleichen. Die Hindus werden allgemein als harm- 
lose friedliche Menschen geschildert. 



DRITTES HAÜPTSTÜCK. 

Von der 

Verwaltung der Staatsangelegenheiten dvreh einen 
Erbadel, "»^y 

Man hat in Beziehung auf die vorliegende Untersu- 
chung zwei Arten des Adels zu unterscheiden, — den 



«>V»DGagerB, die Hesultate der SktengeMhlelite. Theil H. Die 
FiitoehopieD odev die Avi«toki»tie. t. Weitekind, Aber den 
Werth des Adele und die Aneprft^M d«v ZeitgeiatM anf Terbet- 
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Adel in der juridischen und den in der politischenr 
Bedeutung dieses Worts. Ein Adel (^oder eine Aristokra- 
tie J in der ersteren Bedeutung ist der Inbegriff derer ^ 
welche in einem gegebenen Staate zur Verwaltung seiner 
Angelegenheiten ausschliefslich (^oder vorzugsweise3 be- 
rechtiget sind, sey es in der Eigenschaft eines Ver- 
fassungs- oder in der eines Regierungsadels odei^ 
in beiden Eigenschaften zugleich. '3 E^in Adel ("oder eine 
Aristokratie} in der letzteren Bedeutung aber ist der 
Inbegriff derer, welche in einem gegebenen Staate wegen 
eines gewissen Vorzuges, den sie vor anderen Mit- 
gliedern dieses Staates voraus haben, einen besonderen 
Einflufs auf die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten 
ausüben oder ausüben können. So betrachtet man z. B. 
in den Vereinigten Staaten die Reichen (^die Whigs} als 
die Aristokratie dieser Staaten , nicht als ob sie gewisse 
politische Vorrechte hätten, sondern weil sie wegen des 
ihnen gemeinschaftlichen Interesses, das sie als Reiche 
haben, eine einflufsreiche politische Parthei bilden.*} — 



«ernng des Adelt -Inttitates. III. Thle. Darmst. IStS. Reh- 
berg, foui Deatflchen Adel. S. dessen gesammelte Schriften 
Bd. II. Hanoov. 1881. Die Deutsche privilegirte Lehn- und 
Erbaristokratie, gewnrdiget Ton Fleischhauer. Neust, an 
der Orla. 1831. 

1) S. oben Band lil. S. 170. — Ein Regierungsadel kann wieder 
entweder nur in Beziehung auf den Friedens- oder nnr in Be- 
ziehung auf den Kriegsbefehl oder sowohl in der einen als in 
der andern Hinsicht privilegirt seyn. Diese Verschiedenheit der 
Fälle wird jedoch hier weiter nicht berücksichtiget werden. Ein 
Erbadel hat für seine Existenz zu furchten, wenn er nicht in 
beiden Beziehungen bcTorrechtet ist. 

2) Grund, die Aristokratie in Nordamerika. — Es ist auch in 
praktischer Hinsicht Ton der gröfsten Wichtigkeit, den einen 
Adel Ton dem andern zu unterscheiden. In Frankreich hatte de* 

' Doppelsinn des Wortes: Adel, in den Zeiten der Revolntion die 
Folge, dafs Alle, die sich durch irgend einen Vorzug, 
Cb. B. durch Reichthom, durch Wissenschaft, durch sittlichen 
Adel,) auszeichneten , als Aristokraten geächtet wurden. — Uebri- 
^eas bezeichnet das Wort zuweilen auch nieht den Stand, son- 
jtom dessen Vorrechte oder Vorzuge. 
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Vorrechte sind Schöpfungen des Staates; Vorzüge sind 
Gaben der Natur oder Eroberungen, welche das Verdienst 
gemacht hat. Alle Vorrechte sind so entstunden, dafs 
Vorzüge in Vorrechte verwandelt worden. Oft aber dauern 
sie auch dann noch fort, wenn sie ihre geschichtliche 
Grundlage verloren haben oder wenn, (^der noch schlim- 
mere Fall! 3 jene Vorzüge auf Andere übergegangen sind. 
Der Gedanke, alle Vorzüge aus der Menschenwelt zu 
verbannen, grenzt an Tollheit, lieber den Werth eines 
Vorrechts steht den Menschen ein Urtheil zu. — In dem 
vorliegenden Hauptstücke wird nur von dem Adel in der 
juridischen Bedeutung und auch von diesem nur in so fem , 
als er ein Regierungsadel ist, die Rede seyn. Q 

Der Adel, (das Wort jederzeit in seiner juridischen 
Bedeutung genommen,} ist entweder ein persönlicher, 
d. i. ein auf die Person des Bevorrechteten beschränkter 
oder ein Erbadel, d. i. ein Adel, der auf die Nachkom- 
men forterbt. — Hier wird einstweilen *) nur von dem 
Erb - oder Geburtsadel gehandelt werden. *3 

Wenn auch der Begriff eines Erbadels dem einer Kaste 
verwandt ist, so ist doch dereine von dem andern we- 
sentlich verschieden. Einer Kaste kann man nur kraft ei- 
nes Geburtsrechts angehören. Der Adel, auch der, wel- 
cher auf die Nachkommen forterbt, kann auch durch einen 
Adelsbrief (oder privilegio principis} erworben werden. 
Um Mitglied einer bestimmten Kaste zu seyn, mufs man 
sowohl von väterlicher als von mütterlicher Seite von die- 



1) Von dem Verfastangsadel ist «chon im litten Band, — in der 
Lehre Ton der Adelsherrschaft, — gehandelt worden. Jedoch 
ist das^ was yom Regierungsadel gilt, grofsentheils aach aof 
den Verfastnngsadel anwendbar; und umgekehrt. 

2) S. itt Ende des vorliegenden Buchet. 

8) Wo also in diesem Hauptstncke das Wort: Adel, (ohne weiterei 
Zusatz) gebraucht wird , ist es Ton dem Adel in der jurldischeu 
Bedeutung und swar yon einem erblichen Regierungsadel xn Ter- 
stehn. Auch das Wort: Erbadel ist hier jederxeit nur auf den 
Regiemngtadel su bezieho. 
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Ber Kaste alMStammen» (^Jedoch kann durch eine Hetrath 
auch der eine Ehegatte in die Kaste des andern herabstei- 
gen.3 Zur Erwerbung des Erbadels wird wesentlich nnr 
die Abstammung von einem adliehen Vater und nicht auch 
die von einer adliehen Mutter erfordert, wenn auch die po*- 
aitiven Gesetze eine Ausnahme von dieser Regel madien 
können und nicht selten gemacht haben. Qn diesem Falte 
nähert sich ein Erbadel schon mehr einer Kaste. Eben so 
beziehnngsweise in dem Falle, — von welchem hier nicht 
wdter die Bede seyn wird, — da bestimmten Familien 
bestimmte Aemter erblich verliehen sind.} 

Nicht minder verschieden von einander sind Staats- 
verfassungen mit einem Erbadel und diejenigen 
Staatsverfassungen, welchen eine Kastenverftissung zur 
Grundlage dient — In den Verfassungen der letzteren Art 
ist das gesammte Volk in Kasten getheilt und gespalten. 
Diese Verfassungen beruhen daher insgesammt auf dem 
Principe der Vertheilung der Arbeiten nach 
der Verschiedenheit der Gegenstände der Ar-* 
bei t, wenn sie auch dieses Princip auf mehr als eine Weise 
und bald vollständiger bald unvollständiger in Anwen-* 
düng bringen können. (In Ostindien findet man Völker*- 
schaften, bei welchen es eine Unzahl von Kasten, — oder 
so viele Kasten als Gewerbe, — giebt In dieser Bezie«* 
boaig hat die Rastenverfassung einen Lebenskeim in sich.} 
Dagegen liegt einem Erbadel die Idee zur Grundlage, dafs 
eine einzelne Arbeit wegen ihrer besonderen Wichtigkeit 
und Schwierigkeit, — nämlich die Verwaltung der Staats- 
angelegenheiten , — von allen übrigen Arbeiten , (welche 
das Verfassungsrecht dieser Staaten dem fjreien Betriebe 
des Volks überlärst,} auszuscheiden und einem ge- 
wissen Stande (oder auch zweien Ständen) erb- 
lich zu übertragen sey, auf dafs diese Arbeit von 
den Geschicktesten und Würdigsten , und mithin auf das 
vollkommenste, verrichtet werde. Zwar ist auch diese 
Ausscheidung der für den Staat zu verrichtenden Ar- 
beiten eine Art der Vertheilung der Arbeiten. Aber, 
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es ist, Bftmentlich in der vorUegenden Bezielmaf, ein Un» 
tersehted, ob ein Theil vom Gänsen oder ob das Gsaze 
in Theile gesondert and gespidten ist, -^ ob also eine 
Stastsverfsssong mit einem Eribadel oder ob die Staats- 
verAssoBg eines in Kasten getbeilten Volkes in Frage 
steht. Dain eine Verfassung der letzteren Art wird alle- 
mal wegen der ihr eigentbamlichen Theflung nnd 8pal- 
timg des Volks d^i Vorzng der gröfseren Dawerhaftigkeit 
Tor einer Verfassnng der ersterea Art haben« Und zwar 
S4Aon deswegen, weil sie das Prmcip der Vertbeilang der 
Arbeiten konsequenter, als diese, durchfährt «nd mithin, 
mit dieser verglichen, das vollendetere Kunstwerk ist. 
Zugleieh verdankt sie ihrer Konsequenz den ZusaBmen- 
hang, in welchem sie mit der Idee des Schicksals «nd 
durch diese Idee mit den Religionsneinungen steht, die 
sich an dieselbe Idee unmittelbar anschliefsen ; sie verdankt 
also ihrer KoBseqn^z eine Stütze, deren eine Verfassung 
mit einem Erbadel entbehrt. *3 Sodann aber kommt ihr 
jener Vorzug noch aus einem andern Grunde zu. Eine 
Verfassung mit einem Erbadel stellt die Minderzahl der 
Mehrzahl , einen Stand , den Erbadel , dem Volke , als ei- 
nem Ganzen, feindlich entgegen, lieber kurz oder aber 
lang mufs es zu einem Kampfe zwischen diesen Partheien, 
zwischen den Bevorrechteten und den Nichtbevorrechteten, 
kommen. Die Vorrechte des Adds schmerzen das Volk 
um so mehr^ da sie, als Ehrenvorrechte, zugleich Demü- 
thigungen für das Volk sind. Auch deswegen sind sie für 
dieses desto schmerzlicher, weil ihm der Adel in anderen 
Beziehungen zu nahe steht , als dafs es sich nicht mit ihm 
' vergleichen sollte. Aber so ungleich sind die Streitkräfte 
der Partbeien, dafs der Adel, selbst wenn er zugleich ein 
Verfassungsadel ist, *3 von dem Ausgange dieses Kampfes 



1) Jedocli Ist bemerkentwerth ^ daf«, wie die Getrbichtc lehrt, ei- 
nem Erbadel fast überall auch eine niaebtige Hierarchie aar Seite 
•tand. 

2) In diesem Falle n&mlich steht er entfernter Ton dem Volke, — 
kann er, als die herrschende Körperschaft, dem Volke einigen 
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sogar das Aetifserste sni fürchten hat, wenn er sich nidit 
eines Bundesgenossen versichert hat, d. i* wenn er 
nicht unter dem Schutze eines Monarchen steht. Wenn 
auch der Adel der Germanischen Völker, je nachdem es 
ihr Interesse mit sich brachte, bald gegen, bald für die 
Krone, insbesondere wahrend des Mittelalters, Parthei 
nahm, so war und so ist er doch in dem Sinne der ge- 
borne Freund der Monarchie, dafs er nur selten oder nur 
ausnahmsweise dem Königthume an und für sich den Krieg 
ankündigte« In der Kastenverfassung ist die Fortdauer 
des Adels dieser Verfassung, — die der Ritterkaste oder 
die der beiden obersten Kasten , r- nicht eben so durch die 
fturseren Verhältnisse dieses Adels bedroht Ihm steht 
nicht das Volk als ein Ganzes , sondern gespalten in Ka- 
sten gegenüber* Alle Kasten haben denn doch zugleich 
ein ihnen gemeinschaftliches Interesse an einer Verfassung, 
welche einer jeden einzelnen Kaste gewisse Vorrechte, 
wenn auch der einen Kaste diese , der andern andere Vor- 
rechte, verleiht. Auch die in Kasten gespaltenen Völker 
haben häufig eine monarchische Verfassung. (^Denn die 
Kastenverfassnng ist eben so wohl mit der Monarchie als 
mit der Aristokratie vereinbar.") Aber der Ursprung der 
Monarchie ist dann in dem Verhältnisse zwischen den ein- 
zelnen Mitgliedern der Ritterkaste* oder in dem zwischen 
den beiden obersten Kasten zu suchen. -^ Nur in einer 



ErsnU far die Vorrechte leisten, die er in der Eigennclaft 
^ eines Regierungsadels hat. -— Doch entstehen dann leicht fLüll- 
sionen zwischen dem Interesse, welches der Adel in der emen, 
und dem , welches er in der andern Eigenschaft hat. Z. 6. In 
dem Freistaate von Venedig standen die einzelnen Nobili anter 
einer so strengen Vormundschaft ^ dafs die Verfassung von ihnen 
wenig oder nichts zu furchten hatte. Aber diese Vormundschaft 
Terdammte den Vcnetianischen Adel zugleich zu einer Unmnn* 
digkeit , welche seiner Tauglichkeit cum Regieren Eintrag that* 
Als daher die Französische Revolution auch das alte und geal- 
terte Gebäude dieses Freistaates erschütterte, fehlte es an Man* 
nern , welche dem Sturme gewachsen gewesen w^r^n. 
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Hinsicht ist eine Staatsverfassiing mit einem Erbadel we- 
gen ihrer Fortdauer gesicherter , als eine Staatsverfassung, 
welche eine Kastenverfassung zur Grundlage hat. Die 
letztere ist der Gefahr ausgesetzt , aus Alterschwäche dem 
ersten besten Feinde zu erliegen« Ein Erbadel kann und 
er soll von Zeit zu Zeit durch einen Zusatz von frischem 
Blute verjüngt werden. 

Jedoch es mag die eine Verfassung vor der andern 
oder es mögen auch beide Verfassungen ihre Vorzüge 
vor anderen Verfassungen haben, (^welche Staatsverfas- 
sung hätte nicht auch ihre guten Seiten ?3 beiden stehen 
^eichwohl folgende Gründe entschieden entgingen: Beide 
sind mit dem Grundsatze der rechtlichen Gleichheit schlecht- 
hin unvereinbar, mit einem Grundsatze, welcher zugleidb 
eine Maxime der Politik ist Beide beschränken die Re- 
gierung in der Freiheit, die Aemter nach Gefallen zu 
vergeben. Beide lähmen, indem sie die Zahl derer, welche 
zum Staatsdienste rechtlich befähigt sind, herabsetzen, 
selbst in diesen den Wetteifer, welcher zur gehörigen 
Vorbereitung auf den Staatsdienst anspornt. Beide lassen 
sich denn doch nur durch die — irrige — Voraussetzung 
rechtfertigen, dafs Geschick und Verdienst eben so fort- 
erben oder vererblich gemacht werden können, wie ein 
Name. Oder, um alle diese Sätze in einen zusammen- 
zufassen, beide sind im Irrthume, weil sie ein an sich 
richtiges Princip, — das Princip der Vertheilung der Ar- 
beiten, — zu weit verfolgen, weil sie am Ende darauf 
hinauslaufen, den Unterschied zwischen der moralischen 
und der physischen Welt aufzuheben. 

Gleichwohl kommen Staaten mit einem Erbadel nicht 
minder häufig in der Geschichte vor, als, (wie oben*} ge- 
zeigt worden ist,) Staaten mit einer Kastenverfassung. 
Die Völker Germanischer Abstammung hatten schon in 



♦) S. dep TorUegen^en Band S. 189. 
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den Attesten Zeiten einen Erbadel 9* Derselbe Stand 
tritt auch in den Staaten der Slavischen Nation schon 
frfAzeiti^ hervor. Und eben so scheint bei den Keltisdien 
oder Gfllischen Völkern, so lange 'diese Völker ihre poli-^ 
tische Selbstständigkeit zh behanpten vermochten, ein 
Erbadel mit bedeutenden Vorrechten bestanden zn haben >3* 
([Also bei einer jeden der drei Hauptnationen, weklie 
nach und nach aus Asien in Europa eingewandert sind, — 
bei den Kelten oder Galen, bei den Germanen und bei 
den Slaven — findet man einen Erbadel. Deutet das nicht 
darauf hin, dafs jene Auswanderungen mit den Eämplen 
zwischen den Buddhisten und den Verehrern Brama's in 
einem geschichtlichen Zusammenhange standen? 3 Auch 
der Fidl kommt in der Geschichte vor, dafe an die Stelle 
einer Adekkaste mit der Zeit ein Erbadel trat. Das 
römische Patriciat war ursprünglich eine Kaste, eine 
Krieger- und Priesterkaste zugleich. Als diese Kaste in 
dem Kröpfe mit den Gemeinen (^mit den Plebejern^ nach 
and nach fast alle ihre Vorrechte verloren hatte, entstand 
ein neuer Adel, ein Erbadel in der oben bestimmten Be- 
deutung dieses Worts, zu welchem alle die Fannlien ge- 
hörten, deren Ahnen die höchsten Aemter des Freistaates 
bekleidet hatten '3* Die Gemeinen hatten also nicht gegen 
den Adel, sondern nur gegen eine Adelskaste ge- 
kämpft 

Da nun einerseits die Gründe, welche gegen die Kas-i 
tenverfassung sprechen, auch gegen einen Erbadel — wenn 
auch nicht in demselben Grade ~f geltend gemacht werden 
können, und da andererseits Staatsverfassungen mit einen 



1) Tacit« German c. 18. Von der Geschichte dieses Adels gleich 
hernach ansführlieher. 

2) Jul. Caesar de hello Galt. VI., 13 ff. Tacit. Agricola c. 12. 
Vgl. Sprengel, Geschichte Toa Grofsbritanien. Bd. 1. 

8) Diese familiae no blies waren nicht minder hochniüthig, als 
früher die g^ntes patriciae gewesen waren. S. die Rede de« 
Marios h. Sallust: de hello Jugurth. c. 85. 
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fobftdel nicht 4seltener als &astenv)sffitösiiiig«ii in der Ge^\ 
schichte sind, so ist die Frage, weiche ebu Anfang des 
vorigen Hanpt^töekes wegen der Yerfassimgen dieser 
Art erörtert wiprde, anch in Beziehung aaf jene Yerfas- 
sHBgen £H wiederhol^,— wie konnten Staatsverfassungen 
mit einem SIrbadel entstehen, wie können sie sich aaf die 
Dauer erhalten, da sie so viele Interessen verletzen? 

Jedoch die Frage, wie solche Verfassnng^i entstehen 
können, wird schon dnrch das, was zn Anfang des vorige^ 
Haoptstttcks über die Entstehung der Kasten verfaa* 
sung bemerkt worden ist, zur Genäge beaatwoiiet. Der 
Bg#is«ras, welcher diejenigen unter srch and gegen einen 
jeden Dritten vereiniget, die ein und dasselbe besondere 
Interesse haben und dann, wenn ihm die erfoinderlidie 
Macht zu Gebote steht, die Vorzüge der anter dem Yereii^ 
Begriffenen in Vorrechte verwandelt, mit einem Worte, 
der Korporationsgeist ist die Ursache, dafs nach 
Verschiedenheit der Verhältnisse und Umstände hier eine 
Kastenverfassung , dort ein E^rbadel entstehen kann oder 
entstehen mufs. Derselbe Geist beurkundet seine Madit 
noch in mehreroi anderen Fällen, z. B« durch den £in<^ 
fliife, den er auf die das Famtlienrec^t betreff^cten Ge- 
setze oder auf die Vorrechte der Ii^änder vor den Aus^ 
lättdem hat. 

Aber nicht eben so kann man das Bestehen eines 
Erbaddys oder die Erhaltung der VorredMe, aufweichen 
sein Daseyn baruht, auf dieselben Ursachen, wie die 
Fortdauer einer Kastenverfassang, zuräckfübren. 
Eine Kastenverfassang hat in «ich selbst einen Halt, 
theils, weil sie sich, alle Verhältnisse des Lebens gleich- 
sam durchdringend, mit der gesammten Denk- und Sinnes- 
art des Volkes identificirt, theils weil sie, der bürgerlichen 
Gesellschaft ein naturwidriges Gesetz aufdringend, um 
entstehen oder bestehen zu können, eiii ihr entsprechendes 
Religionssystem f oder die Gesetze der übersinnlichen Welt) 
zur Stütze haben mufs. Auch kann sich eine Kastenverfas- 
sung desto leichter halten, da diejenigen, weldie sich 
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gegen die beiden obersten Kasten auflehnen könnten, selbst 
i^ieder unter sich gespalten sind« — Ganz anders und weit 
ungünstiger stellen sieh in der rorliegenden Beziehung die 
Verhältnisse eines Elrbadels. Ein Erbadel murs sich auf 
sich selbst verlassen können* Selbst dieStaatsverfas- 
sung ist für ihn nur eine unsichere Stutze, da er selbst 
ihr zur Stutze dienen soll. Ihm kann das Volk als ein 
Ganzes feindlich gegenüber stehn. Ihm mufs daher eine 
tttacht eigenthümlicher Art zu Gebote stehn, wenn er auf 
die Dauer im Stand seyn soll, seine Vorrechte gegen die 
Begriffe des Volks zu schützen* 

Die Macht aber, welche dieser Forderung, wo nicht 
allein, doch am vollkommensten entspricht, ist die, welche 
auf einem ansehnlichen Grundbesitze beruht, mit 
andern Worten, vorausgesetzt,^ daCs es überhaupt oder in 
einem bestimmten Staate einen Erbadel geben soll, so hat 
die Natur selbst dieEigenthümer dergröfseren 
und gröfsten Grundstücke — oder die Grund- 
herren *), — für diesen Stand ausersehn *3* — 
Dafis Beichthum überhaupt und mithin auch der grundherr- 
liche Beicbthum Macht sey, und dafs eine Macht, welche 
üuf dem Beichthume beruht, vererblich sey, versteht sich 
von selbst (^Mit Gold läfst sich Alles kaufen. Und was 
ist in der Welt nicht käuflich? 3 Es fragt sich also nur 
erstens, ob die Macht des Beichthumes, diese als die 
Grundlage eines Erbadels betrachtet, vor «iner jeden an- 
dern Macht, — also sowohl vor der Macht, welche auf 
überwiegenden Kenntnissen und Einsichten, (^z. B.auf dem 
Besitze einer Geheimlehre,3 beruht, als vor der Mach^ 



1) Ich Terstehe hier unter Grundherren nur die Besitzer der grofseren 
und gröfsten Grondstuclce. £inen andern Sinn hat das Wort im 
deutschen Rechte. S. Bd. III. S. 162. In diesem Sinne wird 
das Wort auch in dem vorliegenden Haaptstücke genommen 
werden, da, wo von der Greschichte des Adels deutschen Ursprungs 
die Rede ist. 

2) Also — der grnndherrliche Adel ist der wahre G«<- 
b nrisadei. . 
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welche durch ausgezeichnete Leistungen im Sjriegsdienste 
erworben wird, — den Vorzug habe, und zweitens j da 
es zwei Arten des Reichthnmes giebt, den Reichthum der 
Besitzer grorser Grundstücke und den der grofs^n Kapi- 
talisten, (mit anderen Worten, den grundherrlichen und 
den 6eldreichthum,3 ob ein Erbadel '} nur an jener Art 
des Reichthumes eine genügende Stütze habe. Sowohl 
die eine als die andere Frage aber ist entschieden zu be- 
Jahn. — Also erstens: Aeichthum ist die rerglei-^ 
chungsweise vollkommenste Grnndlage der 
Macht eines Erbadels. Denn eine jede andere Grund- 
lage seiner Macht ist hinfälliger, ist, was ihre Dauerhaf- 
tigkeit betrifft, unsicherer* Ist ein gewisser Stand oder 
sind gewisse Familien dem übrigen Volke an Kenntnissen 
und Einsichten überlegen, so sinkt dieses Uebergewicht 
mit der Zeit in demselben Verhältnisse, in welchem bei dem 
Volke geistige Bildung Gemeingut wird* Beruht das 
Uebergewicht auf dem Besitze einer Geheimlehre, so ist es 
der Gefahr ausgesetzt, durch die Veröffentlichung dieser 
Lehre, auf einmal vernichtet zu werden ^}. Eben so kann 
die Macht eines Kriegsadels durch eine Veränderung in 
der Kriegskunst gebrochen werden '). Ueberhaupt , dem 
Reichthume steht eine jede andere Grundlage der Macht 
eines Erbadels schon deswegen nach, weil allein der Reich- 
thum schlechthin — d* i* ohne Rücksicht auf die Persön- 



1) Al80 — die Frage bezieht sich nur an f die Grundlage eines Erb- 
adels. Das Recht der Einzelnen, an der Staats?enira)lang 
Theil XU nehmen, kann allerdings schon die Folge Ton dem 
Besitze eines gewissen Geldreich thomes seyn. Und oft ist es 
Ton der Bedingung eines Census abhängig gemacht worden. 
Z. B. in Karthago (Ar ist. Polit. II, 8), in mehreren Grie- 
chischen Freistaaten (Nie buh r, Rom. Gesoh. 1^ 114), in meh- 
reren Stadtgemeinden Deutschen Ursprungs. 

2) Nach einer Ni|chricht, die uns Pomponius (1. 2 §. 6. 7 D. de 
origine juris) aufbewahrt hat, wurde auf diese Weise das Ansehn 
des Romischen Patriciats — Tielleicht zuerst — erschüttert. 

^i Dem Adel der Germanischen Völker wurde durch die Einfüh- 
rung des Fenergewehrs eine Wunde beigebracht, die nie Yöliig 
geheilt hat. 
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lichkeit der Nachfolger — vererblich ist — Zmeitent: 
Unter den beiden (^oben erwähnten^ Arten des 
Reichthomes hat der grandherrliche Reich- 
Ihum, als Grundlage eines Erbadels, entschie- 
den den Vorzog vor dem Geldreichthnme. Der 
grundherrliche Reich tbnm ist bei weitem nicht in dem 
Grade, wie dar GeMreichthum , von der Gefahr bedroht, 
durch Unfälle verringert su werden , oder selbst gänzlich 
unterzugehn '}, Es steht in der Macht der Gesetze, den 
Grondreichtkuffl gewissen FamiU^i für immer zu erbalten *3* 
Diese» Reichthnm behält äberdiefs immer und ewig den- 
selben relativen Werth. Denn nach denVruchtpreisen oder, 
was dasselbe ist, nach den Geldpreisen der Landgüter '3 
richtet sich der Tauschpreis der Waaren überltaiipt. (^Wenn 
a. B« vor tausend Jahren das Haupt einer Familie von den 
der Familie gehörenden Grundstöcken — von dem Stamm- 
gute — ein Einkommen bezog, welches zu einem standes- 
mäfsigen Auskommen hinreichte, so ist das Einkommen, 
welches das jetzige Haupt der Familie von demselben 
Stammgute bezieht, vorausgesetzt, dafs dieses Gut hu der 
Familie geblieben ist, zu demselben Zwecke eben so hin- 
reichend, wie vor tausend Jahren,weldie Veränderungen sich 
auch inmittelst mit denGeldpreisen zugetragen babenmögen.] 
Auch der Vorzug dürfte dem grundherrlichen Reiehthume 
im Verhältnifs zu dem Geldreichtbume, beide als Grundlage 
eines Erbadels betrachtet, zuzuschreiben seyn , dafs jener 
seinem Besitzer zu einem entschiedenem oder wenigstens 



1) £ine Handlung komo»! selten auf die vierte Generation. — Der 
Ertrag einer Fabrik ist den Sebwankungen des Begehies und 
des Angebotes unterworfen. — Wer sein Geld in zinsbaren 
Darlehen anlegt, dem bleibt bei einer firschuttemng des Kredits 
oft weiter nichts als Papier. 

2^ Denn sie können das Grnndeigenthum — * in mehr als einer Form 
-* für unTeräufserliob erklären. Aaeh stehen ihne» die Mittel 
zu Gebote, eine solche Erklärung wirksam zn machen» 

8) Von diesen ist hiev überhaupt allein die Rede, Gebäude simi in 
der Torliegenden BezisKang den» beweglichen Gate gleich zn 
achten. 
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za einem bleibendem Einflösse auf das Schicksal Eiazdner, 
als der Geldreichthum, verhilft. Denn alle RecbtsverhälU 
nisse nehmen etwas von der factischen Beschaffenheit ihrer 
Ursache an *). Endlich, — der zwar der Stellung aber 
nicht dem Gewichte nach letzte Grund ! — bei der Beur- 
theilung des gröfseren oder geringeren Werths, welchen 
die eine Grundlage der Macht eines Erbadels , verglichen 
mit einer andern, hat, ist das allemal eine Hauptfrage, 
welche von diesen Grundlagen für die Tüchtigkeit und 
Würdigkeit eines Erbadels zur Verwaltung der öffentlichen 
Angelegenheiten die voUkonunenste Bürgschaft leiste. 
Auch in 'dieser Beziehung aber verdient der grundherrliche 
Reichtbum vor dem Geldreicbthume, ja vor einer jeden an- 
dern Grundlage der Macht eines Erbadels den Vorzug« 
Denn so wie das Interesse des Landes schoa mit dem Pri- 
vatinteresse der Grundeigen thümer überhaupt eben so 
genau als unzertrennlich verbunden ist^ so kann diese Ein- 
heit des einen und des andern Interesses am wenigsten 
von denen verkannt werden oder unbeachtet bleiben, welche 
in dem Besitze der gröfseren Grundstücke sind. Kein Un- 
glück kann über das Land kommen, das nicht am Ende 
die Grundeigenthümer des Landes, und insbesondere die 
Eigenthümer der gröfseren Grundstücke, träfe. Diesen 
frommt umgekehrt alles das , was dem Lande , als einem 
Ganzen, Vortheil bringt. Eben so können sie nicht so 
leicht, wie andere Einwohner des Landes und namentlich 
wie die Kapitalisten, auswandern ^J. Auch fesselt der 



1) Diese Ursache ist in dem einen Falle das Eigenthnm an unbe^ 
weglichem, in dem andern Falle das Eigenthum an beweg- 
lichem Gute. — Uebrigens läfst sich derselbe Vorzag noeh 
auf mehrere andere Grunde stützen. Die Geschichte der Staaten 
Deutschen Ursprungs ist in dieser Beziehung besonders belehrend. 

2) Ich verstehe hier unter Kapitalisten nur die, deren Kapitalien 
in Geld befetehn. — Eine merkwürdig^ Folge Ton dem Schul- 
denwesen der Europäischen Staaten ist die, dafs die Staatsschul- 
den die Kapitalisten in Weltbürger verwandelt — kosmopoliti- 
sirt — haben. Die Kapitalisten können ihr Geld überall, bei 
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Grundbesitz das Gemiith an die Stelle, wo der Gegen* 
stand dieses Besitzes liegt. Wie könnte also ein gmnd- 
herrlicher Adel sein Interesse von dem des Landes schlecht- 
hin trennen?' oder wie sollte nicht ein solcher Adel aaf 
alle Art und Weise bedacht seyn , das Beste des Landes 
durch die besten Mittel zu befördern ? 

Der Adel der Germanischen Völker war ursprünglich 
ein grundherrlicher Adel ; und auch jetzt noch bat er im 
Ganzen diese Eigenschaft^^. Da uns überdiefs vorzugs- 
weise der Adel dieser Völker interessirt, so werde ich 
die Aufgabe des vorliegenden Hauptstücks von nun an 
nur in Beziehung auf diesen Adel erörtern, f Vielleicht 
war der Erbadel überall, wo er in der Geschichte vorkommt, 
dieses Ursprungs , wenn es auch , aus Mangel an Nach- 
richten, nicht immer möglich ist, diese Vermuthung in Ge- 
wifsheit zu verwandeln.) 

Die Geschichte des Deutschen Adels beginnt mit der 
geschichtlichen Urzeit der deutschen Nation , d. i. mit der 
Zeit, bis zu welcher die ältesten genaueren Nachrichten 



einem jeden Staate, obngefäbr mit gleicher Sicberbeit anlegen. 
Sie können in einem jeden Angenblicke auswandern und ibr 
ganzes Vermögen in einem Tascbenbuche mit sißh nebmen. Sie 
sind die wabren Philosophen. Denn ihr Wahlspruch ist: Omnia 
mea mecum porto! Ganz anders ist die Lage der Kapitalsten» 
welche ihr Geld in^ Lande angeliehen haben. 
^) Jedoch zur Ausbildung dieses Adels haben auch andere Ur- 
sachen mitgewirkt. (So dürften sich die Terschiedenen Meinun- 
gen, welche über den Ursprung dieses Adels geänfsert worden 
sind, mit einander Tereinigen lassen). — Vgl. Hüllmann Ge- 
schichte des Ursprungs der Stände in Deutschland, II. Aufl. 
Berlin lx'/9. Rauschnick, Geschichte des Deutschen Adels. 
Dresden 18S0. f. 4. Bdch. 12. Thierbach, über den Germa- 
nischen Erbadel, Gotha 18S5. t. Savigny, Beitrag zurRecbta- 
gescbichte des Adels im- neueren Europa. Berlin 183C>. T.Fürth, 
die Ministerialen. Köln 1886. — Die im Texte folgenden An- 
deutungen über die Geschichte des Adels der Germanischen 
Völker beziehen sich zwar Torzugsweise auf den Adel Deutch- 
1 B n d s. (Ohnehin fehlt es uns an einem Werke über die Geschichte 
des Adels bei den Völkern Germanischer Abstammnng über- 
haupt). JefIo9h war der Adel bei allen diesen Völkern obnge- 
fähr desselben Ursprungs. 
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yöü dem ftitesten Zaständef der Nation, die aof uns ge^ 
kommen sind, — tfie Nachrichten bei Tacitus ^), — hin^ 
anfineichen« So nnvöllkommen und unvollständig auch 
4iese Nachrichten sind , so kann man doch aus denselben 
mit genügender Gewifsheit abnehmen, dars es schon da*- 
mals bei den Deutschen einen Erbadel gab >}• Dieser 
Adel, welcher aus den Besitzern dergröfseren und gröfsteh 
€rundherrschaften bestand *')j war also ii^ Beziehung auf 
die Grundlage seiner Macht ein grundherrlicher AdeL 
Die, welche zu diesem Adel gehörten, wurden vielleicht 
schon damals, gewife aber in spätem Zeiten, Landherren 
(domini terrae3, Edle oder edle Herren, (^viri illustres,) 
und Dynasten genannt. IhreVorrechte bezogen sich aowoU 
auf den Friedens-, als auf den Kriegsbefehl ^3' Wie uns 
Tacitus ausdrücklich berichtet, gingen die Vorrechte dieses 
Adels auf die Nachkommen über *"). Das brachte die Grund« 



3) Bei der Auülegiiiig dieser Nachrichten bat mati besoüderft folgende 
awei Begeln Dicht aus den üujgen sa Terlierra« 1) Bfoiideatei 
die Worte in dem Sinne ^ in welchem sie ein Römer nehmea 
murste. 2} Man erläutere die Nachrichten ans dem späteren Zu- 
stande DeütscUlands und der Deutschen Natiod. Bei eioeni Votftd 
das Tom Ackerbau lebt , haben im natürlichen Laufe der Dinge 
alle Verhältnisie den Charakter der Beständigkeit. 

2) Die hier einschlagenden Stellen der Germania des Tacitus stehen 
in den Kapiteln 7. 11—13. 2ä. 

8) Das ergiebt sich, aus dem gesammten fiane .^er ältesteii Deat<» 
sehen Staatsverfassungen. Vergl. Montag, Geschichte der 
Deutscheri staatsbürgerlichen l*reiheit. Und meine Abhandlung . 
Der Kampf des Gründeigenthnms mit der Grundherriiehkeit. 
Heidelberg 1830. — Wie; hätten audi sonst die vom AkIoI^ die 
PrincipeS) ein zahlreiches Gefolge, (s. Tacit. Gerinan. c. IS) 
nnteriialten können? Der Gruad und Beden war öbrigeOs schon 
damals sehr ungleich Irertheilt S. ebend. 0. 25. 

4) Auf den Friedensbefehl. — Sietratten auf Landtagen das 
Recht der Vorberathnng; geringfugigerO Sachen wurden sogar von 
ihnen allein entschieden. Sie waren in den Land* und Gau- 
gerichten die Richter. Taeit. hh c. 11. 12. >S. aueh Uinc- 
inar de ordine palatiL ^ Auf den KriegsbefehL Aus ihnen 
wurden die Heerführer genoipmen. Ebend. c. 7 »und 18. 

5) Insj^nis nobilitas(d. i. nach. Römischen 'Sprachgebrauche eia 

^aehariä, vom fJtaate. Vi, 11 



Digitized by 



Google 



la^ dieser YurreeMe mn s« aiebr mit ^khj 4m 4m «I^ 
deutscbe Hecht einer jeden eiBwhieB Familie der b)eifread« 
JBefiitz ilurea StMung^teci ¥erMwgtt9 ^3^ «ledoch i$t tiOm 
ÜMM nioht ae a« verateh», oder zu deutw, ala oh der A4el 
jcMv Zeit doreh eine gt aetsdiche SebeideUme aebarf yo« 
Am ihrigen Gmndberrea gemndert j^ewesen wire. Eis 
•a heatimm tea Yerfaaaungareeht lag niebt in dem Gha^- 
udLttr <tea Zeitaltensk Auch bernbl» die Maeht, welcher der 
▲dal aeilie Yorpeehte 'verdaiilct#, nur auf dem yerglei-** 
ehitngaweiae gröfeem UmAiage aeiner Besitaoni^eii '^ 
^ Dieaer älteafe Dentodie Adel war ibH^ena ohng^efiAr 
daa^ was jitht der a^ g. boheDewtoefae Add ist, vmer 
aiMh aii «Ueaevi Adel in einem geschiebtlieheniSiiaaamaQr 
hange ateliit ^y Yaa flun wird hier weitet ateht die Rede 
aeyn. Die Gesehichta dieses Adekkist die derDeatsehen 
Oachlaverfasaiiog iäherhaiipt% 

Zu diesem ältesten Deutschen Adel kam in der Felge, 
-^ al» in dem westlichen Europa eine neue YV'elt aus den 
Trünunem der allen hervergegangen war, ([oder nach der 
s. g. groften Yölkerwandening ,7 — ^^^ «nd nach ein 
i|n d e r^r Adel hinzu. 4^üch dieser Adel war seinem Ur-* 



AcTel, der sich tAti etner Reihe adticher Ahnen bor«chreibt,)r ant 
magna patrnm merita (d. i. der Verdienitadel) principis digna- 
tioneni etiam ad'olescentaHs astignant. T'aeit. l. t. c. 18. 

1). Audi in dieui«» Falle, war nut dem^Erbadel eine mächtige 
Hieriircbjye gepaart S. Tacit 1. l. c. 11. 12. . 

Z)' Atoah^ danala» leie Id späteren Zeiten , geschah ea , itef« die eine 
FamclML stiege eine andere aank. Gur manche adiich« Familien, 
ai« jetEt an db«i: iiiedercii nealschea Adel gevtehAeH werden, 
gehörten i&tiBt au. ^em älteston (odet b« dem kahen i Xhsntschen 
jNrt. — Boak mtafis das Herhommca schon damalsi aienslich 
9stia» bcati«Mittt bahen^. welche oiasekie Familieit soia Adel ge- 
hörte». Denn die Vortechte des- Adele, deieti-Tiicitua gedenkt^ 
mais a giörst^thtil» lloiarechte der KerporatioB dee Adels. 

8) III Deutschland mochten die meisten regierenden 'Hddser, auch 
liiehrere standeslibrrKche ChetcMechter von diesem &ltestfto Deut- 
schen Adel abut ami rie u , wemr sie audr ihre Genealogie nieht ao 
weit sutucbfuiurtn können. 



Digitized by 



Google 



^prnngeiiäeh ein ^rttndlreirHch'ti' A^el *). Itiifbildefeti 
mit derzeit die Beisitzer der Oruiidtien^chafteii, welche?, 
wenn Buch nicht so bedeutend, wie die der Landherreü 
Ädißr Dynasten, doch hoch immer beientend genng wareö, 
um ihren Besitzern ein entschiedenes Uebergewicht fibelr 
die Besitzer der kleineren nnd kleiniBten Landgüter za 
g^eben. — Keime dieses Adels lagen gevnts schon in dem 
fi^äheren Zustande der Nätfon. Der Orand nnd Boden wat 
te Bentschland so ungleich vertheilt, auch die Grundheri^- 
schaften waren (stufenweise) von so verschiedener Gröfsä, 
dftfs, als sich jener älteste Deutsche Adel vom Volke losnTs, 
»ech immer Grundherren Übrig bleiben mufsten, welche^ 
obwohl an Macht den Landherren nahe stehend, detmocft 
Ar den Vorrechten jenes Adels keinen Antheif hatten. Aucfc 
in den Provinzen des Weströmischen Reichs, in Welchem 
von Deutschen Völkerschaften neue Staaten gestiftet wtti'- 
den, wurde der Grund und Boden iiicbt planmäfsigei- und 
mith&i nicht gleichmäfsiger unter dfe Eroberer vertheilt 
oder von denselben in Besitz genommen. In deih g'anzell 
Gerttianischsn Europa also gab^ es Elemente zurEntstefauiij^ 
elnes^ zweiten Adels, welcher ftr der Folge der niedef^ 
AdW (oder auch die Rfttersehaft) genannt wurde. 
Jedoch es^ kam mit der Zeit noch eine andere Ursache hiii-^ 
zu, welche, so wie sie die Zahl der Grundherrschaften des 
zweiten Banges vermehrte, so auch den Besit2;erii dieser 
Cfniadherrschaftenzu gewis«eni Vorretihteft tbeils uninittel- 
bar theils mittelbar verhatf. Der Krieg^i^ dienst zü 
Ror^ erhielt in dem Germ$ni3clie.n Eurpp^ fast 
überall den Vorzug von Ac» Zf«* PufÄ»)#lhi waren 



^> Datier haben in D)eii,€iMhlädd^ iRti Btetttn Faälllien de« nfederen 
A^lelv ilre Natnen^ i« der Regel tori efn^m ttestitnniten Orte^ 
Ton eiiiev Grundherr schaff: Selbst die AtsnähMJdn Ton 
dwMr Regel, ^ dtt lieti der Nattie z. Ö. auf ein Hofaffift bezieh^ 
irio ImI den FaniriUeM v«n Martcba^ tdn Scbenk, Tott Träcbsefs, 
— stehen doch mit deanf Grnnddiartiljler diei Dtenttchen niedem 
Adcb in cinem^ g^rinan' Znaammatthtfnge. 

t) Die groften politischen Folgen j» wtlehe ditise'Terftndettfttg- hatte 
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nunmehr nur die Besitzer der vergleichun^sweise gröfseren 
Grundberrs.chaften oder die der Grundberrschaften zweiten 
Ranges im iStande, den Aufwand für ihre Ausrüstung, 
welcher ihnen selbst zur Last fiel, zu bestreiten, und 
mithin — in Gemäfsheit der Grundsätze des altdeutschen 
Rechts ') — ihre persönliche Freiheit, so wie die Frei- 
heit ihrer Grundstücke von Frohnen und Zinsen zu retten. 
Dieselbe Veränderung hatte noch eine andere nicht min- 
der wichtige Neuerung zur Folge, — die Entstehung 
neuer gröfserer Grundherrschaften oder neuer Rittergüter. 
Wenn es an einem Orte an einem Grundherrn fehlte, welcher 
die Kosten seiner Ausrüstung selbst zu bestreiten vermocht 
hätte, so mufsten mehrere Grundherren, deren Besitzungen 
einander nahe lagen, oder auch die sämmtlichen Einwohner 
eines Dorfes '3 zusammentreten, um einen Reitersmann 
auf gemeinschaftliche Kosten zu stellen '3' Diesen Stell- 
vertreter hatten diejenigen, welche er vertrat, billig noch 
überdiers, durch Frofandienste, oder durch Zahlungen in 
Früchten oder in Geld, zu entschädigen. Und da ohnehin 
die Wahl dieses Stellvertreters in der Regel auf den reich- 
sten GruDdherrn der Umgegend oder des Orts fallen mufste, 
und da sieh überhaupt auf dem Lande alle Rechtsverhäit- 
nisse leicht in ständige verwapdeln , so mufste sich auf 



sind ein neues Beispiel toh der politischen Wichtigkeit- des 
Pfei?dcs. -- Die Haaptnrsache dieser Veränderung lag wohl in 
der weit gröfseren Ausdehnung der i^euen Staaten. 

1) Nach welcher sich Krie^sdienstpflichtigkeit — der Besitz ein«« 
ächten JSigentbumes — persönliche Freiheit — gegenseitig be- 
dingten* Vgl Mo'ntag'in dem a* W. 

2) Oder beziehungsweise die sämmtlichen Mitglieder einer Bauer- 
Schaft, d. i. einer Gemeinde, welche (wie z. B. in dem ehe- 
maligen W^stphäliscben Kreise) aus den Besitzern Tereinzelt 
stehender und von dem zu einer jeden einzelnen Wirthschaft ge- 
hörenden Lande umgebenen Höfe besteht. Von mehreren Ritter- 
gutern in Westpbaten läfst es sich sogar geschichtlich , nach- 
weisen, dafs das jetzige Rittergut Tormals der Hauptfaof der 
Bauernschaft war. Y^l. Kindlinger, Munster« Beiträge etc. 

8) Vgl. die Capitularia Caroli M. von den J. 807. Sil. 81*i das Ca- 
pitnlare Caroli CaWi v. J. S59. 
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diese Weise die Zahl der Orundherrschaften (oder Ritter- 
güter) vermehren, welche ihrem Umfange uüd ihrer recht- 
lichen Eigenschaft nach den Herrschaften der Landherren 
nahe standen. Dagegen verminderte sich aus denselben 
Ursachen die Zahl der übrigen Freigüter und die der übri- 
gen Freien immer mehr *) — Jedoch alle^ diese Verän- 
derungen würden noch nicht die Entstehung eines zweiten 
grundherrlichen — des jetzt sogenannten niedern — Adels, 
diesen als einen persönlich und erblich bevorrechteten 
Stand betrachtet, zur Folge gehabt haben, weon nicht noch 
eine andere Qenen Veränderungen übrigens verwandte) 
Ursache hinzugekommen wäre. Der Kriegsdienst zu Rofs 
wurde mit der Zeit eine K u n s t , d. i. ein Beruf, zu welchem 
man sich kunstmäTsig vorbereiten mufste. Da verei- 
nigten sich nun, — wie es der Geist des Mittelalters mit 
sich brachte, eines Zeitalters, welches den Schutz, den die 
Einzelnen nicht vom Staate zu hoffen hatten, durch Privat- 
bündnisse zu ersetzen suchte, — die Meister und Lehrer 
dieser Kunst in dem ganzen germanischen Europa zu einer 
Zunft, welche den Namen der Ritterschaft (la chevalerie^ 
the chivalry) führt. Nun liegt es aber in dem Charakter 
einer jeden Zunft, die Aufnahme neuer Mitglieder in dem 
Interesse der Zunftgenossen möglichst zu beschränken. 
Auch die Ritterschaft also beschränkte die Aufnahme neuer 
Mitglieder sehr 6ald auf diejenigen, welche von Ritterart 
waren, d. i. auf diejenigen, welche von einem ihrer Zunft- 
genossen abstammten. Hiermit hatte sie aber den ent- 
scheidenden Schritt gethan, welcher die Verwandlung der 
Ritterschaft in einen persönlichen und erblichen Adel, — 
in den jetzt sogenannten niederen Adel, — zur Folge 
haben murste. Denn die Theilnahme an den Vorrechten, 
weldhe die Ritterschaft als eine Körperschaft hatte, oder 



1) Zumal da sich Viele, um in den anrnbigen Zeiten des Mittel- 
alters eines besonderen Schutzes tbeilbaft zu werden, freiwillig 
in die Hörigkeit begaben. Schon in den Zeiten Karls desGrofsen. 
& Capit. Caroli Mg. t. J. 805. — Dieselbe Gunst der Zeitum- 
stände wurde von allen Land- und Grundherren benutzt 
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vm mm ao enmrl^, -— oder dte Aufnahme in die Ritter* 
Schaft, ~ hing von nun an nur von der Bedingung afo, dafe 
der Vater zu dieser Zunft gehörte oder gehört hatte. Und 
da der Sohn gewöhnlich den Beruf .des Vaters ergriff, so 
mufste sich auch die Idee der Brblichkeiit von selbst 
mit jenen Vorrechten verbinden. Noch kamen dieser Um* 
gestaltung der Bitterschaft in einen Adelsstand awei be- 
sondere Ursachen zu »Statten, — das Lehenwesen und das 
Verbältnifs des Adels zum Stande der Stadtbürger. In 
allen den Staaten, welche eine mehr oder weniger ausge« 
bildete Lehnsverfassung hatten, stand diese Verfassung 
mit der Bitterschaft in dem Zusammenhange, dafs die 
Lehnsmannschaft zugleich eine Konföderation zur Erhal* 
tung und Vertheidigung der Bechte der Bitterschaft oder 
des Adels war 0- In allen Germanischen Staaten aber 
bewirkte die zwischen dem Adel und dem Burgerstande 
herrschende Spannung und Eifersucht, dafs sich jener 
Stand von diesem mehr und mehr absonderte , dafs jener 
Stand auf seine Abstammung ein desto entscheidenderes 
Gewicht legte *). Als nun das Bitterwesen mit der Zeit 
in Verfall gerieth, warf der aus der Bitterschaft hervor* 
gegangene ([niedere]) Adel die Schale von sich, nur den 
Kern beibehaltend. Es stand ein neuer, ein Geburts- 
adel da, zu welchem alle die gehörten, die von einem 
luUicben — nach dem älteren Bechte -— ebenbärtigen 
Vaier abstammten '}< — Eins der ältesten jener Vorrechte 
war dasBecht, dafs Bittergüter, d.i. Güter, welche mit Bit- 
terdiensten zu verdienen waren, nur von denen erworben 
werden konnten, welche von Bittersart, d. i. entweder 
seUtot Zuoftgenossen oder Nachkommen eines Zunftge-* 



1) Psrffui sind die irieleii oblaüonei in fendam zu erklären. 

2) Zamal da die Vorfahren dei Börgeritandof zn einem guten 
Theile hörige Leute gewesen iraren. 

8) Jedoch komuien noch im 18. Jahrhunderte BeUptele vor, dafs )J 
Gmadherren (oder Rittergutsbesitzer) , welche ihra Grundherr^ 
schalt Teraufserten, auch den Adalstitel ablegten. 
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BO0sn wareh '3- Zi«giei6k war diisses ReeU BowdU #« 
sibh als we^en sein^ Fejgen, d. i. wegen 4ar Steuer« 
fndhdt der R^tar^äter, we^en des privUeg{rten<}meMK<« 
atendes und w^en der Landtagsfäliigkeft der Bitter«- 
gatsbesitz^ das wichtigste oder eines der wichtigstea 
ritter8chaftli(A^ Vorrechte »}. Nun gelangte »war tn 
der Folge, wenigstens in Deutsehland, auch der BärgM*-« 
stand 2u der Rechtsfähigkeit, Rittergüter mit denselben 
Vonrechten, wie der Adel, eu besitzen ^3* ^^^ wcdtf 
diese Neuerung, ne^ die schon oben erwähnte, dafs man 
iron Actel seyn konnte, obae eine Crundherrsdiaft zu be*^ 
sitzen und ohne von einer Grundherrsdiaften beaitzandea 
Familie abzustammen, vernichtete die ursprunglicbe Grufcid» 
läge und Eigenschaft des niederen Adels, als eines gruad^ 
kerrlicfaen Adels. Die bürgerlichen Rittergutsbesitzer 
worden nur als solche dem Geburtsadel gleichgestellt «3* 
Dar nicht begäterte ([niedere3 Adel nabm nur an gewtt» 
sen Adelsrechten TheiL 

Der Adel der Germanisehen Völker hatte abo von 
jeher und er bat mit gewissen Einschränknngeii auch jetzt 



1) „Alle, die nicht von Rittertart sind , loUen ded Lehnreditli dA#* 
bea.*' S. Auct. vet. de henet S* ^^ ^' ^^ud. Sax. Art 2. i, F* 
Alem* Cap. 1. $. 4. 5. 

t) Selbst die Kapiteltfitatate, welehe die Stiftefälii^dt auf dell 
Adel bescbränkte«, «tandeo mit dletem Verrechte im Zaiamneu* 
iMiDge. 0ean die Kapitel Terdankten ihre Aa«»tatt|iiig gröfste«- 
theiU den ritterscliaftlicbon oder adiichen Familien. 

S) Anfangs nur durch die Gan^t der Lefans- 6d«r Landeaberren. 
<Bttnn wurde bei der fielebnong KUgleieh d^ Umfangf deir A4cik- 
rechte beatimiat» veiobe dem b&rgerlicbea GrotobeMlEer awiteh^ 
sollten. S.Z. B. Ludwig, Reliqaiae Afstorum. T. X. Lib. 
VII n. 2). Dann, damit der Burgerstand die Einsprache des Adels 
desto weniger su befürchten hatte, durch kaiserliche Privilegien; 
endlich durch die Landesgesetze. 

4) Daher wird auch in den kaiserlichen Privilegien , Welche den 
Burgerstand in Meirsen und in Thüringen für lehnsfählg erkl&ren, 
(S. mein Handbuch des Königl. Sächsischen Lehnrechts) der 
Ausdruck gebraucht: Nobilitantes dictos eines etc. -- (Es 
mfichte schon deswegen schwerlioN das Intcreise der adliehen 
Rttfergtttabetitser «e^n , die Rechte der burgerlidiefl su be- 
schränken). 
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noch Atn Charakter eines ^rondherrlichen Adels oml uit^ 
hin die Grundlag«, welche allein einem Adel für die 
Sicherheit and für die Dauer seiner Vorrechte eine genü- 
gende Bürgschaft leisten kann. — In mehreren Staaten 
des Germanischen Enropa's giebt es noch jetzt einen 
grandherrlichen Adel im Sinne des alldeutschen Rechts Q« 
(Z. B. in den Oesterreichiscben Deutschen Staaten; in 
Baiem')« In anderen Qz. B. ia England, in einigen 
Deutschen Staaten^ gieht es einen grundherrlichen Adel 
nur in dem Sinne, dafs die Hauptstütze seiner Vorrechte 
ein ansehnlicher Grundbesitz ist. In einem Staate, in 
Frankreich, haben die Stürme der Revolution den Vor- 
rechten des Adels ein Ende gemacht ^3* Jedoch hat der 
altfranzösische Adel die Revolution in so fern überlebt^ 
als er noch immer in dem Besitze der Mehrzahl der 
gröfseren Landgüter ist« In diesem Sinne könnte der 
gmndherrliche Adel der Germanischen Völker nur durch 
eine Revolution vertilgt werden, welche durch ihre Schreck- 
nisse die französische noch weit überträfe« 

So wohl begründet und so standhaft auch in den 
übrigen Staaten des Germanischen Europa's die Vorrechte 
des Adels noch immer sind oder zu sein scheinen, so ist 
doch die Stimmung und das Streben oder auch das Ge- 
schick unseres Zeitalters der Aristokratie so wenig günstig, 
dafs das von Frankreich gegebehe Beispiel auch dem 
Adel anderer Germanischer Staaten Gefahr drohen möchte. 

Denn man erwäge! — In den neuesten Zeiten, d. i.^ 
ohngefähr in den letztverflossenen 50 Jahren hat sich fast 
in allen Germanischen Staaten ^3 das Verhältnifs zwischen 
dem Reichthume des Adels und dem des Bürgerstandes, 



1) S. olben S. 156. 

2) Nur adliche Titel (Graf, Baron n«8.w.) sind noch im Gebraöch. 
Jedoch kann «ich ein Jeder sua auctoritate einen solchen Titel 
beilegen, ohne in eine Strafe zu verfallen. 

ÜJ Am wenigsten in England ; «*- theils wegen des grofsen liegen-«' 
•cbafilichen Beichthnmes des Englischen Adels, theils wegen der 
Korngesetze. 



Digitized by 



Google 



10» 

(d^i eiiieQ und den andern Stand als ein Ganzes betrach- 
tet und weil und in wie fern der Reicbtbum jenes Stai^ 
des^ hatiptsäehlich in Grundstücken, der Reichthum dieses 
Standes aber bauptsächlich in beweglichem Gute ([oder in 
Geld3 besteht, wesentlich verändert. Der Reichthnm des 
Adels ist durch den des Bürji^erstandes verdunkelt odei^ 
fiberflügelt worden. Die unmittelbare Ursache dieser Ver- 
inderung war die, däfs sich in dem Burgerstande grofse 
Kapitalien sammleten, während die Grundherren ihren 
Reiehthum nicht in demselben Grade vermehren konnten. 
Gelegenheit znr Sammlung grofser Geldkapitalien gaben 
^em Bfirgerstande die vielen Kriege jener Periode, indem 
sie theils Handelsspekulationen im Grofsen veranlalüsten, 
jtheils die Regierungen nöthigten, ihre Hülfsquellen für 
den Augenblick durch Staatsanlehne zu steigern. Eine 
weitere Gelegenheit derselben Art gewährte dem Bürger- 
standcf die Gunst, welche die Europäischen Regierungen 
4er Fabrikation , (Runter dem mystischen Namen der In- 
dustrie,^ ia dem Inneren ihrer Länder angedeihen liefsen« 
Und alle diese Gelegenheiten und Mittel, grofse Gewinne 
zu machen , unterstützten einander wieder gegenseitig. 
Nicht genijg aber, dafs durch die in Frage stehende Ver- 
änderung die Macht des Adel^ weil und in wie fem sie 
auf seinem liegenschaftlichen Reicbthume beruhte , unmit- 
telbar vermindert wurde, die Folgen dieser Yeränderung 
erstreckten sich noch überdiefs so weit, dafs der Geld- 
rlichthum, wegen der Vortheile, die er dem Staatskre- 
dite darbot, zu einer der Vorzeit unbekannten politischen 
Wichtigkeit gelangte. Darum wurden nun auch die gro- 
fsen Kapitalisten häufig durch Standeserhöhungen dem 
' gruudherrlichen Adel gleichgestellt — Eben so bedeutend 
wmren die Veränderungen, welche während derselben Pe-. 
riode in dem Kulturzustande und in dem gesellschaftlichen 
Leben der einzelnen Germanischen Völker vor sich gin- 
gen, Veränderungen, welche insgesammt auf die Gldch- 
stellung der verschiedenen Stände der bürgerlichen Ge- 
sellschaft hinausliefen. Kenntnisse und Einsicliten wurden 
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mehr «nd mehr das Gemeingnt Aller, nicht mnr w«il mm 
den Werth des Volksnnterrichts besser schätzen lernte^ 
sondern ancfa weil Zeitungen nnd Zeitschriften ihr Qt* 
hieth immer weiter ansdehnten. Eben se verschwand der 
Unterschied der Stände mehr und mehr aus der Sprache 
des Umgangs und, unter der Heirschaft der Mode und da 
viele Fabrikate wohlfeileren Kaufs, als ehemals, ku haben 
war^i, selbst ans der Art, sich zu kleiden. Wenn sieh aneh 
aHe diese Ausgleichungen unmittelbar nur auf die Yer«- 
hütnisse der bürgerlichen Gesellschaft belogen, somnfs«- 
ten sie doch zugleich das Interesse und das Verlangen 
nach politischer Gleichheit erwecken oder steigern. — Es 
geschah sogar, daOs Entdeckungen und Erfindungen, von 
welchen zur Beförderung des öffentlichen Wohlstandes 
Gebrauch gemadit wurde, noch öberdiefs gewidse dem 
demokratischen Geiste des Zeitalters entsprechende Neben«- 
fMgen hatten. So reisen jetzt z. B. Könige und Porsten 
nicht selten mit dem Geringsten ihrer Unterthanen a«f dem* 
selben Dampfschiffe oder, auf emer Eisenbahn , in denn* 
selben Wagenzuge. (^Solche scheinbar unbedeutende 
Veränderungen übersieht man am leichtesten. Und Aodk 
gehören sie zur Vollendung eines Bildes von unserer Zeit.) 
Aber nodi mehrl In mehreren Staaten Germanischen 
Ursprungs haben sich die verfassungsmäfsigen Regierun- 
gen #3 ^^ ^^^ letztverifl^senen fünfzig Jahren genötbiget 
gesehn, die Vorrechte des Adels selbst unmittelbar 
(oder direkt) anzugreifen. — Dieser Fall trat nam^rt* 
lieh in den Staaten ein, deren Verfassungen während 
dieser Periode in dem Geiste der konstitutionellen Monar- 
chie umgestaltet worden sind. Denn die Konstitutionsor- 
künden dieser Staaten sprechen (^mit wenigen Ausnahmen) 
den Grundsatz der Gleichheit AUer vor dem Gesetze aus, 



*) Mk hftbe hiniagMelat: Die ver f a ■■ ob g^i«iä feigen Regi«^ 
vanges; um diesen Fall Ton d e m zu unterscheiden , da die Auf- 
hebung oder Beschränkung der Vorrechte des Adels die Folge 
von einer Revolution var. 
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fv^nft mieh mtt Vorbehalt der YiNrreehte, wtlehedem Ad^ 
vermöge seines erbliehea 8itz-^ und Sttmnireclites in der 
ersten Kaminer verblieben. Die Ursachen, wdcbe zn die- 
ser Beschränkung dar Vorrecbte des Adels fährten, wa«- 
jren übrigens dieselben, welche die Regiarungen dieser 
Staaten fär die £inf)ähruilg der Verfassung der konstttn*- 
tianellen Monarchie überkanpt entschieden« — In einar 
noch grörseren Ans&ahl von 8taaten war die Regiening 
AUS einem andern Grande ungünfi^ig gegen die Vorrechte 
des Adels gestimmt. Uefoerall nämlich stiegen wahrem! 
dieser Periode die Staatsaosgfiben , theils wegen der 
Kriege, welche während der ersten Hälfte derselben Pe- 
riode fast ohne Unterbrechung geführt wmrden, theüs 
wegen der durch diese Kriege veranlafst^i Verände- 
rungen in dem Kriegswesen, theils wegen der immir 
«tagenden Ansprüche, welche man auch an die iiuiere 
Staatsverwaltung machte^ Wie daher die Regierungen 
anf die Vermehrung ihres Einkommens Bedacht nehmen 
mufsten, so mofsten sie sich auch, aus denselben Ursa- 
chen ^ damit ihre Kraft nicht gelähmt oder zersplittert 
wurde, die Vereinfachung des Staatsorganismus mgel&- 
gen seyn lassen. Der Erreichung des einen oder des tat- 
dem Zwecks standen nicht selten die Vorrechte des Adels 
im W^e. Die Regierungen mufeten also wenigstens die** 
sen Arten der Vorrechte des Adels, ([der Steuerfreiheit 
Aer Rittergüter, der auf diesen Gütern haftenden Gerichts«- 
barkeit , u. s. w.} den Krieg ankündigen. Auch sahen 
sie sich in mehreren Staaten genötbiget^ nur Bestreitung 
ihrer vermehrten Ausgaben das Vermögen oder wenig- 
stens die Ausstattung der ^Keinen Pfründen der katfao<- 
Usohen Kirche für Staatsgut zu erklären^ ^3 ^^^ ^^ ^^ 
adlichen Familien dieser Kirche eine Quelle des Einkom- 
mens zu verschliefsen , welche für den gesammten Wohl- 



*} H«qptacblafi der aufserordenllicheii Rmchsdeputatton vom Jabre 
190Z. 
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nUokd dieser Familien auf mehr als eine Weise von der 
gröfsten Wichtigkeit gewesen war. 

Unter diesen Umständen fragt sich's um so mehr: Was 
hat der Adel zn thun , — welche Politik hat er zu befol- 
gen, — um die Vorrechte, die er aus der Vorzeit geret- 
tet hat, fortdauernd zu wahren? und, überdiefs, welche 
Mafsregelahat der Staat zu ergreifen, wenn er, in Ueber- 
einstimmung mit dem Geiste seiner Verfassung, zur Er- 
haltung jener Vorrechte das Seinige beitragen will? — 
Man kann diese Fragen nicht mit der allgemeinen Antwort 
abfertigen, dafs die beste Gewährleistung für die Erhal- 
tung persönlicher Vorrechte die vorzügliche Tüchtigkeit 
und Würdigkeit der Bevorrechteten sey. Diese Antwort 
ist allerdings, so weit sie geht, vollkommen richtig. Al^ 
lein hier stehen die Bedingungen in Frage, unter welchen 
man in einem besonderen Falle • auf jene Gewährleistung 
rechnen oder derselben in einem gewissen Gracle entbeh- 
ren kann. ^^ Hier ist nicht von den Ansprüchen die Rede, 
welche Einzelne an sich machen können und sollen, son- 
dern von den Maximen, welche ein Stand, der Adel als 
ein Ganzes, zu befolgen hat — Uebrigens werde ich mich 
bei der Beantwortung jener Fragen zuweilen auf das Bei- 
spiel des Englischen Adels berufen. In keinem andern 
Staate Germanischen Ursprungs möchte das Volk eifer- 
süchtiger auf seine Freiheiten und in der Kunst, seine Frei- 
heiten aufrecht zu erhalten, erfahrner seyn, und gleich- 
wohl das Ansehn und der politische Einflufs des Adels 
höher und fester stehn , als in England. 

Um nun die Fortdauer des Adels und seiner Vorrechte 
auch ferner zu sichern, ist vor allen Dingen und unter 
einer jeden Voraussetzung auf die Erhaltung und 



^) Bei den Guanscben, den ehemaligen Bewohnern der Kanarischen 
Inseln^ bestand das Herkommen, dafs der Sohn eines Adlichen 
erst dann für adlich erklärt wurde, wenn er eine strenge Pra- 
fong mit Ruhm bestanden hatte. S. Bory de St. Vincent^ 
Geschichte der Entdeckung und Eroberung der Kanarischen In* 
sein. A. d. Fr. Weimar 1804. 
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Befestigung und Verstärkunjßf der ursprüngli- 
chen Grundlage des ([Germanischen^ Adels, also 
auf die Wahrung des Interesses , welches dieser Stand ii| 
Beziehung auf seinen grundherrliehen oder Uegenschaftli-' 
ehen Reicfathum hat y Bedacht zu nehmen. Dieser For*. 
derung entsprechen z. B. die Gesetze^ welche das Stamm- 
gut '3 ^^^ adlichen Familien für unveräufserlich und für 
untheilbar erklären , ^3 nii^hin auch die Erblichkeit eines 
zuerst verliehenen Adelstitels von der Bedingung abhän- 
gig machen , dafs der Titel mit einem Majorate ausgestattet 
und mit diesem zugleich nur nach dem Rechte d^ Erst- 
geburt vererbt wird; eben so die Gesetze, welche nicht 
nur dem Adel, sondern auch dem Börgerstande gestatten, 
Familienfideikommisse (^oderMajorate^ zu stiften. ») C^i^^ 
Vieles würde sich in der Verfassung Deutschlands ander« 
und vortheilhafter gestellt haben, wenn die Erblichkeit 
des Deutschen Adels, wie die des Englischen, von dem 
Besitze eines Majorates abhängig gemacht tvorden wäre: ^3 
Der jetzt xegierende König von Preufsen hat die Erblich-, 
keit der Adelstitel, die er beim Antritte seiner Regier^^ 
verliehen hat, an diese Bedingung gebunden. Eine Neue-, 
rung, die leicht sehr folgenreich werden kömite!3 ; Di^- 



1) D. i. das Gut, welches einmal in den Erbgang gekommen ist. ' 

2) Mit der Vntheilbarkeit des StammguteK |st dann' allemal aueh' 
die Beschränkung 4^« Ad^lstitels auf den jeweilige^ Majorfiia4i 
herrn Terbonden oder zu Yerbinden. ^ . 

<S) Aneh dem Bürge r^tande, *- auf dafs dieser Stand niebt Ton df m. 
Adel schroff gesondert se^^, — auf dafs sich in den bürgerlichen 
Familien Reichthfimer sammeln , welche diese Familien mit der 
2elt snr JBrbebung in den AdieUstand qaalifieiren konneii. -^ Noeb 
dem Englischen Rechte stebt es auch dem Bärgerstande frei^ 
, Familienf^fliBikofnmisse su stiften. Anders z- B. das} Laodrecht 
des Grofsherzogthums Baden. S. das sechste Konstitutionsedikt 
(v. J. 1808), die Grundverfassung der Terschicde^n Stände des 
GU. Baden betr. $. 22. Eine Vorschrift^ welche dem Interesse 
der Aristokratie nur scheinbar entspricht. 

,4) Und doch lag der Keim eines, solchen Gesetzes in dem altdeutschen 
Rechte. S. den Auct. vetus d.eb^a^. S.78. Schwab* liehnrecht. 
Kap. $8. 61. ftaiserrecht lll» 29. „t 
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Weislich dehhten imsere Altvorderen die Yarrechte des 
Gebnrtsadels aaf die Doktoren der Rechte, (^aiif die eqai^ 
tes legom ,} als auf einen Yerdtenstadel aus. -^ Dagegen 
verwandelt eine Gesetizgebung, welche zwischen dem al- 
ten and dem neuen Adel eine Scheidlinie zieht^ allemal 
den erstem beziehungsweise in eine Kaste , besonders aber 
dann, wenn sie bei der Bestimmung des Begriffs des al- 
ten Adels zugleich die Abstammung von Seiten der Mut- 
ter in Anschlag bringt. Das Deutsche Recht — und, 
meines Wissens, kein anderes Recht Germanischen Ur- 
sprungs*) — unterscheidet in dieser Sfafse zwischen 
dem alten und dem neuen Adel , steht also in (so fem mit 
dem Interesse des Geburtsadels im Widerspruche. Ihre 
Hauptstütze hatte diese Eintheilnng an der Verfassung 
der Deutschen Stifter, welchen sie auch ihre Entstehung 
verdankte. Die Säkularisation dieser Stifter durch den 
Depufationsh'auptschlufs vom Jahre 1803 war daher für 
den Deutschen Adel in so fern ein Gewinn, als sie die 
Hauptveranlassung zur Ausartung des Adelsgeistes in ei-^ 
nen Kastengeist beseitigte. 

Endlich, die beste Bürgschaft für das Port- 
bestehn eines Adels und seiner Vorrechte ist 
die Liebe des Volks. — Man bat tausendmal wieder- 
holt, dafs der Add die Stütze des Thrones sey. Das ist 

. aber der Adel nicht schon dann, wenn er sich mit ver- 
einter Macht den Angriffen des Volkes auf die Rechte Aet 
Krone Widersetzt. Um jenes Loh zu verdienen , mufs er 
noch überdiefs, wenn die Krone ihren Pflichten und ihres 

. Interesses so wenig eingedenk ist, dafs sie die verftts- 
sungsmäfsigen Freiheiten des Volks antastet, die Sache 
des Volks zu der seinigen machen, darf er nicht verges- 



*) Woher diese Eigenthümlichkeit des Bouttchen Adelsrechtt f Ist 
sie aus dem allzufreigebigen Gebrauche zu erklären , welcher in 
Deutschland tou dem Rechte zu adeln gemacht wurdet oder 
ans dem VerhäHntsse des niederen Adels zam hohen Adel ? odec 
ans einer Gigenthümlichkeit des Deutschen Nationalcharakters? 



Digitized by 



Google 



sen, dars die Fesseln, die er für andere setimiedet öder 
sehmieden hilft, über kurz oder über lan^ ihn selbst am 
schwersten drücken werden. (Bäs ist eben das Geheim- 
nifs, welchem der Englische Adel seine Macht und seinen 
Einflufs verdankt, dafs er nicht der Wechselseitig- 
keit der Pflichten der Regierung und des Volks vergifst.) 
Allerdings ist diese Handlungsweise nicht von einem 
jeden Adel zu verlangen oder zu erwarten. Denn auch 
in dieser Beziehung hat ein reichbegüterter Adel, ein 
Adel, welcher nur auf den Nachfolger in das Stammgut 
forterbt, den Vorzug. Ein jeder ^andere Adel ist der Ge- 
fahr ausgesetzt, sich in einen Hof- oder Dienstadel zu 
verwandeln. Und gleichwohl besteht die Kraft und Stärke 
eines Adels in dem Landadel, in den Country-gentlemen. 
Eben so wenig ist es in der vorliegenden Beziehung 
gleichgültig, ob ein Adel die Eigenschaft eines Verfas- 
siings- oder die eines Regierungsadels habe, ') und, m 
dem ersteren Falle, von welcher Beschaffenheit die Ver- 
fassung sey, welche die Machtvollkommenheit oder das 
Recht, den Herrscher in der Ausübung seiner Machtvoll- 
kommenheit zu Ij^eschränken , einem Adel anvertraut. — 
Die für das Volk' günstigste und mithin zugleich für die 
Erhaltung der Vorrechte des Adels günstigste Stellung 
dürfte ein Adel in derjenigen Verfassung haben, welche 
die konstitutionelle Monarchie genannt zu werden pflegt. ^3 
Da ven^eist die Verfassung den Adel ausdrücklich 
und unmittelbar auf die Pflichten, die er gegen das» 
Volk auf sich bat. Da kann er , in der Eigenschaft eines 
Verfassungsadels mächtig, um so leichter die Vorrechte, 
die ihm in der Eigenschaft eines Regierungsadels etwa 
zustehn, als Vorrechte aufgeben, Vorrechte, welche 
ihm allein oder vorzugsweise den Hafs oder den Machte 



1) S. über dieten Vnterfcbied ob«n Bd. III. S. ItO. 

2) Entflcbieden in so fern, als man diese Verfassung mit einet darch 
Reichs- oder Landstände beschränkten Monarchie Tergleicht. 

Zackariä, oom Staate. Vh 18 
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mii ä^ß Volkes zuziehen können. Denn gestützt auf die 
Eigenschaft, die er als ein Verfassungsadel hat, darf er 
um 90 gewisser hoffen, seinem Korporationsgeiste, seinen 
Familienyerbindungen und der Achtung, welche die Men- 
schen für grofse Namen und für Ansprüche haben, die 
.nur auf Gunstbezeigungen des Schicksals beruhen, die 
obersten Stellen im Staate, auch ohne die Vorrechte eines 
Begierungsadels, zu verdanken. In dem Römischen Frei- 
staate hatten ^s endlich die Gemeinen (die plebeji^ er- 
kämpft, dafs aus ihrer Mitte einer der Konsden gewählt 
werden könnte« Aber es dauerte noch lange, ehe die 
^ahl auf einen der Ihrigen fieL Endlich, die Verfassung 
^r konstitutionellen Monarchie stellt auch den Adel-, wenn 
anders die Sitzungen der ersten Kammer pffentlif^h i^ind, 
unter die Kontrole der öffentlichen Meinung. Diese Ver- 
fasysung macht die Mitglieder der einen und der andern 
Kaipmer gleichsam durchsichtig. 



mm 
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FÜNF UND BREISSIGSTES BUCH. 

• Von dm 8taat$dimst€n ^ 

in wie fem tfie " ' 

iEfbie tön dem ganzen Volke usu tragende Last sind 

EINLEITUNG. ' 

Bei der Beantwortung der Aufgabe des vorliegentai 
Baches sondere ich zuvörderst die Kriegs^ oder SfiH^ 
tärdienste von den übrigen dem Staate zu leistenden 
Diensten. Jene Dienste haben so viele Eigeiitbümlich^ 
keites, dafe sie besser für sich, was in dem letatw 
Bauj^stücke dieses Buchs gescheho ist, in Betracfatnttg 
gezogen werden. ([Die Hauptstucke ^ —7 dieses Boches 
haben also lediglich und allein die übrigen oder die-nilt 
AusscUufs d^ Kriegsdienste dem Staate zu leistendem 
Dienste zum Gegenstande«} 

Auch was diese DieiKste betrifft, wird sidi die M-^ 
giende Untersuchung, aus den schon oben angeführten 
Gründen, >3 ^^^ diejenigen Dienste beschränken, welche 
in der Verwaltung eines Staatsamtes bestehn. 
Nur diese Dienste also sind zu verstehn, wenn in den 
ersten sieben Hanptstücken ton Staats - oder ivon öffent- 
lichen Diensten überhaupt «nd ohne einen weiteren Zu- 
slitz die Rede ist* 



1) S. oben in diesem Band« S. 127. ' 

fi) Die Geietse 4et Deattchen Stttttfen, welche ton den Terbiad- 
tielikelten nnd Rechten der f^teiltMieiier im allgemeinen han- 
deln, öder die ■. g. Dieneredikf e, bestimmen gewöhnlich den 
Begriff eine« StMisdienera genaolsr Und «o , dafe sie die Arten 
der StaaUdlen«r, aaf welche das Bdill^ aiiwendbar seyn soll. 
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Dagegen sind die Resultate der Untersuchon^, 'welche 
in den ersten sieben Hauptstäcken des vorliegenden Buchs, 
des fünf und dreifsigsten, geführt werden wird, auch auf 
diejenigen Staaten, in welchen es einen Regierungsadel 
giebt, in so fern anwendbar, als dem Souveraine die Wahl 
unter den einzelnen Mitgliedern diesei^ Standes freisteht. 

Es giebt kaum ein anderes Uoheitsrecht, auf dessen 
Ausübung die Verschiedenheit der Staatsverfas- 
sungen ^3 ^^^ mithin die Eigen thümlicbkeit der in einem 
gegebenen Falle in Betrachtung zu ziehenden Verfassung 
einen so entscheidenden Einflufs hätte und haben müfste, 
als die Dienstgewalt des Staates. Man vergleiche in die- 
ser Beziehung z. B« die zwingherrschaftliche oder des- 
jpotische Einherrschaft ([oder die Despotie in der engeren 
Bedeutung, 3 und die, sey es durch die Formen der Ver- 
fassung, sey es durch den Charakter der Regierung ge- 
mäfsigte Monarchie mit einander! Der Geist einer Des- 
potie bringt es mit sieh , dafs z. B. einzelne Männer eben 
B9 aebnell aus dea Staube zu den höchsten Aemtern er- 
hoben als wieder den Geringsten im Volke gleichgestellt 
werden, — dafs ein Jeder zu einem jeden Amte schon 
deaw^en tauglich ist^ weil ihii der Herrscher zu dem 
Amte ernennt , — da(s ein jeder Beamte in einem jeden 
Augenblicke der Versetzung in irgend ein anderes Amt 
gewärtig seyn muCsi. Denn durch die Befolgung dieser 



einzeln aufzählen | ~ nnd zwar um deswillen, weil es einerseiU 
(in hjrpothesi) zweifelhaft sejn kann, ob die und die öffentliche 
Stelle oder der und der Dienst als ein Amt zu betrachten sey, 
and weil andererseits das Gesetz seine Vorschriften auch auf 
solche Staatsdiener erstrecken kann und nach Befinde^ soll, 
welche nicht Beamte sind. 
*y Ja schon ein Torubergehender Zustand der Staatsverfassung^. 
Ccomwell sioheKe die Herrschergewalt , die er an sich gewissen 
hatte, dadurch, dafs er zu den Staatskanzlern die Tüchtigsten 
^beförderte. Dn<j;cj;en schreibt Tacitus (Annal. 1, 80.) vou der Po- 
litik , welche Tiber ins in dieser Beziehung befolgte : ,^on emi- 
nentes virtutes sectabatnr, et rursum Yiti» od^erat. Ex optimis 
periculnm sibi, a-peisimia dedecus pnblicum metuöbat.'^ 
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Re^ierangsmaximen beurkundet sich vorzug^sweise die 
Allmacht des Herrschers. Dagegen würde eine gemäCsigte 
Monarchie in ihreh Grundfesten erschüttert werden, wenn 
der f^ürst bei der Besetzung der Staatsämter nach diesen 
oder nach ähnlichen Maximen verfahren wollte. Aber aucfe 
in den- gemäfsigten Monarchien stellt sich, je nachdem 
sie ihren Formen oder ihrem Geiste nach von einan- 
der verschieden sind , das Verhältnifs der Beamten zu dem 
Souveraine hier so , dort anders. So mufs sich in den vä- 
terlichen Einherrschaften der Geist der Nachsicht und 
Milde, in welchem in den Verfassungen dieser Klasse 
überhaupt regiert werden soll, auch in der Art, wie 
die Regierung ihre Diener behandelt, offenbaren. Da ist 
Ä. B. ein Gesetz an seiner Stelle, welches allen Beam- 
ten wegen Beibehaltung ihrer Stellen eine gewisse Si- 
cherheit gewährt. ') Aber in der konstitutionellen Mo- 
narchie mufs der Regierung das Recht zustehn, die Be- 
amten der vollziehenden Gewall nach Gefallen zu entlas- 
sen , ^3 ^Pf ^^^^ die Regierung theils , schon durch die 
Rechte der Kammern beschränkt, nicht noch überdiefs 
durch die Selbstständigkeit ihrer Diener gehemmt oder 
gelähmt werde, theils mit der Einheit und Kraft verfah- 
ren könne, deren sie, als die an der Spitze der Staats- 
verwaltung jeweils stehende Parthei, besonders bedarf. •) 
Der Unterschied, welcher zwischen den verschiedenen 
'Arten der Einherrschaft, — also zwischen Verfassungen 
derselben Gattung,— in der vorliegenden Beziehung ein- 



1) So sind auch die Anni. 2 erwähnten Dieneredikte gefaftt. 

2} Diese Beamten «ind nicht^ (in der Sprache des Englischen Rechts,) 
donec se bene gesserint, sondern nur, donec principi placnerit^ 
anzustellen. 

a) Man hat diese Regel wohl nicht genngsam in denjenigen Deutschen 
Staaten beachtet, in welchen seit dem Jahre 1815 die Verfas- 
sung der konstitutionellen Monarchie eingeführt worden ist. 
Diese Staaten behielten oder erhielten gleichwohl, wenigsten« 
zum Theil, Dieneredikte, welche dem Geiste der konstUationel- 
len Monarchie keineswegs entsprechen. 
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tritt, erstreckt mh sogar so weit, dafs es MoAer^em 
giebt, in weldiea überall nicht von Staatsdienem, son* 
dem nur von Dienern des Fürsten die Rede seyn kann. 
Daher sollte auch die Untersuchung , welche der Ge- 
genstand des Torliegenden Buches, des SSstra, ist, um 
ihrer Aufgabe vollstindig Genüge zu leisten, für eine 
jede der verschiedenen möglichen Arten einer Staatsv^«* 
fassung besonders gefuhrt werden Da jedoch diese 
Methode des Vortrages zu einer unverhältBirsmäfsigea 
Weitläuftigkeit fähren würde, ^o werde ich mich bei der 
Beantwortung der Aufgabe des vorliegenden Buches dar- 
auf beschränken, tJieils die vergleichungs weise allgemel-^ 
neu 8ät2;e, theil? die vornehmsten Modifikatioaen, mit 
welchen diese Satze nach der Verschiedenheit der Staats-»' 
veifassungen anj^uwenden sind, darzustellen. 



ERSTES HAÜPTSTÜCK. 

Van d0m 
Bechte, die SbMhämter %u beset%en. ^ j 

Wie schon oben') bemerkt worden ist, kann der 
Souverain, wenn auch, je nachdem die Staatsverfassung 
beschaffen ist, ein jedes andere Hoheitsrecht, dennoch nicht 
das Recht, die Staatsämter zu besetzen, schlechthin durch 
Andere ausüben lassen; er hat sogar die Eigenschaft d^s 
Souveraines in dem Grade mehr oder weniger, in^ wel-^ 
chem ihn die Verfassung ermächtiget, dieses Recht selbst 



1) W^nn ich io dief em nnd in den folgenden Hauptstncken des Tor- 
liegenden Buchee da« Wort: Dienstgewal,t gebrauche, so 
Terttehe ich darunter jederzeit nur dae Recht, die Staats ämter 
za besetsBen, Aach die Worte: Staatedienste, Staatsdie- 
ner, werde ich nur in dieser beschrankteren Bedeutung gebrau- 
chen. 

%) S. S. 117, 
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utntiittelbftr und unbeschränkt aui^^uüben. — AÜM dia^d 
gilt von einer jeden Staatsverfassung, wenn auch ntdht 
von einer jeden aus denselben Granden, tn derCrb- 
mönarchie 2. B. darf sich der Fürst der Ausübung det* 
Dienstgewalt um so weniger entänfsem, da er besond^s 
in dieser Gewalt das Mittel besitzt/ sich der Antiitng- 
licfakeit der Beamten an seine Person und an sein Haufir 
zu verstchem. Es kann daher diese Verfassung fcatiM ik 
einer kläglicheren Gestalt erscheinen, als wenn sie de« 
Grundsatz der Erblichkeit der Krone auch auf die Aemter, 
durch welche der Forst seine Hoheitsrechte ausübt, oder 
atfdi nur auf die wichtigeren und widitigsten Aemter er- 
sTtreckt. — Und doch hatten einst die Germanischen Staa« 
ten , in welchen sich die Lehnsverfassung voAstäHdig aus- 
gebildet hatte, also z. B. Frankreich, England, ]^eapd. 
das Königreich Jerusalem, Verfassungen dieser Art. jTar 
auch jetzt noch gehören Verfassungen derselben Art tddht 
gerade zu den Seltenheiten. So ist ein aus der Gegen- 
wart entlehntes Beispiel einer solchen Verfassung dr© 
Verfassung des Reiches Japan, eine Verfassung, die Ichf 
atcch deswegen hier heraushebe, Weil sie noch Sonst an 
die Zeitjen des Europäischen Blittelalteri^ erinnert. *) Äftör 
das Verdammiingsttrtheil , welches über die Verfasstfngeti 
dieser Ari aus allgemeinen Gründen auszusprechen ist, 
wird auch durch die Geschichte dieset Verfaiösungito 
bestätiget. — Die Lehnsverfessung der GermaniScfh^ii 
Staaten sanktionirte gewissermafsen, (wie die Verfas- 
sung der französischen Republik vom Jahre III ,3 den Wi- 
derstand gegen die höchste Gewalt im Staate. Denn das 
Obarhaupt des Slaates — oder der oberste Lehnsherr — 
stand zu seinen Vasallen, zu den unmittelbaren und zu 
den mittettaren VasaHen der Krone, nur in Einern fteehfe- 



*) Besonderi dadurch , dafs in Japan die geistliche und die widltliehd 
Geivalt Ton einander gesondert sind , Japan theils ein geisIKchet, 
theils ein weltliches Oherhadpt bat. — Vgl. aufser den Ifferken 
von Kampfer, Thunberg und Siebold: Mannen aild ca- 
«tom« of the Japanese in the 19th ccntury. Lond. 1841. 
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verbältnisse^ welches auf einem wechselseitigen Ter«- 
trage, (^auf einem contractus bilaieralis,^ ^^^ Lehnsver- 
trage, beruhte. Beide, der Lehnsherr und der Lehns- 
mann standen, wie Yertragspartheien überhaupt, in so fem 
einander gleich, als beide zur Verfolgung ihrer gegensei* 
tigen Hechte von demselben Mittel Gebrauch machen durf- 
ten^ Und dieses Mittel war die C.ewalt der Waffen. 
So inufste es aber in allen den Staaten, welche eine 
Lehnsverfassung hatten, zi; einem nie rastenden Kampfe 
zwischen dem Lehnsherrn und seinen Vasallen kommen. 
Und es hatte die Lehnsverfassung überall unaufhörliche 
Fehden unter jenen Partheien zur Folge. *} Denn an die 
i^telle des* Staatsvereines war unter seinen Mitgliedern 
^in völkerrechtliches Verhältnifs getreten. Je 
nachdem die eine oder die andere Parthei nach Beschaf- 
fenheit der Umstände das Uebergewicht hatte , fährte die- 
ser Kriegszustand hier zu einer gänzlichen Auflösung des 
Staates, dort zur Begründung einer absoluten Monarchie. 
(^Jenen Ausgang nahm der Kampf in Deutschland , in der 
liombardei, diesen in Frankreich. ^3} Zwar lag die 
Grundursache der verderbliehen Folgen, welche die 
liChnsverfassung hatte, indem Wesen dieser Verfassung 
und nicht darin, dafs die Lehne in den Germanischen 
Staaten mit der Zeit erblich wurden.*) Aber erst die 
Erblichkeit der Lehne brachte den Keim des Verderbens, 
4er schon in dem Wesen der Lehnsverfassung lag, zu 
meiner vollständigen Reife, ^war gebührt ferner dieser 



X) In der Gefchichte der LehnsTerfsssungen liegt zugleich eine Wir 
derlegong der l*beorie, welche einen Vertrag für den Recbti-* 
gffvnd der Staatfgevalt erklärt. 

I) Man Icanp hinzusetzen: Auch io England. Die Köpige aus dem 
Hause Tudor herrschten fast unbeschränkt. 

iS) In England, in dem K. Jerusalem wurden die Lehne gleich 
anfangs erblich yerliehn. Aber in diesen Reichen wurde die 
Lehpsverfassung planmäfsig eingeführt, — wie in den Krie^ 
gen der französischen ReTolution Frankreich seine Verfassung 
}n depi f on seinen Qeeren eroberten Ländern nachbildete. 
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Verfassung 9 auch wenn sie mit der Erblichkeit der Lehne 
\erbunden ist-^ oder vielleicht gerade unter dieser Voraus- 
setzung, das Lob, dafs sie, bei einem gewissen Zustande 
der bürgerlichen Gesellschaft, das einzige Mittel ist, wie 
sich im Staate wenigstens ein Schattenbild von Ordnung 
und Gesetzlichkeit darstellen läfst. (^Wie könnte sonst 
die Lehnsverfassung so häufig und bei einander im Üebri- 
gen so unähnlichen Völkern , wxnn auch bald so* bald an- 
ders gestaltet, in der' Geschichte vorkommen?} Aber 
dasselbe Lob kann auch der an sich fehlerhaftesten Verfas- 
sung gebühren. Eine jede Verfassung ist gut, wenn sie 
dem Bedürfnisse der Zeit entspricht, aus welcher sie her- 
vorgegangen ist. — Der Verfassung des Reiches Japan 
scheint zwar der Vorwurf , dafs sie für die Erhaltung des 
inneren FQedens keine genügende Bürgschaft enthalte, 
nicht gemacht werden zu können. Aber, um welchen 
Preifs ward dieser Erfolg erkauft ! In Japan waltet eiüe 
geheime Polizei, welche Alles übertrifft, was in Europa 
in diesem Fache geleistet worden ist. 

Jedoch, wenn auch eine Stsatsverfassung, welche 
den Souverain von der Ausübung der Dienstgewalt gänz- 
lich ausschlösse, ein Unding seyn würde, so ist doch die 
Frage: Wie weit, d. i auf welche Aemter kann und 
soll sich das Recht des Souveraines, die Beamten un- 
mittelbar zu ernennen, erstrecken? nach der Ver- 
schiedenheit der Staaten und ihrer Verfassun- 
gen, sehr verschieden zu beantworten. — Z. D. In der 
Monarchie kann diesem Rechte zuvörderst deswegen eine 
gröfsere Ausdehnung gegeben werden , als in der Demo- 
kratie, weil dasselbe — wegen des Unterschiedes, der 
2^wischen einem Einzelnen und einer Körperschaft in Be- 
ziehung auf eine jede Beschlufsfassung eintritt, — leich- 
ter in jener als in dieser Verfassung in Ausübung gesetzt 
werden kann."^} Sodann aber auch deswegen, weU die 

^ Jedoch hal raan in den V. St. von Nordamerika für die Erleich- 
terung der Wahlen dardi zwer1iinär«igo Wahlformen sehr riel 
ge'lhaa. 
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zur ^ehöri^en Ausäbung jenes Rechts erforderlichen Nach- 
richten leichter und besser von einem Einzelnen, als von 
Vielen , eingezogen werden können. >} Zwar ist die Be- 
merknng gemacht worden, dafs ein Volk bei der Wahl 
seiner Vertreter und Beamten am wenigsten zu irren 
pflege. *3 ^^^ ^Q d^^ "^^^^ spricht für diese Behauptung 
z. B. die Geschichte des Römischen Freistaates und die 
des Britischen Unterhauses. *) Wie könnte auch wohl ein 
Mann , welcher sich nicht auf irgend eine Weise auszeich- 
nete oder ausgezeichnet hätte, die Stimmen Vieler f&r sich 
vereinigen? Jedoch möchte dieser Vorzug der Demokra- 
tie, wenn er anders ein Vorzug dieser Verfassung ist, 
auf die obersten so wie auf die blos örtlichen Äemter zu 
beschränken seym ^3 ~" Eben so ist 'bei der Beantwor- 
tung der vorliegenden Frage der Unterschied zwischen 
gr ofsen und kleinen Staaten nicht aufser Acht %n las- 
sen. In einer grofsen Monarchie nöthigen den Fürsten 
schon die Grenzen, welche die Natur seiner physischen 
Kraft, der Kraft eines einzelnen Menschen, gesetzt hat, 
sich bei der unmittelbaren Ausäbung seiner Dienstgewalt 
an gewisse Regeln zu binden. In kleinen Monarchien 
werden leicht die Grundsätze durcli persönliche Rücksich- 



1) Cf w&re zu wuntohen, iah ans CrMchäfUiDäitMr tos deo ne- 
ehaaifelMn Vorth«ileB aBterrithteten » Ton welcben bei der aa- 
mittelbaren Ausübung der Dienstgewalt — zur Aufklärung des 
Gewissens des Fürsten — Gebrauch gemacht werden könne. So 
habe ich Ton Napoleon gelesen , dafs er allemal mehrere Aemter 
derselben Art zugleich vergab und dafs ihm zu diesem Bade 
Kandidatenlisten mit kurzen Bemerkungen über die einzelnen 
Kandidaten ''Torgelegt wurden. Schon die Vergleicbung dieser 
Bemerkungen unter sich führte dann zu Fragen and BrfäutO« 
rongen. 

f)r91acbi4iT. dise. Ifl, S4. 

f) Ber bdiannte Engländer Hunt. wurde nur einmal ine Unter« 
haus gewählt. 

4) Der Vorthcil , welchen Prefsfreiheit bei der Ausübung der Dienst- 
gewalt gewährt, kommt eben sowohl der Monarchie als jder De- 
mokratie zu statten. 
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ten in Schatten gestellt. -^ Die Hai^tsache ist md fcleibt 
immer die, da(b man dfe vorliegende Aufgabe in dem 
ZnsaamieBliange in Betrachtung zieht, m w^hem sie mU 
lemal mit der Frage steht ^ ob und in wie fem in d^ 
gegebenen Falle die Ausübung der MaehtyoUkmnnenbdt 
überhaupt durch die Verfassnngsgesetze zu beschrin- 
ken ^er nidit zu besehränken sey. In keiner Europäi- 
schen Monarchie ist wohl die unmittelbare Theilnahme der 
Krone an der Ausübung der EMenstgewalt so beschräiriLt, 
als in Grofsbritannien. Damin ist auch die Yerfassunff 
tiroisbritanmeas mehr die Verfassung eines Freistaates als 
^e einar Monarchie. Oodijst sie deshalb zugleich eine 
ä|tfttze dcja Throne. Denn ein Fürst darf vteUeidit — 
und nicht einmd immer — auf die Dankbarkeit dessen 
zählen, weMiem er ein Amt verliehen hat; gewife aber 
werden alle die, welchen der Beförderte vorgezogen wor«^ 
dra isl, über ein Imen widerfahrenes Unrecht mnrren. 

Die Dienstgi^walt mag nun von dem Skmveraine un- 
mittelbar c^er nur mittelbar, d. i. nur durch seine 
Vertreter oder Beamte ausgeübt werden^ unter der eine» 
und nirter der andern Voranssetxung ist bei der Ausübung 
d&esier Oiewalt der Qrund9at% zu befolgen: Ein je-* 
des Amt ist dem vergleiehungsweise Tauglich- 
sten und Würdigsten zu verleihn! *} 80 miü^dk 
auch dSes^r Grundsatz ist, so schwierig ist es doch, die 
Bedingungen zu erfüllet: • ' unter welchen er voHziehbfir 
und die Vollziehung desselben gesichert ist Denn es 
fragt sich erstena: Wie, d. i. an welchen Zeichen und 
duTck welche Mittel kann man di^ Tüchtigkeit zu einem 
Amte in denen ^atdecken, welche sich um ein Amt be- 
werben oder weiche, (off sind es die Besseren! 3 ^»^ 
sidi zu dem Amte gemeldet zu haben, zu demselben be- 



*) Das er«tere Wort boaieht sich auf die köriferlichen and iateilek- 
tnell«n, das letztere aaf die movaHschen Eig^ensohaften. Wo in 
4em vtodiegenden Bsclia dat. Wort : Tuisiitigkeit gebraacM 
wird , begüeift ea alle diese EigensDhalten In sicli. 
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fSrdert za werden verdienen? und %weiten9: Wie kann 
man verhindern, dafs nicht, sollte auch die erste Frage 
nicht zweifelhaft seyn, eine« dem obigen Grandsatze 
fremde oder widerstreitende Rücksicht oder auch blose 
Laune das Amt demjenigen verleihe, welcher seiner Tüch- 
tigkeit nach anf dasselbe keinen Ansprach machen könnte? 
So wie aber bei der Ausübung der Dicnstgewalt, in der 
ersteren Beziehung, leicht aus Irrthum gefehlt werden 
' kann, denn wer vermag den moralischen und auch nur den 
intellektuellen Werth Anderer mit vollkommener Sicher- 
,heit abzuwägen? — so ist dieselbe Gewalt, in der letzteren 
Beziehung, der Gefahr des Mifsgebranchs aus mehr 
als einem Grunde besonders unterworfen. — Ich beschränke 
mich jedoch hier« einstweilen auf die Erörterung der zwei- 
ten Frage. Von der ersten Frage weiter unten, im 
II. Hauptstücke. 

Die Dienstgewalt ist der Gefahr des Mifsgebranches 
besondei^s ausgesetzt. — Zuvörderst schon deswegen, 
weil die Unsicherheit des Urtheiles über die relative Tüch- 
tigkeif derer, welche auf das Amt Anspruch machen kön- 
nen, leicht zu dem Irrthume verleiten kann, als ob die 
Verleihung eines Amtes eine blose Gnadensache sey, also 
zu demselben Irrthume, welcher sich bei dem Rechte des 
Staates, das Verdienst zu belohnen^ wiederholt. — Sodann 
aber sind nicht alle die Rücksichten, welchen es beizu- 
messen seyn kann, dafs das Amt nicht gerade dem Wür- 
digsten zu Theil wird, an und für sich betrachtet, in glei- 
chem Grade verdammlich. Es ist denn doch z. B. ein Un- 
terschied, ob, bei ohngefähr gleichen Ansprüchen, der- 
jenige den yorzug erhält, welcher des mit dem Amte ver- 
bundenen Einkommens mehr, als sein Mitwerber, bedarf, 
oder derjenige, welcher sich blos durch ein mit dem Amte 
in keinem Zusammenhange stehendes Talent vor seinem 
Bfitwerber empfiehlt. Auf jeden Fall wird durch diesen und 
durch einen jeden ähnlichen Unterschied das Festhalten 
an dem in Frage stehenden Grundsatze mehr oder weni- 
ger gefährdet Es giebt andere Rücksichten, welche,. 
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nach demselben Gnindsatze^ zwischen den rechtmäfsigen 
und den widerrechtlichen schwankend, desto verföhreri- 
scher sind. Da der vorliegende Grandsatz nicht den Sinn 
hat, als ob der an sich Tauglichste, sondern nur den, 
dafs dejr nach dem Geiste der Verfassung Taag* 
lichste bei der Anstellung und Beförderung im Staats- 
dienste vor seinen Mitwerbern der Vorzug verdiene,*) 
80 ist der Einflafs, welchen in allen Germanischen Staa- 
ten die Familienverhältnisse derer, welche sich dem Staats«^ 
dienste gewidmet haben, auf ihre Erfolge ausüben, nicht 
schlechthin, sondern nur in so fern, als er Ziel und Mafs 
liberschreitet , verwerflich. Er ist nicht schon an sich 
verwerflich; der Familiengeist, auf welchem fer beruht, 
eine Folge von dem Gesetze der Einehe, welches in den 
Germanischen Staaten Rechtens ist, ist vielmehr die Hanpt-* 
Ursache, warum die Angelegenheiten dieser Staaten bes«* 
ser', als die derjenigen Staaten , in welchen die Vielwei^ 
berei erlaubt ist, z. B. die der Mohammedanischen Staa- 
ten, geleitet und verwaltet werden. Eine bestimmte 
Scheidlinie aber zwischen einer erlaubten und einer nicht 
erlaubten Berücksichtigung dieses Geistes der Germani- 
schen Staatsverfassungen lärst sich , was die Ausübung 
der Dienstgewalt betrifit, so wenig ziehn, daHs eben des- 
wegen die Gefahr eines Mifsgebrauches, welcher in die-* 
ser Hinsicht von der Dienstgewalt gemacht werden kann , 
desto gröfser ist — Endlich kann die Ausübung dieser 
Gewalt dem vorliegenden Grundsatze auch durch alle die 
Ursachen abwendig gemacht werden , welche das form-t 
liehe (^oder positive) Recht überhaupt dem wirklict^n so 
häufig entfremden. — Alle diese Gefahren aber bedrohen 
die rechtmäfsige Ausübung der Dienstgewalt um so nach-^ 
drücklicher, da diejenigen, welche sich unt ein Amt.be-« 
werben, bald aus Mifstrauen in ihre Ansprüche, bald in 



*) Daft also s. B. in Grofsbritannien mit dem Minifterium logleich 
auch die übrigen höheren Beamten wethaeln, steht mit dfeeem 
Gfundiatze keinetwegea im Widerapruche. 
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der Absidit, die Kinste ihrer Mitwerber zu vereitelii, 
bald gewitmgH dorch die firfahnm^en, welche tsie bei 
froheren fielegenheiten geiaacfat haben, Alles aufzähle'- 
then pflegen, um den Soaveraiii oder iten Patron des Am- 
tes fiber die für ihre Bewerbang sprechenden Gr^onde zu 
tiuschen oder ihn von seiner schwachen Seite anzugrei- 
fen. — Uehrigens ist die Ansübmig der Dienstgewidt al- 
len diesen Ge&hren in einer jeden Staatsrerfassung, 
wenn auch in der einen mehr in der andern weniger, ans- 
gesetzt. Auch die Mittel, durch welche- das Recht in der 
vorliegenden Beziehung gebeugt wird , sind nach der Yer«- 
ncbiedenheit der Staatsverfassungoi oft mehr dem Namen 
als der Sache nach von einander verschieden. Die Yolks- 
fobrer, die Demagogen sind die Hofieute der Demokratie. 
Fnrst^igunst wird durch dieselben Mittd erworben und 
behauptet, ist eben so hinfällig, wie Yolksgunst Die 
Sprache, in welcher man zn dem Volke zu sprechen hat, 
ist nur eine Uebersetznng der Hofsprache. l)aher in der 
neueren Geschichte Frankreichs die vielen Beispiele, da& 
die wäthendsten Demokraten sp&terhin die krie^endsten 
Förstendiener , wurden. 

Mit der Grölse und Dringlichkeit der Gefahr des Mifs* 
gebraucfas, welcher von der Dienstgewalt gemacht werden 
kann, steht die Nothwendigkeit im Verhaltnifid, diese Ge- 
fahr ba Wege der Gesetzgebung zu beseitigen,* oder zu 
mindern. Fragt man nun, wie dieser Zweck erreichbar 
und zu erreichen sey, so sind v«r alleh Dingen folgende 
zwei Fälle zu unterscheiden: Entweder wird das Recht 
der Amtsverleihnng ([sdilecbthin oder beziehungsweise) 
von dem Souveraine selbst, oder es wird, im Auftrage 
des Sonverains^ von einem seiner Beamten ausgeübt. ([Ein 
dritter Fall , r- da an der Besetzung eines Amtes sowohl 
der Souverain als einer seiner Beamten Theil nimmt^ -* 
ist beziehungsweise sowohl nach den von dem ersten als 
nach den von dem zweiten Falle geltenden Grundsätzen 
zu beurtheilen.) Unter dem ersten Falle ist übrigens auch 
der Fidl begrilTen, da die Aemt^ oder gewisse Aemter 
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von dem Repräsentanten des Sonverames^ also z.B. 
in der repräsentativen Demokratie von der Yersammlan^ 
der Volksvertreter j besetzt werden. 

Sowohl in dem einen als in dem anderen Falle kann 
nun für jenen Zweck von dem Mittel Gebrauch gemacht 
werden, dafs die Ausübung der Dienstgewalt an 
gewisse konstitutionelle Formen gebunden 
wird. Auch ist dieser Plan bereits oft, bald um diesem, 
bald um einem andern besondern M ifsgebrauche , welche 
von der Dienstgewalt gemacht werden könnte ^ vorzubeu- 
gen, ins Werk gesetzt worden. — Man hat z. B, in der 
Demokratie, — deren schwächste Seite die Gerecbtigkeits- 
pflege ist, ^3 — um zu verhindern, dafs nicht die Wahl 
der Richter eine iPartheisache würde , das Recht des Vol- 
kes, seine Richter zu wählen, zuweilen auf eine Vor- 
wahl, d. i. auf die Bezeichnung derer, welchen das Rich- 
teramt übertragen werden könne, beschränkt, so daf^ die 
endgültige Wahl dem Loose überlassen blieb. '^ In dw 
Deutschen Bundesstaaten kommen Fälle vor, dafs, wenn 
e|n Amt erlediget wird, die dem Amte unmittelbar vor- 
gesetzte Behörde oder das Collegium, in welcheiik die 
Stelle erlediget worden ist, das Recht hat, der höheren 
oder höchsten Behörde einige Personen für die Wieder- 
besetzung des Amtes vorzuschlagen. — Jedoch hüte man 
sich, von diesen und von ähnlichen Mitt,eln zuviel zu er- 
warten. So wenig ein Mensch^ blos von Arzneien leben 
kann, so wenig kann eine Verfassung ihre Fortdauer blqis 
der Kunst verdanken. Hilf dir, so wird dir Gott helfen! 



1) Vgl. Tac. Annal. XII, 60, ~ Dagegen ist die Bärgtchaft , weiche 
die demokratische Verfassung für die Selbstständigkeit der Ge- 
richte leistet, der GlaOKpuäitt dietev Verfassnag. JsstUift re- 
gfioram Inndameiitiiiii. 

^ So^in Atbeo. S» Pott er, Archaeolog^ Graeca. L. I cafi. XI. 
-^ ämsh Tordieivt hier im^ iritdbiitscbe HarfcooMBeB der Akten- 
TcneAdoog erwähnt ku werden. Uebe^des Urspraag cliasat Her- 
komment ■. Kop p, Terfassaog der geiitliphen uadCiTÜ-Clarichte. 
i, 215 
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sagt ein bekanntes Spräehwort. Das Aeufserste, was 
die &[inst in Beziehung auf die vorliegende Aufgabe ver- 
sucht hat, war vielleicht das Gesetz , welches in dem Frei- 
staate von Venedig für die Wahl des Dogen bestand* 
Das Gesetz schien sogar die Möglichkeit einer plan- 
mäfsigen Leitung der Wahl oder die einer Beeinträchti- 
gung der Stimmfreiheit der einzelnen Wähler auszu- 
schliefsep. Und dennoch wurde die Wahl eines Dogen 
von den mächtigsten Familien des Venetianischen Adels* 
jedesmal mit der vollkommensten Sicherheit auf ein be- 
stimmtes Individuum gelenkt ! ^3 

Das andere Mittel zur Verhinderung einer rechtswi- 
drigen Ausübung der Dienstgewalt, — das Mittel, wel- 
ches in dem Rechte des Staates, gesetzwidrige Handlun- 
gen überhaupt zu bestrafen, liegt, — ist nicht in 
demselben ^ Umfange, wie das obige, anwehdbar. Von 
diesem Mittel kann nur in dem zweiten und nicht in 
dem ersten Falle Gebrauch gemacht werden. 

Nicht in dem ersten Falle, also nicht, wenn und in 
wie fem der Souverain selbst die Dienstgewalt ausübt. '3 
— Dafs dieser Satz unter der Vorraussetzung gelte, dafs 
in der Monarchie der Monarch, in einem Freistaate die herr- 
schende Körperschaft, der Adel oder das Volk, als Ge- 
sammtheit die Aemter oder gewisse Aemter vergiebt, 
bedarf nicht erst eines Beweises. Denn, entweder ist das 
Recht überall nur ein Geiankending , oder das Herrscher- 
recht mufs eben so unbedingt seyn , wie das Rechtsgesetz, 
auf welchem es beruht. ') — Derselbe Satz aber gilt — in 
einem Freistaate — auch voa einem jeden einzelnen 



1) S. Le Bret^ Vorleaangen über die Statistik. I. Th. Venedig. 
Staittg. 1788. D a r a , Geschichte de« Freistaates tob Venedig. 

2) Vgl. oben Bd. III. S. 282. Das Folgemde ist nur eiae Anwendung 
oder Ausdehnung der schon dort, in einer anderen Besiehung, 
anfgesteliten Cmndsatsc. 

3) Die MachtTonkommenbeit ist das in concreto, was das Rochta- 
gesets in abstracto ist* 
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Mitgliede der herrschenden Körperschaft. Was das ein^ 
zelne Mitglied dieser Körperschaft, als solches, 'J ge-^ 
than, wie es ^. B. bei der Wahl eines Beamten (ms ir- 
gend einem Grunde} gestimmt hat , das ist eben so rechts- 
kräftig und mithin eben so unsträflich, wie wenn es die 
Handlung der Gesammtheit ([oder der Mehrheit 3 wäre« 
Denn die Machtvollkommenheit oder Souverainetät ist ein 
untheilbares Recht. ^) Das Staatsbürgerrecht ist mit-» 
hin die SiouVerainetät selbst, wenn es auch, als das Recht 
eines Einzelnen, in der Ausübung durch das gleiche 
Recht der übrigea Staatsbürger beschränkt wird. ') — 
Wenn hiernach weder der Souverain noch der einzelne 
Staatsbürger wegen eines Mifsgebrauches, welchen sie 
von der Dienstgewalt gemacht haben, verantwortlich sind, 
so können eben so wenig diejenigen, von welchen sie zu 
einer solchen Handlungsweise bestimmt Worden sind, 
deshalb zur Verantwortung gezogen werden, vorausge«« 
setzt jedoch, dafs deren That nicht als ein Verbrechen 
des gemeinen Rechts, z. B. als eine Geyvaltthätigkeit, 
oder in Bez^iehung auf eine besondere Eigenschaft des 
Thäters, z. B. zu Folge des von dem zweitep Falle 
geltenden Grundsatzes, strafbar ist. -- Zu denselben Re- 
sultaten gelangt man, wenn man die Geschichte delr po*^ 
sitiven Strafgesetze zu Rathe zieht, welche sich auf die 
vorliegende Aufgabe beziehn. Diese Gesetze wurden al^ 



1) Als aolchefl -- dend ea kann zugleich noch eine andere fechtHche 
Eigenschaft haben, die eines Beamten, welcher hei der Wahl 
gewisse Amtspflichten zu erfüllen hat. 

2) S. oben Bd. I. S. 88. 

3) Hieraus folgt zugleich: Wenn ein Volk so aassturhe^ dafs nur 
ein Staatsburger übrig bliebe , so würde dieser der Herr oder 
Eigenthumer des Landes seyn. — Ferner: Die Zahl derer, welche 
in einer Volksversammlung etc. erscheinen , ist fär die Recht«- 
kriift der Beschlüsse die Versammlnng an sich gleichgültig. Die 
Verfassongsgesetze, welche ein Minimum bestimmen, berohen 
nicht aaf einem Rechtsgrande , sondem nur auf rationiboa ntili- 
fotis pdblicac. 

Eaehariä, wnn ßUutte. Ti. 18 
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gfi^zt^ "^ ^^^ sicheres i^^H^^n^ dars ^i^ entweder 4w 
(Ii^niögiictie yersacliteu, ocjerein (l^t beschrankten, dM 
$1^ nicl^ hm^n beschränken spllen« — Uebrigens ver- 
iSitfht ^s sich von selbst, dafs hier nur von der recht- 
li((;h,^i^ vniji nicht von der moralischen V^antwortlich- 
l^^t i^r die Nicbtbeobachtung des Grundsatzes , dafo ein 
A^iff,\ 4^191, ll'ücbtigsten zu verleihen s^y, die Rede war. 
Ilaii k%uu 30gar behaupten, dafs diese moraliscbe Verant- 
^Ollf^ichkeit desto gröfs^ ist^ weil sie nur relativ nicht 
die £i||^nschaft einer rechtlichen Verantwortlichkeit hat* 

Wohl ^er li^s^A der Staat von «leuier $tfa%ewaU in 
i^ ^weiten Falle Gebrauch machen ^ also geg^n seine 
iffi^f^t0^J w^mi und in wie fern jiese, mit der AusAbaag 
^^ Qie^fi^gewall; beauftr^t, den vorliegende« Grundsatz 
v^rletzlj Ipaben, SjO wie gegen diejenigen, \oa ^^ekhes 
§ie i(erleitet worden sind* O 

Sfi&t Qpmjii'i warum hi^r in dem ersten Falle nicht; 
\fifL^ ^ifüeir strafbaren llandlung die Rede seyn konnte, t*- 
dJif Njicht\eraijLtwQrt^Qhkeit des Souveraines, — hat mit 
4^m^ s^weiten Falle nichts zu schaffen. Der Bei^e, 
\v:elch^r eii;! Amt zu vergeben hat, ist nur ein Treidbänder, 
(^^ trußte^,3 er ist alao für di^ gehörige Verwaltung dteaeis 
jj^ ^Hvei^traiften Gutesi ganz so , wie für eine jede amfere 
Amtisbandlungverantwortlich^*} — Die Frage isl also nur 



1) JD^f Satz: tn^^nta lege invenfa fraas est, gilt ioibeaondere Ton 
«iem GetetzieB dieser Art Die Gesetze g;ege^ de^ aiubUa« haben 
in Grorsbritannien dasselbe Schicksal , das sie einat im Rötni- 
mischen Freistaate hatten. Anch die Reform Act hat wenig 
oder nichts gebessert. 

2); Jj^ nachdem in diesem, Falle die ers.teren. strafbar sind oder 
niciM« gilt dasselbe in demselben Falle auch ¥on den letzte- 
rti.B^ Bah^r vi cd in dem Folgenden immer nnr Ton den erste- 
1^9 die^r l^ede seyn. ^ I^e Slcbvi/tsteller nber das „crimen . am- 
l|itufif.'V l^Qfriedig/^n keineswegs. (Man indet sje angeführt in: 
^ e, Q, Q r^ 1| a <^ b ^ Lehr b ncl^ des . peiniicheB . Recht»« N. A . « § . 188. 
47». c.) ' . ' 

<^) Die ka^olischa Kirche erklärt die Simoaia achleckthinv, — 
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die: Ist der Grundsatz, dafs bei ^er Verleihung einie» Am* 
tes dem Tüchtigsten der Vorzug gebühre, und in wel* 
chem Sinne ist er überhaupt , Qd. l auch in Beziehung auf 
den ersten Fall, wenn er auch in Beziehung auf diesen 
Fall nicht besonders in Betrachtung gezogen zu werden 
brauchte,} ein Rechts grundsatz? Wenn und in wie fern 
er diese Eigenschaft hat, ist auch der Beamte strafbar^ 
welcher ihn verletzt hat. 

Dei" ofterwähnte Grundsatz ist nun nicht in dem Sinne 
ein Rech ts grundsatz, dafs derjenige, welcher ein Amt 
zu vergeben bat, schon dann widerrechtlich handle, wenn 
er das Amt zwar dem Tüchtigsten verleihe, hierzu jedoch 
durch die vorzüglichste Tüchtigkeit der Beforderten ent- 
weder nicht allein oder selbst überall nicht, sondern 
noch aufserdem oder auch allein durch eine andere Rück-^ 
sieht bestimmt worden sey. S p gedeutet ist der Grund- 
satz zwar ein Geboth der Moral, aber nicht eine Rechts-^ 
regel. Denn der Staat ist überhaupt nur die That und 
nicht die Gesinnung zu strafen berechtiget. In male^ 
ficiis non voluntas, sed exitus spectatur. ^) Wohin müfste 
es auch kommen , wenn der Grundsatz , s o -gedeutet, ei-* 
ner Strafgesetzgebung zur Richtschnur diente? Wird 
nicht der Wille des Menschen fast immer zu einer und 
derselben Handlung durch mehr als eine Triebfeder be-' 
stimmt? und ist es so leicht, ja oft auch nur möglich, das 
Gewebe dieser Triebfedern in seine einzelnen Fäden auf- 
zulösen? — Aus denselben Vordersätzen kann übrigens 
noch die Folgerung abgeleitet werden , dafs, wenn nur 
das Amt dem Tüchtigsten verliehen worden ist , der Patron 
des Amtes auch nicht wegen der Beschaffenheit der 
Gründe, welche ihn zur Verleihung des Amtes bestimmt 



d. 1. Ton wem sie anch begangen verde , — für ein Vergebn . 
Dean nach der Verfatauag« dieser Kircke ist das Recht, ein geist-* 
liebes Amt zu vergeben, schlechthia nnr eine Trenhäadcr- 
Schaft, nar a tratt. 

♦) S. oben Bd. IV. S. 3SS. 
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hAben, zur Strafe gezogen werden kann.^ Mögen diese 
Grunde auch noch so unerlaubt gewesen sejn^ sie haben, 
als solche, auf die rechtliche Beurtheilung des Falles kei- 
nen Einflufs. Femer, man nehme den entgegengesetzten 
Fall, dafs das Amt nicht dem Tüchtigsten verliehen wor- 
den ist, auch dann ist die Beschaffenheit jener Gründe nur 
unter der Voraussetzung, dafs die That schon für sich 
und abgesehn von ihren Triebfedern strafbar ist , und hur 
nach derjenigen Theorie des Strafrechts , welche bei der 
Zumessung der Strafe d. i. bei der Anwendung der ge- 
setzlich gedrohten Strafe auf den einzelnen Fall zugleich 
die Unsitth'chkeit der Handlung berücksichtiget 4^"), und 
mithin nur bedingungsweise , in Anschlag zu bringen. 

Wohl aber ist der vorliegende Grundsatz in dem 
Sinne ein Rechtsgrundsatz, in welchem er sich blos auf 
die objective Beschaffenheit einer Amtsverleihung be- 
zieht Ein Beamter, welcher, berechtiget, ein gewisses 
Amt zu verleihn, dieses Amt (^dolo vd culpa} nicht dem 
Tüchtigsten verleiht , handelt deswegen und nur deswegen 
widerrechtlich, weil seine Handlungsweise — äufserlich, 
A i. ihren Folgen nach — die Rechte Anderer beeinträch- 
tiget, was ihn auch zu dieser Handlungsweise bestimmen 
möge. Er beeinträchtiget so die Rechte Anderer, — theils 
die Rechte derer, welche auf das Amt einen besser be- 
gründeten Anspruch , als der Beförderte , hatten , theils 
die Rechte des Gemeinwesens, welches bei der gehörigen 
Ausübung der Dienstgewalt unmittelbar betheiliget ist. Er 
handelt also strafbar. Die Gewissenspflichten des Souve- 
raines sind l^eziehungsweise Qd. i. so weit sich ^ie Amts- 
gewalt eines jeden einzelnen Beamten erstreckt,) Rechts- 
pflichten seiner Beamten. 

Aber, so fest auch in dem zweiten Falle die Straf- 
barkeit der Handlungen , durch welche der oftgedachte 
Grundsatz verletzt wird, an und für sich ([oder in 
thesi) steht, so zweifelhaft ist es doch, ob auch die po- 



*) Also , nach der „Warnungstheorie/' S. Bd. IV. S. 810 ff. 
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sitiven Gesetze die. Handlungen dieser Art mit einer 
Strafe zu bedrohen haben. 

Der Zweifel entsteht nicht daher^ dafs das in Frage 
stehende Vergehn eben so leicht verschleiert, d. i. in ein 
an sich erlaubtes Geschäft, (z. B. in eine Wette,} einge- 
kleidet 9 als schwer entdeckt und , entdeckt , erwiesen wer- 
den kann. Wenn auch , aus dem einen und aus dem an-, 
dern Grunde, zu befürchten ist, dafs das Yergehn weit 
häufiger begangen als bestraft werden wird, und wenn 
es auch keinesweges erlaubt ist, das Vergehn, je schwie- 
riger die Bestrafung desselben ist, mit einer desto härte- 
ren Strafe zu bedrohn, so ermächtiget doch alles dieses 
nicht zu der Folgerung^ dafs das positive Recht die Hand- 
lungen, welche unter diesem Yergehn begriffen sind, gänz- 
lich straflos zu lassen habe. Denn schon das Verdam- 
mungsurtheil , welches die Gesetze über eine gewisse 
itandlung aussprechen , indem sie dieselbe mit einer Strafe 
belegen , hat seinen Werth , sollte auch die Vollstreckung 
dieser Gesetze noch so schwierig seyn^ 
I «Sondern der Zweifel ist der, dafs sich der in 
Frage stehende Grundsatz seinem Wegen nach 
nicht zu einer Regel für das richterliche Urtheil 

— und mithin nicht zu einem Principe der Gesetzgebung 

— eignet. Der Grundsatz bezieht sich nicht auf die 
Fälle, in welchen die Gesetze das Recht, zu einem gewis- 
sen Amte befördert zu werden, von gewissen äufserlieh 
erkennbaren Merkmalen oder Eigenschaften abhängig 
gemacht haben , z. B. von dem Alter oder von dem Stande 
oder von den Vermögensumständen der Bewerber. (^Dafs 
eine in Beziehung auf die Fälle dieser Art gesetzwidrige 
Verleihung eines Amtes strafbar sey, ist keinem Zweifel 
unterworfen.} Er handelt allein von dem Falle, da nicht 
der Tüchtigste befördert* worden ist. Kann sich aber 
derjenige, welcher einer Verletzung dieses Grundsatzes 
beschuldiget wird, nicht jederzeit mit einem Irrthume und ' 
mit der Verjeeihlichkeit seines Irrthumes entschuldigen? 
Läfst sich über die relative Tüchtigkeit Mehrerer^ welche 
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sich um dasselbe Amt bewerben oder auf dasselbe Amt 
Anspruch machen können, überhaupt ein rechtskräfti- 
ges Urtheil fällen? Würde man also nicht, wenn man 
dem Richter gestattete, wegen der Handlungen, welche 
nach seiner Ansicht gegen den vorliegenden Grundsata^ 
verstfefsen, eine Strafe zu verhängen, der richterlichen 
Willkühr Thür und Thor öffnen? Ich wüfste nicht, wie 
sich dieser Zweifel oder diese Einwendung heben liefse. 

Wenn und da nun einerseits das in Frage stehende 
Vergehn d. i, die Verletzung des Grundsatzes, dafs ein 
Amt dem Tüchtigsten zu verleihen sey, nicht von den po- 
sitiven Gesetzen bestraft werden kann , weil sich dasselbe, 
seinen thatsächlichen Beziehungen nach (oder in Bezie- 
hung auf seine Erweislichkeit^ nicht zur richterlichen Be- 
urtheilung eignet, und da andererseits eine jede an sich 
strafbare That auch von den positiven Gesetzen mit einer 
Strafe belegt werden soll, so bleibt nichts übrig, als auf 
ein Mittel Bedacht zu nehpien, durch dessen Anwendung 
jenes Vergehn, da es nicht direkt erweislich ist, indi-» , 
rekt erweislich gemacht wird. Diese Aufgabe läfst sich 
nun so lösen: Die Gesetze können und sollen das in Frage 
stehende Vergehn d. i. die Verletzung jenes Grundsatzes 
in so fem bestrafen , als der Patron des Beamten zur Ver- 
leihung des Amtes ^J durch eine Triebfeder bestimmt wor-^ 
den ist, aus deren faktischer Beschaffenheit die Vermu^ 
thung als eine praesumtio facti hervorgeht, dafs er das ' 
Amt nicht dem Tüchtigsten verliehen .habe, und indem 
sie diese praesumtio facti in eine praesumtio juris et de 
jure verwandeln, — indem sie also z. B. denjenigen mit 
einer Strafe bedrohen, welcher für die Verleihung eines 
Amtes ein Geschenk in Geld oder Gut angenommen hat. 
Die Gesetze können auf diese Weise verfahren, obwohl, 
wie oben gezeigt worden ist, die Triebfedern einer That 



*} All» -* dart daa Amt vMlicIi TerUehen worden tey» gehört 
aUemal sam Tbi^tbeMaade d^» Verfebem. Tg), olien Bd. |T. 
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nach Rechtt^rmdsflteen nicht strafbar ^itd. DtoH mk^ 
mehr wird nicibt die Triebfeder der That^ soüdent ii& iThAlt 
selbst bestraft 5 die Triebfeder aber httr zttr BejE^rändäil^ 
der Recbtsvermathnng gebraucht, auf w^Ii^hör alt 
Strafbarkeit der Tbat beruht. Di^ Gesetze habiön di^i^M 
Weg einziiseblagen,. weil sie, verpflichtet 5 die an iitHh, 
strafbare That, die gleichwohl nicht direkt erwiesen Weif^ 
den kann, zu ahnden, indem sie diesen Weg einst^hlrigen^ diäii 
Richter in den Stand setzen kennen, den Beweis indi- 
rekt zu fähren. Es versteht sich übrigens von sälMt, 
dafs die Thatsache, aus welcher jene Vermuthung ab^e^ 
leitet werden soll, von der Bedchaffienheit S($yn nturs, däft 
sie, für sich betrachtet*, eineil direkten Beweis zulafst. 
Man wird dieser Deduktion der Strafbarkeit ^iä^i 
MifsgebriracheS) welcher von der Dienstgewalt geiäätht 
wird^ vielleicht torwerfen, dafs sie denn doch nicht i^ 
einem eigenthüfnlichen für die Gesetzgebung brauchbfii*eti 
Resultate führe, — dafs es am Ende einerlei sey, ob da^ 
Gesetz die Verleihang eines Amtes wegeri dei* Wider- 
rechtiichkeit der Triebfedern, welche deft Patron des Am- 
tes bestimmt haben, geradezu oder nur folg^rung^- 
weise toit einer ^Strafe bedrohe. — Allein der üntersChlfrd 
ist det*: Wenn man die Strafbarkeit des in Frage stehen- 
den Vergehns von der Widerrechtlichkeit der Triebfederii, 
welche» die Verleihung des Amtes zuzuschreiben ist, un- 
mittelbar abhängig macht, so hat man überall hichf ein 
festes Anhalten bei der dieses Vergehri betreffendeh S^af- 
gesetzgebung. Denn wo ist die Scheidlinie zwischen er- 
laubten «nd nicht erlaubten Triebfedern zttr Yerleibung 
eines Amtes? Ist nicht diese Scheidlinie von dem p^iti- 
ven Rechte selbst allererst zu ziehn ? Dahingegen lätfH 
die obige Dednktianri die Frage, ob gewissen Triebfederh 
nnd welchen der Vorwurf der Widerrechtlichkeit gemacht 
werden köime, sogar g.änzlich an ihren Drt gestellt ^fd. 
' Sie b^rachtet die Triebfedern der Verleihung eines Amf^fs 
nur ihrer faktischen Beschaffenheit nach d. i. nctf ttB)l^- 
ziehmg auf die Frage, ob ans ihnen, so wie die als Th^äfh 
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Sachen beschaffen sind, die Vermutiinng d^ Widerrecht* 
lichkeit der T hat, (^die Y ermuthong , dafs bei der Yarlei** 
hang des Amtes der ofterwähnte Grundsatz verletzt worden 
sey ,3 hervorgehe. Sie erinnert zugleich ihrem Wesen nach 
an die Nothwendigkeit, in einem das in Frage stehende Ver- 
gehn betreffenden Gesetze die Fälle einzeln aufzuzählen, 
in welchen die That kraft der aus ihrer Triebfeder hervor- 
gehenden praesumth» facti et juris strafbar seyn soll. 

Jedoch, so gewifs auch die positiven Gesetze das 
Vergehn des Mifsgebrauches der Dienstgewalt in dem 
zweiten Falle nach Masgabe der obigen Deduction he^ 
strafen können und sollen, so ist doch die Bürgschaft^ 
wjelche in der Bestrafung dieses Yergehns für die Voll«- 
Ziehung des Grundsatzes liegt, dafs zu einem Amte der 
Tttcjitigste zu befördern sey, eben so wenig sicher und 
ausreichend,. als die, welche für die Yolkiehung dessel- 
ben Grundsatzes die Formen jier Staatsverfassung leisten 
Mnnen und zu leisten haben. Desto höher ist ein anderes 
demselben Zwecke entsprechendes Mittel anzuschlagen, 
welches, wenn es schon nur indirekter ^rt ist, auchjei^e 
Bürgschaften keinesweges entbehriich macht, dennoch 
nicht weniger wirksam ist, — die Offenkundigkeit 
(^oder Publicität^ der in die Ausübung der Dienstgewalt 
einschlagenden Thatsachen und Regierungshandlungen, 
der Einflufs, welchen durch dieses Mittel die öffent- 
liche Meinung auf die Ausübung jener Gewalt erhält. 
Wenn das Römische Volk wegen der Umsicht gelobt wor-* 
den ist, mit welcher es seine Obrigkeiten wählte, so ver- 
dankt es dieses Lob dem Einflüsse, welchen die öffentliche 
Meinung auf die Yolkswahlen besonders so lange hatte, 
als das Wahlrecht auf die Bürgerschaft und auf die näch- 
sten Nachbarn der Stadt Rom beschränkt war. Die wei- 
tere Ausdehnung des Römischen Bürgerrechts war für den 
Untergang des Röouschen Freistaates auch deswegen ent^ 
scheidend, weil sich nun in dem über eine grofse Fläche 
zerstreiiten Volke eine öffentUche Meinung desto schwerer 
bilden konnte. Wenn die Angelegenheiten des Britischen 
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Reichs, mitten unter den heftigen Partheikimpfen, den- 
noch bisher mit so grofsem Erfolge geleitet worden sind, 
so dürfte diese so Vielen, wenigstens auf dem Enropäi- 
schen Festlimde, auffallende Erscheinung hauptsächlich 
aus dem Stimmrechte abzuleiten seyn, welche^ in Grofs- 
britannien die Druckerpresse bei der Besetzung der Staats- 
ämter hiat. 



ZWEITES HAÜPTSTÜCK. 

Von der 

Verlrinjiächkeii «tir Annafune und Verwaltung emeä 
Staatsamieg 

von den StaafsänUem als Lasten. 

Es ist, besonders von mehreren Deutschen Schrift- 
stellern, *3 ^1^ Behauptung angestellt worden, dafs die 
Annahme und die Verwaltung eines Staatsamtes nicbt 
eine Rechts- oder Zwangs Verbindlichkeit der Ünter- 
thanen sey. Diese Behauptung steht xwieder mit der «Theo- 
rie in einem wesentlichen Zusammenhange, welche die- 
selben Schriftsteller über das Verhältnifs zwischen dem 
Staate und seinen Beamten überhaupt aufstelle ,^ — 
mit der Theorie, nach welcher diesem Verhältnisse ein 



*) S. Kl ab er, öffentliche! Recht dea teatschen Bande« aod der 
teotschen Bandesstaaten, g. 404. 406. and die daselbtft a. Sehr. 
^ So sagt Kl aber: „Zwingen kann der Staat seine Butger an 
intellektuenen Staatsämtern in der Regel nicht §. 404. ( Die 
Aasnabmen, welche diese Regel leide, ^werden nicht namhaft 
^gemacht.) „Die wechselseitigen Rechte zwischen dem Staate and 
dem Staatebeamten sind savörderst ^a bearthetleii ans den Sti- 
palationen des DienstVertrages; dann, aas den, die Stelle 
einer Uebereinkanft vertretbnden, Staatsgesetaen; 
endlich, aas der Natar des gegenseitigen Verhältnisset.** 
§. 406. 
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Vertrag zum Gmnde liegt. Sie ist sogar die Grund- 
lage dieser Theorie. Denn, stände der Eintritt in den 
Staatsdienst nicht in dem freien Willen der Staats- 
diener, wie könnte wohl ihr Verhältnifs zum Staate nach 
den Grundsätzen des Vertrag fei rechtes beurtheilt werden? 
Allein die ganze Vertragstheorie, — wie ich die Theo- 
rie dieser Schriftsteller nennen will, — ist sammt ihrer 
Grundlage schlechthin unhaltbar. Das Recht des Staates, 
Dienste von seinen Unterthanen zu fordern, mnfs sich so 
weit erstrecken , als der Grund , auf welchem dieses Recht 
beruht, und mithin als der Dienstbedarf des Staa- 
tes. So gewifs also der Staat zur Erreichung seines 
Zwecks einer jeden Art der Dienste bedürfen kann und 
in der Erfahrung bedarf, so gewifs ist auch die Dienst- 
gewalt des Staates von demselben Umfange , erstreckt sie 
sich also namentlich sowohl auf geistige als auf Hand- 
dienste. Hierifach kann aber das Verhältnifs zwischen dem 
Staate und seinen Dienern nicht auf einem Vertrage be- 
ruhn^ nicht nach den Grundsätzen des Vertragsrechtes be- 
urtheilt werden. Denn, was der Staat seinen Unterthanen 
zu gebiethen berechtiget ist und gebothen hat, ist eben 
deswegen, oder vermöge einer den Untertiianen kraft Ge- 
setzes obliegenden Pflicht, dem Gebiethe menfschlicher 
WOlkühr und mithin auch dem des Vertragsrechtes ent- 
zogen. — So auffallend ist der Irrthun jener Schriftstel- 
ler, (^denn, um denselben zu entdecken, braucht man nur 
ien Versuch zu machen, die in Frage stehende Theorie 
auf eine jede überhaupt mögliche Staatsverfassung aus- 
zudehnen, 3 dafs man den ehemaligen Rechtszustand zu 
Hülfe nehmen mufs, um sich die Entstehung dieser Theorie 
erklären zu kennen. In den Ländern und Gebiethen, in 
welche das Deutsche Reich im Verlaufe der Zeit zerfallen 
war, hatten sich /zu Folge der Ursachen dieses Auflö- 
OTflgsprocesses, die Eigenthums- oder Grundherrlichkeits- 
reehte und die Hoheits- oder landesherrlichen Rechte in 
dem Grade in einander verschlungen, dafs es schwer war, 
die einen von den andern zu sondern, ja dafs die Landes- 
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hoheit sogar nur als ein Besfandtheil des Stammgutes des 
regierenden Hauses betrachtet wurde. 80 [geschah es a&er, 
daTs die Idee des Staates fast gänzlich in den Hintergrund 
trat, daHs man insbesondere den Unterschied zwischen 
einei^ Diener des Fürsten und einem iStaatsdiener aus 
den Augen verlor und daher das Rechtsverhältnifs zwischen 
dem Staate oder dem Souveraine, als solchem, und seinen 
Dienern demRecbtsverhältnisse zwischen einem Privatmanne 
lind seinen Dienern gleichstellte. *) (Noch jetzt ist diese An- 
sicht in Deutschland weit genug verbreitet.} So viie nun 
das letztere Verhältnifs unstreitig nach den Grundsätzen 
des Vertragsrechts zu beurtheilen ist, so glaubte man das- 
selbe Recht auch auf das erstere Verhältnifs anwenden zu 
können und zu müssen. Auch allgemeine Gründe, 
Gründe des öffentlichen Besten , schienen für die Anwend- 
barkeit des Vertragsrechts auf den Staatsdienst zu spre- 
chen. Um sich zum Staatsdienste tauglich zu machen, 
bedarf es, nach dem heutigen Stande der Staatsverwal- 
tung, einer vieljährigen Vorbereitung, eines grofsen Auf- 
wandes von Zeit und Kapital. Wer würde also den Entr 
schlufs fassen, sich dem Staatsdienste zu widmen, wenn 
die Beamten nicht auf Vergütung der gemachten Auslagen 
tnit derjenigen Sicherheit rechnen könnten, welche ihnen 
allein die Vertragstheorie gewährt. Hierzu kommt in klei- 
neren monarchischen Staaten, (]und die Deutschen Staaten 
gehören zu einem guten Theile noch jetzt in diese Kate- 
gorie,) noch ein besonderer Grund. Je kleiner ein mo- 
narchischer Staat ist, desto mehr sind in demselben die 
Beamten der Gefahr ausgesetzt, aus Furcht für ihre bür- 
gerliche Existenz Werkzeuge der Herrscherwillkübr zu 



*) Damit stiiDaite aach der Sprachgebraiidi der älterea ZaÜ (vor 
deiD 19t«n Jahrhunderte) alieathalben über«in. Mao sprach aichl 
Ton Deutschen Staaten, sondern von Deutschen Ländern, 
nicht von Staats-, sondern von fürstlichen, gräflichen, herr- 
■ehaftliohen Dienern u. s. w. ( Veräoderani^ea Im jartdiseliMi 
Sprachgebraache haben allemal auch Veräaderungeo Im den herr- 
achenden Rechtobegriifen zur Folge.) 
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werden. Und gleichwohl soll ihre Stellang besonders in 
einem solchen Staate die gerade entgegengesetzte seyn. 

Jedoch, diese nnd ähnliche Gründe, welche man für 
die Vertragstheorie geltend gemacht hat, beruhen nur anf 
einem Mifsv^rständnisse, nicht zu gedenken, dafs sie nur 
von den nachtheiligen Folgen entlehnt sind, mit welchen 
die Anwendung eines Dienstzwanges auf Staatsämter — 
bedingungsweise — verbanden seyn Würde. Denn der 
Sinn der entgegengesetzten Theorie, der Theorie des 
Dienstzwanges, ist nicht der, dafs der Staat berech*- 
tiget wäre, von seiner Dienstgewalt einen jeden ihm be- 
liebigen Gebrauch zu machen. Sondern s o ist diese Theo- 
rie zu deuten: Wenn auch die Dienstgewalt, wie die 
Staatsgewalt überhaupt, ihrem Wesen oder Begriffe 
nach ein unbeschränktes (^oder absolutes J Recht ist, so 
ist sie doch, wie überhaupt die Staatsgewalt, in der A us«^ 
Übung mit der äufseren Freiheit der Einzelnen möglichst 
d. i. in so fern in Uebereinstimmung zu setzen, als dieser 
Zweck unbeschadet des Interesses des Staates, and ins- 
besondere unbeschadet des Interesses des Staatsdienstes, 
erreichbar ist. Auch in dieser Beziehung ist dieäufsere 
Freiheit der Einzelnen die Regel, der Dienstzwang nur 
die Ausnahme. Aber die Bürgschaft für die Rechtskraft 
dieser Regel hat in einem jeden in der Erfahrung gege- 
benen Staate das Verfassnngsrecht zu leisten. In 
dem rechtlichen Wesen des Dienstverhältnisses liegt eine 
solche Bürgschaft nicht. Denn diesem Verhältnisse liegt 
nicht ein Vertrag zum' Grunde. ' 

Hiemach stellt sich das Verhältnifs zwischen dem 
Staate und seinen Beamten so: 1} Wenn auch der Staat, 
dem strengen Rechte nach, seine Unterthanen zur An-> 
nähme eines Amtes, so wie zur Fortführung eines von 
ihnen schpn angetretenen Amtes , zwangsweise d. i. durch 
Strafen anhalten kann, und wenn mithin auch der Unter- 
tban, dem strengen Rechte nach, den Fall des physischen 
Unvermögens ausgenommen, ein Amt weder auszuschla- 
gen noch niederzulegen oder aufzukündigen befugt ist. 
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so hat doch der Staat seinen Unterthanen in der Regel 
freizustellen, ob sie in seinen Dienst treten und in dem- 
selben beharren wollen, oder nicht, und er hat ihnen diese 
Freiheit unk so mehr .zu verstatten, da der Staat von sei- 
nen Peamten billig einen Diensteifer verlangt, welcheif 
sich nicht erzwingen läfst und welchen er daher nicht 
von einem gezwungenen Diener erwarten kann. Nun ist 
zwar der Staat berechtiget, von dieser Regel — inNoth- 
fällen — abzuweichen. Doch droht die Dienstgewalt des 
Staates der Freiheit der Einzelnen von dieser Seite her 
am wenigsten oder wenigstens nur in gewissen Staats- 
verfassungen Q Gefahr. So verschieden auch die Begriffe 
sind, welche die Menschen, nach der Verschiedenheit ihjres 
Charakters, ihrer Geistesbildung, ihres Standes und ihrei^ 
Verhältnisse , von Lebensgenurs und von Lebensglück ha- 
ben, (^auf der Verschiedenheit dieser Begriffe beruht zu 
einem guten Theile die Ruhe der Staaten , *}]) so stimmen 
sie doch fast ohne Ausnahme in dem Dichten und Trachten 
überein, an der Ausübqng der Staatsgewalt Theil zuneh- 
men^ die Einen, damit sie von der Regierung, als Mit- 
glieder derselben, desto weniger zu furchten haben. An- 
dere , weil das Herrschen und Gebiethen der höchste Ge- 
nuGs ist, welchen das Selbstgefühl gewähren' kann. In 
monarchischen Staaten kommt hierzu noch, dafs in den- 
selben ein Amt nicht nur ehrt, sondern auch nährt. *Da- 
her auch in den Europäischen Monarchien , was ^ie Wie- 
derbesetzung erledigter Stellen betrifft, nicht über den 
Mangel, sondern über den Ueberflnfe an Liebhabern ge- 
klagt wird. Noch am ersten, kommt der Fall, dafs der 
Staat zum Zwange seine Zuflucht nehmen mufs, um für 
alle Zweige des öffentlichen Dienstes «Vorsehung zu tref- 
fen, in Freistaaten vor, — sowohl in Aristokratien ab 



^1) Vgl. Montesquieu, de IVsprit dee loiiu V, 19. 

3) Wie also, wenn bei einem Volke diß verschiedenen Stände der 
börgerlichen Gesellschaft der Kaltar nach einander immer oälfer 
treten ? 
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in Demokratien, auch in den halben Freistaaten, welche 
man Gemeinden nennt. Denn da fordern Staatsämter, an- 
statt einträgh'ch zu seyn, nicht selten von denen, welche 
ihnen vorstehn, Geldopfer, die nicht ein Jeder verschmer- 
zen kann. Da kann überdiefs, in der Aristokratie F^ircht 
vor dem Machtneide der Standesgenossen, in der Demo- 
kratie Scheu vor der Ahhängigkeit vom Volke, in beiden 
Widerwille vor der Undankbarkeit der Menschen von der 
Bewerbong am Aemter abhalten. (Ix\ der Geschichte des 
Freistaates von Venedig kommen empörende Beispiele von 
strenger Dorchfährung des Grundsatzes vor, dafs der 
Staatsdienst eine Last sey, welcher sich Niemand ent- 
ziehen dürfe. In den Vereinigten Staaten von Nordame- 
rika soll es in der Parthei der V(^higs oder unter der 
Geldaristokratie nicht Wenige geben, welche sich aus 
Stolz nicht um ein Amt bewerben.^ Allemal aber ist es 
ein bedenkliches Zeichen, wenn ein Freistaat, um für den 
öiEentlichen Dienst Vorsehung zu treffen , den guten Willen 
der Staatsbürger durch Zwang ersetzen mufs. '} — 2y 
Dem strengen Rechte nach kann der Staat seine Beamten 
nach Gefallen, — in einem jeden Augenblicke mit oder 
ohne Grund und ohne ihnen deshalb zu einer Entschädi- 
gung verpflichtet zu sey n, — entlassen. *3 Jedoch auch 
dieses Recht hat der Staat in dem Interesse der Beam- 
ten mit der Mäfsigung auszuüben, welche nur immer mit 
dem Geiste der Verfassung und mit der Wohlfarth des 
Volkes vereinbar ist Daher macht das Verfassungsrecht 
der konstitutionellen Monarchie billig einen Unterschied 
zwischen Richtern und Beamten der vollziehenden Gewalt^ 
aa dafs es der Regierung nicht gestattet, auch die erste- 



1) Jedoch därften von diesem Satze die Aemter autznschlierieii 
•eyn, welche Ton allen Mitgliedern einer gewissen Körperschaft 
nach einer bestimmten Reihenfolge su verwalten sind. Die Frage 
ist dann mehr eine Geldfrage. 

2 ) Niohi aber entsetaen. Die Entsetzung vom Amte , eine Strafe, 
sollte billig nur darch ein richterliches Urth'eil ansgesprochen 
werden können. 
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rea 9 --^ aufser zu Folge eines richteiiichen Erkräntnisses 
94er wegen physischen Unvermögens, ~ vo^ ihrem Amte 
au entfernen. Ja selbst die Regel, naeh welche in der 
konstitutionellen Monarchie die Beamten der vollziehenden 
Gewalt entlafsbar sind, gestattet und fordert, nach Be- 
schaffenheit der Umstände, dne mildere Anwendung. >3 
Dafs eine Monarchie eine Zwingherrschaft sey, kann man 
«n keinem'Zeichen so sicher erkenne, als wenn dem Monar- 
eken freisteht, einen jeden seiner Beamten nach GeMIen 
IM entlassen* — 3} Die Versetzung eines Beamten auf 
ein anderes Amt begreift ijhrem Wesen nach zwei Hand- 
lungen unter sich, •— die Entlassung oder Entsetzung *) 
von dem Amte, welches der Beamte bisher bekleidete, 
und die neue Anstellung desselben Beamten. Sie ist also 
beziehungsweise sowohl nach den unter 8. als nach den 
«nter 1. aufgestellten Grundsätzen und Regeln zu beur- 
theilen. Denn dafs bei der Versetzung eines Beamten die 
eine und die andere Regierangshandhing in einem that- 
sächlichen oder geschichtlichen Zusammenhange 
.mit einander stebn, hat auf die rechtliche Beurtheilung 
des Falles, wenigstens in der vorliegenden Beziehung, 
keinen Einfiufs. Wenn daher z. B. der Beamte von dem 
Amte, das er bisher bekleidete, nicht nach Gefallen ent- 
hissen werden konnte, so kann er eben so wenig ohne 
seine Zustimmung auf ein anderes Amt versetzt werden. 
' Man kann alles dieses, was in dem Obigen über die 
der Dienstgewalt zu setzenden Schranken gesagt worden 
kit, in die Regel zusammenfassen: Die Dienstgewalt 
ist 10 auszuüben, wie sie, wenn das Verhält- 
nits zwischen dem Staate und seinen Dienern 
auf einem Vertrage beruhte, auszuüben seyn 
ururde. Aber diese Regel ist nur ein Grundsatz des 
Verfassungsrechts, nur eine Maxime der Gesetzgebung, 
und nicht eine Folgerung aus den Rechten, welche den 



1) Z. B. in kleinen Staaten. 

2) Oder Enttetsang; — denn sie'lcann aach snr Strafe geschehn. 
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einzelnen Biürgem in Beziehung auf den Staatsdienst zn- 
stfinden. Sie spricht nur die Bedingungen ans, unter 
welchen der Staat bei der Ausübung der DienstgewaH 
den ihm kraft Gesetzes obliegenden Pfüichten Genüge lei- 
sten kann. 

Allerdings kann der Staat einen Beamten auch ver- 
tragsweise anstellen und mit ihm mittelst des förmlich 
abgeschlossenen Dienstvertrages über die Rechte überein- 
kommen, welche dem Beamten, als solchem, für seine 
Person zustehn sollen. Aber ein solcher Vertrag ist nicht 
in dem Sinne für den Staat rechtlich verpflichtend, dafs 
er seinem Wortlaute nach von dem Staate zu erfüllen wäre, 
sondern nur in dem Sinne, dafs der Staatsherrscher, als 
Vertreter der Volksgemeinde, ') den Beamten zu ent- 
schädigen hat, wenn er ihn in seinen durch den Dienst- 
vertrag erworbenen Rechten beeinträchtiget. Denn, nicht 
zu gedenken, dafs sich eine jede Verbindlichkeit zu einer 
Handlung, (^eine jede obligatio ad faciendum vel ad non 
faciendum,3 wenn sie nicht freiwillig Erfüllt wird, in eine 
Verbindlichkeit zu Schadenersatz auflöst, *]) durfte sich 
der Souverain , als solcher , nicht zum Festhalten an einem 
Vertrage verpflichten, welcher, unter veränderten Um- 
ständen, seinem Wortlaute nach mit dem öffentlichen 
Besten d. i. mit den Pflichten in Widerspruch gerathen 
konnte, die ein Souverain gegen das Gemeinwesen auf 
sich hat. 

Die in Frage stehende Dienstpflicht ist von dier Be- 
<lingung abhängig, dafs der Unterthan zur Verwaltung 
des Amtes, zu welchem er berufen wird oder welches er 
bisher versehn hat, rechtlich und physisch befähiget sey. 
Von wem und in welchen Formen über diese Einrede zu 
entscheiden sey, hat das Verfassungsrecht zu bestimmen. 
Den Gerichten .kann die Entscheidung nur wegen der 



1) Vgl. Bd. I. s. 96. 

2} %. 7. J. de V. O. 1. «8. 75. $. 7. D. eod. L 13. S* 1- <>• ^^ '« 
jadicata. C. N. Art. 1142. 
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Eigenschaften vorbehalten werden, ren welche die 
Rechtsfähigkeit zur Verwaltung des Amtes abhfingt 
Wer aus irgend einem Grunde vnn seiner Dienstpflicht 
freigesprochen wird, kann nach der Rechtsregel: Casum 
sentit dominus, und so weit sich diese ftegel erstreckt, *') 
nicht zur Leistung eines Schadenersatzes angehalten oder 
""sonst zur Verantwortung gezogen werden. Dagegen ist 
einem Beamten, welcher, auf unbestimmte Zeit angestellt^ 
während seiner Dienstzeit zur Verwaltung seines Amtes 
untauglich wird, billig eine Entschädigung, ein Ruhege« 
halt, auszusetzen, theils kraft der Vermuthung, dafs die 
Ursache seiner Unfouglichkeit in seiner Amtsführung, — 
d. i. in den Anstrengungen, welche er zu machen und in 
den Gefahre^, welchen er sich auszusetzen hatte, — liege, 
theils in dem Interesse ^es Staates d. i; auf dafs der Be- 
amte, wegen seiner Zukunft gesichert, seine Dienst- 
.pflichten desto freudiger und gewissenhafter erfülle. Zwei- 
felhafter möchte es seyn, ob es den Beamten zu verstat- 
ten sey, sich schon nach Ablauf einer gewissen Dienstzeit 
und ohne Rücksicht auf ihre fortdauernde Dienstfähigkeit 
mit einem (^alsdann nach der Länge der Dienstzeit ab- 
zustufenden} Ruhegehalte von dem Staatsdienste zuruck- 
zuziehn, ja ob nicht überhaupt, den Fall einer absoluten 
Dienstunfähigkeit ausgenommen , die Zuordnung eines Ge« 
hülfen (^oder Substituten} den Vorzug vor einer Versetzung 
in den Ruhestand verdiene. 



*) Und 10 weit Bich diese Regel erstreckt, — also z. B. wer sicli 
zani Kriegsdienste mathwillig nntanglich macht, kann sich nicht 
anf diese Regel berofen. 



Zachariä, 9)om Staate. VI. '^ . 
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DRITTES HAÜPTSTÜCK. 

Von d€n 
Bedingungen der Rechtsfähigkeit %um Staatsdienste, 

oder, 

%ur Beantwortung der Frage: 

Wen dwf 4er Staat in seinem Dienste anstellen f 

Das Recht, an der Aueäbmi^ der Machtvollkommen- 
heit) — sey es in der Eigenschaft eines Mitgliedes ([oder 
Repräsentanten} der herrschenden ([oder mitherrschenden} 
Körperschaft, sey es in der Eigenschaft eines Staatsbe- 
amten^ *") -*- Theil za nehmen, wird das Staatsbär- 
gerrecht genannt. Das Staatsburgerrecht begreift also 
zwei Rechte unter sich; das eine, (welches nur in Frei- 
staaten und in einer gemischten Staatsverfassung vorJcom?* 
men kann , ^ bezieht sich aaf die Beherrschungsform , das 
andere auf die Verwaltung des Staates. Hier wird nur 
von dem letzteren Rechte die Rede seyn, also die Aus- 
drücke: Staatsbürgerrecht und Recht, ein Amt zu ver- 
walten, als gleichbedeutend genommen werden. Q 

Die Bedingungen der Rechtsfähigkeit zum Staats- 
dienste — oder die Bedingungen des Staatsbürgerrechts 
— sind nun die Eigenschaften und Gaben, ohne welche 
ein Beamter den Pflichten, die ihm als einem Beamten 
obliegen, nicht Genüge leisten kann, (die conditjones 
sine quibus non,} vorausgesetzt^ dafs ein äufserer Richter 



1) Nnr diese beiden Rechte eind wesentliche Ilestandtheile des 
Staftttburgeirrechts. Aber die positlTen Gesetze können noch 
andere Rechte fdr staatsbärgeriiche erklären d. i. von jenen 
Rechten abhängig machen. 

2) Man kann also die in der Ueberschrift des Hanptstücks aufge- 
worfene Frage nicht etwa so beantworten: Rechtsfähig zum 
Staatsdienste sind die Staatsbürger und nur diese. (Idem per 
idem.) « 
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ttitt Sicheriieit beurtheüen kann, dafs eine bestimmte Per- 
son mit diesen Eigenschaften nnd Gaben versehn sey. ^3 
Mail kann diese Bedingungen so klassificiren : 

Die Beamten sind 1} Bevollmächtigte des Staats« 
herrlschers, mandatarii principis. 8o Wie nun derSou-» 
verain, kraft des Wesens der Souverainetät , von keiner 
menschlichen Gewalt abhängig seyn kann und darf, so 
müssen anch seine Beamten, abgesehn von deren Ver- 
hältnisse zum Souveraine, derselben Selbstständigkeit, 
wie dieser, geniefsen. — Hieraus folgt: f) Zum Staats^ 
dienste sind nur Inländer d. L nur diejenigen rechtlich 
befähiget, welche in dem Staate, ifa welchem sie ange- 
stellt werden sollen, das Bärgerrecht (^oder die Eigen- 
schaft eines ständigen Mitgliedes des Staatsvereines^ ha-* 
ben« ^3 Jedoch ist dieser Satz nicht so in deuten , als 
ob das Yerfassungsrecht eined Staates Aui^länder von dem 
Eintritte in seinen Dienst schlechthin auszuschltefsen 
hätte. Vielmehr verschmäht ein Staat, welcher diese Po-^ 
Ktik beobachtet y muthwillig Talente utid ICenntnisse, wel- 
die er för die Verwaltung seiner Angelegenheiten benutzen 
köntite. Er setzt sich überdiefs der Gefahr aus, dafs er^ 
an gewisse Verwaltungs-Formen und Maiimeh gefesselt, 
hinter anderen Staaten zuräckbliebe. Je kleiner ein Staat 
ist, desto größter sihd die Nachtheile ^ welche für ihn ein^ 
solche Politik hat Denn desto geringer ist die Zahl derer, 
unter welchen er bei der Besetzung de^ öffentlichen Stellen 
zu wählen hat; desto leichter verküninierh die Ansichten 
seiner Regierung. Und gleichwohl pflegt man in kleinen 



1) Die Schriftsteller über das Recht der katholischen Kirche haben 
diese Lehre — in Besiebung auf die Kirchenämter — mit beson- 
derer Sorgfalt ond Ausführlichkeit behandelt. 

2) Hieraus folgt wieder: Wer in auswärtige Staatsdienste tritt, Ter- 
sichtet auf das Burgerrecht in seinem bisherigen Wohnli^nde. 
Ein Vorbehalt dieses HeclHs ist nngnltig. Wenn bei mehreren 
Völkern des Deutschen Stnmmes andere Ansichten herrschen, so 
haben diese ihren Grund in Erinnerungen an die Nationaleinheit 
der Deutschen. 
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Staaten g^erade am feindseligsten gegen die Yarleiliini^ 
öffentlicher Aemter an Ansifinder gestimmt zu seyi^. Denn 
da tritt der Geist, welcher in einer Vamilie oder in einer 
Zonft herrscht, leidit an die Stelle des Gemeingeistes. >) 
Sondern der Sinn des Satzes, dab nur Inifinder im Staats« 
dienste angestellt werden können, ist nur der, dafs in 
der Verleihung eines Amtes an einen Auslfinder zugleich 
die Verleihung des Bürgerrechts oder des Indigehates 
liegt oder dafs diese Jener vorausgehn murs« — 83 Zorn 
Staatsdienste sind eben so wenig diejenigen befähiget, 
welche dem bürgerlichen Rechte nach einer Gewalt oder 
Vormundschaft unterworfen sind, also z. B. nicht diejeni* 
gen, welche in Privatdiensten stehn, nicht Ehefirauen, *3 
nicht Sünder wahrend der Dauer der vfiterlichen Gewalt 
Jedoch kann die vfiterliche Gewalt der Rechtsffihigkeit 
zum Staatsdienste nur dem urkundlichen Redite nach 
Eintrag thun, da das Naturrecht diese Gewalt schon so 
beschränkt, dafs sie mit der politischen Selbstständigkeit 
der Kinder nicht in Kollision gerathen kann. *3 Eine 
merkwürdige Anomalie enthfilt in dieser ^Beziehung daa 
Römische Recht. So streng auch die väterliche Gewalt - 
nach diesem Rechte war, so stand sie doch eben so wenig 
der Bewerbung um ein Amt im Wege, als sie durch die 
Verleihung eines Amtes aufgehoben wurde; ^3 W^nn auch 



1) Einem Grafen Ton Oetffrieeland mnchten einst die Lnndetande den 
Vorwurf, dafe er Anel&nder in seine Dienste neiioie; „liiro Gna- 
den möclUen doch in Zukunft mit ihren eig^enen Ochsen pflögen '^ 
Die Antwort war: Ihre Gnaden brauchten keine Ochsen su Die^ 
nem. S. F. »K. t. Moser, der Herr und der Diener. — Die 
Griechen und die Rdmer hielten sich einst mit Strenge an den 
Grundsats, dafs das Staatsburgerrecht ein Geburtsrecht sey. Sie 
dachten sich, (wenigstens in den Zeiten ihrer Freiheit,) den 
Staat allemal als einen Verein unter Stamme sgenoaseA. 
Vgl. Tacit Annal. XI, 23 «F. 

2) Diese sind jedoch schon aus einem andern Grunde, d. i. alsiFranen, 
Tom Staatsdienste ausgeschlossen. S. unten. 

8) S. oben Bd. IV. S. 22i ff. 

4) Erst nach dem späteren Rechte wurde die Täterlielie Gewalt 
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diese Anomalie anf dem Grande der väterliehen Gewalt 
der Römer d. i. auf dem Eigenthumsrechte ^ welches der 
Vater an seinen Kindern hatte, beruhte, so empfahl sie 
sich doch — in den Zeiten des Freistaates — zugleich 
dadurch, dafs die Gewalt des Vaters der obrigkeitliqhen 
Gewalt des Sohnes — oder die Besonnenheit des Alters 
der Hitze der Jugend — in den Fällen Ziel und Bfafs 
setzen konnte, in welchen die Gesetze zum Schutze ge- 
gen einen Hifsgebrauch der Amtsgewalt ni;cht aus- 
^ reichten. *3 - 

nj Die Beamten sind beauftragt, eine Geistesar^ 
beit, und zwar eine Geistesarbeit eigener Art zu ver- ' 
richten. Befähiget zum Staatsdienste sind also nur die- 
jenigen, welche im Stande sind^ diese Arbeit zu liefern. 
•^ Eis sind daher vom Staatsdienste ausgeschlossen und 
auszuschliefsen: i) Die Unmündigen. Den Anfangs- 
punkt der Mündigkeit, die Zeit, von welcher an der Mensch 
für befähiget zu halten ist, sowohl seinen eigenen Ange- 
legenheiten vorzustehn, als die Pflichten eines Staatsbär- 
gers zu erfüllen, hat die Natur durch das Alter, in wel- 
chem der Mensch mannbar wird, sattsam bezeichnet. Auch 
pflegen sich an diese Regel alle die Völker zu halten, 
bei welchen noch nicht ein künstlicher Zustand an die 
Stelle des naturgemäfsen getreten ist. (^Nach dem alt- 
deutschen Rechte pflegte der Jüngling, wenn er das vier- 
zehnte Jahr seines Alters zurückgelegt hatte, wehrhaft 
gemacht d. i. feierlich für befähiget zur Ausübung der 
Staatisgewalt erklärt zu werden. In den Urkantonen der 
Schweiz haben diejenigen, welche dieses Alter erreicht 
haben, bis auf diesen Tag eine Stimme in der Landesge- 
meinde. So wie aber ein Volk auf der Bahn der Kultur 



QBd swar nur darch die Verleihang einiger Aemter aod Wor- 
den anfgehoben. I. nlt. C. de decnrion. Not. 81. c« 1. S. S* ^* 
*) Es kommen bei den Römisehen Sckriftetellern Fälle vor , in wel- 
chen von der Täterlichen Gewalt diese Anwendung gemacht wurde. 
S. Yaler. Mazinu dictorum factöramqae memorabil. L. V. 
cap. 8. 
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and Civilisatioka weitet; uiid weiter ibrtschri^itet^ «nd ißr 
her bei demselb^ dte YerbäUi^issie des öff^ntlichieii liebws 
verwickelter uti^ die Anspräche, welche der Staa| an 
seine Beamten macht, niawi^£&Uij:er und ungeme^^ea^ 
w^den, ist jenes Alter zur Fähigkeit zum Staats4i/^ste 
nicht weiter aasrejchend. Nun kann man nicht fem^ an- 
liebmen, da£^ der Mensich, mannbar gewi^rdea, 9^n %ß 
den Einßijpbten and Kenntnissien gelangt sey, deren er 
zar gehörigen Aasöbaiig des Staatsbürgerrechtea^ bedarf, 
^un tritt daher die Noth wendigkeit ein, das Alter, wt 
;i«rß][Qhem die in Fr^ge stehende Rechtsfähigkeit begifinen 
S9II., höber anzasets^en oder einen Untersehied zwi^hen 
Slündigkeit, (^Mannbarkeit, pabertas,} und Volljährigkeit 
2flL ipachen. besonders in Freistaaten, and am meisten 
in den Yolksherrschaften, dringt sich diese Nothwendig-^ 
h^eit auf, da in denselben der aufßtrel^en(iß Geist der Ja- 
gend durch den Geist der Yerfassmig weniger, als. in mQr 
narchischen Staaten, gezügelt wird.« Jedoch haben die 
Gesetze, welche ein. bestimmtes und beziehungsweiße hö« 
heres Alter zum Eintritte in den ^Staatsdienst fordern, 
auch ihre Schattenseite. Penn sie bestimmen dorqh eine 
allgeipeine Regel, was sich nicht durch eine aUgamdne 
Begel bestimmen läfst, Sie entstehen daher dem Staate 
' die Dienste derer, welche schon ia einem sehr frühen AUer 
den gröfsten Geschäften und, Unternehmungen gewachsen 
sind , also gerade die Dienste derer, welqhe in der Ge- 
schichte eines Volkes Epoche machen können nndroieht 
selten gemaeht haben, ^j Am wenigsten entsprechen Q^, 



*) Wie Tiel« Staatsfnänner und Faldhanptlente n^n^^ die Geschicbtf^ 
welche ichon als JüagUnge grofse Thaten yerrichteten. (Alexan- 
der der Grofte. Scipio Africanu«. Napoldon. Pitt n. 8. w.) — 
Die l^ee annmlee der Römer haodelten theiU Ton dem« Alter, in 
welchem man eich am die höheren Aemter bewerben durfte, theila 
Ton der Zeit, welche Terlanfen teyn n^oTste^ ehe man um ein 
neues Amt anhalten konnte. Was im Texte Ton Gesetzen der 
ersten Art gesagt worden ist, gilt anch von Gesetzen der zwei- 
ten Art. 
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setM dieser Art icm iMenmtf einea Vdlk^, t^eleiie« 
msdi vorwärts fcomimn will, ^y oder irelcbas stdi, in 
eine atilBcmvdeatlicke La^e rtt^etzi^ nttr infth eine atian 
serordentlidie^ Anstrengmig seiner Kräfte zu reiten vermag. 
*- 2y Die, welehie geilte»'- oder gemdt^i»krank sind 
•der Aft einei» Gebrechen de» Kd^rperil^ leiden, das 
flSe mun Staatsdienste nntaiii^lich macht« Dag;egen ist nicht 
selmi der vom Staatsdienste ans^nsscliliersen, welcher mit 
«raem kdrjierliehe» Fehler^ der ikn nnr entstellt, be^ 
haltet ist Wenn tmth ein vortheitbaftes Aeufeeres zu deü 
CUäcfcsgaiie4 gebärt,- die in^ einem Jeden Tel^bätnisse deili 
innere» Sfensdren 7m Statten kommen , i^ kann doch iH 
einem jeden Terh^nisse der Wei^h d^s inA^ren über di^ 
Mifiigestaltang des äuiberen Menschen deh Sieg davon 
trage». ~ 3} Frauen. Ihr Staarfsbörgerthutn würde mit 
ihr^ weftbärgerKcb^i oder kosmepoUfiscben^ Bestimmung 
ttsverejnbar seyn. Jedoch von dem TerhaiVnisse des weib«* 
Sehe» Oe^ehtechts au demr männlichen und aum Staate ist 
schon in andern Stellen des vorliegenden Werkes die Rede 
gewesene 

Ilt) Wenn in etaem Staate , (^wie in den Stuaten des 
heutigen^ Kurbpa's ,^}^ die Geschäfte nach^ der Yerschieden- 
heit ihver Gegenstände oder Geschäfte derselben Art sttf- 
fenweise unter versehtedene Arbeiter vertbeilt sind, so 
mufs ein Beamter dtejaiigen besen deren Eigenschaften! 
Talente und Kenntntsse haben, ohne welche er nicht 4ni 
Stande seyui würde, cken besonderen Fflidbten seines Afli^ 
tes Genüge zu leisten; (}a den Grieehisehen^ Freistaaten^ 
in dem Römiscfaea Freistaate mufste ein jeder StaatsbiT'^ 
ger einend jeden Amte gewachsen^ seyn. Da die AemtiÄr 
nur auf einer bestimmte Zeit öbertlragen wurden, se mudstf 
dasselbe Individuum gefieifst seyn, zu verschiedenen Zei^ 
ten die verschiedenartigsten Aemter zu verwalten. Bw 
setzte in der bürgerlichen Gesellschaft, in der Geseta^ge* 



*) Machiay. Abhdgen ober den LiTiiuu Back I. teiztet Hiraptit. 
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bong and in den StaatswiMensehaften Zustände vormui, 
welche von den Zuständen der heutigen Europäischen 
Staaten wesentlich verschieden waren. Bei diesem Unter-» 
schiede durfte der Yortheil gar sehr auf Sfeiten der heu- 
tigen Europäischen Staaten seyn. Denn so geschieht es, 
dafs in diesen Staaten die öffentlichen Angelegenheiten in 
einem jeden ihrer Hauptfächer von Männern besorgt wer-» 
den, welche sich für dieses Fach besonders ^ ausschliefe- 
lieh oder vorzugsweise, gebildet haben. Daran reiht sidi 
noch ein anderer Yortheil. So verschieden auch die Staa- 
ten des heutigen Europa's, — z. B. Grorsbritannien und 
Oesterreich, -^ ihrer Grundverfassung nadi von einander 
sind, die Gr\indsätze der Verwaltung sind ub^all ohnge- 
fähr dieselben,* ohngefähr gleich gut. Zugleich eine 
Schutz wehr dieser Staaten gegen innere Erschütterungen! 
Kann man durch einen Umsturz der Verfassung viel mehr 
erhalten, als man schon hat? 3 Nun ist zwar die Frage, 
wer zu Folge des vorliegenden Grundsatzes oder ob zu 
Folge desselben der eine mehr, ein anderer weniger 
einem gewissen Amte gewachsen sey, in der Regel dem 
Ermessen derer anheimzustellen, welche das Amt zu ver- 
geben haben. *^ Jedoch giebt es einige besondere Bemn- 
gungen der Fähigkeit zum Staatsdienste, welche von der 
Beschaffenheit sind, dafs sie das Gesetz in rechtliche Be- 
dingungen verwandeln kann und nach Befinden zu ver- 
wüudeln hat. — Eine Bedingung, welche, ihrer Beschafr 
fenheit nach, zu einer rechtlichen oder zu einer conditio 
sine qua non erhoben werden k^nn, ist z. B. die, dafs 
ein gewisses Amt oder gewisse Aemter nur denen ver- 
liehen werden sollen, welche, dafs sie ein^ Vermögen 
von einem gewissen Betrage besitzen, nachweisen kön- 
nen.. ; Auch sprechen nicht unerhebliche Grunde für die 
ge^tzliche Bestätigung dieser Bedingung. Nicht als ob 
Reichtfaum Verdienst wäre. Aber, nicht nur sind die Bei- 



*) Der Groodtatz bezieht sich alto in der Regel nar «af die Auf- 
gabe de« anmittelbar folgenden Hnoptotockf. 
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dieren im Darchschnitte die Gebildeteren, sondern es ist 
ancti, den Staat als eine Aktiengesellschaft betraditet, 
Hure Einlage in die Gesellschaft grörser, als die der Aer- 
meren. Jedoch, nicht zn gedenken der Einwendungen, 
welche mua gegen das Gewicht oder gegen die AUge- 
meingältigkeit dieser Gründe erheben kann>, würde andh 
an Gesetz, welches die in Frage stehende Bedingung 
bekr&ftigte, nor unter besonderen Umstfinden ausführbar 
seyn/^3 ^^ Gesetze der heutigen Europäischen Staaten 
kenhen diese Bedingung fast nur in so fem, als sie von 
den Beamten, welche öffentliche Gelder unter ihrem Be- 
sdilusse l^aben, die Bestellung einer besonderen Sicher- 
heit fordern. *3 Allemal aber wird es auch für die^se 
Staaten vortheilhaft seyn, wenn' sich die Verhältnisse so 
stellen, dafs die höheren und höchsten Staatsämter von 
Männern verwaltet werden, welche reich genug sind, um 
den Verlust ihres Diensteinkommens verschmerzen zu kön« 
Ben. Insbesondere kann die Verfassung der konstitutio- 
nellen Monarchie nur da der ihr zum Grunde liegenden 
Idee entsprechen, wo die in der Erfahrung bestehenden 
Verhältnisse, (wie in Grofsbritannien,) von dieser Be- 
sdiaffenheit sind. Die Verfassung eines Staates ist nicht 
schon deswegen die Britische, weil sie in ihrem Baue mit 
dieser übereinstimmt. — Eine andere Bedingung dieser 
Art althalten die Gesetze, welche die Fähigkeit zum 
Staatsdienste von gewissen Prüfungen und von dem 
Resultate dieser Prüfungen abhängig machen. Gesetze, 



1) Beispiele von eolchen Creietsen findet man in einigen demokraii- 
•clien Freistaaten der Griechieciien Vorzeit. (Nach Solon'e 6^ 
setzen s. B. mafste ein Bdrger, nm an einem Amte gelangen an 
können, einen gewissen Censns haben. Pott er, Arcbaeol. 
Graeca. L. I. cap. XI.) -— Aach erinnern an die Torliegende Be- 
dingung die Vorrechte des Adels in den Germanischen Staaten, 
— die Vorrechte der reichen Bärger, (der Rachimborgi, der 
richos. hombres,). vor den ärmeren, — in den Städten die Vor- 
rechte der Vollbürger vor den Schntsbärgern. 

S) Und selbst so beschränkt ist die Bedingung, obwohl dann aller- 
dings statthaft, nicht überall aasf uhrbar. 
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wflebe difse Bedkigmg vorscbrcaben, liefen voEsigs- 
Yieisß^ in iem Geiste eiAer iMnarchisefaen Yerfassttog^ ^y 
wie auch selche PrüAuifeii fftsi in allea Monarchien des 
heotifen Eoropa's im Gebraoche sind. Es ist gnt^ wenat 
diese Priifan^n, (^wie im Königreiche Preofaen,) ihre 
Grade haben 'y denn nicht za einem jecten Amte wird d»^ 
seihe Mafs von Tanten und Kennlaissen erfordert Olme 
Ausnahme aber sioUten sie ofientUcb gehalten werden^ 4m^ 
mit nicht der Aiiehter, durch Mitleid oder durch einen an^ 
di^m GjTivid, bei der Prüfung oder bei seinem UrthciHs- 
sproche :(U einer ungebährUchenNaofasichi verlötet werde. 
Schwach isl dte: Kiawendiiag, dafi», wenn die Pröteig 
öffenttichi angestellt werde, auch der Bessere der GeMir 
aflMSgesßtast sey , aus Sebüehtemheit die Prüfung nicht mttr^ 
SrCoIg :fA hestehn. Bfenn gehört nidht andi ein gewiis»^ 
9lut>zu denEigenselHtften^ welche der Staat von senien 
Dieoetn fordert? *) — Wenn diejenigen, welche zu dfe- 
isen Prufwigen gelassen zu werden verlangen, durch Zeug- 
nisse darthun müssen , daf$ sie sich auf Schulen imd Uai-^ 
versita^en zum Sta^dienste^ gehörig vorbereitet haben ^ 
so kann mant gjeg(en; eine solche Vorschrift wohl nidit ml« 
CiruAid einwenden, dafs, anlangend das Recht desStaates, 
^ ifrage bei dilj^sen Prüfungen nicht die sey: Wie? 
sond^n die: Otb man sich die zum Staatsdienste ^er^ 
denKcfaen Kenntnisse und Fertigkeiten erworben habe? 
Wenn« aber der Staat seine^^ Forderungen noch: weiter er- 



1) In Froifttaaten kann von dieaer Bedingung nicht eben to leicht 
oder nicht eben so allgomein Gebrauch gemacht werden. In 
Athen mufsten eifJi diejenigen, welche sich um ein Amt hewar* 
ben, einer Prüfung ihrer Sitten unterwerfen. S. Pottor, Ar- 
chaeologia Graeca* I, 11. 

2) Andere Fragen, z. B. die Frage von den Behörden, welchen die 
Prüfungen übertragen sey, mafs ich hier, da sie nur unter bc-' 
stimmten Voranssetzungen eine fruchtbare Beantwortung zulaa- 
sen, mit Stillschweigen ubergehn. — Eine Abhandlung „über die 
(so schwere) Kunst zu examiniren*' fehlt, meinet WiMensi noch 
unserer Literatur. 
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ftt^ecki^ wenn er dea^, welche sicti zum Stoats^ii^W 
geschickt mucben w^Iteii, 2(. Q. die A^ih^f^Ige yorschreibt, 
in^ weleheir $ie die Wiß^eoschnften ^\k, erleben, oder di^ 
;4nfiitalten, auf welWien sie sicU zp biUen hi^en, so setzt 
ei; sich der Gefahr i^us, den Geisti dwdi dea Boehstftheii 
(^oder durch den Mechanisnins des l^rneiis^ zu tod^en., 

Bas StaitjtsJl^i^cgei'i^cht kapi^ lücht durch ein Yerbr^cheB 
y er w\Fkt werden d. i. die G^etze kövnen nicht die Verr 
ühuqg gewisser Verbrechen mit de» Verlöte des ISItasisi^ 
bilrfferi^echts a^ mit einer Strafe hi^drohn» Qenni diesem 
Recht ist 49 sich Qi^e P^ichjt u^d ni^r fcljgerasgsweise W 
|t^t» SoiMJ^rn der Verlust des 8t$atshörgerrechta iat 
^C|r einer jeden Yorau/sset^ung nur eiae Folge von der 
Regel des CivLlrc^^S) da|!» der, welchem; ein Recht m«r 
bedingan.gs>weise (mr snjb conditione'sivecasnali $iy^ 
potestativa,3 zqsteht, dieses Recht verliert, spbi^d di» 
I^diogang wegfällt, von. welcher das Recht abhängig 
(Deüciente conditione deficit ju^ ipsuoi.) Das Staatsbuc-^ 
g^^echt aber ist ein bedirügtesrttecht; die Bedingung ist^^ 
^gemein ausgedrückt, dafsi man sich, zn dem Berechtig«* 
^n der gesetzmäfsigen Ausübung seines Rechts versehen 
k^^m. (Die Qeding^ipg ist Üieils eine conditio pptesta-* 
tiva^, thei|s einp c. casualiSf^i Allerdings ist der Verlost 
4^s Staatsbürgerrechts, auch die Folge von der Verübnng 
^ew4ssj^ Verbrechen, odei;, richtiger, (^d^nn^ so wie 
die Bedingung lantet, kann eip jed^es Verbrechen diese 
Folge haben, 3' die Folge von dc^r Yeruftheilung zu ge^ 
la^e^ Strafen. Ab^r zwischen! diesem. Falle und den 
FiUlen, in welchea d^ Staatsburgerrecht aus einem an-* 
dem Grunde z. Di. wegen einer Seelenkrankheit oder we-n 
gen Altersschwäche nicht ferner ausgeübt werden kann, 
tritt, wenn auch in anderen Beziehungen, doch nicht in 
so fem ein Unterschied ein, als alle diese Fälle auf der 
obengedachten. Regel des Civihrechts beruhn und mithin 
insgesammt, als Folgen von dieser Regel, nach den 
Gmndsätzen des Civil- oder des bürgerlidben Rechti^ zu 
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beartfaeÜen sind. ^3 ~ ^^^ Untersdieidong, weldie hier 
zwischen dem Terhiste des Staatsburgerrechts, als einer 
Strafe, und dem, welchen die Terortheilang za gewissen 
Strafen nur zar Folge hat, gemacht worden ist, ist nicht 
etwa eine blofse Spitzfindigkeit. Es ergiebt sich aus die- 
ser Unterscheidung z. B., dafs eine dem Yernrtheilten ge- 
wordene Begnadigung den Verlust des Staatsbörgerrechts, 
da dieser eine civilrechtliche Folge der ausgesprochenen 
Yernrtheilung ist, nicht schon von Rechtswegen (d. i. ab- 
gesehn von dem Falle' einer von dem Geisetze gemachten 
Ausnahme,') aufhebt, >3 ^^^^ dagegen die Yerurtheilung 
zu einer solchen Strafe den Verlust des Staatsburgerrechts 
auch dann zur Folge habe, wenn das Urtheil auch nicht 
amdrucklich auf denselben erkannt hat. — Uebrigens darf 
und soll nicht eine jede Verurtheilung zu einer Strafe 
den Verlust des Staatsburgerrechts zur Folge haben; son- 
dern nur eine Verurtheilung, welche entweder wegen der 
BeschaiTenheit des bestraften Verbrechens, (^wenn dieses 
in einer unmittelbaren Verletzung der Dienstpflicht be- 
steht,} oder wegen der Beschaffenheit der -zuerkannten 
Strafe, (^wenn diese zu den schwereren und schwersten 
Strafen gehört,} zur Entkräftung der Annahme hinreicht, 
dars der Verurtheilte seine Dienstpflichten von nun an er- 
ffillen werde. In dem ersteren Falle ddrfte dem Richter 
sogar zu verstatten seyn, dem Verurtheilten die Ausübung 
des Staatsburgerrechts (^schlechthin odar mit gewissen Ein- 
schränkungen} vorzubehalten. In dem ersteren Falle ist 
der Grund, aus welchem das Gesetz den Verlust des Staats- 
börgerrechts ausgesprochen hat, selten oder nie so allge- 
meingeltend, dafs das Gesetz auf eine jede unter ihm be- 



1) Der Unterschied, welchen der jaristiiche Sprachgebrauch awi- 
•chen der Entlaitjing and der Entsetzung von einem Amte 
macht, lärst sich durch die faktische Verschiedenheit der 
FäUe rechtfertigen. 

2) Vgl. oben Bd. III. S. 2T0. Bd. IV. S. 869. 
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griffene Handlmig {^oder in eonereto) nnbediBgt anwend- 
bar wäre. 



VIERTES HAÜPTSTÜCK. 

Von den 
CpositivenJ Bedingungen der Tüchtigkeit tum iSlaaU" 

diensteß *3 

oder, 

zur Beantwortung der Frage: 

Wen soll der Staat in seinem Dienste anstellen?. 

Eine Anstellung im Staatsdienste, welche nicht den 
in dem vorhergehenden Uauptstücke enthaltenen Be- 
dingangen entspricht, ist, als rechtswidrig, nngdltig und, 
nach Befinden, strafbar. Der Vorwarf der Rechtswidrig- 
keit trifft zwar auch eine Anstellung im Staatsdienste, 
welche nicht mit den in dem vorliegenden Hauptstncke 
aufzuführenden Bedingungen übereinstimmt. Denn der eine 
' wi^ der andere ¥ißl ist nach demselben Grundsatze zu be- 
urtheilen, — dafs der Staat nur die Tüchtigeren und Tüch- 
tigsten in seinem Dienste anzustellen habe. Und dieser 
Grundsatz ist ein Rechtsgrundsatz; er ist eine Folge- 
f rung aus dem Gesetze der ausgleichenden Gerechtig- 
keit, *3 ^^ luid in wie fern nach dem Gesetze dieser 



1) Man kann dies« Bedingungen in Verhältnift su denen, iron wel- 
chen in dem dritten HanptUäcke die Rede gewesen ist, poti-^ 
tiye Bedingungen nennen. Aucii die Bedingungen des dritten 
Hauptetücket eind Bedingungen der Tuclitigkeit sum Staate- 
dlenite. Aber nur Bedingungen, ohne welche Niemand, und 
nicht Bedingungen, V^gen welcher man zum Staatadienete 
tüchtig iit. 

2) Aleo nicht eine Folger nag ane dem Gesetze der belohnenden 
Gerechtigkeit, — wie Arietotelea irrig annimmt. 
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Gerechtigkeit ein bedingtes Recht, (hUo die DienstgewUU 
des Staates,} ^^r wenn die Bedingung, von welcher 
das Recht oder dessen Ausübung abhängt, gegeben ist, 
ausgeübt werden kann. Gleichwohl tritt zwischen den 
negativen und den positiven Bedingungen der Tüchtigkeit 
zum Staatsdienste, was die rechtlichen Folgen der einen 
und die der anderen betrifft, ein Unterschied ein. Die 
Frage , ob eine Anstellung im Staatsdienste jenem Grund- 
satze entspreche, kann nur wegen der Bedingungen der 
ersteren Art, nicht aber an sich ') wegen der Bedingun- 
gen der letzteren Art der Gegenstand eines richterlichen, 
und mithin rechtskräftigen, Urtheiles seyn. Das beruht auf 
der Verschiedenheit, welche unter den negativen und den 
positiven Bedingungen in Beziehung auf die. Erweis- 
lichkeit der ihnen .zum Grunde liegenden Thatsachen 
eintritt. Anlangend die positiven Bedingungen ist das 
Urtheil über jene Fra^e an sich der öffientlichen Meinung^ 
anheimgestellt. ^ 

Man kann die Eigenschaften, aiuf welchen' die posi- 
tive Tüchtigkeit zum Staats'dienste beruht, — und von 
dieser Tüchtigkeit ist in dem vorliegenden Hauptstüeke 
allein die Rede, — unter die folgenden vier Rubriken 
bringen: Sittlichkeit oder Moralität; Charakter 
oder Gemnthsart; intellektuelle Eigenschaften; 
Talent und Geschick für das Geschäftsleben. 

Unter allen diesen Eigenschaften gebührt der Sitt- 
lichkeit oder Moralität der Beamten um deswillen die 
erste Stelle, weil sie zugleich für eine dem Interesse des 
Staatsdienstes entsprechende Amvendung der übrigen Ei- 
genschaften Sicherheit leistet und als dagegen ohne jene 
Eigenschaft leicht von den übrigen Eigenschaften ein Ge« 
brauch gemacht Wei'den kann, welcher mit dem Interesse 
de« Staates geradezu im Widerspruche steht. *3 Zwar 



1) An sich -^ Tgl. das erste Hauptstück dieses Bucfaei. 
9) Nftpdl^n «ah sich genßthfget, (denn die Revelation haM dach 
die Grundlageil d^i^öffetftlicben Moral erschüttert!) in den höch- 

f 
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«agt ein Sprädiwort der Engländer: Willst du Diebe 
fabn, stelle Diebe an! (Set a thief to' catch a thief.) 
Jedoch, dieses Spruchwort enthält nur eine Folgerang 
ans dem Satte, dhb die Noth kein Geboth kennt, dafii 
insbesondere im Kriege, sowohl in dem gegen innere' als 
in dem geg^i änrsere Feinde, gar Manches Entschuldi- 
gung verdient, was an sich nichts weniger als lobens«» 
werth ist. — Zwar ist es schwer, über die Moralität eines 
Menschen zur Gewirsheit zu, gelangen. Jedoch, wenn es 
audi nicht äufsere Zeichen giebt, an welchen man die 
Moralität, so giebt es doch andere, an welchen man 
die Immoralität eines Menschen — sowohl überhaupt 
als insbesondere in Beziehung auf seine Tüchtigkeit zur 
Verwaltung eines Amtes — mit hinreichender Sicherheit 
erkennen kann. Mit der Tüchtigkeit zum Staatsdienste 
ist namentlich unvereinbar: Die Untugend der Yer*^ 
schwendung; (einige positive Gesetzgebungen*) stel- 
len offenbare Verschwender sogar den Geisteskranken 
gleich; 3 Spielsncht, in wie fern sie sich nicht seheut^ 
an Glücksspielen selbst öffentlich Theil zu nehmen, 
(^denn diese Leidenschaft beherrscht diejenigen, deren sie 
sich bemächtiget hat, so tyrannisch, dafs keine Unthat 
zu grofs ist, zu welcher sie nicht hinrisse, wenn sie auf 
keine andere Weise befriediget werden kann; 3 Unmä- 



•ten StaattSinteni oft Männer TOn mehr als sweidentiger Bfoca- 
lität aniustellen. Eine Ufsache teinei Fallet! Vgl. die Deilll- 
■chriften Ton Bourienne und Fouch^. In den letzteren, wenn tio 
anders acht sind, konoimt die merkwürdige Anekdote Tor, dafs 
ein Versuch» (der der Zeit nach' letzte,) welchen Napoldoil 
machte, , Friedensanterbandlnngen mit Grofsbritannien anzu- 
knüpfen , blos deswegen scheiterte , weil auch Fouchd einen 
Friedensuhterhändler an das Britische Ministerium abgeschickt 
hatte, ohne .übrigens dazu eine Ermächtigung i^on dem Kaiser 
erhalten zu haben. — Sogar trifft die Einfalt des Herzens den 
richtigen Weg nicht selten besser, als die VerschlagenheH» 
^} Z. B. das Römische Recht; das Franzosisclte Recht. Vgl. den 
C. N. Art. 513. jcto. Art. 499. — Diese Oesetzgebungea nüssen, 
um konsequent zu seyn, Ve*^schwender sogar von einem Amte, 
das diese fchon bekleiden, aussckliefM». 
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fsigkeit im Genüsse hitziger Getränke, (^da 
Trunkenbeit den Menschen theils herabwärdiget, theils zu 
Geschäften unmittelbar untauglich macht; ^3 despoti* 
sehe FöhruAg des Hausregimentes, ^dennwieein 
Mensch in seinem Hause gebiethet, wird er, zur Gewalt 
gelangt, auch im Staate gebiethen. >)} Auf keinen Fall 
ist es einer Regierung zu rathen, dafs sie, um sich von 
der Moralit&t und von dem Diensteifar ihrer Beamten zu 
unterrichten, eineCensur einführe, welche der höhere Be- 
amte liber die ihm untergeordneten oder der Vorstand ein^ 
koUegialischen Staatsbehörde über die übrigen Mitglieder 
des Kollegiums — durch alljährlich zu erstattende Berichte 
oder durch s. g. Konduitenlisten — auszuüben bitte. Eine 
solche Einrichtung würden alle die Vorwürfe treffen, wel- 
che man der geheimen Polizei oder der Inquisition der ka- 
tholischen Kirche machen kann und gemacht hat *3 ^^^ 
würde überdiefs den Geist tödten, der in dem Beamten- 
stande leben soll. Allerdings kann es Staatsverfassungen 
geben, in welchen diese oder eine ähnliche Einrichtung 
an ihrer Stelle ist Aber das beweist nichts für den Werth 
der Mafsregel an sich. x 

Der Charakter eines Menschen beruht auf dem Grade 
der Stärke (]oder Energie3 seiner Willenskraft, diese als 
eine Kraft der menschlichen Seele überhaupt betrachtet 
Die Menschen sind ihrem Charakter nach von, einander 
verschieden, weil der eine zaghaft ein anderer mnthig, 
der eine lenksam ein anderer eigenwillig, der eine wan- 
kelmüthig ein anderer standhaft, der eine ruhig ein an- 
derer leidenschaftlich, der eine langsam ein anderer rasch 
im Handeln ist — Zu Folge dieser Verschiedenheit der 



, 1) Man kann von dieBem Laster sagen : Creecit enndo* 

2) Daher hüte man sich vor den Maulhelden der Freiheit. 

8) Diese Vorwurfe treffen nicht etwa auch die Sittenzengnisse , wel- 
che das Verhalten anf Schulen und Universitäten angehn. Doch 
soltten die Sunden der Jugend wohl nie von der Ansäbung des 
Staatsburgerrechts für immer ausschliefsen. 
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Menscheo ist der Eine mehr für dieses, ein Anderer mehr 
f#r ein anderes Fach des öffentlichen Dienstes tanglieh« 
Wenn auch z* B. Bnhe und Besonnenheit einem jeden 
jStaatsdiener noth thut, so ist doch eine gewisse Leiden-- 
schaftlichkeit weit eher mit dem Berufe eines Beamten 
der vollziehenden Gewalt als mit dem eines Richters ver- 
einbar. Wenn aacb ein jeder Beamte* in die Lage kom« 
men kann, dafs er^ um seinen Amtspflichten Genüge zn 
leisten, des Geistesmuthes bedarf, so bedürfen doch die-' 
ser Eigenschaft vorzugsweise diejenigen Beamten, welche 
an die Spitze der vollziehenden Gewalt gestellt sind, die 
Minister. Sie bedürfen dieser Eigenschaft in einem dop«* 
pelten Terhältnisse, sowohl in dem Verhältnisse zum Volke 
als in dem zom Fürsten. An sie sind vorzugsweise die 
Worte des Dichters gerichtet: 

„Justum ac tenacem propositi virnm 
Non civium ardor prava jubentium, 
Non yultns instantia tyranni 
Mente ^uatit solida.'^ 

Ohne Direktorialgeist wird der Vorstand eines Kol-» 
legiums, ein so ausgezeichneter Beamter er in einer jeden 
andern Beziehung seyn mag, seiner Stelle nimmermehr 
gewachsen seyn. Wenn auch gewisse Geschäfte, z. B« 
die, zu deren Behandlung nur eine vieljäbrige Erfahrung 
geschickt macht, dem Alter zu übertragen sind, so giebt 
-es doch andere, z. B. die mit etaer gewissen Wagnifs 
verbundenen , welche besser von der Jugend besorgt wer- 
den. — Darum entspricht der Grundsatz der Vertheilung 
der Arbeiten in seiner Anwendung auf die Verwaltung 
der öffentlichen Angelegenheiten dem Interesse des Staats- 
dienstes auch in so fern, als, wo es für die verschiede^ 
nen Geschäftsfächer verschiedene Aemter giebt, denea, 
welche sich dem Staatsdienste widmen, die Wahl unter 
diesen Fächern freisteht. Man kann (^im Durchschnitte} 
annehmen, dafs der gewählte Iteruf auch mit dem Cbarak«- 

tm^hariä, vom Staate. F7.. 15 
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ter de/sjenigen, welcher die Wahl getroffen hat, am besten 
äbereinstnnme. 

Es pebt keine Geisteskraft oder intellektu- 
elle Eigenschaft des Menschen, welche der Staats- 
dienst nicht auf irgend eine Weise in Anspruch nähme. 
Das gilt selbst von solchen Geisteskräften, welche auf den 
ersten Blick mit dem Staatsdienste nichts zu schaffen zu 
haben scheinen, z. B. von der Divinationsgabe oder von 
dem Vermögen, die Zukunft zu ahnden, und von der pro- 
duktiven Einbildungskraft. Jener Geisteskraft bedarf 
unter anderen der Diplomat, da die Thatsachen, auf wel-> 
che er seine Berechnungen zu gründen hat, fast immer 
mehr oder weniger unsicher sind, dieser der Untersu- 
chungsrichter, auf dafs er sich aus den einzelnen Anzei- 
gen und Spuren des Verbrechens den ganzen Verlauf der 
That zusammensetzen und aus diesem auf den Thäter mit 
desto gröfserer Gewifsheit schliefsen könne. — Mag aber 
ein Mensch mit Geistesgaben auch noch so freigebig von 
der Natur ausgestattet worden seyn , allemal mufe er sich, 
um dem Staatsdienste gewachsen zu seyn, noch überdiefs 
die zu diesem Dienste beziehungsweise erforderlichen 
Kenntnisse erworben haben. Nur das Verhältnifs, 
in welchem Geistesgaben und Kenntnisse, als Bedingun- 
gen der Fähigkeit zum Staatsdienste, zu einander stehn, 
ist nicht in allen Staaten, auch in demselben Staate nicht 
bei allen Aemtem dasselbe. — Es giebt Staaten, welche 
in allen Fächern der Staatsverwaltung so reich an posi- 
tiven Gesetzen sind, dafs man in diesen Staaten, ohne 
eine genauere Kenntnifs der Gesetze, kaum irgend einem 
Amte mit Erfolg vorstehen kann. Die heutigen Europäi- 
schen Staaten gehören fast insgesammt in diese Klasse. 
Es giebt andere Staaten, deren Verfassung mit einem 
solchen Zustande der Gesetzgebung nicht einmal verein- 
bar seyn wurde. Von dieser Art sind die autokratischen 
und selbst in einem gewissen Grade die repräsentativen 
Demokratien. Denn, wie kann das Volk mitsprechen, wenn 
es nicht weifii, wovon gesprochen wird? ^Daher darf es 
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nicht befremden, wenn gich in dem heutigen Europa, nach- 
dem die Verfassungen so vieler Europäischen Staaten in 
dem Geiste der Demokratie umgestaltet worden sind, so 
viele Stimmen für die Vereinfachung und Popularisirung ^3 
der Gesetze erhoben haben.3 Uebrigens erstreckt sich 
der Unterschied zwischen den Staaten der einen und denen 
der andern Art viel weiter, als folos auf die Fähigkeit und 
Befähigung zum Staatsdienste. Die Staatsverfassungen, 
welche blos durch Gelehrsamkeit im Gange erhalten wer- 
den können, haben z. B. eine eigenthümliche Bürgschaft 
für ihre Fortdauer an dem Privatinteresse aller derer, wel- 
che sich dem Staatsdienste gewidmet haben. Denn diese 
laufen Gefahr, durch eine Umgestaltung der Staatsverfas- 
sung die Früchte eines ganzen Lebens zu verlieren. *3 "^ 
Sodann aber richtet sich, besonders in den Staaten der 
ersten Klasse, die gröfsere oder geringere Wichtigkeit, 
welche Gelehrsamkeit und eine gelehrte Bildung für den 
Staatsdienst haben , zugleich nach der Verschiedenheit der 
Aemter. Besonders die Stellen in den Gerichten fordern 
eine wissenschaftliche Vorbereitung, am meisten die in den 
höheren und höchsten Gerichten. '3 Dagegen kommt bei 
den höchsten Aemtem der vollziehenden Gewalt, bei den 
Blinisterstellen, weit weniger auf die positiven Kenntnisse 



1) Ein in einer fremden Sprache niedergeacbriebenet Recht, z. B» 
das Romiiche Recht, pafst nicht sa einer Verfassung dieser Art. 

2) Die Französische Rerolntion hatte nicht in dem Stande der Ge* 
lehrten ihre eifrigsten Anhänger. -* Vidleicht haben die Englän- 
der aus einem ähnlichen Grunde in China (1840) nicht die Auf- 
nahme gefunden, welche sie sich versprachen. — Auch in den 
Deutschen konstitutionellen Monarchien hat sich in der Stellung 
des Standes der Gelehrten zum Staate gar Manches yerändert. 

8) Das gilt auch von Freistaaten. Im Römischen Freistaate war 
die Rechtswissenschaft (in der engeren Bedeutung) schon früh- 
zeitig der Gegenstand eines wissenschaftlichen Studiums. S. 1. 2. 
%. 25. 38. D. de O. J. Auch in den Vereinigten Staaten Ton 
Nordamerika giebt es besondere Anstalten für den Vortrag dieser 
Wissenachaft. (Die Grundlage des Rechts dieser Staaten ist das 
Englische Recht) 



Digitized by 



Google 



«is auf den Geist und Verstand derer an, von welchen 
diese Aemter verwaltet werden. Entweder betreffen die 
Saehen, die znr Kompetem^ der höchsten Regierungsstelle 
gehören, schon an sich nur Aufgaben, welche nach all* 
gemeinen Grundsitsen und Maximen zu beantworten sind, 
oder sie gelangen an diese Behörde schon so vorbereitet, 
dafo es, um sie gehörig su beurtheilen, mehr eines rich- 
tigen Blicks als positiver Kenntnisse bedarf. (Daher die 
an sich auffallende Erscheinung, dafs in den Europäischen 
Staaten, *— besonders in den konstitutionellen Monarchien, 
da in diesen die Besetzung der Ministerstellen zugleich 
eine Partheisache zu seyn pflegt, — an die Spitze eines 
Ministeriums nicht selten ein Mann gestdlt wird, dessen 
bisherige Studien und Beschäftigungen mit seinem neuen 
Geschäftskreise überall nicht in einem Zusammenhange 
standen. "^^3 Derselben Ursache ist es zuzuschreiben, dafs 
Männer, welche zu den obersten Regierungsstellen beför- 
dert werden, die Erwartangen, die man von ihnen hatte, 
eben so oft äbertreffen als täuschen.} Das in Frage ste- 
hende Verhältnifs im Allgemeinen betrachtet, sind alle- 
mal Geist, Verstand und Urtheilskraft höher anzuschlagen, 
als Kenntnisse. Daher sollte auch bei den Prüfungen de- 
r^, welche im Staatsdienste angestellt seyn wollen, das 
Absehn7iUgleich, ja vorzugsweise, darauf gerichtet werden, 
die Geistesfähigkeiten und insbesondere die Urtheilskraft 
der zu Präfenden (^und nicht blos ihre Kenntnisse} zu er* 
forschen. 

Endlich, nur diejenigen sind zum Staatsdienste taug- 
lich, welche Talent und Geschick zum Geschäfts- 
leben haben, welche also die Menschen und die Geschäfte 
richtig zu behandeln wissen. Mannigfaltig und nach der 
Verschiedenheit der Aemter verschiedenartig sind die Be- 
dingungen, von welchen die Tauglichkeit zum Staats- 
dienste in so fem abhängt. Eine allgemeine und eine 



*) In Grortbritannien «teben s. B. dem Seewtfsen saweileB M&naer 
▼or, die nie anf der Flotte gedient haben* 
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Hauptbediogung aber ist Menaeheiikeniitiiirs. ~ Idi 
verstehe hier unter MeBsebenkenntnifs nidit die Kenntoifa 
des menschlichen Geistes und Charakters überhaupt, 
sondern die Gabe, die Einzelnen richtig zu *beurtheilea. 
Wenn auch jene allgemeine Menschenkenntnifs zur richti- 
gen Beurtheüung der Einzelnen wesentlich beitragt, so ist 
sie doch zu dieser noch keinesweges ausreichend und so 
mufs doch ein Beamter, um seinem Berufe zu genügen, 
gerade die Gabe haben, die Einzelnea richtig zu be- 
urtheilen. >} Menschenkenntnifs in diesem Sinne ist zu- 
gleich die schwierigere Aufgabe. Denn die Menschen sind 
im Umgange mit einander ohne Ausnahme Schauspieler. *3 
Man mufs also, um sich ein geistiges Bild von einem 
Mensehen zu entwerfen, nicht nur die einzelnen Aenise« 
mngen seines Innern zu einem Ganzen vereinigen, son- 
dern auch in diesen Aeufserungen den Schein von der 
Wahrheit zu scheiden verstehn. — Jedoch können, weim 
und in wie fern bei jener Aufgabe blos die TaaglifdJidt 
zum Amte in Frage steht, die Erfolge zu Bathe gezogen 
werden^ welche der um das Amt sich Bewerbende in uei^ 
nen Privatangelegenheiten gehabt hat Der berühmte Spa- 
nische Minister,' der Cardinal Alberoni, fragte, so oft ihm 
Jemand zur Anstellung in einem Amte empfohlen wurde: 
Hat der Mensch Glück? Nicht ohne Grund! Denn Glüek 
ist in der Regel Verstand, Unglück Unverstand. Im Staats- 
dienste ist der Erfolg nicht Alles, wohl aber das Erste. 

•Der beste l^rufstein für die Tüchtigkeit zum Staats- 
dienste ist der Staatsdienst selbst *3 ^^ ^^^ P^ üft den- 



1) Zur gehörigen Ausübung der Dienstgevalt selbst wird noch 
nberdiers ein Gedächtnirs erfordert, das Namen and Personen 
mit Treue bewahrt. (Bei hochgestellten Staatsmännern ein 
Haupterfordernirs !) 

2) Der grofite Schauspieler war wohl OctaTianns Angustos. Seine 
letzten Worte waren: Acta est fabula, plandite. S. Sneton. in 
Tita Octav. 

8) Jedoch folgt hieraus noch nicht, dafs ein jeder Beamte anfangt 
nar provisorisch angestellt werden spUte. Eine solche An^ 
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jenigen, welcher in demselben angestellt ist, nicht nur 
seiner Diensttauglich keit sondern auch seinar Dienst- 
Würdigkeit nach. Denn, indem das Amt Macht giebt, 
befreit es nicht nur den Beamten mehr oder weniger von* 
der Nothwendigkeit, sich anders zu zeigen, als er ist, 
sondern reizt es ihn auch, sich so zu zeigen, wie er ist. 
Dieser Prüfstein ist um so höher anzuschlagen, da ihm, 
was die Sicherheit des Resultates betrifft, ein jeder an- 
dere nachsteht Daher ist die erste Anstellung im Staats- 
dienste allemal ein Wagnifs. Aus demselben Grunde ent- 
spricht das allmilige Aufrücken im Staatsdienste als Re- 
gel allein dem Interesse des Staates. — Das Amt offen- 
bart in demjenigen, welcher es bekleidet, oft sogar Eigen- 
schaften des Geistes oder des Charakters, welche man in 
ihm auf keine Weise ahnden oder voraussetzen konnte. 
Aufserordentlichen Zeiten fehlt es selten an Männern, 
welche ihnen gewachsen sind. Denn sie wecken die 
Kräfte, die in dem Menschen schlummern. 

Ein Beamter kann alle die Eigenschaften haben, wel- 
che das Amt an und für sich fordert, und dennoch wird 
er nicht an seiner Stelle sejm, wenn er nicht zugleich in 
das Verhältnifs pafst, in welches ihn sein Amt zu an- 
deren Beamten, mit denen er zusammenzuwirken oder 
unter denen er zu arbeiten hat, versetzt. Ja, die Auf- 
gabe , bei der Besetzung eines Amtes eine auch in dieser 
Beziehung schickliche Wahl zu treffen, ist nicht selten 
der schwierigere Theil der Aufgabe, überhaupt den 
rechten Mann für das Amt zu wählen. Denn die Men- 
schen sind deswegen Menschen (mA nicht z. B. Insek- 
ten ,3 weil ein jeder seinen eigenen Kopf und Sinn hat. 
(Quot capita tot sensus.} Darum ist es einer der gröfsten 
Vorzüge der konstitutionellen Monarchie, dafs diese Ver- 
fassung, da wo sie nicht blos dem Namen nach besteht, 
auch ohne Zuthun des Fürsten, Männer an die Spitze der 



stelinng igt vielmehr nur anter (i^ewisien VoraasietiangeD und 
BcdinguRgen ausfahrbar oder ratbeam. 



Digitized by 



Google 



S81 

Re^ierang stellt oder drängt, welche nicht Mos derselben 
politischen Meinung und Gesinnung, sondern auch sonst 
eifaander befreundet sind. *3 — Uebrigens, so wie bei der 
Besetzung der Aemter das in Frage stehende Verhältnifs 
zu berudcsichtigen ist, so sind auch die den Staatsdienst 
betrelTenden Begierungsmaximen mit demselben Verhält- 
nisse in Uebereinstimmung zu setzen. Daher sind z. B. 
Beschwerden, welche ein Beamter über seine Vorgesetz- 
ten fährt, auf keine Weise zu begünstigen. Bei der Ent- 
scheidung über Beschwerden dieser Art ist jederzeit von 
der Maxime auszugehn, dafs der höhere Beamte die Ver- 
muthung der Rechtlichkeit seines Verfahrens oder Verhal- 
tens für sich habe. 



FÜNFTES HAÜPTSTÜCK. 

Wann und wie änd Aemter %u vergeben f 

Ein Amt ist nicht eher zu vergeben, als bis es er- 
lediget worden ist. Anwartschaften auf Aemter sind 
schon deswegen verwerflich, weil man, sollten sie auch 
dem Verdienste zu Theil geworden sejm, (^und wie oft 
sind sie blos Gunstbezeigungen! 3 dennoch nicht voraus- 
sehn kann , ob der Anwärter des Amtes auch dereinst noch, 
zur Zeit der Erledigung des Amtes, würdig und würdi- 
ger, als Andere, seyn werde. Ueberdiefs sind solche An- 
wartschaften, als Fesseln, welche der Dienstgewalt des 
iStaatsherrschers augelegt werden, kaum mit dem Geiste 
irgend einer Staatsverfassung vereinbar. Ja sie können 
eine Verfassung sogar mit der Gefahr einer gänzlichen 
Umgestaltung bedrohn. Unter der Regierung des Kaisers 



*) Die in GrofibriUinnieii nblielien Miniiterialdinert , sa welchen 
▼on einem Minister die äbrigen eingeladen werden, haben eine 
beachtungewerthe politieche Bedeutung. 
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Tiberius stellte ein Senator, Namens Galliis, den Antrag, 
dafs die (jährlich wechselnden} Konsolen von dem Kaiser 
Ton fünf zu fänf Jahren in voraas ernannt werden soDten. 
Dem Kaiser entgien^^ nicht, dafs der Antrag die IKeschrän- 
knng einer Uerrschergewalt überhaupt bezwecke. Er 
lehnte ihn also ab, wenn er auch für seine ablehnende Ant- 
wort andere Gründe, als die wahren, anführte. >3 

Aemter sind unentgeltlich zu verleihn. — Wer 
Geld und Gut fär die V^leihung eines Amtes nimmt, wür- 
diget das Amt und sich selbst herab. Denn er setzt Aem- 
ter den Gegenständen gleich, welche im Vericehre sind. 
Der Beamte, der sein Amt erkauft hat, wird sich wegen 
der gehabten Auslagen an dem Amte zu erholen wissen. *3 

Aemter sind nicht zu Eigenthum sondern zur Treue 
zu verleihn. — Der Staatsherrscher selbst verwaltet in 
seiner Machtvollkommenheit nur ein ihm anvertrautes Gut. 
Wie könnte er Anderen ein anderes und stärkeres Recht 
auf die Ausübung der Staatsgewalt bestellen ? Ein Amt, 
das als Eigenthnm verlieheü ist, gleicht einer Pflicht, die 
man nach Gefallen erfüllen oder nicht erfüllen könnte, oder 
einer Pflicht, die zugleich ein Erwerbsmittel wäre. Aller- 
dings steht es in der Macht der Gesetze, die Nachttieile, 



1) «fUaud dabiam erat, sententiam GalU altio« peoetrer^, et ar- 
cana imperii tentari* Tiberias tarnen quasi aageretar potcstat 
ejnt disserait: Grare moderatiooi suae, tot eligere, totdifferre. 
Vix per siognloa annot offensieiiaa ?itari, quäntTi« reptüsam pro- 
pin^ua spes laletar; qaaqtara o4ü fore ab hu qoi altra quto- 
^ncnnium projiciaatar ! ande proapici posse qaae ouiqae tarn 
longo temporis spatio mens, domus, fortana? Saperbire homi- 
ne« etiam annma de«ignatioiie ; qaid «i hoaerem per qainqaenninni 
agitont? QuinqaipUcarl prorm« magWtratn«, sab Terti lege, qna« 
•ua tpatia exercendae candidatorum indastriae, quaeronditqae aat 
potiandis honoriba« statuerint. *' Tacit Ana. II, 36. Vgl. dasi. 
Buch cap. 81. — Indem der Pabst, wenn er Kardinäle ernennt, 
noch uberdiefs einen oder mehrere Kardinäle id petto behält, 
ertheilt er gewissermafsen Anwartschaften anf ^ie Kardinala- 
wurde. Diese Anwartschalten trifft jedoch jier Tadel nicht, dem 
Anwartschaften sonst ausgesetzt sind. 

9) S. auch oben das erste Htaptstück des yorliegenden Bachet* 
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die mit der Yarldbung eines Amtes zn Bigenthnm, — oder 
mit der Verleihang eines Amtes, in welcher sagleich eine 
Reihenfblge von Anwartschaften liegt, — wesentlich ver» 
handen sind, in einem gewissen Grade sn mindern oder 
2a mildern. Aber, was seinem Principe nach falsch M, 
ist und bleibt ein Uebel, so viel man auch daran meistert 
und bessert. Da ist keine andere Heihing möglich, als 
die, dafs man die Wurzel des Uebels heransreifst. *-^ 
Gleichwohl kommen in der Gesü^hicble der Seispiele, dafs 
Aemter dgenthamsweise verliehen wnrddn, nicht wenige 
vor. Bin Beispiel dieser Art, ein Beispiel, das nberdiefs 
eine Masse einzelner Fälle unter sich begreift, ist die 
grnndherrliche oder die Patrimonialgerichtsbar- 
keit des Deutschen Rechts. ^J Wenn auch diese 6e« 
nehtsbarkeit mit den Grundlagen vertheidiget werden kann, 
auf welchen die Staatsverfassungen der Germanischen Völ- 
ker ursprängheh überhaupt beruhten, so lautet doch diese 
Vertheidigung , in so fern sie auch in unseren Tagen noch 
eine Schutzrede für die grundherrliehe Gerichtsbarkeit seyn 
seil, mit^anderen Worten öo: Weil der Staat ewig der- 
selbe ist, sollen auch die in einem Staate einmal bestehen-* 
den Einrichtungen ewig dieselben bleiben. ») Zwar ist in 
den Staaten , in welchen es noch eine Patrimonialgerichts- 



1) Vgl. Bd. III. S. 156 £P. — Die Gerichtsbarkeit der Grnndherren 
ist nicht etwa blos eine Fracht der LehntTerfassang, wenn sie 
auch durch das Lehnswesen befestiget and erweitert wurde. Sie 
war Tielmehr eine Folge von der — weit älteren — Grundfaerr- 
lichkeitsverfassung der Germanischen Staaten, daher auch in 
den Germanischen Staaten Rechtens, in welche die LehnsTcrfas- 
sung nie eingedrungen ist. (Nur zu oft hat man diese Verfas- 
sungen mit einander Terwechselt.) Wohl aber wurden erst durch 
die LehnsYcrfassung noch aufser dem Richteramte T^e andere 
üemter Nutzeigenthnm. (In den Staaten, über welche sich die 
LehnsTorfassung verbreitete , wurden überhaupt während des Mit- 
telalters fast alle öffentliche und Privatgeschäfte in die Form 
des Lehnsvertrages eingekleidet. Der Lehnsvertrag war das , was 
die Romisdie Stipnlatio gewesen war.) 

t) Das gute Mittelalter mufs in unseren «Tagen so Manches vertre« 
ten oder Tenchleiem t 
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barkeit giebt, den BliftibrSiicheii, die in dem Gefol^ die- 
ser Creriehtsbarkeit sind, mö^cbst abgeholfen worden. ^3 
Aber die Frage steht so: Haben die Patrimonialgeriehte 
irgend einen andern Grund für sich, als das Interesse der 
Verfassung, welcher sie zor Stutze dienen? Kann diese 
Verfassung nicht auch ohne jene Gerichte bestehn ? *3 — 
Jedoch sogar aus dem laufenden Jahrhunderte l&fet sich 
ein Beispiel von einem Gesetze anführen, welches in ein^n 
grofsen Europäischen Staate mehrere Aemter in Eigen- 
thum verwandelt hat, — das Franzosische Gesetz vom 
SSsten April 18li6, *} welches gewisse Beamte, nam^it« 
lieh die Notare, die Gerichtsschreiber, £greffiers,} die 
Gerichtsdiener, (^huissiers,3 ermächtiget, einen Nachfol- 
ger in ihre Stelle dem Könige zur Bestätigung zu prfi- 
0entiren d. i. ihre Stellen zu verkaufen. Und so viele 
iStimmen auch in Frankreich gegen dieses Gesetz bereits 
laut' geworden sind, so sind doch ihre Klagen und Be- 
schwerden bisher ohne Erfolg geblieben. Denn so oft eine 
Regierung einen Fehler begeht, legen sich an denselben 
Privatinteressen an, welche die Verbesserung des Fehlers 
erschweren oder unmöglich machen. (^Eine Regierung 
sollte daher nie vergessen, dafs es ihr leichter ist, einen 
Schmitt vorwärts als rückwärts jbu thun.3 Jenes Gesetz 
hat noch überdiefs die Aukiorität der Vorzeit für sich. 
Denn es gab in Frankreich vor der Revolution eine sehr 



1) Z. B. indem den Grundberren nntertagt wurde, die GrerielltolMur- 
keit selbst auszuüben oder die Verwalter derselben nach Gefallen 
zu entlassen. 

2) Die Gründe, welche gegen die Patrimonialgerichte sprechen, sind 
tausendmal, und nicht Ton neuernngssüchtigcn Männern wieder- 
holt worden. Cui non dictusHylas? (Darf ich hinzusetzen, dafs 
ich selbst diese Gerichtsbarkeit Ton Angesicht za Angesieht 
kenne?) Vgl. z. B. Holler, Geschichte und Würdigung der 
Deutschen Patrimonialgerichtsbarkeit. Landsh. 1804. Alex. 
Müller, die letzten Grande wider alle Eigenthumsgerichte. 
Neust, a. d. O. 1826. 

8) Vgl. m. Handbach dee Franzötitchen Cifilrechts. $. 171. 8^1. 



Digitized by 



Google 



9» 

grofse Zahl Aemter, welche, gleich ab ein Eigeirthiim, 
im Verkehre waren. Man vertheidigte sogar diese Ein- 
richtung als eine heilsame Beschränkung der königlidi^i 
Gewalt ^3 Denn denselben Privatinteressen , welche sidi 
eines von der Regierung begangenen Fehlers bemächtigen, 
gebricht es nie an Scheingründen, mit denen sie den Feh- 
ler in Weisheit verwandeln. 

Die Zeit, auf welche die Beamten anzustellen sind, 
ist nach der Verschiedenheit der Verfassungen und mit 
Bucksicht auf die Verschiedeoheit der Aemter in dem einen 
Staate so, in einem andern anders zu bestimmen. -^^ Mit 
der Demokratie, sowohl mit der autokratisc^hen als mit 
der repräsentativen, sind lebenslängliche Anstellungen un- 
vereinbar. Das Volk, welches in der Eigenschaft des 
Souveraines nur ein kunstliches Daseyn hat, würde Ge- 
fahr laufen, diese Eigenschaft sogar gänzlich zu verlieren, 
wenn es besonders die höheren und höchsten S|^tsämter, 
auf Lebenszeit verliehe. Auch hat die Kontrole, welche 
dem Souveraine aber seine Beamten in einer jeden Ver- 
fassung zustehen mufs, in der Volksherrschaft ihre beson- 
deren Schwierigkeiten; Schwierigkeiten, welche nur durch 
den häufigen Wechsel der Beamten mittelst neu^er Volks- 
wahlen gehoben werden können. In dem Römischen Frei- 
staate wurden die Konsulen und die übrigen obersten Staats- 
beamten ([die magistratus curules^ jedesmal nur auf ein 
Jahr gewählt. Als Julius Cäsar die Verlängerung des ihm 
Aber die Provinz Gallien schon auf fünf Jahre übertragenen 
Oberbefehles auf noch fünf Jahre verlangt hatte, über- 
schritt er den Rubikon. In der repräsentativen Demokratie 
spricht für den häufigen Wechsel der Beamten noch über- 
diefs der Grund, dafs sich in dieser Verfassung die Macht- 
vollkommenkeit des Volkes nur durch die Wahl seiner 
Repräsentanten und Beamten offenbart Da sind also die 
Volkswahlen das Hauptmittel, alle einzelne Staatsbürger 



4')S. Richelieu, tetCam. politique. Merlin, r^pertoire de ja- 
riepr. t. offiee. 
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dhirch das Gefühl ihrer Macht für die ElrhaltujQ^ und für das 
Gedeihn der Verfassung unmittelbar su interessiren. Der 
Demokratie ist in dieser Beziehung, d. i. was den hiufi- 
gen Wechsel der Beamten betrifft , (^so wie in so manchen 
anderen Beziehungen, 3 ^'^ despotische Einherr- 
schaft verwandt. In der Türkei wird alljährlich am Nea«- 
jahrstage eine amtliche Liste .derer bekannt gemacht, 
welche in dem neuen Jahre den obersten Staatsämtern vor- 
stehen sollen. Der bisherige Beamte, dessen Name in 
dieser Liste übergangen ist, ist von seinem Amte entlas- 
sen. ' In der Türkei also werden die obersten Staatsamter 
jedesmal nur auf ein Jahr vergeben* — In der Erbari- 
stokratie sind bei der Bestimmung der Zeitdauer, auf 
welche die Beamten anzustellen sind, ähnliche Grundsätze, 
wie in der Demokratie, zu befolgen, f Daher wurde z B. 
in dem Freistaate von Venedig der Doge jedesmal nur auf 
•ein Jahr gewählt.^ Jene Grundsätze haben in der Erb- 
aristokratie noch überdiefs an dem Machtneide des herr- 
schenden Adels eine Stütze. In einer geistlichen Ari- 
stokratie würde dagegen der häufige Wechsel der Be- 
amten nicht an seiner Stelle seyn. Denn eine geistliche 
Herrschaft hat Alles zu vermeiden, was an Willkühr öder 
Wandelbarkeit erinnern oder von der Befolgung einer fe- 
sten Regel und Ordnung abwendig machen könnte. In der 
katholischen Kirche , deren Verfassung — nach dem bi- 
schöflichen Systeme — eine Aristokratie ist , werden daher 
alle geistliche Aemter, alle beneficia, auf Lebenszeit, (und 
Hber diefs bis auf Wohlverhalten ,^ verliehn. — Dem Geiste 
der Erbmonarchie entspricht allein die lebenslängliche 
Anstellung der Beamten. In dieser Verfassung steht der 
Souverain zu fest und zu hoch, um seine Beamten fürch- 
ten zu müssen oder um sie beneiden zu können. In der- 
selben Verfassung ist Alles , was die mit dem Staatsdienste 
verbundenen Vortheile steigert oder vermehrt, zugleich 
eine Stütze des Königthumes. Neue Gründe , die Staats- 
diener gut zu stellen, z. B. also die Aemter auf Lebens- 
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zeit zu verleihn, liegen in der Verfasstmg der kons ti* 
tntionellen Monarchie. 

Die Frage endlich: Sind die Beamten bis auf Wider- 
ruf/ (^oder donec principi placaerit,3 oder sind sie bis auf 
Wohlverhalten, (^oder donec se bene gesserint,^ d.i. 
so anzustellen, dafs sie nur wegen eines Vergehns nod 
nur zu Folge eines richterlichen Urtheiles entlassen wer- 
den können? oder welche Aemter sind auf die erstere 
und welche sind auf die letztere Weise zu verleihn? ist 
schon oben gelegentlich in Betrachtung gezogen worden. 
Bei der Beantwortung dieser Frage war theils auf die Ver- 
schiedenheit der Staatsverfassungen , theils auf den Unter- 
schied zwischen grofsen und kleinen Staaten, theils auf 
die Verschiedenheit der Aemter Rücksicht zu nehmen. — 
Uebrigens hat die Frage ein ausgedehnteres praktisches 
Interesse in den Monarchien als in den Freistaaten. Denn 
da in diesen Staaten die Aemter, welche die herrschende 
Gemeinde selbst vergiebt,*) in der Regel nur auf eine 
bestimmte Zeit, z. B. nur auf ein Jahr, verliehen werden, 
so sind in diesen Staaten die Veranlassungen seltner oder 
die Gründe weniger dringend, einen Beamten während 
seiner Dienstzeit von dem Amte zu entfernen. Auch würde 
die Vollziehung eines Gesetzes, welches die Vollmacht 
dieser Beamten für widerruflich erklärte, besonderen 
Schwierigkeiten ausgesetzt seyn. Jedoch haben einige 
Freistaaten gegen die Gefahr, dars ihre Beamten, obwohl 
nur aut eine bestiinmte Zeit angestellt, dennoch ihre Amts- 
gewalt mifsbrauchen könnten , eine andere Mafsregel ge- 
troffen, die, dars sie die Amtsführung eines jeden Beam- 
ten nach Ablauf der Dienstzeit einer gerichtlichen Prüfung 



*) Welche die herrschende Gemeinde Tergiebt — Ich habe diete 
Einiichränkang hinzugefügt, weil sich die Torliegende Frage al» 
lerdings bei den Beamten darbieten kann^ welche Ton der herr- 
schenden Körperschaft nnr mittelbar gewählt, d.i. Ton Einern 
andern Beamten in Auftrag dieser Körperschaft ernannt werden. 
(So ernennt 2. B. der Präsident der Yeireinigteo Staaten teine 
Minister oder Staatstekretfire.) 
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unterwarfen. So hielten es z. B. die Athenienser,^^^ — 
ein Volk, welches nicht weniger in dem Baue seiner Ver- 
fassung: , so wie diese Verfassung in ihrer Bluthezeit be- 
schaiTen war, als in den Werken seiner Schriftsteller ein 
Denkmal seines Geistes der Bewunderung der Nachwelt 
hinterlassen hat; — ein neuer Beweis für die Wechsel- 
wirkung zwischen der Literatur und der Verfassung eines 
Volkes. 



SECHSTES HA13PTSTÜCK. 

Von den 
, PfiicMefi der Staatsbeamten. 

Es wird hier nicht von den Pflichten die Rede seyn, 
welche einem Beamten der besondere Zweck seines 
Amtes auferlegt Die Beschaffenheit und der Umfang die- 
ser Pflichten ergiebt sich unmittelbar aus dem Wesen eines 
jeden einzelnen Amtes. 

Sondern die Pflichten, welche der Gegenstand des 
vorliegenden Hauptstückes sind, betreffen die Handlungs- 
weise der Beamten überhaupt, d. i. ohne Rücksicht auf 
die Verschiedenheit der ihnen übertragenen Aemter, be- 
treffen den Geist, welcher einen jeden Beamten beleben 
soll. Selbst die Verschiedenheit der Staatsverfassungen 
hat auf die Beschaffenheit dieser Pflichten nur einen un- 
tergeordneten Einflurs. Ich sage : Auf die Beschaffen- 
heit dieser Pflichten. Denn allerdings greift die Ver- 
schiedenheit der Staatsverfassungen in die vorliegende 
Lehre in anderen Beziehungen ein, z. B. in so fem, als 
die eine Verfassung mehr, eine andere weniger, die eine 
auf diese, eine andere auf eine andere Weise der Erfül- 
lung dieser Pflichten zu statten kommen oder Eintrag thun 
kann. So ist z. B. in der Monarchie, (^insbesondere in der 



^) S. Poller, Arehaeol. Graeca. L. L cap. XI. 

/Google 
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Erbmoiiarchie,3 die gefiammte moralische Stellung der 
Staatsdiener der Gefahr ausgesetzt, dafs sie der Stellung 
eines Dieners zu seinem Herrn gleich geachtet werde , mit \ 
andern Worten, dafs man den Unterschied zwischen einem 
Staats- und einem fürstlichen Diener gänzlich aus den 
Augen verliere. Zwar in einem gewissen Sinne ist in der 
Monarchie ein jeder Staatsdiener zugleich ein Diener des 
Fürsten. Denn der Fürst ist als solcher oder als Souve- 
rain gleichsam die Verkörperung (^oder Inkarnation^ der 
Idee des Staates. Aber in einem andern Sinne tritt ^wi- 
schen einem Staatsdiener und einem Diener des Fürsten 
der wesentliche Unterschied ein, dafs jener dem Fürsten 
als dem Oberhaupte des Staates und so weit sich dessen 
Gewalt verfassungsmäfsig erstreckt, dieser aber dem 
Fürsten für seine Person und gleich als der Diener eines 
Privatmannes treu, hold und gewartig ist. Was jedoch 
in der Wissenschaft gespalten und zu spalten ist, kann 
und soll das Leben wieder vereinigen. Der Staatsdiener 
soll die Pflichten, die er als Staatsdiener auf sich hat, zu- 
gleich aus Liebe zu der Person des Fürsten und aus An- 
hänglichkeit an das regierende Haus erfüllen , auf dafs 
jene Pflichten, indem sie sich mit den Gefühlen der Ach- 
tung und Liebe für bestimmte Individuen verschlingen, 
desto vernehmlicher und lebendiger in ihm sprechen. (In 
der That besteht in dieser Vereinigung zwischen der einen 
und der andern Gesinnung der Charakter des wahren Ro- 
yalisten oder Königsfreundes.^ 

Es richtet nun die Moral zuvörderst also die Forde- 
rungen, welche sie an die Menschen überhaupt macht, 
auch an die Staatsdiener und an diese aus besonderen 
Gründen. Dehn nicht nur leistet eine jede Tugend für die 
Erfüllung aller anderen Pflichten eine gewisse Bürgschaft. ^3 
Wie könnte also ein Beamter als Beamter das seyn, was 



^) Eine gewisse Burgschaft, nicht eine unbedingte. Denn die 
meisten Menschen sind wie ihrer Denkart so auch ilirem Gharak- 
ter nach inkonsequent. 
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wseyn soll, wenn er nicht .auch als Mensch achtnngswertti 
wäre? Sondern es sollen besonders auch die Beamten 
dem Volke mit einem guten Beispiele vorangehn, da sie, 
über das Volk gesetzt, die Augen des Volks um so mehr 
auf sich ziehn. Einem christlichen Volke kann noch äber- 
diefs die Religiosität seiner Beamten nichts weniger als 
gleichgälttg seyn. Zwar sagt man, dafs der Staat als 
solcher keine Religion haben solle. Aber diese Behaup- 
tung bezieht sich nur auf die Unpartheilichkeit, welche d^ 
Staat und seine Beamten gegen alle und jede Religions- 
meinungen beobachten sollen. Allerdings mufs Religiosi- 
tät aus dem Inneren des Menschen hervorgehn. ([Erzwun- 
gene Religiosität ist nur Schein , ist Heuchelei.^ Aber 
dasselbe gilt von einer jeden Tugend. 

Jedoch, es giebt noch uberdiefs gewisse besondere 
Tugenden der Staatsdiener, Tugenden, welche bald ihrem 
Wesen nach, bald in ihrer Art nur Tugenden dieses Stan- 
des seyn können. Dahin gehört: 

13 Diensttreue ^3 ^^^ Diensteifer. — Beide 
Tugenden sind zwar von der Beschaffenheit, dars sich 
ihrer ein jeder Diener zu befleifsigen hat. Denn Dienst- 
treue besteht in der gewissenhaften und beharrlichen Ek*- 
föllung aller der Pflichten , welche überhaupt einem Diener 
obliegen, und Diensteifer in einer denselben Pflichten 
entsprechenden Thätigkeit, welche sich nicht erzwingen, 
sondern nur dem guten Willen des Dieners verdanl^en 
läfst. Jedoch gröfser sind die Versuchungen ^ diesen Tu-- 
genden untreu zu werden, mehr steht auf dem Spiele, 
mannigfaltiger sind die Verhältnisse, auf wdche sie sich 



*) Die DeaUche Sprache macht Ton den Worten (nnd Begriffen:) 
Treu, Treue, Verrath, einen besonders häufigeü und vielseitigen 
Gebrauch. 0«g hängt Tielleicht mit einMn Zöge dea Deat»ck«n 
NatioAalcharakters zusammen. Eine interessante Anekdote sar 
Bestätigung dieses Satzes erzählt Tacitns, Annal. XlII, 45. 
Gesandte der Friesen schilderten seh<^ damals (in Nero's Zelten) 
den Charakter der Deatscheii so: NiiUos mortftlism mrmum aat 
fide ante Germanos esse. 
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beziehn, in so fern sie Tagenden des Staatsdieners sind; 
Uebrigens , wenn auch der Staatsdiener sogar mehr thnn 
soll, als von ihm dem strengen Rechte nach gefordert wer- 
den kann, so darf sich doch seine Amtsthätigkeit nicht 
über die Grenzen seiner Amtsgewalt hinaus erstrecken. 
Es giebt eine Vielgeschäftigkeit der Staatsdiener, welche 
gegen die Ordnung des Staatsdienstes nicht weniger ver^^ 
stöfst, als die Saumseligkeit der Staatsdiener. 

2) Gehorsam gegen die Vorgesetzten. ~Einel 
Beamtenhierarchie, in welcher die niederen Beamten den ho-' 
heren nicht gehorchen, gleicht einem Kriegsheere ohne Sub-* 
Ordination. Wie ein solches Heer den Staat nicht gegen seinem 
äufseren Feinde zu vertheidigen vermag, so kann ihn eiii 
solcher Beamtenstaat nicht gegen die An^iffe seiner in-* 
neren Feinde schützen. Jedoch' wird ^tfr 'Ungehorsam 
billig im Kriegsdienste härter, als im Staatsdienste, ge^ 
ahndet. Denn im Kriege, auf welchen doch die Kriegd-* 
Zucht unmittelbar zu berechnen ist, kommt oft Alles auf 
die Benutzung des Augenblicks an, kann, wenn der Au-^ 
genblick unbenutzt vorüber gegangen ist, selbst die Exi-* 
stenz des Staates gefährdet seyn, ist das Heer das 
schlagfertigere, welches gleich als eine bewegende Kraft 
gehandhabt und gerichtet werden kann. Dagegen ist im 
Staats- oder Civildienste das Bedürfnifs des Gehorsams 
nicht gleich dringend, der Ungehorsam nicht in HUen Fällen 
gleich nachtheilig oder Gefahr drohend. Es giebt sogar !n 
diesem Dienste Fälle, in welchen es einer Behörde ver- 
stattet ist, gegen die Vollziehung eines an sie von der 
ihr vorgesetzten Behörde erlassenen Befehles an diese 
Behörde Vorstellungen zu richten , wenn auch von diesem 
Rechte nur ein sehr behutsamer Gebrauch zu machen ist, 
da ein bedingter Gehorsam doch allemal dem Ungehors^tme 
verwandt ist. Auch ist in derselben Beziehung nicht 
zu übersehn, dafs der Gehorsam, je mehr er zu den nie- 
deren Stufen des öffentlichen Dienstes hinabsteigt, desto 
Xaehariä, vom Staate. Ff, 16 
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inehr das ^tgene Urtb?!! der in Heuern Dienste Angestellt 
tep ai|S8icbliei«t« 

33^ Yerscbwiegenbelt, jedoch nur bedivgungs- 
W0lse; -^ Wa« Alle im Staate angebt, soll von Rechts 
wegen auch zw Wissenschaft Aller gelangen ; ^ 11 e Staats- 
Mgelßgenheitea also, d. u alle die jSaelien, welche von 
oder mit ode^r vor de^ l^taatfidkhörden verhandelt werden, 
sollen von j^echtswegen amcb in dem Sinne öffentliche 
Angelegenheiten seyn , dafs sie von dem Volke nicht mit 
4f^ Schleier des Gehcimpisses verhüllt werden. Ver- 
acjbwic^pnbeit ist daher nicht schon von Rechts wegen 
oder k\s Regel eipe Pflicht der Staatsbean^fi. — Je-* 
dQcb leidet diese ßegel, zu Folge der Besch^epheit ge-< 
il^Si^r ll^erungshandlimgen , in den Fällen eioe Au^^ 
Of^^m^ im w^icl^n einebestin^pite Mafsregel der Regierung, 
ij^enf^ ^n^n übjßrhwpt oder sichon jetzt Puhlicität gegeben 
Sioirde, ihre^ Z>yeckis verfehlen könnte oder u^üfste,, abge- 
sebeip 9- Qh^oi^ d^m Falle, da der derraalige Stand ei?* 
1^ yn^cirsiiebung, welche wegen eiae^ verübten Yergehns 
eingeleitet w<>^den ist, geheim gehalten werden mufs, wenn 
die flnters^b^ng ^u dem beabsichtigten Resultate fübren 
9^, und eben so bei den & g. geheimen Stciatsausgahen»"^} 
•-^ ISinfi andere AusnM^ine f^auB aiisi dem Interesse gewis-« 
ner Stta^Usverfassu^geq entstehn. Wo die Yerfiissung das 
l^peren lediglipb wd allein der Regierung yorbehült) 
sind* SM^tsangelegenbeiten in der Regel und so viel mög-- 
lieb geb^i^^ Angelegenheiten, ist Verscbwiegenheit 



4^) Son der StMt FamiliengelieimiiisM aaoh qnter dtr Teraiis- 
«e^iinf in «^iqen Scliiil^ ochnpen, daf» tie in dep lalere^^e Dril-t 
|i$r zuj^ OfiTenkmidig^eit gelangen tollten? Ibgesehn ¥on dem 
befonderen Verfassangsrecbte eines Staates dürfte diese Ads- 
irabme nicht anf einem genügenden Ghruttde>berahn. (Es möelite 
daher m ¥or9chrift def Artikel« Hl* das €, N. , welche auf 
diesejn Grunde beruht« keinesveges ku billigen sejn. Auch hal 
•ie der Rechtsfragen und der Repht^händel die Menge veranlafst. 
Man kann ab^r die allgemeine Regel aufstellen : Der Werth ei- 
nes CivUgesetses^ an welchen viel gedeutelt wird» itt ailtmal 
Bweideutlg») 
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nur ausnahmsweise nicht eine Pflicht der Beamten. Denn 
ein Volk, das seine Staateangelegenheiten besprechen darf, 
hat schon in einem gewissen Grade ein Recht der Yorbe-r 
rathnng. In den Deutschen Staaten worden vormals die 
jeweiligen Angelegenheiten des Staates überhaupt als 
Staatsgeheimnisse betrachtet und behandelt; die Statistik 
dieser Staaten war gleichsam eine verbotene Wissenschaft. 
In den neueren und neuesten Zeiten hat sich jedoch auch 
in so fern Vieles in diesen Staaten und ihren äufseren Ver«* 
hältnissen verändert. Die Feinde der Publicität vergarsen, 
dafs sie selbst zum Publikum gehörten. 

43 Unpartheilichkeit. — Es ist hier nicht von 
jener Partheilichkeit die Rede^ welche wissentlich der 
einen Parlhei eine pflichtwidrige Gunst widerfahren läfst. 
Qn diesem Sinne unpartheiisch zu seyn, ist nicht eine Tu- 
gend, sondern eine Schuldigkeit.) Sondern von der Par- 
theilichkeit, zu welcher sich auch die Besseren und Besten 
durch ein Vorurtheil oder durch eine irrige Deutung ihrer 
Amtspflichten, wider ihr Wissen und Willen, v^leiten 
lassen können, z. B. von der Partheilichkeit eines Rich- 
ters, welcher die eine Partbei um deswillen begünstiget , 
weil ihre Sache , aus dem Standpunkte der Moral oder aus 
dem der Billigkeit betrachtet, die bessere ist, oder von 
der Partheilichkeit eines Beamten, welcher, zur Erhebung 
der Staalseinknnfte bestellt, kein anderes Interesse, als 
das der Staatskasse , oder von der Partheilichkeit, welche 
aus dem geheimen Einflüsse einer Vorliebe des Privatman- 
nes auf die Handlungsweise des Beamten entsteht. Je 
schwerer es einem Beamten ist, sich auch von einer Par- 
theilichkeit dieser Art frei zu erhalten, desto gröfser ist 
sein Verdienst, wenn er sich der Unpartheilichkeit auch in 
diesem Sinne befleifsiget. Die Gesetze können ihm hierbei 
kaum zu Hülfe kommen , wohl aber ihm zu einer Parthei- 
lichkeit dieser Art Veranlassung geben. "^^ Das Cölibats- 
gesetz der katholischen Kirche hatte vielleicht den Ne- 



*) Beispiele solcher Gesetze s. Bd. IV. S. 15 ff. 

/Google 
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benzweck, die Geistlichen, als Riditer, dem gehetmen 
Einflüsse der Verwandtsehaftsverhiltnisse, sowohl qnoad 
jarisdictionem externam als qnoad jdct. internam, zq ent- 
ziehn. Den Gesetzen dieser Kirche darf man allemal , 
aufser ihrem Hauptgründe , noch einen Nebenji:rund, (^aus- 
ser der ratio primaria, nodi eine ratio secundaria,} unter- 
Tegen. 

03 Humanität, (^Schonung, Milde, Höflichkeit,} 
gegen diejenigen , welche der Amtsgewalt des Beamten 
unterworfen sind. — Ein Beamter vergifst der Achtung, 
die er sich selbst, vergifst der Achtung, die er seinen 
Amtsbefohlenen als Menschen und Bürgern schuldig ist, 
wenn er sich bei der Ausübung seiner Amtsgewalt ohne 
Noth, — denn allgemein gültig ist keine Regel, welche 
sich auf die Behandlung Anderer bezieht, — unfreundlidi, 
herrisch oder barsch benimmt. Er vergifst, dafs man von 
Anderen, wenn man sich ihres Zutrauns versichert hat, 
mehr erlangen kann, als durch Furcht. '} Gleichwohl 
giebt es der Beamten nur zu viele, welche in ihrem Be- 
tragen die in Frage stehende Tugend vermissen lassen. 
Sie verfallen in diesen Fehler, bald aus einem geheimen 
Mifstrauen in ihren persönlichen Werth,^} bald, wenn 
ihre Amtsgewalt nur gering ist, um, was dieser abgeht, 
durch die Wichtigkeit zu ersetzen '} , die sie sich selbst 
geben, bald ans Mangel an gesellschaftlicher Bildung über- 
haupt Die zuletzt angeführte Ursache möchte die Haupt- 
ursache seyn. Daher sollte man in den heutigen Europäi- 



1) Die TorzagUchsten UnterBuchnDgirichter , (z. B. P filier in lei- 
nen Kriminalfallen ,) haben die Bemerkung gemacht, dafs man 
auch die Teratecktesten Verbrecher, wenn man sie mit Schonung 
behandelt» zum Geständnisse bringen kann. 

t) Ganz HO sind nicht selten auch Privatleute barsch und zurück- 
haltend gegen ihre Diener, um die Schwäche ihres Geistes und 
Charakters diesen zu Terbergen. Vergebliche Mühe! 

8J Die Humanität der Beamten und die relative Gröfse ihrer Amts-» 
^gewalt stehen oft in umgekehrtem Verhältnisse zu einander- 
(Endlich — Terliert sich der Rhein ini Saude !3 
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cchen Staaten z. B. billig Bedenken tragen, durch Prämien^ 
die man auf das Studtren setzt, ([durch Stipendien n. s. w. ,3 
«liejenigen zum Studiren aufzufordern oder zu veranlassen, 
bei welchen man nach ihren Familien- und Standesverhält*- 
nissen jene Bildung nicht voraussetzen kann. Indem man 
eine Ungerechtigkeit des Schicksals gut machen will, ver- 
mehrt man nur die nachtheiligen Folgen dieser Ungerech- 
tigkeit 

Endlich: 6^ Beobachtung eines der Würde 
des Amtes entsprechenden Anstandes. — So ge- 
wifs auch die Person des Beamten von dem Amte, das die- 
ser bekleidet, zu unterscheiden ist, so ist doch dieser Un- 
terschied zu fein oder zu abstrakt, als dafs man hoffen 
dürfte, dafs er von der Mehrzahl der Menschen gefafst 
oder ihrem Verhalten im öffentlichen Leben zur Richtschnur 
dienen würde. Darum wird das Ansehn, in welchem ein 
Beamter als solcher stehen soll, darum werden also die 
Erfolge seiner Amtsführung allemal zugleich von der Ach- 
tung abhängen, welche er sich für seine Person durch die 
Würde seines Betragens , also namentlich audi durch eine 
anständige Haltung und Tracht, zu erwerben gewufst hat. 
Das anerkannten schon unsere Altvorderen. So enthält 
die älteste Gerichtsordnung der Stadt Soest folgende hier 
einschlagende Vorschrift: Essolle der Richter auf seinem 
Richterstuhle sitzen, als ein griesgrimmiger Löwe und den 
rechten Fufs über den Linken schlagen.^} Eben so hat 
es sich die katholiscl^e Kirche angelegen seyn lassen, ih- 
ren Geistlichen die Pflicht, den äufseren Anstand nicht zu 
verletzen, (oder die honestas vitae externa, 3 einzuschär« 
fen, obwohl dieselbe Kirche den Unterschied zwischen der 
Person des Geistlichen und seinen geistlichen Amt^verrich- 
tungen ganz besonders heraushebt. — Eine von den hie- 
her gehörenden Vorschriften des katholischen Kirchenrechts, 
die, welche den Geistlichen eine Amtstracht vorschreibt, 
sollte in allen Europäischen Staaten auch von den Staats- 



♦) S. Ladolf, ObM. for. App, 8 8$. 
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besmt^i gelten. Jedoeh wfirde bei dieser Naehidumuig^ 
'^der AusdehiMn^ jener Vorsehrirt der Untersciiied zwf^ 
sdien einer Amtstracht and einer Uniform nicht «n 
tibersehn seyn. ^^^ Amtfirtraefat hat der Beamte niir^ 
wenn and wihrend er sein Amt verwaltet, anzole^n> 
eine Uniform, so oft er öffentlich erscheint ; die Amtsirackt 
ist ein Symbol seiner Amtsgewalt, die Uniform bezeichnet 
das Verhältnifs des Dieners zu seinem Herrn. Amtstradi- 
tea sind daher nach der Verschiedenheit der Aemter, Uni- 
formen nach der Verschiedenheit der Rangstofen der Be- 
amten oder Diener verschieden. 

Unter der Aufgabe des vorliegenden Haaptstäcks ist 
aodi die Frage begriffen: Haben die Gesetee zu verstat- 
ten, dafs ein and dasselbe Individonm mehrere Aemter in 
sich vereinige? AllgemeingäUige Regeln lassen sich zur 
Beantwortung dieser Vräge nicht aufstellen, da die Ant- 
wort 80. viele besondere Vertiältnisse und Umstände zu be- 
rücksichtigen hat, welche hier so, dort anders beschaffen 
seyn können. Allemal aber hat das positive Recht eines 
/Staates diese Frage durch besondere und alisdrüdclicfae 
Bestimmungen zu erledigen , auf dafs nicht der eine oder 
der andere Beamte aus einem Privatinteresse mehrere 
Aemter, als er versehen kann, oder Aemter, welche ihra* 
Beschaffenheit nadi nicht von demselben Individuum ver- 
waltet werden dürfen, in sich vereinige. Das Recht der 
katholii^en Kirche hat auch diese Frage nicht unentschie- 
den ^^elassen. *3 

In der konstitutionellen Monarchie (^und in der repri- 
sentativen Demokratie^ stellt &xk dieselbe Frage noch 
ftberdiefs so : Ist die Eigatschaft eines Staatsbeamten mit 
der eines Volksabgeordneten — schlechthin oder doch waä 
gewisse Aemter betrifft, ~ unvereinbar? Die Frage so 
gesteh, d. i. auf ein Verh&HnUk bezogen, in weMbem 



1) In melireren EaropiiseTien Staaten , jedoch nicht in den Deatachen, 
lind Anitttrachten eingeführt., 

S) Beneficia eompatibUis ^ incompatibilin. 
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wenigsteiMS das eiti^ Glted gatiügsaifi be^ttemt SM, IKflrt 
eine vef^l9ietHinj^wei»e^lgeiifeiiie BeMt^arhin^ en. Die 
A»twoj1; Mtäe ntt(Ak den Grimdöitl&en ^ei^ RetnrääevitlatiV^ 
sygtetns und in dem Intei^sse^is StäAtsdfensAes so 2ü Oli^ 
isevi »eynt 1} DicT Regel ist, 4afs die Eigenschaft ^inett 
Sltvmtsdienens, das Ätiit mag seyii, welches es wdlle, mft 
dler eines Tolkmhgeerdnelen rechtlich '} \^reAiihair M. 
Denn nitht nur ist ^berba^ das Wahlrecht des V^ks am 
Tt^etiigsten in Bee^Ung a^ die Bedingung^ der 1?V «hl«- 
fcarkef t durch die Yerfaslsiuig zu beschMnketo, ^3 '90»^^^^ 
es sprei(^0n für die Wählbarkeit der 84a a tsbeateVen M^ 
gar besondere Grande. Wdrden die Staatsbeaftifen ti^n 
der Wählbarkeit eu Yolksafrgeordneten s^le^^hki attsge^ 
sdil^sen^ so Würde diese Yersa»iiirfung der Einsicbteii 
und Erfahrmgen eäies Standes entbehren^ welche 4m 
eeschäne^ der II. Kamiaer vori&ttgBweise geivai^hsen i^, 
die iRegierung aber eines Haüptmtttels^ ihrai Gang mit dtit 
Meinung der Majorität der 11. Kammer in Einklang Mi 
sefäsen oder im Einktange zu erhalten. Ueberhaupt UM 
sieh dfe entgegengesetzte Ansieht nur unter der ~ schledM^ 
hin irrigen — Voru^ssetzung vertheidigen , dafs die O. 
Kammer eine i^ändige Opposition gegen <fie Aegier^ng 2Hfi 
bttden habe. Denn ein j^aatsbeamter, ivelcher süglekli 
Mitglied der II. Kamuier ist^ ist an sich mt gewisi^enh«^ 
ten Abwatitutig des Berufiss eines Yolksabgeor^eteii so^ 
gar ans einem doppelten Crruiiitte oder in einer doppelteh 
Eigenschaft verpflichtet. '3 — Wenn das positive Yerias- 



1) Ich Beize hinzu: Rechtlich. Denn es köflneo Fälle Torkommen , 
in welchen die eine Eigenschaft mit der andern (v. c. propter 
absentittm reipuhlicae causa) physisch unvereinbar ist. 

2) Vgl. Bd. IIL S. 2S2. 

t) mr ist nur ein Verfossuagsgmets bdnmot, wcQchea üe Staats- 
diener W9m 4er Versammliriig der V^iksi^gei^daetcte ««lilecht* 
hin «ttiscfalosse, — dis das Fdrstenthifiiies Miwahebarg-Son- 
40vshamen vinm tdsten September 1841. <Die Sgenthtiniichkelt 
deir VetfasBttDg^des FMieathninea Sehwarmbwpg^So«Amiiausen 
dürfte Aiit der strengen Sondemng dea Kantaefgntes Tön dem 
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«imgsrecht eines Staates Abnahmen von der nnter 1. aaf- 
gestellteu Regel macht, so können diese Ausnahmen nur 
nach den von Koliisionsfillen geltenden Grandsätzen und 
mithin nur in so fern vertheidiget werden, als sie entweder 
auf dem Interesse der Staatsverfassung oder auf dem des 
Staatsdienstes beruhn. Der erstere Grund tritt dann ein , 
wenn das Amt seiner besonderen Beschaffenheit nadi 
(^und nicht als ein Amt liberhaupt} dem Beamten Pflichten 
auferlegt, welche mit denen eines Volksabgeordneten un- 
vereinbar sind, der letztere, wenn ein Amt einerseits 
einer ununterbrochenen Verwaltung bedarf und anderer- 
seits nicht durch einen Stellvertreter (^oder durch die 
übrigen Mitglieder des Kollegiums^ versehn werden kann. 
Allemal ab^r sind solche Ausnahmen , sie mögen nun auf 
dem ersten oder auf dem zweiten Grunde beruhen^ nur in 
den dringendsten Fällen für zulässig zu erachten. Denn 
in wie fern das Volk ([ia der konstitutionellen Monarchie) 
die Mitglieder der U. Kammer wählt, nimmt es, zu Folge 
der Befugnisse dieser Kammer, unmittelbar an der Aus- 
übung der Souverainetät Theil. Beispiele solcher Aus- 
nahmen kann man unter anderen aus dem Verfassungsrechte 
Grofsbritanniens entlehnen.^) 33 ^^^ Beamten, welchen 
das positive Verfassungsrecht des Staates die Wählbar- 
keit für die zweite Kammer nicht versagt, bedürfen, um 
die auf sie gefallene Wahl anzunehmen oder vermöge der- 
selben in die zweite Kammer einzutreten, nicht schon von 



StMtsgate, welehe ein Grandrats dieser Verfastnng iit, in Za- 
sammenhang stehn.) 

*) S. Blackstoae^s commentariei on the lawi of England. N. A. 
B. I. chap. t, AasgeichloMen sind x. B. (kraft des ersten Grun- 
des) die Beamten, welche aber die Erhebung und Verwendung 
der Staatseinkünfte gesetzt sind, (aas dem zweiten Grande) der 
Vorstand des Admiralitatsgerichtshofes. (Die zuletzt angefahrte 
AasscUiefsang ist erst neuerlich eingeführt werden. Der Wertb 
derselben ist -^ wohl nicht ohne Grund — gar sehr bestritten 
worden. Dasselbe möchte aoch Ton anderen Aasschliefsangen 
gelten, wenn man sie nach dem Iraatigea Stande der Britischen 
Verfassung beartheilt.) 
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Rechts wegen eines ihnfn hierzu von der Regiernng 
SEU ertheilenden Urlaubes. Denn, da die Verweigerung 
dieses Urlaubes die auf den Beamten gefallene Wahl un- 
wirksam machen würde, so wäre das Recht, den in Frage 
stehenden Urlaub zu ertheüen (^oder ihn zu verweigern ,3 
einem direkten Einflüsse auf die Yolkswahlen gleichzu- 
achten und mithin schon deshalb mit den Grundlagen der 
konstitutionellen Monarchie unvereinbar« Es genügt, wenn 
der Beamte die Regierung von der auf ihn gefallenen Wahl 
zu dem Ende in Kenntnifs setzt, damit die Regierung die 
wegen der einstweiligen Verwaltung des Amtes etwa er- 
forderlichen Vorkehrungen treffen könne. 4} Das positive 
Verfassungsrecht eines Staates kann auch diese Regel 
£3*3 aufzuheben oder zu beschränken berechtiget seyn.^3 
Denn es können sich in der Erfahrung, besonders in klei- 
nen Staaten, die Verhältnisse so stellen, dafs in einem. ge- 
gebenen Staate die Wahlfreiheit des Volks in ihrer An- 
wendung auf die Wählbarkeit der Staatsdiener eben so 
wenig dem Volke als der Regierung frommt. Aber so 
notb wendig auch ein solches Ausnahmsgesetz seyn mag, 
80 liegt doch in der Nothwendigkeit desselben zugleich der 
Beweis, dafs in diesem Staate die Verfassung der konsti- 
tutionellen JHonarchie ihr Leben nur küuunerlich fristen 
kann. 



SIEBENTES HAÜPTSTÜCK. 

Von den Rechten, 

weiche 

den Staafsdienem für ihre Persen zuzimchem sind. 

h Von der Besoldung der Staatsdiener. 
Staatsdienem gebührt im Allgemeinen eine Besol- 
dung. Denn sie sind für den Aufwand an Zeit und Arbeit 



*) Wie in der Tfaat diese Regel in mehreren Deutschen Staaten 
Ten den Verfassnngsgesetzen aufgehoben worden ist. 
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2tt mitochfidigen, weldien ihtten die Vert^^alftiiig Alt» A^^ 
tes, zum Besten iea Gemeinwesens, vernrsaeht, aneh, ijHi 
den heutigen Earepäisehen Staaten, fair den A^ffpaaäj 
welcben ihnen die Vorbereitung zum JStaatsdieMte g^ö«- 
stet hat. "^3 Aueh in dem Interesse des iS t a a t s d i e n s teö 
ist den Staatsdienern eiäe Besoldung auszusetzen. Deiin 
sonst könnten die Beamten durch Nahmngssorgen von deir 
A^eudigen Verwaltung ihres Amtes ahgehalten odar dui^ 
Mangel selbst zur Bestechlichkeit verleitet werden; auf Je«^ 
den Fall aber wurden sie der Gefahr ausgesetzt seyfi, tfidrt 
den Aufwand machen zu können, welehen MefMng und 
Sitte von Männern ihres Standes, zur Aufrechthaltdng des 
Aiisehns des Amtes, fordern. Ohnehin ist es eine allge^ 
ilaeine Regel: Wie der Lohn, so die Arbeit; ein Herr 
lÄufe seine Dienef gut stellen , wenn er von ihnen gilt be- 
dient seyn will. Daher ist auch die in Frage stehende 
Schuldigkeit des Staates deh heiligsten seiner Pfliehten 
beizuzählen, den PAichten, von welchen er sidi «efbiit itl 
aurserordentlichen Zeiten nicht freisprechen solMe* Und 
aus demselben Grande ist diese Verbindlichkeit von der Be^* 
sehiaffenheit, dafs sie der Staat selbst mit enie^ gewii9s^ 
Liberalität zu erfüllen hat. Sparsamkeit ist in diesem Falle^ 
nur was die Zahl und nicht was das Einkommen der Beam«" 
ten betrifft, an ihrer Stelle. Wenig, aber gut besoldete 
Beamte! ist eine Hauptregel der Staatsverwaltung. 

Jedoch, so wie fast alle Regeln der Regieruogslehre, 
wegen der Verschiedenheit der Staatsverfassungen, in dem 
einen Staate mit diesen in einem anderen mit anderen Ein- 
schränkungen anzuwenden, ja in einem dritten Staate 
überall nicht anwendbar sind, so gilt dasselbe auch von 
der Regel, dafs mit einem Amte eine Besoldung zu ver- 
bindet sey. — Zwar in der Monarchie behält es bei 



*) Alles zasammen genommen ist das Kapital^ zu welchem ein 
Staatsdiener anzuschlagen ist, (und welches die Besoldung als 
eine Leibrente «u rerzinsen hat,) weit gröAer, alt in irgei^ ei- 
nem anderen IStnnde der bnvgerlidiea ^<eaelladiaft^ 
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ditoer Reg^l '9eMeeb{hin seiA^ B^wettd(^i^. Als isfeh dab^ 
detavillliii«; Angnstnd für den Plan entschieden hatte, den 
R6mischen Freistaat ih eine Einherrs^hÄft s&n verwandet^ , 
setzte er sofort den Obri^eiten Besoldungen am. ^3 In 
England giebt es noch itamer eine |^te Anzahl pnbes^lde- 
ter ^taatsbeaoMen; ^3 ^^^ Beweis mebr^ dafs sich die \er^ 
fossiing Orofsforitanniens der eines Freistaates liäbert. — 
In den Freistaaten^ sowohl in den Aristokratien als in 
den Demokratien, pflegen dagegen di^ Aemter, wenig- 
stens ,die höheren und hödisten , entweder überall nicht 
mit einem Amtseinkommen oder doch mir mit einem seitr 
geringen verbunden 25u seyn. '3 Denn da sfränbt sich di^ 
Eifersacht, mit welcher die herrschende Körperschaft aaf 
den Grancteatii der rechtli<*en Gleichheit hält^ schon ge- 
gen die Ungleichheft, welche die nnmtttelbare F<>lge voft 
der Einzelnen übertragenen Amtsge^tt ist, geschweige 
d»n, dafe sie noch öber^efs di^ Ungleiefahett driden 



l)Dio Catsiof. L. Ill, 15. — Es wurde intereffant loyn, den 
erftten Kalseir iet Römer Und den ersten (iind letzten) Kaiser der 
Franzosen mit einander in Beziehung^ anf die Ifittel zu Terglei« 
chen, welche sie tlir Umgestaltang des Fretsinates in eine Rff«» 
narchie anwendeten. Auch in so fern tritt eine Aehnliclikeit 
zwischen diesen heiden Fürsten ein, als sich beide hei der Ans- 
Mhrnng dieses Phines an die Vergangenheit anlehnten, -^ An* 
g^ust an die fiinrlclitongen Snlbi's, (s. m. Schrift: Sniia, ^ria 
Ordner der Römischen StaatsTerfassung dargestellt. Heidelbeig 
1834.) Napoldon an die Üeberlieferangen des französischen 
Königtfanmes. 

2) „Noeh iramer.*^ «- tHim in den neuesten Zeiten , nnter dem Mi'^ 
nnteriom MelhmirBe| sind für mehrere Zweige der Stantsver-r 
waltung zuerst, (nicht ohne Widerspruch der kon8er?ativen Par- 
thei,) bezahlte Obrigkeiten angestellt worden. Unter anderem 
wohl aus dem Chruvde^ weil der anwuchs nn Blneht, welchen 
der demokratische Bestandtheil der Verfassung durch die Reform 
des Unterhauses erhalten hat, eines dem Interesse der Monarchie 
entsprechenden neuen Gegengewichts zn bedurfenr schien. 

Zy Freilich zuweiUn mehr dem Namen, als der Sache nach. Die 
obersten Beamten des Römischen Freistaates wufsten «ich wegen 
des Aufwandes, welchen ihnen die Verwaltung ihrer Aemter Ter- 
uraacht hatte, in den ProTrnzen , (oder, in früheren Zeiten, durch 
|üe Nntiniertung der Staatsguter, ) schadlos zu halten. 
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«oUte, welche, wenn die Aemter mit emer bedeutenden 
Besoldung verbunden wären, zwischen Beamten und Pri- 
vatpersonen unausbleiblich entstehn würde. Da hat die 
Verfassung von der Selbstständigkeit der Beamten um so 
weniger zu fürchten, je kürzer die Zeitfrist ist, aufweiche 
die Beamten gewählt werden. Da ist überhaupt keine Ein- 
richtung zubilligen, welche dem Gemeingeiste der Staats- 
bürger Abbruch thun könnte. — Die folgende Erörterung 
des vorliegenden Gegenstandes wird sich also allein oder 
vorzugsweise auf die monarchischen Staaten, — und zwar, 
um die Frage zu specialisiren und sie in eine nähere Ver- 
bindung mit der Praxis zu setzen, auf die monarchischen 
Staaten des heutigen Europa's, — beziehn. 

Das mit einem Amte verbundene Einkommen kann ent- 
weder in einer ständigen Besoldung oder in den Ge- 
bt^ hren (^Sportelil3 bestehen, welche der Beamte für 
seine Amtsverrichtun^en von den Partheien zu erheben 
hat. — Die erstere Art des Amtseinkommens hat beson- 
ders das für sich, dafs.sie den Beamten nicht der Ver- 
suchung aussetzt, zur Vermehrung seines Amtseinkom- 
mens den Partheien ohne Noth Kosten zu verursachen oder 
auch ihnen Gebühren anzusetzen, welche das gesetzliche 
oder billige Mafs übersteigen. Dagegen hat die andere 
Art des Amtseinkommens den Vorzug, dafs sie die Beam- 
ten zur Thätigkeit in ihren Amtsverrichtungen anspornt. 
Der Grund für die erstere und der für die andere Art des 
Ai<itseinkommens halten einander in dem Grade die Wage, 
dafs es das Gerathenste seyn möchte , den Mittelweg ein- 
zuschlagen, d. i. den Beamten zwar eine ständige Besol- 
dung auszusetzen, ihnen aber zugleich einen sovielsten 
Theil der Sportein zu belassen. *J — Als (^ständige} Be- 



*) So auch R ebb erg. (Von der StaaUverwaUnng DeuUeber Lan- 
der.) — Am >^enig8ten sollten wobl die Amtsverricbtungen eine« 
Untertuchangsrlcbters obne eine besondere Vergütung bleiben. 
Sonst wird dieser Richter leicht die Mübe und Arbeit acheaen, 
welche bei so vielen Verbrechen cur £ntdeckang der Tbäter er- 
forderlich ist. 
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soMoDg kann der Beamte entweder gewisse Grnndstücke 
SU behatzen oder alljährlich gewisse Naturalien oder eine 
Summe Geldes zu beziehen haben. Die heutige Staats- 
wirthschaft giebt den Geldbesoldungen den Vorzug, und, 
in dem Interesse der Staatshaushaltung , mit vollem Rediie; 
Da jedoch der Werth des Geldes weit Veränderlicher und 
schwankender ist, als der Werth der Frucht, (vorausge-^ 
setzt, dafs man zur Yergleichung des einen mit dem an* 
dern einen längeren Zeitraum wählt ,3 so sollte man nicht 
vergessen, alle Besoldungen, die in Geld ausgesetzt sind, 
von Zeit zu Zeit mit dem jew^eiligen Werthe des Geldes 
zu vergleichen und sie^ je nachdem sich der Werth desr 
Geldes zum Vortheile oder zum Nachtheile der Beamten 
verändert hätte, herabzusetzen oder zu erhöhn. ^3 Wenn 
also z. B. auf Besoldungen eine Steuer gelegt, d. i. wenn 
von Besoldungen ein Abzug unter dem Namen einer Steuer 
gemacht wird, (wie in den neuesten Zeiten in einigen 
Deutschen Staaten geschehn ist ,3 so ist eine solche Steuer 
oder ein solcher Abzug — immer vorausgesetzt, dafs die 
Besoldungen Geldbesoldungen sind, — unter der Be- 
dingung dem Rechte vollkommen gemäfs, (lafs der Werth 
des Geldes seit der Zeit, da der Betrag der Besoldungen 
bestimmt worden ist, verhältnifsmäfsig gestiegen ist. Wenn 
dagegen diese Steuer oder dieser Abzug nicht mit dem an- 
geführten, sondern nur mit dem Grunde gerechtfertiget 
werden kann, dafs überhaupt ein jedes Einkommen, ein 
jeder Erwerb zu versteuern sey, so liegt in einer Besol- 
dungssteuer offenbar eine Yerlets^ung der Grundsätze, nach 
welchen der Staat seine Diener behandeln soll, so nimmt. 



*} In dem heatigen Earopa ist der Werth des Geldes in den letzt- 
Terflossenen 50 Jahren fasi stetig gesunken. Alle Geldbesol- 
dungen, die sich nicht aus der neuesten Zeit herschreiben, 
sind daher jetzt geringer, als sie ursprünglich waren. (Auch 
eine der demokratischen Tendenzen unseres Zeitalters ! ) — Die 
katholische Kirche Terstand ihr Interesse sehr gut, als sie ihre 
Aemter mit Grundstücken und mit den Zehnten auszustatten 
suchte. 
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i&r Staat, indem er die Besoldwig^n befliteuert, mit der 
einen Hand i$s\ was er mit der andern gegelite« hat, and 
M bnldiget der filtaatshaaahalter odar FinanzmiBi$^(er, — 
in den heutigen £iiropä£9ehen Staaten überhaupt der gröfote 
Gletchheitsmana, (the greatest leveller,} — welcher eine 
Mfebe Steuer in Vorschlag bringt^ einer Maxime, welche 
nur dem Ödste der Demokratie entspricht. 

So liberal auch der Staat bei der Bestimmung des Be-t 
trags oder der Quantität der Besoldungen seyn soll, so 
versteht es sich doch von selbst, dafs die Besoldungen 
mit der verschiedenen Beschaffenheit der Aemter, z. B. 
mit dem Mafse und mit der Wichtigkeit der von einem je-» 
den Beamten zu verrichtenden Arbeit in Yerhältnifs zu 
setzen , d. i. nach Mafsgabe dieses Verhältnisses abzustu-* 
fea sind. Jedoch hat der Staat bei der Bestimmung des 
Betrags der Besoldungen zugleich die Einträglichkeit des 
Staatsdienstes im Ganzen und das Verhältnirs in Erwä- 
gung zu ziehn, in welchem der Staatsdienst als ein Gan- 
zes und als eine Erwerbsquelle betrachtet , zu anderen Be- 
rufsarten und Erwerbsquellen steht, auf dafs äch nicht die 
besseren Köpfe von dem Staatsdienste ab- und anderen 
einträglicheren Beschäftigungen zuwenden. Zwar wird es 
dem Staate,, so gering auch die mit seinem Dienste ver- 
bundenen Geldvortheile seyn mögen, nicbt leicht an Leu- 
ten fehlen, die sich um seine Dienste bewerben. Denn die 
Macht, welche ein Amt gewährt, ist gleichsam eine Zu- 
lage zur Besoldung. Ja es steht auch deshalb der St^tts- 
dienst, in Beziehung auf die Aussicht, Geld in demselben 
ziffäckzulegen oder sich in demselben auch nur wegen der 
gehabten Auslagen zu entschädigen, anderen Erw^bs- 
zweigen fast überall nach. Aber nicht darauf kommt es an, 
dafs, sondern darauf, wie die öflientlichen Stellen besetzt 
werden. Auch hat Alles sem Ziel und Mafs. Die geist- 
lidie Gewalt verdankt das üebergewicht , welches sie über 
die weltliche während des Mittelalters behauptete, unter 
anderen au(ih der Aussicht auf ein anständiges Amtsein- 
kommen, welche sie denjenigen eröffiiete, die sich ihrem' 
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Dienst^ widwetieii. So gelang es der Hierar^ohie, 4te Ipie^ 
§^n K<ipfe in sich ?u vereinigen, so grofs an?h di^ 1^^ 
bebruug^ waren, welche die Kirche den G^istl^ebet^ dm^ 
4a3 Cölibatsgesetz anferlegle* C^a die katholische Kirqbe 
in den neueren nnd neuesten Zeiten so viel von ihr^u^ vorr 
maligcm Reicbthuine verloren faai nnd gleichwohl da^ CSfrr 
libat^ig^etz aufrecht ;^u erhalten entschlösse l$t, so v|ir«r 
dient die Frage die ernstlichste Urwägui^, oh njeht die9^ 
Kirche der Gefahr ausgesetzt sey, ans den^ Gründe i« 
\;erfall zu gerathen, wfil sie nicht mehr hoffen d^rf, «Ue 
hessere^ und beste» Köpf^ für den geistlichen Stand zh g^ 
winnen. Zeugnifs ^Q^ dieser Gefahr sph^üit der h^ütigf 
Zi|stand der Gallikanisehep ]^irc|fe ^ geben.) 

Dem strengen Rechte iiach kann der Beamte anf das 
mit seinem Amte verbui^depe Bin^mmen nur so lange Anrr 
Spruch machen, als er daß Aipt verwaltet, Jedoch sind 
die Gesetze zu Iqben, w^^he dem Beamten einen Buhe-^ 
gehalt fpr dio Tage des ^U^rs oder auf den Fall, daTs er 
durch Gebrechlichkeit an der feri^Fen Verwaltung des Am-^ 
tes verhindert würfle, zu sichesrn; eben ßo die Gesetx^, 
"^eldie für die Wittwen und Waisen der Beamten Yor«^ 
sorge treffen. Die einen und die. anderen befreien den Be-** 
amten von Sorgen , welche seinen Geist leicht der zu Geirr 
^tesarbeiten erforderlicheq Freiheit und Spannkraft heran-* 
ben könnten ; die letzteren setzen dßn Beamten noch ähevn 
diefs in den Stand , dem Wunsche des Staates ^ dafs seine 
Beamten verheirathet seyn sollen, mit Verstand entgegen«^ 
zidiommen. 

n. Von der Amtsehre oder von der äufseren 
Achtung, welche den Beamten, als solchen, 
gebührt 

Bei allen gebildeten und selbst bei vielen noch unge- 
bildeten Völkern geniersen die Beamten einer be^onde-^ 
ren Ehre. Sie geniefsen dieses Vorrechts, weil die in- 
nere Achtung, welche dem Rechtsgeisetze gebührt, auf 
de, die Organe und die Werkzeuge dieses Gesetzes, als 
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ävfsere Achtung za fibertragen ist, auf dafs sie ihrem Be- 
rdfe desto vollständiger und leichter Genüge leisten kön- 
nen. Jedoch erstreckt sich dieser Grund des Vorrechts 
nur soweit, dafs die Staatsdiener, wenn und in wie fem 
sie in einem gegebenen Verhältnisse oder Falle als Staats- 
diener zu betrachten sind, nicht aber auch so weit, dafs 
nie schlechthin oder für ihre Person auf jenes Vorrecht 
Anspruch machen können. Zwar giebt es Gesetzgebun- 
gen, welchen der Unterschied zwischen der dem Amte und 
der dem Beamten gebährenden Ehre unbekannt ist. Aber 
diese Ausnahmen von der Regel beruhen auf besonderen 
Orönden; bald auf dem Interesse der Staatsverfassung, '3 
bald auch auf dem Intereäse des öffentlichen Dienstes. >3 

Das in Frage stehende Vorrecht hat 1} die Folge, 
dafs der Beamte in seinen Amtsverhältnissen '3 theils von 
dem seinem Amte entsprechenden Titel oder Ehrennamen 
Gebrauch machen , theils von Anderen , dafs sie ihm diesen 
Titel ertheilen, verlangen kann. In den heutigen Deutschen 
Staaten geschieht es zuweilen , dafs einem Beamten ein 
Amtstitel verliehen wird^ welcher sich auf ein höheres Amt, 
als das des Beamten ist, bezieht, oder dafs Amtstitel de- 
nen verliehen werden , welche überall nicht ein Staatsamt 
bekleiden. ^3 ^^i^ ^^^f '^ohl die Frage aufwerfen, ob die 
eine und die andere Sitte mit dem Interesse des Staats- 
dienstes in Uebereinstimmung stehe. Sollte aber diese 
Frage auch zu verneinen seyn, so möchte sich doch die 
Verleihung eines Amtstitels ohne Amt in so fern rechtfer- 



1) Z. B. in der defpotiscben Einberrschart würde diese Uotergcbei- 
dang nicbt an ibrer Stelle seyn. Da repräsentirt ein jeder Be- 
amte den SouTerain selbst. 

2) Man kann leicbt in den IrrtbuiA verfallen , (necdesantexemplal) 
dafs die Dnrcbfabmng dieses Unterscbiedes dem Ansebn der Re- 
gierung überhaupt Eintrag tbnn könnte. 

a) „In seinen AmtsTerbältnissen*' — der Znsats beziebt sieb Huf 
den mebrerwäbnten Unterschied. 

4) Die Professoren auf den Deutseben UniTersitäten baben den gro- 
fsen Febler begangen, nacb solcben Titeln zu tracbten. Als Pro- 
fessoren find sie fieUeicbt etwas, als etc. Rätbe sind sie nichts. 



Digitized by CjOOQIC ' 



tigen lassen, als sich der Titel auf das Amt bezieht, wel- 
ches ein aus dem Staatsdienste getretener Beamter bisher 
bekleidet hat. 

2) Diesem Ehrenvorrechte ist ein anderes A^erwandt; 
— den Beamten gebührt in allen den Fällen, in welchen 
sie als Beamte erscheinen , der Vorrang vor allen Privat- 
personen, lieber den Rang, welcher den Beamten in Ver- 
hältnifs zu einander gebührt, lärst sich im Allgemei- 
nen nur so viel sagen, dafs die gröfsere oder geringere 
politische Wichtigkeit der Aemter über den Vorrang eines 
Beamten vor dem andern entscheide. *3 
' 33 Auf die den Beamten, als solchen, gebührende 
äursere Achtung bezicfht sich ferner das in mehreren Staa- 
ten bestehende Herkommen, dafs ein Beamter, so oft er in 
dieser Eigenschaft auftritt oder erkennbar seyn soll, ge- 
wisse äufsere Zeichen oder Insignien seiner Amtsgewalt 
anlegt oder in seiner nächsten Umgebung hat.'} In 
Deutschland ist dieses Herkommen nicht so allgemein, als 
dasselbe zu seyn vielleicht verdiente. Und doch hegten 
die Deutschen für Symbole dieser Art von jeher ^iae be- 
sondere Verehrung. Sie legten z. B. bei einer zwiespal- 
tigen Kaiserwahl auf den Besitz der Reichskleinodien eioe 
besondere Wichtigkeit. 

4) Die Vermuthung der Rechtlichkeit, welche im 
Staate ein Jeder für sich hat, streitet, als eine Huldigung, 
welche der Amtsehre gebührt, ganz besonders für die Be- 
amten und für ihre amtlichen Handlungen. Nur auf be- 
sonders dringende Anzeigen kann ein Beamter wegen ei- 
nes Amtsvergehns in Anklagezustand versetzt, nur auf 



1) Die in Rnfsland (noch einem Gesetze Peters I) bestehende Rang- 
ordnung charakterisirt ganz besondert den kriegerischen Geist 
der Verfassung dieses Reichs.. Am schnellsten kann man im 
Kriegsdiensten emporsteige. 

2) Die Fasces, welche den Römischen Konsuln Torgetragen wur- 
den. ~ Die Schärpe der Municipalbeamten in Frankreich. — Der 
akademische Scepter, — Der Gerichtsstab. 

Zachariä^ vom StaaU^ VT, 17 
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^'«tifk«te& Beweise kann er wegen eines solchen Ver* 
I^iAm m eiBer Strafe verurtiieiH werAen. Dasselbe gilt 
von) den Beweisen , darch welche die Glaub wärdigkeit ei- 
Mr Afknttiohen Urkunde entkräftet werden soll. 

53 Etti jeder Beamte, auch der auf der Stufenletter des 
Staittsdiensftes atn niedrigsten stehende, *3 ^^ ^^^ ^^^ ^^ 
vorgesetzten Beamten und Stellen — und von dem Staats- 
(Arerhaupte selbst — mit Achtang zu behandeln» (^Eine 
¥*dlglfning aöÄ dem Hechte auf Amtschre, welche, wegen 
^ Matinigfalti^eit dchr Be^ieliinigen, in denen sie steht, 
von besonderer praktischer Wichtigkeit ist ! 3 Dton alle 
fit^iilDten sind Amisgenossen , Kollegen. Sie sind nur in 
Btöiebntig auf die Gegenstände und nicht in Beziehung 
Wif den Gesaittifftzweck ihres Berufes von einander ver^ 
scbietleti. tn dem Ansehn eines Beamten wfra auch das 
ib&t übHgi^, hk dem Ansehn der Beamten wird das An- 
l^hn der Regierung tiberhaupt geschwächt. Und wie kann 
tUn Beamter auf den Gehorsam serner Amtsbefobtenen rech- 
tieh, wenn er von Männern seines Standes und Berufes 
Iiatt oder selbst verächtlich behandelt wird. Ein Verweis 
schmerzt ohnehin; soll er durch die Art, wie er in Worte 
eingekleidet wird, noch mehr verletzen? Darf man nicht 
von Staatsbeamten erwarten , dafs sie sich der Sprache der 
^ten Gesellschaft in einem jeden Verhältnisse befleifisigen 
Vnerdeto? iBndlich , wie der Beamte von seinen Vorgesetz- 
ieii behandelt wird , so wird er auch seine Amtsbefohlenen 
lieliäÄdeln. ^) 



1) Ja^ das Ansehn der anmittelbar aber das Volk gesetzten 
Beamten ist sogar vorzugsweise aufrexhtrzu erhalten. Der 
Feldherr ^tebt allein und gvlahmt in seiner Madit da, -wenn die 
tootDrcfh «tid uiKersten Befehlshaber ohne Ansefan sind. Riebe- 
iiea testaiti. fi^olit Chap. 8. 

2) Die Deutsche Geschäftsaprache erinnert zuweilen noch an die 
Tage anderer Jahre. Beachtung verdient die Französische and 
die Englische. — Der Kaiser von China spricht, zürnend^ in sehr 
halten Worten zu den Mandarinen. Er schilt sie gleich als un. 
gehorsame, als schlecht erzogene Kinder. 
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Endlich :X63 Nicht minder haben die Gesetze die Amts« 
ehre der Beamten in Verhältnife zn dem Volke , d. i. in 
Yerhältnifs zu den Unterthanen, als Einzelnen, in Schutz 
zu nehmen. Jedoch ist besonders bei der Anwendung 
dieses Satzes der Unterschied zwischen der dem Amte 
und der dem Beamten für seine Persmi gebührenden Ehre 
nicht aufser Acht zu lassen. Zwar ist eine jede wörtliche 
oder thätliche Beleidigung , welche einem Beamten, wäh-« 
r^nd er sein Amt verwaltet, widerfährt, als eine 
Verletzung seiner Amtsehre oder Amtsgewalt zu betrachten 
und deshalb mit besonderer Strenge zu ahnden. Aber, ab- 
^e^sehn von diesem Falle, sind diejenigen, welche sich an 
Beamten durch Worte oder Werke vergehn, nur so zu be- 
strafen , als wenn sie sich an einer Privatperson vergan- 
gen hätten ; ^) es wäre denn , dafs das Vergehn seiner Be- 
schaffenheit ilach die Amtsehre getroffen, *3 ®^^^ ^^^^ ^^^ 
Absicht des Thäters dem Beamten, als solchem, gegolten 
hätte. *) Wenn ein Gesetz der katholischen Kirche *) 
Gewattthätigkeiten , welche an einem Geistlichen verübt 
Worden sind, besonders istreng (^mit der Exkommunika- 
tion^ bestraft, so enthält dieses Gesetz nicht eine Aus- 
liahme von der obigen Regel. Denn das Gesetz bezieht 
sich nicht auf die Amts-, Sondern auf die Standesehre 
der Geistlichen. 



1) Da« Römisclie Recht i«t 4aber im IrFtbame, wenn ep (§. 9. J. 
de injnriis) unbedingt tagt: „Atros injuria aestimatnr, — — 
Tel ex persona^ veluti^ ai ttiagittrtittis injurialn pastua fuerlt/^ 

Z) Z. B. wenn dem Betiälteti ttirgö%Orfeh Wird, dafa er sich habe 
be^tealMin lasaen. 

S) Z. B. wenn ein Richter wiegen einet suerltaniilen Strafe gemir»* 
handelt wird. 

4) c. 29. e. XVII. q. 4. 
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ACHTES HAUPTSTÜCK. 

Von den Gewährleistungen 

für 

die AmtMtreue und den AmUeifer der Staatsdiener. 

Die beste Gewährleistung für die Treue und den Eifer 
der Beamten, in der Erfüllung ihres Berufs — zugleich die 
Gewährleistung, welche unter einer jeden Voraussetzung 
Unentbehrlich ist, — liegt in der Moralität der Beam- 
ten überhaupt. Und diese Gewährleistung setzt wieder 
eine andere voraus, die Moralität des Volkes, dieses 
als ein Ganzes betrachtet. Denn aus dem Volke hervor- 
gegangen , können die Beamten , obwohl eine Auswahl , 
dennoch nicht frei seyn von den Schwächen und Gebre- 
chen des Nationalcharakters. (^Darum kann man auch um- 
gekehrt aus der Moralität — und noch mehr aus der Immo- 
ralität — der Beamten eines Volkes einen ziemlich siche- 
ren Schiurs auf den moralischen Werth des Volkes ziehn.3 

Jedoch, sey es auch, dars der und der in der Erfahrung 
gegebene Staat auf die Moralität seiner Beamten rechnen 
kann , allemal kann diese Gewährleistung für die Dienst- 
geflissenheit der Beamten durch die Gesetze des Staates 
und durch die Mafsregeln seiner Regierung entweder ver- 
stärkt oder geschwächt werden. Und eben so und auf die- 
selbe Weise können umgekehrt die Nachtheile entweder 
vermindert oder gesteigert werden, mit welchen die Immo- 
raliiät der Beamten den Staat bedroht. 

In dem einen und in dem andern Falle kann der Staat 
das Interesse , das für ihn die Moralität seiner Beamten hat, 
wahrnehmen, indem er 13 alles das vermindert oder be- 
seitiget, was die Beamten zu einer pflichtividrigen Ver- 
waltung ihres Amtes verleiten könnte, indem er 8) Ein- 
richtungen trifft, welche die Beamten zu einer gewissen- 
haften oder wenigstens legalen Amtsführung veranlassen 
und auffordern können, indem er 3} die Beamten einer 
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zweckmäfsigen Aufsicht und Eontrole unterwirft, indem 
er 4) im änfsersten Falle gegen die Verbrechen und Ver- 
gehen Strafen verhängt. Unter diesen Mitteln sind die 
beiden ersten , (^welche man auch auf ein einziges Mittel 
zurückführen kann,3 die vornehmsten. Denn diese Mit- 
tel nehmen die Neigungen der Beamten in Anspruch , die 
anderen beiden wirken durch Furcht. 

Die besonderen Folgerungen , die sich aus diesen vier 
allgemeinen Maximen ableiten lassen, sind wieder nach 
der Verschiedenheit der Staatsverfassungen, auf welche 
diese Maximen angewendet werden, verschieden. Bei der 
folgenden Erörterung dieser Maximen wird vorzugsweise 
die Verfassung der Monarchie zum Grunde gelegt werden; 
unter anderem deswegen , weil diese Verfassung in Be- 
ziehung auf die Ordnung des Staatsdienstes unbestreitbare 
Vorzüge vor den republikanischen Staatsverfassungen hat. 

Diese Folgerungen sind auch in so fern von einander 
verschieden , als einige derselben von allen Staatsdienem 
überliaupt, andere nur von der einen oder von der andern 
Art der Staatsdiener gelten. So sind z. B. die Beamten y 
welche die öffentlichen Gelder zu verrechnen haben , einer 
besondern Kontrole zu unterwerfen. (Sie haben über Ein- 
nahme und Ausgabe Buch zu halten, von Zeit zu Zeit 
Rechnung abzulegen, die gegen die Rechnung zu stellen- 
den und gestellten Erinnerungen zu beantworten u. s. w.3 
Hier wird jedoch, zur Abkürtzung des Vortrages nur 
von den Folgerungen der ersteren Art die Rede seyn. 

I. Der Staat hat alles das zu vermeiden oder 
zu beseitigen, was die Beamten zu einer 
pflichtwidrigen Verwaltung ihres Amtes 
verleiten könnte. 

Zu Folge dieser Maxime hat der Staat f) alles das zu 
vermeiden oder zu beseitigen , was das Privatinteresse des 
StaaCsdieners mit dem Interesse des Staatsdienstes in einen 
Widerspruch versetzen könnte. Es schlägt daher das, 
was in dem vorigen HauptstuckQ von der Besoldung der 
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Staatsdiener gesagt worden ist, auch in die vorliegejoule 
Lehre ein. Ueberdiefs aber sind zuweilen gewisse Amts- 
yerrichtnngen oder Verhältnisse de^ einen oder des anderp 
Beamten von der Beschaffenheit, dafs sie die Uneigei;!- 
nützigkeit oder die Unpartheiligkeit dieses Beamten einer 
besonderen Versuchung aussetzen. Alsdann haben die (Se- 
setze den Beamten vor dieser Versuchung durch eine bje- 
sondere Vorschrift zu bewahren. Daher verbiethen meh- 
rere Gesetzgebungen , z. B. die Gesetzgebung des Fran- 
zösischen Reichs, '3 ^^^ ^^^ einem Gerichte angestellteo 
Beamten, Rechtshändel kaufsweise an sich zu bringen, 
welche zur Kompetenz des Gerichts, bei welchem dijese 
Beamten angestellt sind, gehören. Aus einem äiinlicbea 
Grunde untersagte das Römische Recht den Beamten, 
welche in einer Provinz des Römischen Reichs angestellt 
waren, ein Frauenzimmer zu ehelichen, das aus dieser 
Provinz gebürtig oder in derselben wohnhaft war. * J 

Zu Falge derselben Maxime darf der Staat seine Die- 
ner 23 nicht mit Arbeiten überhäufen und gleichsam er- 
drücken. Sonst entsteht in den Beamten Muthlosigkeit, 
aus dieser Lässigkeit. Am wenigsten versteht der Staat 
seinen Vortheil, wenn er seinen Beamten eine Masse von 
blos mechanischen Arbeiten aufbürdet. Denn diese 
Arbeiten töden den Geist. Sie verkümmern die Lust ap 
Amte. 

33 In einer jeden Gewalt liegt die Versufchung, sie 
über ihre gesetzlichen Grenzen auszudehnen ; und je grö- 
fser die Gewalt ist , desto mehr. Darum kann es rathsam 
seyn, die ISrledigung gewisser Staatsangelegenheiten von 
dem Zusammenwirken mehrerer Staatsbehörden abhängig 
zu machen, auf daJGsi diese Behörden, da eine jede dersel- 
ben die Rechte ihrer Amtsgewalt mit Eifersucht bewachen 



1) S. den C. civ. Art. 1597. Eine ihrem Grande nach ähnliche Vor- 
schrift enthält der Art. 1596 deenelben Gesetzbaches. 

2) 1. 38. 67. 66, D. d« rita naptiaram. 1. «n. C. si rector proir. 
iBoch mpcdl^n iich gegen d&ife Anwffpdmig der BIwdflie £in- 
wendangea ii|fM:l9ei^ lup^ep) 
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wird, einander gegeoseitig von ein^r a^^eMibrllchßit^mr 
dejbnu^ diesier Gewalt abbalte^. Ißin Vei^bmtivjfti i&^mt 
Art besteht unter den obersten Stelle« des Gbioefi^l^ 
Aeiebs. Der^I^Q Grand spriobt nocMr^ngender für ü» 
Trennung des Kriegs-* von dem FriedeB^>efebte,jj[ßr Cir 
Vit- von der Militörgewalt, ^3 wemiaach die Yei^^itiigiUEig 
bei(ter Gewalten in derselben Persoa ansnabmeweiit,. -^ 
in gewissen Verfassungen, 2. B, in der despotisqb^ üia^ 
Herrschaft, '3 oder in aufserordentlieben Zeiten -^^-deoiYor-^ 
zag verdienen kann. Die Trennung der einen Gewalt von 
der andern bewahrte schon das altperskiche Reidi, unge- 
achtet seiner grofsen Ausdehnung, lange Jahre hindurch 
vor inneren Unruhe, dem Erbübel so vieler Asiatischer 
Reiche. Erst dann, als die Beherrscher dieses Reichs 
schwach genug waren, den Kjriegi«- und den Frißdansbe- 
fehl denselben Händen anzuvertrauen, entstanden diiß 
inneren Spaltungen und Unruhen, welche, (wie oft dw 
Fall istiy dem auswärtigen Feinde die Eroberung; def 
l^andes erleichterten,*) Denselben Grundßatz^ der Treur 
nung der einen Gewdt von der andern befolgte QioHlc^tlail 
und, (wie überhaupt, so auch in dieser Beziehung die Po- 
litik dieses Kaisers nachahmend,^ Konstantin, bl^i der Um* 
gestaltung der Verfassung des Bömi3chen Kaiseinreicbsf) 
und das neue Gebäude hatte vor dem andern wenig^ens 
den Vorauf der gröfseren Festigkeit. *") Dagegen waren 4ie 



1> Da Halde, ansffibrliGhe BeüchreibuBg de« Chinetkchea lUiell« 
(Noch immer das Hauptwellc älier dt» Stalittik dienet BeicbftI) 
Theil U. 

2^ Motates^ttieu, dsprit des lois. V, 19. 

3) In der Türkei trennte der letztTerstorbene Saltpm wenigstens difs 
Erhebang der öffentlichen Einkünfte von der AmtsgenFall der 
Pascha'« , — ein Theil des Planes , welchen dieser SnltM belvlflQ, 
die despotische Verfassung Heines Rekhs in eine Monarchie um- 
zngestalteiK (Unter dem jetzt regierenden Saltan soir diese MaTs* 
regel wieder zarückgenommen worden se^n.) 

4)Ueereii^, Ideen über die Politik etc» der TQrnebnBSjteB Volker 
der ftlten Welt. ^bth. 1. 

5) Erst im lOten Jahrhanderte Terliers man diesen Grundiats» Hef* 
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Lehnsverfassungen des Europäischeo Mittelalters haiqfit- 
säehlich deswegen mit der inneren Ruhe der Staaten an- 
vereinbar , weil sie , das Recht zu befehlen und die Macht' 
dem Befehle CSreborsam zu verschaffen denselben Händen 
anvertrauend, ^fg^ Mifsgebrauche beider reitzten. Das 
Uefoel Vürde noch gröfser gewesen seyn, wenn nicht die 
Sonderung der geistlichen Gewalt von der weltlichen Fol- 
gen gehabt hätte, welche dem praktischen Resultate je «^ 
nes Grundsatzes verwandt waren» 

. II. Der Staat hat Einrichtungen zu treffen, 
welche die Beamten zur gehörigen Ver- 
waltung ihres Amtes veranlassen und auf- 
fordern können. 

Diese Maxime befolgt der Staat, wenn er z. B. die Be- 
rufsthätigkeit der Beamten auf eine angemessene Weise 
belohnt, — durch die Versetzung des Beamten auf eine 
höhere Stelle, durch das Aufrücken im Staatsdienste nach 
dem Dienstalter, durch eine Gehaltszulage, durch eine 
öffentliche Belobung, durch die Verleihung eines Ordens 
u. s. w. , wie nun nach der Verschiedenheit der Personen 
oder der Verdienste bald die eine, bald die andere Art die- 
ser Belohnungen den Vorzug verdienen kann.^ — Dabei 
ist besonders der Anspruch nicht zu übersehn, welchen 
einem Beamten eine lange untadelhaft zunickgelegte 
Dienstzeit auf eine Belohnung giebt. Das Verdienst , das 
sich ein Beamter auf diese Weise erworben hat, ist nicht 
selten, verglichen mit dem Vferdienste derer, welche sich 
durch eine einzelne verdienstliche That ausgezeichnet ha- 
ben , man mag das eine und das andere Verdienst aus dem 
Standpunkte der Moral oder aus dem des Staatsinteres^es 
betrachten, das gröfsere, wenn auch das bescheidnere. 



tiger wurde der Andrang der äafseren Feinde; man moftte Tor 
allen Dingen auf die mechanische Vollkommenheit der Ver- 
faisnng Bedacht nehmen. Gibbon, historjr of the decltne etc. 
X, 58. 
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iSchon deswegen ist — in der Monarehie — bei der Be- 
setzung der Aemter auf das Dienstalter, ([auf die Ancien- 
'^netit im Dienste ,3 ^in besonderes Gewicht zu legen. Die- 
selbe Regel hat aber auch das für sich, dafs sie der Ge- 
fahr willkührlicher Beförderungen am besten vorbeugt. 
Wegen jenes Anspruchs verdiente vielleicht auch der Ge- 
danke Beachtung, dafs man für Beamte, welche eine ge- 
wisse ([gesetzlich zu bestimmende^ Anzahl Jahre lang 
ihr Amt untadelhaft verwandelt hätten, einen eigenen Or^ 
den stiften sollte. '} 

Derselben Maxime kann und soll der Staat auch da- 
durch huldigen, dafs er seinen Beamten innerhalb des Ge- 
schäftskreises eines jeden einzelnen Beamten eine gewisse 
Selbstständigkeit bei ihren Amtsverrichtungen läfst, in der 
Erwägung, dafs die Menschen, als Maschinen gebraucht, 
unter allen Maschinen die schlechtesten sind , -^ dafs der 
Staat die Yortheile, welche ihm das eigene Urtheil der 
Beamten gewährt, zwar verscherzen, aber durch nichts 
entbehrlich machen kann, — dafs gar viele Gegenstände 
weit richtiger in der Nähe als aus der Ferne beurtheilt 
werden. Daher z. B« die Yerdammlichkeit des sogenann- 
ten Centralisationssystemes. >3 Daher können ferner Ge- 
setze, welche so bestimmt gefafst sind oder in dem Grade 
auf Einzelheiten eingehn, dafs sie das Ermessen der Be- 
amten, von welchen sie anzuwenden oder in Vollziehung 
zu setzen sind, gänzlich ausschliefsen, einen EiEflufs auf 
die Amtsfährung di^er Beamten haben, dessen Nachtheile 
die Yortheile bei^ weitem übersteigen, welche man durch 
diese Gesetze oder durch diese Fassung derselben zu er- 
zielen beabsichtigte. Dieser Tadel trifft z. B. die Civilge- 
setze, welche sich unterfangen, auch die speciellsten 



1) In den Heeren einiger Staaten besteht eine ahnliche Eiarichtang 
för die Veteranen. 

2) Eine intereasante Anelcdote zur Beetätiipnng diesea Sataet findet 
man in einer — an ihrer Zeit (1805. 1807.) yielgelesenen — Zeit- 

' achnft: Von Co In, Fcnerbränd«. 
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Steeitftagen des borg^lichen Becbta snu entecbeidc^n, — 
die StmfgQseta^^ welche aitf ein jedes Yer^eha oder Ver* 
br^dieii eiae sowohl dem Grade als der Art nach besti«iiiit($ 
Strafe setzen, '} — die Schulordnungen, welche den 
I^remnur den Rahm des Gehorsams offen lassen. ([Zwir* 
suhen Gesetsgebung und Gesetzgeberei ist ein Unter* 
s^edi). -^ Es ist sogar rathsam, die Selbstständigkeit 
der Beamten^ als solcher, selbst die der mederern, auf 
gewisse Yergünstigiingen za erstrecken^ as, B. wt das 
Becht, gewisse Dispensationen zu ertheilea, od^r von ei- 
ner zoerkaoaten polizeilichen Geld- oder Gefangnüsatrafe 
eiMn Thal m erlassen. 

HI. Von der Beaufsichtigung der Beamten. 

Die Aufsicht oder Kontrole über die Beamten kann 1) 
Ton den höheren und höchsten Beamten über die 
ihnen untergeordneten Beamten geführt werden. — So 
sehr sich auch diese Art der Aufsicht sowohl durch ihre 
attgemeine Anwendbarkeit als durch ihre direkte Wirk- 
SMikeit zu empfehlen scheint, so ist sie doch mit Be- 
hutsamkeit ins Werk zu setzen, wenn sie nicht zum 
Naehtheile des Staatsdienstes ausschlagen soll. Denn ihr 
Kegtein Mifstrauen zum Grunde, welches den Beamten 
ihren Beruf verleiden und selbst dahin fuhren kann, ifie 
Selbstständigkeit der Beamten über die Gebühr zu be- 
schränken. >3 — S^ bat sich also z. B. die Begierung in 
der Begel mit der Gelegenheit zu begnügen, welche ihr 
der ordentlidie Geschäftsgang darbietfaet, Kenntnid^ von 
der Amtsführung der Beamten zu erlangen, nicht aber von 
aufserordentlichen Mitteln, ([als da sind Untersuchungs- 



1) Sehr allgemein ist in Frankreich die Klage , daf« die neuen Fran- 
BÖsitchen Gesetzbücher einen nachtbeiligen Einflors auf die Stu- 
dien derer haben, welche sich der Rechtswiaaenschaft Cin der 
engeren Bedeutung) widmen. 

2) „Dum Teritati conaulitnr» libertas corrumpitur.'' Tacit. Annal. 
1. 75. (Worte, an die man in j«hr vielen Fallen erinoeffc wird!) 
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oder RevisioQskonunissioiiaa n. s. w.*) (Sebraach zu machi^j^ 
Am wenigsten darf sich eine Reg^ierung erlauben, nm ihre 
Beamten zu bewachen, ein förmliches Spionirsystem s^n 
org^anisiren , ^3 ^^^ ^ geheimen Anschuldigungen feiger 
Angeber zu begünstigen. Eine Regierung, die aus dies^ 
Quelle schöpft, ist der Gefahr, sich in dem Urtheile über 
ihre Beamten zu irren, nur desto mehr ausgesetzt, fordert 
diese nur desto dringender auf, ihre pflichtwidrigen Uan^ 
lungen in das Dunkel des Geheimnisses zu hüllen. — Auf 
keinen Fall darf sich eine Regierung, welche voi^ de» 
Uebelverhalten eines Beamten benachrichtiget wird, 90 
sehr vergessen, dafs sie den Beamten ungehört verurtheilt 
Es würde daher das Herkommen, welches in einigen Deut- 
schen Staaten, (z. B«. in dem Oesterreichiscben, Kaiser- 
staate, in dem Grofsherzogthume Baden ,3 besteht, dab 
der Fürst an einem bestimmten Tage der Woche einem 
Jeden seiner Unterthanen Gehör giebt, damit Bitten und 
Bi^schwerden an ihn unmittelbar gelangen können, sehr 
nacbtheilige Fo^en haben, wenn es nicht, was Beschwer- 
den über Beamte betrifft, blos den Zweck hätte 9 diePrü- 
fqng dieser Beschwerden zu verbürgen oder zu beschleiif- 
pigen« — Besondere Regeln sind bei der Beaufsichtigupg 
der Beaffiten der richterlichen Gewalt zu beobachteup 
Wenn sich auch das Beaufsichtigungsrecht der Regieru^g^ 
(^der vollziehenden Gewalt ,3 eben so wohl auf diese als 
auf andere Beamte erstreckt, so ist doch, zur Wi^hrung 
der Selbstständigkeit der richterlichen Gewalt, die Ahn- 
dung der pflichtwidrigen Handlungen, deren sich ein 
Richter schuldig gemacht hat, von der Regierung den Ge** 
richten selbst anheim zu stellen. — Ueberhaupt aber hat 
man sich von der in Frage stehenden Art, wie Beamte 



*j Die Staattinquititoren des Freistaates Ton Venedig hatten nicht 
weniger als QPOOO Spione im Solde. Le Bret, Vorlesungen 
llber die Statistik. 1. Theil. Venedig. Stuttg. 17S8. (Jedoch 
nicht die Beamten allein ^ sondern Alle und Alles worde von die* 
sen Aasspähern l^eobachtet.) 
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kontroliii werden können, nicht ^Idene Berge zu ver- 
sprechen. Ist auch der kontrolirenden Behörde nicht zu 
trauen , so beschreibt die Kontrole einen Cirkel. '3 

83 Die Gesetze können den Beamten eines und des- 
selben Geschäftszweiges die Organisation einer Körper- 
schaft zu d e m Ende geben, damit diese Körperschaft 
selbst eine gewisse Kontrole oder Disciplinargewalt über 
die Einzelnen ihres Mittels ausübe. Diese — gewifs sehr 
zweckmäfsige — Verfassung hat z. B. das Französische 
Notariat« >3 Vielleicht kann man als ein Beispiel einer 
ähnlichen Mafsregel die Einrichtung anführen, welche 
einst in dem Römischen Freistaate bestand, dafs ein jeder 
Beamte den ihm gleichstehenden, der höhere Beamte dem 
niederen, ein Volkstribun allen Beamten durch seine Ein- 
sprache Einhalt thun konnte. '} — Allemal aber und wenn 
auch die Gesetze den Beamten nicht förmlich den Auftrag 
ertheilen , sich gegenseitig zu beaufsichtigen, liegt da , wo 
in den Beamten, als solchen, Gemeingeist oder ein Standes- 
geist lebt , in diesem Geiste die Aufforderung oder Anre- 
gung zu einer Kontrole dieser Art. Denn unter dieser 
Voraussetzung wird das Verdienst, welches sich ein ein- 
zelner Beamte erwirbt, die Ehre, welche einem einzelnen 
Beamten zu Theil wird, gleich als ein Gemeingut aller 
Standesgenossen, die Schande, welche einen einzelnen 
Beamten trifft, als eine Verminderung des Ansehns des 
gesammten Standes betrachtet. ^3 Uebrigens bildet oder 
entwickelt sich dieser Standesgeist da, wo die Beamten 
theils auf Lebenszeit angestellt sind, theils gewisser ihnen 
gemeinschaftlicher Vorrechte geniefsen^ von selbst. 



) 

1) Interessante That^achen zur Erläuterung und Bestätigung dieses 
Saties findet man in Bentzenberg's Schrift Tom Kataster. 

2) S. m. Handbuch des Franz. Ci?ilrechts. §. 18. 

8) Bach, historia juris Rom. L. II. Cap. 1. S. 9. 

4) Ganz so darf man sowohl die verdienstlichen als die schändlichen 
Handlungen Einzelner der Nation anrechnen > zu welcher diese 
Einzelnen gehören. 
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Endlich: 33 In den Staaten, in welchen Prefsfreiheit 
herrscht, sitzt oft noch überdiefs die öffentliche Mei- 
nung über die Handlangen der Beamten zu Gericht. Mit 
der gebührenden Vorsicht undMäfsignng ausgeübt,*) setzt 
diese Gerichtsbarkeit die Regierung in den Stand, auch 
ohne dafs sich diese anderswo , als bei der Tagespresse , 
Raths zu erholen brauchte, den Werth der Beamten oder 
derer, die sich zum Staatsdienste melden, genügend zu 
beurtheilen. Denn das Publikum, dessen Stimme die öf- 
fentliche Meinung ist, bewacht mit tausend Augen die 
Handlungen der Beamten ; seinen Blick schärfen die man- 
nigfaltigsten und verschiedenartigsten Privatinteressen; 
seine Wachsamkeit erstreckt sich auch auf solche Handlun- 
gen der Beamten, welche vor keinem andern Richterstuhle 
als vor dem der öffentlichen Meinung gerügt werden kön- 
nen. — Dieser Kontrole verwandt ist die, welche in. der 
konstitutionellen Monarchie die Kammern, (^die Reichs - 
oder Landstände,3 über die Beamten fähren , um entweder 
mit jenem Organe der öffentlichen Meinung gemeinschaft- 
lich zu wirken oder dasselbe zu ersetzen. Je wichtiger 
dieses Recht der Kammern ist, desto gröfser ist ihre 
Pflicht, den besonnensten Gebranch von demselben zu 
machen. 

IV. Der Staat hat seine Beamten wegen einer 
Verletz^ung ihrer Amtspflichten — nöthi- 
genfalls — zu bestrafen. 

Zu diesem Mittel muGs eine jede Gesetzgebung, wenn 
kein anderes Mittel gefruchtet hat, ihre Zuflucht nehmen^ 
Aber darin unterscheiden sich die Gesetzgebungen ver- 



*) Nvr ein Volk, das Prerafreiheit zu haben verdient^ darf hof- 
fen, diese Freiheit zu erlangen, oder sie, wenn es schon in dem 
Besitze derselben ist, auf die Dauer zu behaupten. Oarum hat 
man die Freunde der Prefsfreiheit gewarnt, dafs sie sich nicht 
in Feinde dieser Freiheit verwandeln sollen. Wo es eine Censur 
giebt, sollte sie ihren Eifer wenigstens auch gegen die Schm ab- 
sucht richten. — Vgl. über die Grenzen des Rechts, die amt- 
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Denn sie entlehnt nur ihre Aufgabe, nicht aber die Lö- 
Bung derselben ans dem Zwecke des Staates d. i. aus der 
Rechtswissenschaft« Wie sie daher oben, im Völkerrechte, 
(^im Vten Bande) anberührt geblieben ist, so bleibt der 
Vortrag derselben auch hier den Männern vom Fach über- 
lassen, wenn sich auch ein jeder gebildete Mann eine all- 
gemeine Kenntnifs, der Staatsmann aber, und vorzugs- 
weise der Diplomat, sogar eine genauere Kenntnifs von 
einer Wissenschaft zu erwerben bat, welche, insbeson- 
dere in dem heutigen Europa, in so viele Berechnungen 
eingreift, den Schlüssel zu so vielen politischen Begeben- 
heiten und Zuständen enthält. *3 

Jedoch ist hier über den Inhalt oder Charakter dieser 
Wissenschaft so viel zu bemerken , als zum besseren Ver- 
stehn der folgenden Untersuchung erforderlich ist. — Die 
Kriegswissenschaft also enthält eine Anwendung der 
Grundsätze der Mechanik auf eine bestimmte Art der be- 
wegenden Kräfte; sie gehört in den Kreis derjenigen 
Wissenschaften, welche man zusammen mit dem Namen 
der angewendeten Mechanik bezeichnet Die bewegende 
Kraft, welche die Kriegswissenschaft zu ihrem Gegen- 
stande hat, ist das Heer, die Hüirskraft sind die Waffen. 
So verschieden auch die Heere ihrer körperlichen und gei- 
stigen Beschaffenheit oder ihrer Organisation oder ihrer 
Ausrüstung nach sind oder seyn mögen, und so gewifs 
auch die gröfsere oder geringere Tüchtigkeit eines Heeres 
zum Kampfe von allen diesen Bedingungen und ihren Ver- 
schiedenheiten abhängt, so läuft doch am Ende alles auf 
den Einflufs hinaus, welchen diese Bedingungen und ihre 
Verschiedenheiten auf das Heer, dasselbe als eine be- 
wegende Kraft betrachtet, ausüben. Die Aufgabe der 



*} Aas ^cr (sehr reichen) Literatur dieser Wissenschaft wähle ich 
hier nur folgende (theils literarische, theils encyklopadische) 
Schriften aus: Von Hojer, Literatur der Kriegswissenschaften. 
Berlin 1SS2. Krug, System der Kriegswissenschaften und ihre 
Literatur. Lpz. 1BX5. Handbibliothek für* Officiere. Ebend. 
18S4 ff. 
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Krie^wissenschaft ist daher in einer jeden Beziehung; 
die, einem Heere die Eigenschaften zu geben, von wei- 
chen die Vollkommenheit einer bewegenden und einer nach 
Gefallen beweglichen Kraft überhaupt abhängt. Es ist 
z. B. diejenige Aufstellung des Heeres die voUkommnere, 
welche dem Heere, unbeschadet der Festigkeit seiner 
Stellung, die gröfsere Beweglichkeit giebt. *3 Eben so 
wird ein Angriffs- oder Invasionskrieg desto gewisser 
gelingen, wenn alle Kräfte d. i. alle Abtheilungen des 
angreifenden Heeres auf einen Punkt, (^auf ein Opera- 
tionsobjekt, auf die Hauptstadt,) gerichtet werden. *) 
Mit einem Worte, sowohl die Strategik als die Taktik 
gelangen zu den Regeln, welche sie, die erstere für den 
Plan eines Feldzuges?, die letztere für den einer einzelnen 
Kriegsoperation, aufstellen, so, dafs sie die Gesetze der 
Bewegung in Mittel zur Erreichung eines bestimmten 
Zwecks verwandeln. Aehnliche Betrachtungen liefsen sich 
über die Verschiedenheit der Waffen anstellen. Die Ver- 
änderungen, welche z.B. das Pulver in dem Kriegswesen 
hervorgebracht hat, waren die Folgen von der Treibkraft, 
— von der Kraft, die Bewegung zu verstärken, zu be- 
schleunigen und zu verlängern, — welche das Pulver, auf 
Geschosse angewendet, hat. '3 

1) Polybius letzt da, wo er den Macedoiriichen Phalanx mit der 
Römischen Legion Tergleicht, den Hanptyorzng der letzteren in 
ihre gröfsere Beweglichkeit. — ^ Gustav Adolph verdankte seine 
Siege unter anderem der Neuerung, dafs er von der tieferen 
Schlachtordnung abgieng, welche vor ihm allgemein im Ge- 
brauche war. — Ein anderes Beispiel kann aus der neueren 
Kriegskunst, >Ton den Angriffen in Kolonnen, entlehnt werden. 

2) Vgl. T. Bülowy Geist des neueren Kriegssystemes. II. Aufl. 
Hamb. 1805. Ebend. Lehrsätze des neueren Krieges oder reine 
und angewandte Strategie. Berl. 1805. Grundsätze der Strate- 
gie erläutert durch die Darstellung des Feldznges ▼. J. 1796. 
(Von Sr. K. U. dem Erzherzoge Karl.) Wien. III Thle. 1814. 
Von B i e b e r • t e i n , die Taktik hergeleitet aus der Combina- 
tionslehre. Magdeb. 1806. 

3) Eben so werden Dampfschiffe und Eisenbahnen deswegen in Krie- 
gen eine so grofse Rolle spielen, weil sie die Beweglichkeit der 
Heere unmittelbar steigern. 

Za Charta, vom Staate. Vi, 18 



Digitized by; 



Google 



if4 

* *. Abet) t^ g^wHii attch die Kriegswissensebafi; eine 
syiAMSndigfe Wii^etiscbaft ist, so enthilt sie doeh einige 
iiehren, welche ungleich in das Gebieth der Staatswis« 
Mnsehaft gehören. Von dieser Art ist insbesondere die 
Lehre von den Kriegsdiensten , — der Gegenstand des vor- 
liegenden Ilaüptstücks. 

Zuvörderst von den verschiedenen Arten dieser 
Dienste. — In mehreren Europäischen iStaaten giebt es 
theils eine Kriegsmannsehaft 2ar Bekämpfung der in* 
neren Feinde, die Gensd'ariaerie, theils eine Kriegs*- 
idanüs^chaft fsur bekämpfting der äufseren Feinde. 
Far diese Verschiedenheit der bewaffneten Mannschaft 
j^pHclit der Grundsatz der Vertheilung der Arbeiten nach 
der YerscMedenhe^ der Gegenst«Me auch in so fern^ als 
d^ eine Dienst in einem andern Geiste als der andere »u 
Vi^Mchten ist Wenn auch die Poii^eisoldaten, (^oder 
Widhter oder Wie man sie sonst nennen mag ,3 mit Waf- 
f^ ZQ Versehn sind, so dürfen sie do<^ nicht vergesseb, 
dafs sie von ihren Waffen nur in den äufsersten Fdllea 
Gebrauch machen, ja überhaupt nur, wenn Müde nicht 
fhichtet. Strenge oder Hfirte anwenden sollen. Denn sie 
b^ämpfen in den Feinden zugleich ihre Mitbürger; sie 
sollen die Feinde nicht besiegen, sondern nur den Gesetzen 
den Sieg über sie möglich machen. Da sich die Vollmacht 
dieser Sicherheitswächter so weit erstrecken mufs, als das 
Gebieth der Polizeigewölt, da ihre Vollmacht, je weiter 
^ie sich erstreckt , der individuellen Freiheit desto gefähr- 
licher werden kann, da zur Abwendung dieser Gefahr die 
Gesetze nur wenig thun können, so ist die Geschäftigkeit 
diei^r Kriegsmannschaft einer desto strengeren Aufsicht 
zu unterwerfen. Ja auch diese wird zur Abwendung 
jener Gefahr nicht hinreichen, wenn nicht für diesen Dienst 
Männer ausgewählt werden, weldhe sich ebensowohl durch 
eine gewisse Bildung, als durch die Tugenden des Krie- 
gers auszeichnen. *y In der Folge wird nur von dem 



^) Die Kriegsmanntcbaft, welche Gvnid'arinerie genannt wird, wurde 
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Kriegsbeere die Äede sey n. — P i e Earopäischet) St^^ 
ten, deren Länder an die 8ee grenzten, unterbldten faat 
insigesajBimt sowohl eine Kriegsflotte, als ein Land^ 
beer. So ^eraplillern sie zwar ibre Kraft. ([Frankreieb 
würde weit mächtiger seyn, als es ^>t, wenn es nur eine 
ILaadinacbt w$re. Preafsen oder der Preufsische MiMitb«- 
v^em könnte keinen nngläcklieheren Gedanken fassei^, 
als den, eine Kriegsflotte aufzustellen. Non omni^ pos** 
sumus omnesQ Aber bisher stellten sieb die Verhältnisse 
so, dafs jene Staaten, zur Beschützung ihres Handels | 
besonders wenn sie Kolonien hatten, einer Kriegsflotte 
bedurften. Jedoch haben sich diese Verhältnisse in den 
neueren Zeiten, ([tbeils durch das Ueberge wicht, zu wel- 
chem Grofsbritannien zur See gelangt ist, theils durch die 
Stürme, welche den Kolonialbesitz mehrerer Europäiscber 
mächte getroffen haben ,3 in dem Grade verändert, dafs 
es für eim'ge dieser Mächte eine Lebensfrage seyn möchte, 
ob sie nicht ihre Kriegsflotten wesentlich vermindern oder 
sie auch gänzlich eingehen lassen sollten. Uebrigens wird 
in 4er Folge nur noch von dem Dienste im Landheere die 
Rede seyn. *3 — Die Kriegsdienste f im Landheere) sind 
ferner nach der Verschiedenheit der Waffen ar<;en ver^- 
$chieden. (^Dienst unter dem Fufsvolke, in der Reiterei 
u. & w.) Jedoch, so wichtig auch dieser Unterschied für 
die Kriegswissenscbaft und die Kriegskunst ist, so kovmt 
er doch in rechtlicher HiDsicht nur in so fern in Betrai^b*" 
tung, als er (m mehreren Europäischen £ita4t^3 auf die 



suerit In Frankreick ( schon in älteren Zeiten ) eingeführt. Si« 
|ie«telit in diesem ß^iohe auch jetzt noch. (Unter Napol^v gah 
es eine 6. auch für die Armee während eines Feldzages.) — Sie 
hat dann in dem laufenden Jahrhunderte in mehreren Deutschen 
Staaten Nachahmung gefunden. — ' Auch in England hat man 
•inen Anfang mit der Einfohraog hewaffneter Polizeisoldaten 
gemacht. ( Mussitaotihus multis; » aber auctis delictis, au- 
gesda snnt reraedia malorum.) — Vgl. ▼. Kamptz, Gensd*ar^ 
' mene- Codex. 
*) Die Bemannung der Englischen Kriegsschiffe besteht wieder theils 
ans Matrosen, theils aus Soesoldatcn. 
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längere oder kürzere Daner der Dienstzeit Eünflafs bat. ^J 

— Endlich sind die Kriegsdienste entweder Staats- 
dienste in der engsten Bedeutung, die Dienste der 
Kriegseberen , (oder Officiere,) oder gemeine Dienste , 
die Dienste der Gemeinen. *) Die Bestellung der Kriegs- 
oberen ist in der Regel nach der Analogie der Amtsgewalt 
der Staatsdiener zu beurtheilen. Der folgenden Erörterung 
der Lehre vom Kriegsdienste wird , in Beziehung auf die- 
sen Unterschied, der Gattungsbegriff der Kriegsdienste zum 
Grunde gelegt werden. 

Das Recht des Staates, Kriegsdienste zu fordern, ob- 
wohl ein Ausfiufs der Dienstgewalt, hat dennoch mehrere 
Eigenthnmlichkeiten , durch welche es sich von der An- 
wendung derselben Gewalt auf andere Arten der Dienste 
unterscheidet. — Ein Staat kann zwar bald dieser bald 
einer andern Art der Dienste, nie aber der Kriegsdienste 
entbehren. Die Wiege oder der Keim der Staaten ist der 
Krieg; ein Stamm sey auch noch so ungebildet, Kriege 
werden von ihm gemeinschaftlich beschlossen und gefuhrt. 

— Das Recht, gewisse andere Arten der Dienste zu for- 
dern, kann der Staat auf den einen oder den andern sei- 
ner Unterthanen übertragen, nicht aber das Recht, Kriegs- 
dienste zu fordern, nicht das jus armorum. Daher wird 
ein Eingriff in dieses Recht billig den schwersten Staats- 
verbrechen beigezählt. Daher ist ein Staat, welcher tdcbt 
in dem ausschliefslichen Besitze dieses Rechtes ist, (wie 
die Geschichte der Germanischen Staaten des Mittelalters 
lehrt, 3 entweder in einem Zustande der Auflösung oder 
im Uebergange zu einer andern Verfassung. — Endlich 
ist das in Frage stehende Recht auch in so fern eine ei- 



1) Z. B. der Dienst za Rofa kann nicht fo schneli erlernt and ein*- 
geäbt werden, als der zu Fufs. Vgl* in diesem Haaptstacke, 
unten Tom Konskriptionssysteme. — Ist im Kriege der erstere 
oder der letztere der lebensgefährlichere? Auch eine Rechts- 
frage ! 

^ 2) S. oben S. 123 dieses Bandes. 
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genthümliche Anwendung der Dienstgewalt des Staates, 
als im Kriegsdienste Leben und Gesundheit auf dem Spiele 
steht. 

Wie das Recht, Kriegsdienste zu fordern, unter den 
Hoheitsrechten des Staates obenan steht, so kommt auch 
umgekehrt der Verbindlichkeit, Kriegsdienste zu leisten, 
unter den Unterthanenpllichten die oberste Stelle zu. Wer 
sich der Erfüllung dieser Pflicht entzieht, kann, (^zn 
Folge des Grundsatzes der ausgleichenden Gerechtigkeit,) 
auf den Schutz und Beistand, den er Anderen, seinen 
Mitbürgern, versagt, eben so wenig zur Vertheidigung 
seiner Rechte Anspruch machen. Er handelt überdiefs 
nach einer Maxime, mit welcher, wenn sie zu einem Ge* 
setze erhoben oder von allen Mitgliedern des Staatsver- 
eines befolgt würde, die Selbstständigkeit des Staates 
unmöglich bestehen könnte. Ein Volk aber, das seine^ 
Selbstständigkeit verliert, verliert Alles, was es als Volk 
verlieren kann ! Die Erfüllung dieser Verbindlichkeit ist 
zugleich eine Ehrensache; ^3 ni^^bt nur in dem Sinne, 
weil nur der einen Anspruch auf Ehre machen kann, 
welcher ehrenhaft überhaupt handelt, sondern auch in so 
fem, als auf der thätigen Theilnahme an der Vertheidi* 
gung des Vaterlandes die Slannesehre wesentlich be- 
ruht. >3 

Jedoch begreift die Regel, dafs die Verbindlichkeit, 
Kriegsdienste zu leisten, einem jeden Bürger obliege. 



1) Wohl dem Volke, bei welchem diese Ansicht Tom Kriegsdienste 
durch ^8 Urtheii der öffentlichen Meinung bestätiget wird ! — 
Das iKtttelalter stand in dieser Beziehung höher, als die Zeit, 
welche ihm folgte. y — 

2) Daher auch der fiinflufs, welchen bei so vielen Yölkern die 
Kriegsverfassung auf die Begriffe Ton Ehre und Schande über- 
haupt hatte; z. B. bei den Germanischen Völkern das Lehns- 
wesen. Vgl. Weiske Abhandlungen ans dem Gebiethe des 
Deutschen Rechts. Leipz. 1830. (Von den 7 Heerschilden.) Ze- 
p er nick, Miscellaneen zum Lehnrechte. III, 10. (lieber den 
Einflufs des Lehnswesens auf die Abneigung gegen unstandes- 
märsige Ehen.) 
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mcht imch diejenigen unter sich, welehen das sur Lei* 
«tong dieser Dienste erforderliche physische Vermögen 
abgeht; also nicht die Frauen, nicht Kinder und Greise, 
nicht kranke oder gebrechliche Personen. Delien, welche 
ia diese Kategorie gehören, kann nicht schon deshalb *3 
die Leistung ürgrad ein^s Schadenersatzes angemuthel: 
«der die Ausübung irgend eines (]an die Eigenschaft eines 
m Heere Dienenden nicht ausdrüddicb gebundenen} Rechts 
abgesprochen werden. 

Da, (zu Felge des Grundsatzes der ausgleichenden 
Gerechtigkeit, in w^bem zugleich der Grundsat« der 
Gegenseitigkeit der Rechte enthalten ist,} durch die Lei* 
fi^bmg der in Frage stehenden Dienste ein Recht auf Theil-* 
Mdime an den burg^lichen und staatsbürgerlichen Rech* 
tem begründet wird, welche die Gesetze des gegebenen 
Staates seilen Unterthanei( zusiehern, so sind in einem 
jeden einzelnea Staate diejenigen vom Kriegsdienste aus- 
gesehlessen, welchen in diesem Staate jene Rechte 
nicht zastehn. — Also: 1} Diejenige, welche durch ein 
Yierbreeben diese Rechte verwirict d. i. sich der Ausübung 
dieaer Rechte unwürdig gemadit hidien. >} Eben so 3} 
Ff\^ndUnge als solche , d. i. wenn sie nicht durch den Ein^ 
tritt in den Kriegsdienst eines Staates zugleich die Eigene 
Schaft eines Bürgers dieses Staates erwerben. Den Frem-» 
den steht auch das entgegen, da£s der Mensch über Leib 
imd Leben nicht nach Gefallen verfügen kann* Die Deut- 
schen jedoch haben das Kriegshandwerk von jeher als eine 
freie Kunst betrachtet und getrieben. '} 



1) Nicht schon deshalb -* Denn aus einem and er f Grunde kann 
mit diesem physischen Unvermögen die eine oder die andere 
Folge allerdings verbunden seyn. Z. B. die« welche sich selbst 
▼erstümmelt haben, können einer Strafkompagnie einverleibt 
werden. — Frauen haben anf das Staatsbnrgerrecht überhaupt 
keinen Anspruch. 

Z) Die positiven Gesetze haben die Yerbreehen, mit welchen diese 
Folgen verbanden sejn sollen, etc. genauer z^ bestimmen. 

B) Schon die ersten Römischen Kaiser hatten in ihrer Leibwache 
auch Deutsche. S. Tacit Anna!. I, 24. Nach und iiaeh ver- 



Digitized by LjOOQ IC 



979 

Ahgcisthn von diesen beid^ AnsnuhmeKi ist Me Yer- 
bmdlfchkeit, Krie|psdienste zu leisten, eine unbedingte nnd 
mithin allgemeine Bürgerpflicht; kann also, Noth- Qoiet 
Kollisions-3 Fälle ausgenommen, auch der Staat nifM 
eine Befreiung vom Kriegsdienste bewilligen, z. B. nicht 
die Kriegsdienstpflichtigkeit nur gewissen Ständen dw 
bürgerlichen Gesellschaft aufbürden. Wenn auch sonst die 
Regel die ist, dafs der Staat, um Zwangsdienste in frei-* 
willige zu verwandeln, Abgaben, (vergleichungswcfae 
die leichtere Last,) zur Löhnung freiwilliger Ari>«ter 
dem Volke aufzuerlegen habe, so ist es doch mehr als 
zweifelhaft, ob diese Regel auch auf Kriegsdienste an*- 
wendbmr sey. 

Gleichwohl sind es ihst nur kleinere Staaten, *— £. B. 
kleine Freistaaten oder wenig zahlreiche (^noch überdief$ 
ungebildete) Völkerschaften, — welche dem Grandsatze, 
dafs ein jeder freie Mann auch ein Wehrmann seyn müsse, 
schlechthin treu bleiben. Die meisten übrigen Staaten und 
Völker verwenden nur einen Theil der Gemeindeglieder, 
einige sogar nur ein aus Fremdlingen bestehendes Heer, 
zum Kriegfähren ; — bald, weil, zu Folge der in der Er- 
fahrung eintretenden Verhältnisse, schon ein kleineres 
Heer zum Siegen ausreichend ist, bald um den Aufwand 
zu mindern, welchen der Krieg und die Rüstung zum 
Kriege verursacht, bald weil sie die Verfassung des Staa- 
tes oder der Organismus der bürgerlichen Gesellschaft nö- 
thiget, den Grundsatz der Vertheilung verschiedenartiger 
Arbeiten unter verschiedene Arbeiter auch auf die Waffen- 
arbeit anzuwenden. 

Man kann die verschiedenen Systeme, welche in Be- 
ziehung auf den Bestand der Heere bald von diesem bald 
von einem andern Volke oder auch von demselben Volke 
zu verschiedenen Zeiten befolgt worden sind, auf folgende 
drei Hauptsysteme a^furückfuhren : Entweder wird der 



mehrte sieh die Zahl dieser Leibwächter. So wurde der Fall des 
weströinischen Reichet Torbereitet. 
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Krieg mit der gesammten dienstfähigen Mannschaft des 
Volkes, — oder er wird mit einem stehenden Heere, — 
oder er wird mit einem stehenden Heere und mit einer 
Landwehr zugleich geführt. C^as erste und das dritte 
dieser Systeme lassen wieder mehrere Modifikationen 
zu. *)3 i^ Deutschland (]uud in mehreren andern Germa^ 
nischen Staaten3 sind alle diese Systeme, das eine nach 
dem andern, versucht worden. *3 ^^ der geschichtlichen 
Vorzeit der Deutschen war ein jeder freie und waffen- 
fihige Mann auch Wehrmann; ^') es gab so viele Völker- 
schaften so viele Landwehren. Auch unter den Fränki- 
schen Königen dauerte, bis zur Einführung des Lehos- 
wesens, diese Kriegsverfassung fort. Dann traten an die 
Stelle der Landwehr nach und nach die stehenden Heere. 
(^Zuerst die Lehns- und Dienstmannschaften, welche, mit 
Erbgütern besoldet, gleichsam ständige Heere waren; end- 
lich die stehenden Heere der heutigen Zeit, deren on- 



1) Das Wort: Landwehr, kommt Rchon in den Kapitularien der 
Fr&nkiechen Könige vor. (Landwehr und Landsturm sind nicht 
ihrem Wesen nach 9 sondern nur in Besiehung auf die allgemei- 
Bere oder beschranktere Anwendung desselben Grundsatzes tob 
einander yerschiedon.) 

2) So giebt es in Schweden eine Landwehr, die viel Eigenthnmli- 
ches hat. 

8) CarrioB-Nisas, allg. Geschichte der Kriegskunst. A* d. Fr. 
Ton Rumpf. Lps. II Bdo. t. Bärenhorst, Betrachtung«B 
über die Kriegskunst etc. Lpz. III. Aufl. 1827. Stenzel, Yer- 
such einer Geschichte der KriegsTerfassung Deutschlands, vor- 
suglich im Mittelalter. Berl. 1820. — Auch darf hier folgende 
Schrift nachträglich angeführt werden, welche erst nach dev 
Abdrucke des Vten Bandes der 40 Bücher etc. erschienen ist^ 
Wheaton, histoire des progrös qu'a fait le droit des gens en 
Europe depuis la paix de Westphalie jusqu^au congrös de Yienne; 

- alrec un prdcis historiqne des progr^s du droit des gcns en Eu- 
rope avant la paix de W. Leipz. 1841. 

4) Daher wurden die Landguter auch Weh ren genannt. (Und noch 
jetzt fuhren sie in einigen Ländern diesen Namen.) — Doch gab 
es schon damals eine Kriegsmannschaft, welche eine Aehnlich- 
keit mit einem stehenden Heere hatte, — das Gefolge der 
Könige und Fürsten. 
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unterbrochene Existenz auf dem freiwilligen oder gezwun- 
genen Eintritte Einzelner in das Heer beruht. Den Ueber- 
gang von den Lehns- und Dienstmannsehaften zu diesen 
Stehenden Heeren vermittelte der Sfiethsoldat.^ In den 
neuesten Zeiten endlich ist in mehreren Deutschen Staa- 
ten, z. B. in Oesterreich, in Preufsen, zu dem stehenden 
Heere eine Landwehr hinzugekommen , ist also die älteste 
Deutsche Kriegsverfassung gewissermafsen wiederherge- 
stellt worden. Wie überhaupt der Lauf der Begebenhei- 
ten so oft nnr ein Kreislauf zu seyn scheint^ so dafs der 
Geschichtsforscher zu dem Gedanken verleitet werden 
könnte , dafs von den Menschen immer hur daiäselbe Drama 
liafg^föhrt werde j wenn auch die Schauspieler unaufhör- 
lich wechseln. 

Betrachtet man diese drei Systeme in dem Zusammen- 
hange, in welchem sie mit der Kriegsdienstp flieh tig- 
keit stehn, — also aus dem Gesichtspunkte, aus welchem 
der Kriegsdienst in dem vorliegenden Hauptstücke über- 
haupt in Betrachtung gezogen werden idollte, — so ble- 
ibet sich besonders die Präge dar, wie ein stehende» 
Heer auf eine dem Zwecke seiner Aufstellung und den 
Grundsätzen des Rechts entsprechende Weise zu ergän- 
zen sey. — Nachdem man in Europa mehrere Lösungen 
dieser Fi'age versucht hatte, ohne dafs auch nur einei', 
dieser Versuche der Aufgabe Genüge geleistet hätte, ist 
man endlieh auf einen vollkommeneren , ja vielleicht auf 
den einzig richtigen Plan gekommen, — auf das soge- 
nannte Konskriptionssystem. Zuerst in Frankreich wäh- 
i'end der Revolution eingeführt, *^3 hat seitdem dieses Sy- 
stem i^eine Herrschaft übet mehrere andere Europäische 



*) Es hieng diese Neaeriuig mit der Umgestaltung auf das genaueste 
zusammen, weiche die Europäisclie Kriegskunst überhaupt durch 
die Kriege der Französischen Revolution erfuhr. Vgl. ▼. Ochs, 
Betrachtungen über die neuere Kriegskunst, über ihre Fort- 
schritte und Veränderungen und -über die wahrscheinlichen Fol- 
gen, welche für die Zukunft daraus entstehen werden. Frkf. o. 
Lpz. 1817. 

Zachariäy vom Staate. VT, 19 
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Staaten verbreitet. Da in dem heutigen Europa, wenn 
ein Volk in der Kriegskunst einen bedeutenden Fortsehritt 
macht, die übrigen nicht zurückbleiben können, so darf 
dasselbe System neuen Siegen entgegensebn; zumal da 
es, seit der Zeit, da es zuerst in Frankreich eingeführt 
wurde, eine wesentliche Verbesserung — im Königreiche 
Preufsen — erbalten hat. *) Von dieser wird jedoch erst 
weiter unten die Rede seyn. 

Es beruht das Konskriptionssystem, dasselbe einst- 
weilen in seiner ursprünglichen Gestalt d. i. in der Ge^ 
stalt betrachtet, in welcher es in Frankreich zuerst ein- 
geführt wurde, auf folgenden Grundsätzen: Die gesammte 
waffenfähige Mannschaft des Landes ist verpflichtet, 
in dem stehenden Heere zu dienen. Jedoch nicht alle waf- 
. fenfähige Männer dienen auch wirklich — eine längere oder 
kürzere Zeit lang — in dem stehenden Heere. Sondern 
dieses Heer besteht nur aus einem T heile der waffen- 
fähigen Mannschaft des Lasides und ist daher eben so nur 
mit einem Theile dieser Mannschaft von Zeit zu Zeit zu 
ergänzen. Die Regel für diese Ergänzung ist nun die, 
dafs alle Mannspersonen nach ihrem Alter (^oder nach 
ihren Geburtsjahren} in Klassen eingetheilt sind und dafs 
das Heer aUjäbrlich, (^oder so oft eine n^ue Konskription 
nothwendig wird,} aus einer dieser Klassen und zwar (in 
der Regel} aus derjenigen Klasse, deren Mannschaft das 
kriegsdienstfähige Alter in dem Jahre erst erreicht hat, 
vollzählig gemacht oder nach Befinden vermehrt wird, 
dafe aber, wenn die Mannschaft dieser Klasse zahlreicher 
ist, als die, welche in dem Jahre zur Ergänzung oder 
Vermehrung des stehenden Heeres erfordert wird, das 
Loos diejenigen heraushebt, welche nun, nach Abzug der 
Dienstunfähigen, in das Heer einzutreten verpflichtet sind. 

Die Zweckmäfsigkeit dieses Systemes, seine Vorzüge 
vor anderen Arten, wie man in Europa die stehenden 



*) Sine ähnliche Umgeitaltang des KonskriptiooMyttemet iit der- 
malen in Frankreich im Werke. 
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Heere ehemals ergänzte und sie hin und wider noch er« 
gftnzt, liegen am Tage. '3 Dieses System befolgend 
kann der Staat seine Kriegsmacht in dem Grade vermeh- 
ren, in welchem diese Vermehrung nach dem Stande der 
Bevölkerung des Landes nur überhaupt möglich ist. Ein 
Ueer, welche^ nach diesem Systeme ergänzt wird, ist 
ein wahres Nationalheer, ist ein Heer, in welchem, weil 
es alle Stände des Staates und der bürgerlichen Gesell- 
schaft in sich vereiniget, die Kultur der Gebildeteren auch 
den Uebrigen zu statten kommt, die Einen dieses die An- 
deren ein anderes Privatinteresse bestimmt, den Kampf für 
das Vaterland zugleich als ihre Privatangelegenheit zu be- 
trachten, ist ein Heer, in welchem sich das Volk, aus dem 
es hervorgegangen ist , gleichsam wiederholt. 

In einer Beziehung jedoch leidet dieses System, 
(^dasselbe fortdauernd nur in seiner ursprünglichen Gestalt 
betrachtet ,3 an einem Grundgebrechen. Auf dem Grund- 
sätze der rechtlichen Gleichheit beruhend, verletzt ea^ 
gleichwohl diei^en Grundsatz wesentlich in so fem, als es 
nicht alle die, welche zur Konskription eines und dessel- 
ben Jahres (oder zu derselben Alterstklasse) gehören, 
sondern nur einen Theil dieser Klasse zum Dienste im 
stehenden Heere wirklich einberuft, dafs es also die Last, 
welche von Rechtswegen auf alle waffenfähige Männer die* 
ser Klasse fallen sollte, nur Einigen dieser Klasse aufbür- 
det. Wenn auch die Auswahl nicht den über die Konskrip- 
tion gesetzten Behörden, sondern dem Loose überlassen 
ist, die Ungerechtigkeit ist und bleibt dennoch dieselbe* 
Denn vom Staate hat das Loos sein Entscheidungsrecht. ^) 



1) Gelegentlich darf liier noch des Nebenvortheiles erwähnt werdai» 
welchen die Konikription in bo fern gewährt, all sie, (wie z.B. 
Qaetelet gezeigt hat,) lar VerTollkomninung und Erweiterung 
der politischen Naturlehre benutzt werden kann; z. B. 
zur Beantwortung der Frage, ob und in wie fern sich die phy- 
•itche Konititntion eine« Volkes Terichlechtere oder verbeMere. 

2) Doch darf ich nicht unerwähnt lassen, daTs ich, mit der Kon* 
skription aua eigner Erfahrung bekannt, aber die Ungereeh- 
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Blan kann zwar die Folgen dieser Ungerechtigkeit miK» 
dern, indem man z. B. das Alter, in welchem die Mann- 
schaft einer und derselben Klasse der Konskription nnter-* 
worfen ist, früh, die Dienstzeit kurz ansetzt, *^ (^denn 
ein jedes einzelne Lebensjahr hat seinen besonderen Wertb 
fjür den Menschen,} indem man ferner denjenigen, welche 
das Loos zum Dienste berufen hat, verstattet, einen taug"^ 
liehen Ursatzmann zu stellen. Und man kann nicht blos, 
fiondem man soll billig von diesen und von ähnlicheii 
Mitteln Gebrauch machen, um die drückenden Folgen der 
in Frage stehenden Ungerechtigkeit zu ermäfsigen. Man 
sollte vielleicht sogar so weit gehn, dafs man denjenigen ^ 
yrelche das Loos von dem Dienste im stehenden Heere bei 
der dermaligen Konskription freigesprochen hat, und, zur 
Aushülfe, dem Staate die Verbindlichkeit auflegte , denje- 
nigen, welche in demselben Jahre das Loos getroffen hat, 
eine Enti^chädigung in Geld zu leisten. Aber alles dieses 
beseitiget nicht den Vorwurf der Ungerechtigkeit, welcher 
deip Konskriptionssysteme (^in seiner ursprünglichen 6e-^ 
st^t} seinem Wesen nach gemacht werden kann* 

Daher ist die neue Gestalt, in welcher dieses System 
in dem Königreiche Preufsen (]zu Anfang des laufenden 
Jahrhunderts} eingeführt worden ist, zugleich ein wesenW 
licher Fortschritt, welchen das System überhaupt ge^ 
macht hat. In Preufsen sind alle waffenfähige Manns^er-i^ 
sonen, nachdem sie das gesetzlich bestimmte Alter er- 
reicht haben, (^wenn sie also zur Altersklasse des Jahren 
gehören,} nicht nur der Konskription unterworfen, son-^ 
dernauch gehalten, im stehenden Heere eine Zeit lang^) 



tigkeit de« KonskriptioniByatemet noch nie eine Klage hörte. 
Wen das Loos getroffen hat , sagt gewöhnlich nar: Ich habe es 
Terspielt. (Die Menschen sind geneigt, in einer Entscheidung 
durch das Loos ein Gottesurtheil za ahnden.) 

1) Hierbei kann eine neue Ungleichheit entstehn , wenn die pienst- 
zeit nach der Verschiedenheit der Waffenarten, welchen die Kon- 
skribirten zugetheilt werden, von verschiedener Dauer ist. 

2) Die Ausnahme, welche wegen der Zeitdaqer des Dienstes zum 
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wirklieb zu dii^en. Nach Ablauf dieser Zeit treten sie ia 
4ie Landwehr ein^ welche daher, aus schon gedienten 
lUeuten bestehend, mit dem stehenden Heere desto gewisser 
wetteifern kann* In dieser Gestalt also ist das Konskrip*« 
tionssystem mit dem Grandsatze der rechtlichen Gleichheit 
vollkommen vereinbar* In derselben Gestalt ist es noch 
fiberdiefs mit besonderen Vortheilen verbunden. E^b^Q 
so lassen sich mit ihm auch in dieser Gestalt einige von den 
Itfafsregeln verbinden, durch welche, wie oben bemerkt 
worden ist, der Druck des Konskriptionssystem^ , dieses 
in i§einer ursprünglichen Gestalt betrachtet, gemildert wer- 
den kann. 

Uaberall, wo es ein stehendes Heer giebt, 2^ B. in de» 
Staaten des heutigen Europa's, hat dieses Heer gewisse 
besondere Rechte, zuweilen auch gewisse Vor- 
rechte. ^3 (^^ die gesammte waffenfähige Mannschaft 
in's Feld rückt, kann von besonderen Rechten und von 
Yonrechten des Heeres höchstens in besonderen Fällen un4 
Beziehungen die Bede seyn. Dagegen ist in solchen Staa- 
ten die Staatsverfassung nicht selten die Grundlage der 
Organisation des Heeres oder umgekehrt diese die Grund- 
lage jener. In diesem Verhältnisse standen einst beide 
z* B. im Römischen FreistaiUe , auch in den Städten des 
Itfittelalters , zu einander.^ Es beruhen jene besonderen 
Rechte und jene Vorrechte bald auf dem Interesse dea 
Kriegsdienstes, bald auf einem Interesse der Staatsver- 
fassung, bald auf der Pflicht des Staates, die bürgerUdie 
Freiheit, wenn sie in einem gewissen Verhältnisse voh be- 



Vortheile derer statt findet, die auf eigene Kosten den Dienst 
▼errichten, l&fst sich eben&lls genägend rechtfertigen. 

1) Einflofi auf den kriegerischen Geist des Volkes. — Aussicht auf 
die Verminderung der stehenden Heere. — Entbehrlich wird ein 
«»bewaffneter Friede." 

2) Besondere Rechte (jura singutaria) entstehen ans der Anwen- 
dung allgemeiner Recbtsgrundsutze auf ein besonderes Verbält- 
nifs. Vorrechte (prlTÜegia) sind Ans nahmen Ton einem 
allgemeinen Bochtsii^uudsatze. 
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sonderen Gefahren bedroht ist, in seinen besonderen Schutz 
zu nehmen* >3 ~ ^® ^^^S^ ^- B* ^^ '^^^^9 dafs, zu Folge 
des ersten Grundes, den im stehenden Heere Dienenden ein 
ihren Dienstleistungen entsprechender und beziehungsweise 
ein standesmäfsiger Sold auszusetzen ist. Erwägt man 
daher einerseits, wie lästig der Kriegsdienst im Frieden 
und wie gefährlich er für Gesundheit und Leben im Kriege 
sey, und andererseits, wie niedrig der Sold in den heuti- 
gen Europäischen Staaten stehe , so kann man den Wunsch 
nicht unterdrucken, dafs die Ursache dieses Mifsverhält- 
nisses beseitiget, d. i. der Stand der stehenden Heere her- 
abgesetzt würdß. Auf jeden Fall darf der Staat nicht der 
besonderen Pflichten vergessen, welche er gegen die im 
Kriegsdienste Verwundeten oder Gealterten auf sich hat. 
Eine Nation kann sich kein schöneres Denkmal errichten , 
als wenn sie diesen , — laeso sed invicto militi , — eine 
Wohnstätte erbaut, welche einem Palaste gleicht. — Wenn 
es dagegen in so vielen monarchischen Staaten, auch in 
den Europäischen Monarchien, eine Leibwache (^oderGar^e^ 
giebt, welche vor dem übrigen stehenden Heere bevor- 
rechtet ist, so diirfte diese Einrichtung, da sie in dem 
stehenden Heere selbst eine Spaltung stiftet, mit dem In- 
teresse des Kriegsdienstes, wenigstens in Europa, 
schwerlich A^ereinbar seyn. Auch die Gründe der Ver- 
fassungspolitik, welche man für diese Einrichtung in 
dem einen oder in dem andern Staate anführen kann, 
möchten sich nicht auf die Europäischen Monarchien an- 
wenden lassen; nicht zu gedenken der Gefahren, welche 
eine Leibwache da, wo sie dem Geiste der Verfassung 
entsprach , dem Throne so oft bereitet hat. 

Die Tugenden eines Heeres Q sind Gehorsam 



1) Ein besondere« Recht der letzteren Art ist s. B. das Recht der 
Soldaten, unter {[gewissen Umständen ein von allen oder ^on ge- 

' wissen Förmlichkeiten befreites Testament in errichten. 

2) Ich nehme hier das Wort: Tugend, in dem Sinne, in wel- 
chem es eine jede Eigenschaft einer Person oder Sache bexeieh- 
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gegen diejenigen , welche aber das Heer gesetzt sind und 
Tüchtigkeit zum Kampfe. Die letztere Tugend setzt 
wieder zwei Bedingungen voraus, — Körperkraft und 
Tapferkeit. ^3 ^^^ Heer, welches zu der Hoffnung er- 
mächtigen soll, dafs es den Sieg an seine Fahnen fesseln 
werde, bedarf aller dieser Tugenden. *") Es bedarf der- 
selben an sich in gleichem Grade. Es bedarf ihrer 
unter allen u/nd jeden Umständen, d. i. von wel- 
cher Art und Beschaffenheit auch seine Kriegskunst seyn 
möge. Es ist daher z. B. ein Irrthum, wenn man glaubt, 
dafs seit der Erfindung des Pulvers die persönliche Be- 
schaffenheit des Heeres weniger, als ehemals, über den 
Ausgang der Schlachten und der Kriege entscheide. '3 ^V^ 
Einzelne können sich jetzt weniger, als vormals, durch 
Grofsthaten auszeichnen. 

Diese Tugenden eines Heeres sind von dem Umfange, 
sie hängen mit dem gesammten physischen und moralischen 
Zustande eines Volkes so genau zusammen, dafs man, 
um die Gewährleistungen für dieselben nachzuweisen, 
von der Yolkserziehung überhaupt zu handeln hätte. Je- • 
doch giebt es eine Bedingung der Wirksamkeit jener \ 
Tugenden eines Heeres, von welcher, da sie in ihrer Art 



net^ welche diese Person oder Sache zu etwas taa glich macht. 
(Dieselbe Bedeatnog hat auch das Lateinische Wort: Virtus.) 

1) Ich gedenke nicht der Ehrliebe und ähnlicher Neigungen. Diese 
sind nur Triehfedern zur Tapferkeit. 

2) Man kani^ daher umgekehrt annehmen, dafs ein Volk^ (oder der 
Kern eines Volkes,) welches in einer Reihe Ton Kriegen den 
Sieg davon getragen hat, besonders wenn es sein Gebieth all- 
mählig yergröfsert hat, durch aUe diese Tugenden sich aas- 
zeichnete. 

3) Nicht das Geld also ist der nervus belli. (Eisen läfst sich in 
Gold und Silber Terwandeln.) Die Römer, die,, welche durch 
ihre Siege Roms Gröfse gründeten, würden auch jetzt noch sieg- 
reich sejn. Machiav. Abhdgen über den Livias. II, 10. 17. ~ 
Eben so wechseln die Regeln der Strategie nicht mit den Waf- 
fen. Cäsars Lager im nördlichen Frankreich ist auch jetzt noch 
eine treffliche Stellung. — Vgl. Seame, 0. comparatio inter 
arma Teterom et recentiorum. Lips. 
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nur die Erfolge eines Heeres bedingt, und da sie uber- 
diefs jene Tagenden sogar in einem gewissen Orade er- 
setzen kann , hier noch besonders die Rede seyn mufs , — 
die Kriegszucht.*} Obwohl das Bedärfnirs eines jeden 
Heeres , kann doch die Kriegszucht vorzugsweise in einem 
stehenden Heere ausgebildet werden und beruhen doch die 
Vorzüge eines stehenden Heeres vor einem jeden andern 
besonders auch auf der Vollendung , zu welcher in ihm die 
Eriegszucht gebracht werden kann* (Daher wird in dem 
Folgenden von der Kriegszucht nur in Beziehung auf ste- 
hende Heere die Rede seyn.) 

Die Kriegszucht hat Wunder gewirkt und sie wirkt 
fortdauernd Wunder. Ihr verdankten einst die Römer ihre 
Siege und die lange Dauer ihres Reichs zu einem grofsen 
Theile. Dasselbe gilt von dem Uebergewichte , welches 
die heutigen Europäischen Völker und die Völker Europäi- 
scher Abkunft über alle andere Völker der Erde behaupten. 
— Auch ist es nicht schwer, die Ursachen zu entdecken, 
welchen die grofsen Erfolge der Kriegszucht beizumessen 
sind. Wenn ein, Heer nach der Analogie einer bewegen- 
den Kraft zu beurtheilen ist und daher, je mehr Einheit in 
demselben herrscht, desto wirksamer seyn wird, so mufs 
die Kriegszucht, da sie die einzelnen bewegenden Kräfte, 
ans welchen ein Heer besteht, zu eintem Ganzen, gleich- 
saip in einen Mittelpunkt der Bewegung, vereiniget, die 
Kraft des gesammten Heeres bis zu dem Grade steigern, 
bis zu welchem sie nur überhaupt gesteigert werden kann. 
Wenn auch die Stärke oder Macht dieser Kraft von der Be- 
schatfenheit der einzelnen in ihr vereinigten Kräfte abhängt, 
so liegt doch in der Einheit des Ganzen zugleich ein Grund 
zur Verstärkung der Kräfte der Einzelnen, als solchen. 
Denn mit einander vereiniget können Arbeiter nicht selten 



4:) Der Lateinische Ausdruck: Disciplina militaris, bedeutet die 
Kriegsverfassung; überhaupt. Lange blieb bei dem stehenden 
Heere des Römischen Reichs die disciplina Angusti in Oebraach. 
S. 1. 12. §. 1. D. de rc milit. 
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eine Arbeit liefern, welche sie einzeln zu liefern tAtht iiH 
Stande seyn wurden^ Unter derselben Yoranssetzang wird 
der einzelne Arbeiter thätiger seyn, als er vereinzelt Seyli 
würde, bald Weil er seinen Mitarbeiteni nachsehreitet, bald 
ans Scheu vor ihrem Urtheile, bald weil er einer strenge- 
ren Aufsicht unterworfen werden kann und unterworfen ist 

Weit eher könnte es befremde», wie es bei so viel^ 
Völkern gelungen ist, das Heer der Kri^szucht in ihrer 
ganzen Strenge zu u^terwerfeB, selbM bei solchen Völkern, 
welche, — wie z. B. die Römer und die Engländer, *3 "*^ 
den Werth der persönlichen Freiheit sonst recht wobl M 
achiitzen wüfsten. Jedoch läM sich diese Erscheinung b^ 
erklären, dafs sich einem Volke, so bald es in der Kriegs« 
kunst einige Fortschritte gemacht hatte, das Gefühl odtef 
die Ueberzeugung aufdringen mufste, dafs nur eine strenge 
Kriegszucht nicht nur für die Erfolge, sondern auch fär dti& 
eigene Sicherheit des Heeres Bürgschaft leisten könne- 
Einmal eingeführt hatte dann die Kriegszuciit in sich selbst 
eim Lebensprincip. Was der Fortdauer ^ner jeden öfll&nt-* 
liehen Gewalt zur Stütze dient , — dafs Nfemand in dem 
Ungehorsame oder in dem Widerstände gegen eine solche 
Gewalt der Erste seyn will, weil er nidit weifs, ob 
ihm ein Zweiter nachfolgen werde, -— das mufste der 
Kriegszucht wegen der Strenge ihrer Strafen besonders 
zu statten kommen. 

Obwohl der allgemeine Charakter der Kriegszucht eine 
besondere Strenge ist, so ist doch das Mafs und die Be^ 
schaffenheit dieser Strenge theüs mit d^ Denk - und Sin^ 
nesart des Volkes überhaupt, theils mit dem Charaktar 
desjenigen Theiles des Volkes, aus welchem das Heer er- 
gänzt wird, in Uebereinstimmang zu setzen. In lieber« 



^) Bei den Römern warden Vergehan^en gegen die iCriegtzn^lit 
mit körperlichen Züchtigungen (durch Stöcice ans Weinreben 
(8. Taci}t. Annal I, t$,} betraft. Auch in den Britischen Hee- 
ren sind korperUehe ZnchiigaBgen in Gebraueh* 

Zachariü, vom ftiaaU. Vi. M 
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einstimmong mit diesem Grundsätze werden in Frankreich 
Yerletzungen der Kriegszuelit nicht mit körperlichen Züch- 
tigungen bestraft; ja erstreckt sich in Frankreich die 
JKriegszucht sogar nur auf die Zeit, während welcher der 
Dienst wirklich verrichtet wird. In einem strengeren Ge- 
horsam wird das Britische Heer gehalten, wegen der Art, 
wie dieses Herr ergänzt wird. 

Bis hieher ist in dem vorliegenden Hauptstücke der 
Kriegsdienst nur in dem Verhältnisse betrachtet worden, 
in welchem er zu seinem Hauptzwecke , zu der Kriegsver-» 
fassang steht. Jedoch der Kriegsdienst und das Kriegs- 
wesen überhaupt stehen noch in mehreren anderen Bezie-« 
hangen/ Von diesen sollen jetzt noch diejenigen herausge- 
hoben werden, welche dem Einflüsse nach, den sie auf 
die Kriegsverfassung oder sonst auf den Staat haben, die 
wichtigeren sind. 

Also -^ das Kriegswesen und die Verfassung eines 
Staates stehen überall in dem Verhältnisse der Wechsel- 
wirkung zu einander« — Wie könnte es anders seyn?. da 
eine jede Staatsverfassung, wie sie auch sonst beschaffen 
seyn möge, der Stütze einer Macht bedarf, welche sie 
gegen ihre Feinde vertheidigen könne, in den änfsersten 
Füllen aber der Waffenmacht eine jede andere Macht nach- 
steht? da überdiefs die Art, wie die Staatshaushaltung ein- 
gerichtet ist, auf beide zusammen, auf dak Kriegswesen 
und auf die Staatsverfassung, einen entscheidenden Uin- 
flufs hat? — Es ist daher dem Kriegswesen, nach der 
Verschiedenheit der Staatsverfassungen , in dem einen 
Staate diese in einem andern eine andere Gestalt zu geben. 
Dem Geiste der Demokratie entspricht nur eine Kriegs- 
yerfassung, welche die gesammte waffenfähige Mannschaft 
zum Kriegsdienste beruft, also die Vertheidigung des Lan- 
ders einer Landwehr anvertraut. Darum ist z. B. in den 
"bereinigten Staaten von Nordamerika pin jeder Bürger 
|pi<^hein Landwehrmann.' Zwar giebt es in diesen Staa- 
ten auch ein stehendes ~ besonders zur Besetzung der 
festen Plätze bestimmtes — Heer. Aber so gering ist der 
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Bestand desselben, dafs die Verfassung von dieser Seite 
schlechterdings nichts zu furchten hat. Dagegen ist ein 
stehendes Heer in der Monarchie an seiner Stelle. Denn 
in dieser Verfassung steigert ein stehendes Heer die Macht 
des lt*ärsten, ohne dafs es ihr, wenn es anders nicht durch 
unmäfsige Begünstigungen übermüthig gemacht wird , zu- 
gleich gefährlich werden könnte. *3 Zwar in der konsti- 
tutionellen Monarchie scheint sich das Verhältnifs des 
stehenden Heeres zur Verfassung anders zu stellen; wie 
auch in Grofsbritannien das stehende Heer von der Volks- 
parthei^ wenigstens ehemals, mit verdachtsamen Augen 
bewacht wurde. Aber, auch zugegeben, dafs in der kon- 
stitutionellen Monarchie der Fürst versucht seyn "könnte, 
seinen Befehl über das Heer zum Umstürze der Verfassung 
zu benutzen, so hat sich doch diese Gefahr in dem heuti- 
gen Europa , seitdem die Europäischen Staaten von ihrem 
Kredite einen so umfassenden Gebrauch gemächt haben und 
da sie fortdauernd genöthiget sind, ihren Kredit in An- 
spruch zu nehmen, nicht wenig vermindert. Denn Gewalt- 
streiche sind nicht das Mittel , den Kredit eines Staates zu 
1>efestigen oder zu steigern. — Die Wechselwirkung zwi- 
schen dem Kriegswesen und der Verfassung eines Staates 
tritt auch in der Geschichte unzweideutig hervor. Als 
Octavianus Augustus den Römischen Freistaat in eine Ein- 
herrschaft verwandelt hatte , errichtete er sofort ein ste- 
hendes Heer. In Deutschland hatte eine jede wesentliche 
Veränderung in dem Kriegswesen auch eine Veränderung 
in der Staatsverfassung zur Folge. ^3 ^^^ Französisch«^ 
Revolution gab sowohl der Kriegs - als der Staatsverfas- 
sung Frankreichs eine neuQ Gestalt. 

Eben so unverkennbar ist der Einflufs, welchen die 
stehenden. Heere auf Kult^ur und Ciyilisation über- 
haupt, namentlich in den heutigen Europäischen Staaten, Ö 



1) Brecht, das Krieg^sweien in Monarchien. Frankf. 1841. ' '^*' 

2) & Band V. S. 89 f. V 

8) Micht bloa von den Heeren dieser Staaten gilt der Satz, wsnn 
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luben. Der Dienst in einem stehenden Heere ist eine Ein- 
&uug gewisser Tugenden , — der Achtung für die Vor- 
gesetzten, der Ordnungsliebe, der Rührigkeit, der Punkt- 
Uebkeit. Derselbe Dienst kann auch dazu benutzt werden, 
und er wird in mehreren Staaten auch dazu bei^utzt, die 
Mannschaft in gewissen gemeinnützigen Kenntnissen odw 
Leibesübungen zu unterrichten , z. B« im Lesen und Schrei- 
ben, im Rechnen, im Schwimmen, im Turnen. Ein stehen- 
de« Heer sieht fast unausbleiblich auf diejenigen mit einem 
gewissen Stolze herab ^ welche nicht zu ihm gehören. ^3 
Wenn auch dieser Stolz seine Schattenseite hat^ so wirkt 
, ^er dii|<^ in^ Stillen der Alleinherrschaft entgegen, zu wel- 
' ''.jcfa^r sonst in unserem „der Industrie^^ verfallenen Zeital- 
? ter die Sucht, Geld zu machen, Qp make money,3 leicht 
gelangen könnte. Ueberdiefs, wo das Heerwesra, wie 
im Königreiche Preufisen organisirt ist, mufs sich jener 
Stolz zum Nationalstolze erweitern. 



■■>*'k-.. 



er aach mit besonderer Rdckticbt auf die Heere dieser Staaten 
erläutert werdea wird^ — In dem Romieehen Reicbe leheint be- 

\ sonders das stehende Heer dazu beigetragen su baben , die Herr- 
schaft der Römiscben Sprache, Kaltar ond CiviUsation auf alle 
Protinten dieses Reiehes auszudehnen. Als das Römische Reich, 
als ein Römisches Reich»schen längst in der Nationalität der 
Grieehen untergegangen war, blieb dennoch die Lateinische 
Sprache die Sprache der Legionen. Oibbon, XV||. 47. (Basler 

' Ausg.) 

*) Schon ein nur auf eine bestimmte Zeit angeworbenes Heer hegt 
diesen Stolz. Julius Cäsar unterdrückte einen Aufstand seines 
Heeres mit einem einzigen Worte. Er nannte die Widerspensti- 
gen: Qnirites ! Tacit. AnnaX I, 42. 



Digitized by 



Google 



Vierzig Bücher 



vom 



{$ T A A T E. 



Umarbeitung 

des früher von demselben Verfasser nnter demselben Titel 

herausgegebenen Werkes. 



An oimiis moiiul 



Siebenter Band. 



HEIDELBERG, 

akademische Verlagsbuchhandlung von C. F. Winter, v 

1843. 

Digitized by CjOOQIC 



Digitized by 



Google 



Inhaltsanzeige. 
VIERZIG BÜCHER VOM STAATE. 



Dm sechs und drdfsigste bis vienägste Buch. 

Seite 

fiünleitung in die Staattvirthschaftslehre ..... 1 

^ L Begriff — Eintheilang der Staatiwirthschaftslehre . 1 

II. Von dem wifltentchaftlichen Charakter der Staatewirth-* 
■chaftslehre 4 

III. Die Vorschule der Staatswirthachaftslehre, die (allge- 
meine) Wirthschaftslehre • 6 

IV. Zur Geichichte der Staatewirthschaftilehre Y 



DAS SECHS UND DREISSIGSTE BUCH. 

Die allgemeine Wirthschaftslehre. 

Erstes HaupMück. Bestimmung der Grundbegriffe dieser Wis« 
■enschaft. Von dem Erwerbe im Allgemeinen 

Zweites Hauptstück. Von dem Zwecke des Erwerbes 

JDrütes Bauptstück. Von den Urquellen des Erwerbes 

Viertes Hauptstück. Von den einzelnen Arten des Erwerbes 

Erste Unterabtheilung. Von dem ursprünglichen Er- 
werbe 
Erster Abschnitt. Von dem unmittelbaren Ursprung 
lich^tn Erwerbe 

Zweiter Abschnitt. Von dem mittelbaren Ursprung 
liehen Erwerbe . 



25 

83 



47 

55 



Dig'itized by 



Google 



VI 

Seite ikitikk 
Zweite Unterabtheilang. Von dem abgeleiteten Erwerbe 57 JHbn 

Erster Abschnitt. Von dem unmittelbaren Tanschrer- 
kehre 

Zweiter Abschnitt. Von dem Gelde . . . • 
Erster Theii. Von dem wahren oder naturlichen Gelde 
Zweiter Theil. Von dem Schein oder dem künstlichen 
Gelde ^ 

Fünftes HaupMück. Von dem Vermögen einer^Person 



60 
66 


«hl» 


66 




11 

75 


m 



DAS SIEBEN UND DBEISSIGSTE BUCH. 

Der VotkswirthshafUlehre erstes Bueh. 

Einleitong in die Volkswirthschaftslehre. . . 77 

AJ Das System der Ertoerbsfreiheit, 

Erstes Vatfptstnek. Darstellung dieses Systemes . 79 

Zweites Hauptstück, Was darf und was soll gleichwohl der Staat 
auch nach diesem Systeme für den Erwerb der Vnterthanen 
Cpositiy) thun? 88 

BJ Das System der Erwerbsvormundschaff. 

I. Das Sj6tem der Erwerbsgemeinschaft . , . , 86 

II. Das System der Beschränkung der Krwerbsfroiheit • 88 

1) Das System der Verschlielsung des Landes gegen den 
auswärtigen Handel •.....• 89 

2) Das System der Schutzzölle , . • 91 
8) Von den Retorsionsmaftregeln 94 



DAS ACHT UND DREISSIGSTE BUCH. 

Der Volkswirthschaftslehre imveites Buch. 

I 
Beurtheüung der Systeme , die zu Ende des vorigen Buches einer 

genaueren Prüfung vorbehalten worden sind. 

Erstes Mksuptstück, Zur Vergleichung zwischen dem Systeme 

det Erwerbsfreifieit und dem der ErwerbsTormandschaft • 96 



Digitized by 



Google 



vn 

Seite 
Zweites Haupmück, Wenn darf ond wenn soll f^leichwohl der 

Staat dem iweiten Sjsteme den Tonn^ geben? 104 

Wües Hauptstück. Wie ist es au erklären, dafs dai Sjstem der 
KrverbfTormandfchaft eo Tielen Beifall bei den Enropai- 
achen Staaten gefanden hat f 10t 



DAS NEUN UND DBEISSIGSTE BUCH. 
Der Staatshamhaltungslehre erstes Bach. 

Elsleitang. Ton |der Art» wie der Staat leine Beddrfaisao an 

Braachliohkeiten befriedigen kann, ioi Allgeneiaan 111 

•» 

Von dem Systeme, nach welchem der Staat seine Bedürfnisse an 
Geld und Gut aus seinem eigenen Vermögen zu bestreiten hat. 

Erstes BauptstückJ^y^on dem Ursprange dieses Sjttemes . 112 

I Zweites Hauptstück, Ton den Ausgaben des Staates . HS 

i drittes Hauptstück. Ton der Bewirtbschaftnng des StaatsTer- 

mögens . . . . • 117 

Viertes Hauptstück, Ton dem Terbältniese dieses Sjstemes cu 

den Systemen der Tolkswirthscbaftslehre .... Il8 

fwßftes Hauptstück, Ton dem praktischen Werthe dieses Sjs- 
temes 120 



DAS VIERZIGSTE BUCH ^OM STAATE. 

Der Staatshatishalfunffslehre zweites Buch. 

Van dem Systeme, nach welchem der Staat seine Bedürfnisse an 
Geld und Gut aus den Abgaben des Volkes zu bestreiten hat, 

EinleitQDg 122 

Erster Abschnitt. Ton den Ausgaben des Staates • 196 

Zweiter Abshnitt. Ton den Einnahmen des Staates oder von den 
Steuern, 



Digitized by 



Google 



vm 



Digitized by 



Google 



Seite 

Erete Abtheil an g^* Von den Steuern, welche ein Tolk nn- 
mittelbar entrichtet* 

I. Ton den Tertchiedenen Arten der Stenem . 182 

IL Wer iit zu bettenem? 186 

III. Wie sind die einzelnen Steuerpflichtigen zu betteuem? 131 
IT. Ton den Tertchiedenen möglichen Steuereyetemen 140 
y. Tou der Verwendung der Steuern • 141 

Zweite Abtheilung. *Yon den Stastianlehnen , alt einem 
Mittel, die Steuern etutl des Volke« einttweilen lu ent- 
richten ISO 

I. Wm eind Stuteschnldenf . » . 156 

n. Wenn darf der Staat Schulden machen? • 158 

ni. Wie • oll Her Staat Schulden machen? « ^ 160 

IV. Von der.Ruchzahlnng der Staatsschulden • ^* 164 

Anhang* Von dem Zusammenhange, in welchem die Staatswirth« 
Schaft mit der Staatsyerfassung und mit der Staatsverwal- 

tn^ überhaupt steht . . , 169 

Nachwort 115 



EINLBITUNG 

in die 

hehre van d^n Staatsoberei^enthume, 

oder 
in die StaaUmrthMchaftslehre ■_}• 

(Bach 36-40.) 

I. Begriff — Eintheilung der Staatswirth-» 
Schafts -Lehre. 

"er Gegenstand der folgenden fünf Bächer (jdes 36sten 
bls40sten3ist das Staatsobereigenthnm ^3> d.i. das 
Recht des Staates, seinen Bed«Hrf an Branchlichkeiten *')j 

1) Introdactorj lectarec on political economy. Bj Rieh. Wha- 
telj. Lond. 18dl. — Kanm ein anderer Tbeii der Staattwia^ 
•cintc^aft ist faat bei allen ei^rapäischen Nationen Ton den Schrift* 
•tellern so eifrig bearbeitet worden, alt dieie Wifienichaft. Die 
englische Literatur ist betonders reich an Schriften dieiet Inhalta 
und überhaupt in dem Fache der Staatawirthechaftsiehre die 
Torsüglichtte. (Das erklärt «ich, wenigstens zam Theil, ans dem 
inneren Znstande and aus den auswärtigen Verhältnissen dea 
Britischen Reichs. Wie Tiele Materialien und Aufgaben für die 
Staatswirthschaftslehre liegen da schon in der täglichen Praxis! 
Bei diesem Reichthnme der staatswirthschaftlichen Literatur werde 
ich mich in dem Torliegenden, Werke um se mehr anf einige 
wenige literarische Notizen beschränken. Uebrigens wenn wir 
auch noch kein einigermasten Tollständiges Werk über die Lite, 
ratur dieser Wissenschaft besitsen, so helfen doch diesem Man- 
gel die Schriften über die Geschichte der Wissenschaft, (die 
ich in Ende der Einleitung anführen werde) in einem gewiMen 
Grade ab. S. anch: Schlotte r, Handbuch der Jnristischen und 
staatswirthschafüichen Literatur. Grimma» 1841. (Wird fortge- 
setit'. ^ Dafs ich eine Bahn betrete, anf welcher ich so viele 
Vorgänger habe , kann nur der Erfolg des Unternehmens ent- 
schuldigen. 

2) Vergleiche die Einleitung sum VLBandedeft vorliegenden Werkes. 

3) So dürfte das in den staatswirthschaftlichen Schriften der Eng- 
länder so oft Torkommende Wort: Commodities, ins Deutsche an 

Zachariü, vom Staate. ViL 1 
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kraft des ihm an dem Vermögen des Volkes oder der 
Nation ([denn auch in der Staatswirthschaftslebre werde 
ich beide Worte als gleichbedeutend gebrauchen^, zusteh- 
enden Eigenthumsrechts za befriedigen. Ich sage : Kraft 
des dem Staate an dem Vermögen des Volkes zustehenden 
Eigenthumsrechtes. Zwar kann der Staat auch kraft 
eines anderen Hofaeftsrechtes, z. B. kraft seiner Strafgewalt, 
Einkünfte aus dem Vermögen des Volkes beziehen. Aber, 
wenn auch die EiDiknnfte dieser Art das Einkommen des 
Staates (^ab eSectn) vermehren, so sind sie doch nicht nach 
den Grundsätzen der Staatswirthschaftslebre, sondern nach 
den Gi^unfd^dtzen zu beurtbeilen, welche von dem Hoheits- 
rechte gelten, kraft dessen eine jede einzelne dieser Ein- 
künfte bezogen wird. 

Das Staätsobereigenthum beruht auf demselben Rechts- 
gnmde, wie die Staatsoberherrlichkeit. Die Staatsgewalt 
(^ein seinem Wesen nach unbedingtes Recht]) ist nicht ohne 
eüie ihr entsprechende Macht, diese nicht ohne eine Herr- 
schaft denkbar, welche sieh sowohl auf die Kraft, als 
auf das Vermögen des Volkes erstreckt. Zwar kann es 
Staaten geben, und esgiebt in der Erfahrung Staaten, 
weldie nur von dem einen oder von dem anderen jener 
Rechte Gebrauch machen. Ja, dem Interesse der indivi- 
duellen Freiheit würde derjenige Staat am vollkommensten 
entsprechen, welcher nur Abgaben und nicht Dienste von 
dem VottLe forderte. Aber das Recht des Staates kann 
man weder auf die Nationalkraft noch auf das Nationalver- 
mögen beschränken, ohne das Wesen des Staates aufzu- 
heben. 



juberflgBlsepi iejn. Die Uebervetasiiiig ist den Worten: Gemach- 
licl»l(eiten , Beqaemliebkeiten , Banlichkeiten etc. nachgebildet. 
Datlfoi?t Guter, ist wegen der Allgemeinheit seiner Bedeutung 
da« Wort: Sachgäter, ist ale ein zusammengesetstes , nicht 
ein Aeqnivalent für das Wort: Brauchlichkeiten. Nicht bester 
tind die Ausdrücke: Saehliche materielle Guter. — Das Wort 
Bedürfnisse, l»t in der Folge ohne Zusatz gebraucht, jeder- 
zeit von den Bedarfnissen zn Terstehen, welche Bmuchlichkeitea 
zum Gegenstande haben. 
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Die Staatswirthscbaftslehre ist die Wissen- 
schaft der GrondsätKe und Begeln, nach welchen der Staat 
sein Eigenthum an dem Vermögen des Volkes anszuäben, 
— oder leinen Bedarf an Branchlicfakeiten ans dem Vermö- 
gen des Volkes za befriedigen ~ oder diePflicfafen, welche 
dem Volke (und einem jeden Einzelnen im Volke) ift Be- 
ziehung auf sein Vermögen gegen den Staat obKegen, in 
Vollziehung zu i^etzen hat. 

Die Staat swirthscbaftslehre begreift wiedei* zwei Wis- 
senschaften unter sich, — die N a t i orn a I - oder di6 V o 1 k i^- 
wirthschaftslehre und die Staatshausl^altungs«« 
lehre oder die Finanzwissehschaft. Jene bat die 
Bewirthschaftimg, (^die Erwerbung, Erhaltung und die 
BenutzungJ des Volks Vermögens, weil und in wiefern sie 
di€^ Angelegenheit des Staates ist, diese hat rfie Bewirth- 
schaftung des Staats Vermögens, dieses Wort in seiner 
engeren Bedeutung '3? ^- ^* ^<^ ^^^ Bedeutung genom- 
men, in weicheres das von dem Vermögen des Volke» 
ausgeschiedene, für die Bedürfnisse des Staates unmittelbar 
bestimmte Vermögen bezeichnet, zu ihrem Gegenstande. 
Die Bewirthschaftung des Volts- und die des Staatsver- 
mögens — und mithin auch die Volkswirthschafts- und die 
Staafshaushaltungsfehre — verhalten sich zu einander ge- 
genseitig, wie das Mittel zu seinem Zwecke. Der Haushalt 
des Staates kann nicht wohl bestellt seyn , wenn der ^taat 
dfrs Volksvermögen schlecht bewhrthschaftet, und umge- 
kehrt. In der Theorie können und sollen beide Wissen- 
schaften^ die Volkswhrthschafts- und die Staatshaushaf- 
tungslehre, von einander gesondert werden; im Leben sind 
beide Wissenschaften oder sollen sie nur eine Wissen- 
schaft seyn, ^ 



1) In der weiteren Bedeatuni^ begreift das Wort beide, sowolil 
das Volks- als das SCaatsyenndgeD, onter sich. Iil der Folgf« 
wird jedoch das Wort jederzisit in sanier engeron Bedeotang ge- 
nommen werden. Dagegen sind die Worte: Staatswirthscbaft, 
l^taatswirthschaftslehre, sowohl Ton der Bewirthschaftiing de» 
VoHis- y als tön der #es Staatstentidgens seh- Terttehen. 
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II. Von dem wissenschaftlichen Charakter der 
Staats wir thschaft sichre. 

Bei dem Vortrage der Staats wirthschaftslehre kann man 
(^wie bei dem der Staatswissenschaft überhaupt,} zwei 
an sich verschiedene Methoden befolgen. — Ent^ 
weder kann man die Aufgabe dieser Wissenschaft, — 
wie hat der Staat das Vermögen des Volkes und das seinige 
zu bewirthschaften, — als eine Aufgabe behandeln, deren 
Lösung sowohl in das Gebiet der Wissenschaft, als in das 
der Politik oder der Staatsklugheitslehre gehört. Alsdann 
ist in einer jeden einzelnen Lehre jener Wissenschaft die 
Vorfrage die: Was ist in dieser Lehre Rechtens*? Dage- 
gen hatnach dieser Methode die Politik nur die Aufgaben za 
beantworten, welche die Hechtswissenschaft zwar aufstellt, 
aber der Politik zur Beantwortung überlässt. Die Politik 
hat also nach dieser Methode nur das zu ergänzen, was der 
Antwort, welche die Rechtswissenschaft auf die Aufgabe 
der Staatswirthschaft ertheilt, an Vollständigkeit abgeht^ 
und zwar das so zu ergänzen, dafs die Regeln der Politik 
nicht mit den Grundsätzen des Rechts in Widerspruch ste- 
hen dörfen. (^Wenn z. B. das Rechtsgesetz die Forderung 
aufstellt, dafs die Staatsauflagen unter die Einzelnen im 
Volke nach dem Verhältnisse ihres Vermögens 
vertheilt werden sollen, so hat die Politik die Mittel an die 
Hand zu geben, durch welche dieser Forderung am voll* 
kommensten genagt werden kann.3 -^ Oder man kann die 
Aufgabe der Staatswirthschaftslehre , ohne auf die Grund- 
sätze des Rechts Rücksicht zu nehmen, lediglich und allein 
als eine der Politik (^und mithin der Erfahrung3 anheim- 
fallende Aufgabe betrachten und behandeln; wenn auch 
die Politik alsdann noch immer gewisse Voraussetzun- 
gen, z. B. die Voraussetzung des Sondereigenthums , aus 
der Reditslehre zu entlehnen hat. — Beide Methoden sind 
jedoch mehr als Methoden des Vortrags als ihren Resul- 
taten nach von einander verschieden« Denn, was der Politik 
p sich oder inthes i) vollkommen gemäfs ist, ist eben ' 



Digitized by 



Google 



deswe^n auch Rechtens» Daber werde ich auch bei der 
Darstellung der Staatswirthschaftslehre vorzugsweise die 
letztere Methode anwenden* 

Man mag aber die eine oder die andere Methode bei 
der Bearbeitung der Staats whrthschartslehre befolgen, alle- 
mal ist diese Wissenschaft vor allen Dingen als eine selbst* 
ständige Wissenschaft d.i. so vorzutragen, dafs lediglich 
und allein die dieser Wissenschaft eigenthumliche 
Aufgabe — wie sich der Staat seinen Bedarf an Brauch-^ 
lichkeiten am besteh verschaffen kdnne, — ohne Rücksicht 
auf irgend einen anderen Zweck, welchen sich der Staat 
noch sonst bei derBewirthschaftung des Nationalvermögens 
und des seinigen setzen kann und nach Befinden setzen soll, 
in'sAuge zu fassen ist. Zwar greift dieStaatswirthschaft in 
das gesammte Seyn und Leben des Staates in einem Grade 
ein , wie kaum ein anderer Zweig der Staatsverwaltung. 
Aber ein jedes Hoheitsrecht kann man nur unter der Be- 
dingung, dafs man es zuvörderst seiner eigenthümlichen 
Beschaffenheit nach inBetrachtung gezogen hat, auch dem 
Zusammenhange nach, in welchem es mit der Staatsver- 
fassung oder mit anderen Hoheitsrechten steht, gehörig 
' beurtheilen. (^Dasselbe gilt von dem Gegenstande einer 
jeden Wissenschaft.") 

Uebrigens kann man die Staatswirthschaftslehre auch 
in die Staatswirthschaftslehre in der engeren Bedeutung 
und in die Lehre von der Bewirthschaftung des Vermögens 
der Gemeinden (^nnd anderer im Staate bestehender 
KörperschaftenJ eintheilen. In dem Folgenden wird jedoch 
von der letzteren Wissenschaft weiter nicht die Rede seyn, 
da sie kaum eine fruchtbare Behandlung zulAfst, wenn 
man nicht zugleich auf die Qbo grofse} Verschiedenheit 
Rucksicht nimmt, welche unter den Gemeindeverfassun- 
gen nach der Verschiedenheit der Staatsverfassungen ein- 
tritt. 
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III. Die Vorschule ([oder Propädeutik^ der 
Staatswirtbschaftslehre, die (^allgemeine) 
, Wirtbschaftslehre. 

Wiedie jätaatserziebmifraleliredie allgemeine Er- 
zidiangslehre zur Grivadlag;ehat, so just die allgemeine 
VITirthscbaftslehre oder die Wirthscbaftelehrescblecbt«* 
hin — die Lebre vom Erwerbe überhaupt, — die Grundlage 
der StaatswirtfaschaRslebre. — Die allgemeine Wirtbscbafte- 
/ebre i$t keineswegs eine ibrem Inhalte nach ganz neue 
Wissenschaft. M^ hat nnr jMsher die Grundsätze dieser 
Wissenschftft in der Staatswirthscfiaftslebre und insbeson- 
dere in der Y olkswnrthschaftslebre vorgetragen , gleich mAh 
wären beide Wissenschaften, dieallgemeine und die Staats- 
(insbesondere die Volks -3 Wirtbschaftslehre nur eine 
Wissenschaft; eine Art der Dijurstellung, welche offenbar 
gegen die Regeln einer richtigen Methode vferstöfet. In 
dem vorliegenden Werke wird daher die eine Wissenschaft 
^^on der anderen gesondert, die allgemeine Wirtbschafts- 
lehre derStaatswirthschaftslebre,als die Einleitung in diese, 
vorausgeschickt werden. (^Wenn gleichwohl in der weiter 
nnten folgenden Darstellung der allgemeinen Wirthscfaafts- 
lehre Sätze vorkommen werden, weichein die Staats wirth^ 
^aftslebre, und insbesondere in die Vdkswirthschaftslehre 
SU gehören scheinen, so sind diese Sätze nur als B e i s p i e 1 e 
i^dernur als Anwendungen zu betrachten, w;elche von 
den flegeln der allgemeinen Wirtfischaftslehre schon vor- 
läufig, um Wiederholungen zu vermeiden, gemacht werden.) 

Es läfst also die allgemeine Wirtbschaftslehre , X^m 
diese Wissenschaft noch genauer zu charakterisiren,) zu- 
vörderst die Verschiedenheit der Personen unbeachtet, 
von welchen der Erwerb gemacht wird, oder gemacht 
werden soll, mit anderen Worten : Die Grundsätze dieser 
Wissenschaft sind (^bedingungsweise 3 sowthl auf die 
Staats- alsaufdie Privatwirthschaftanwendbar. Indem 
jene Wissenschaft den Erwerb in disser Allgemeinheit be- 
trachtet, legt sie zugleich den Grund zu dem Unterschiede, 
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welchen der Staat swisihen «einer WMheehaft uod der 
einer t^rivatpersen zu maebeti bat. 

Eben so zieht die all^meine tYiithsebaftisrehre die 
verschiedenen möglichen Gegenstände des Erwerbes nicht 
för sich oder ihrer specifi^cheii Beschaffeiftheit nach, 
isottdern nur weil und in wie fern «ie im Verhältnifs tm den 
allgemeinen Bedingungen des Er w^bes verschiedener 
Art sind , in Betrachtnng. Sie handelt , e. B« niebt von der 
Lahdwirthschaft oder von dem Bergbau j sondern nnr vcm 
der Produktion, nicht von den v^schiedenen Arten der 
Fabriken, sondern nur von der Fabrikation. Die Lehre von 
den einzelnen Arten der Produktion und d^ Pabrikatfoü 
gehörtin die angewendete Wirtbsehaftslebre. (^8ie ist 
z. B. die Aufgabe der Landwirthsehaftslehre, der Berg« 
werkswissenschafi, der Technologie.^ 

Erwägt man, dafs die allgemeine Wirthschaftslebre 
von dem Gattungsbegriffe des Erwerbes, (^eine besondere und 
bestimmte Art der Kausalität,]^ Ausgeht und die verschiedenen 
möglichen Erwerbsarten nur In Beziehung auf diesen Gat- 
tungsbegriff in Betrachtung zieht^ auch die Frage^ von wem 
oder in wessen Interesse di^r Erwerb gemacht werde, gäm^^ 
lieh an ihren Ort geetellt seyn läf«t, so wird man vieHeioht 
die Aeufserung nicht zu gewagt finden, dafs die allgemeiäie 
Wirthcshaftslehre zu dem Range (dner strengen Wissen- 
schaft erhoben werden konnte. Ich glaubte jedoch bei der 
Darstellung dieser Wissenschaft derjenigen Methode treu 
bleiben zu müssen , welche ich in den übrigen Bänden des 
vorliegenden Werkes befolgt habe. 

IV.Zur Geschichte der Staatswirthschäftslehre 
bei den heutigen Europäischen Völkern *)• 
So viel auch sonst die Wissenschaften bei den heutigen 
Europäischen Völkern, insbesondere bei denen Germanischer 



1) Wegen der Schriften über die GeschicYite dieser Wissenschaft 
beziehe ich mich zuvörderst auf Rau's Grundsätze der Volks- 
wirthschaftslebre. (IV. Aufl. Heidelberg, 1§41). -- Vergl. aber- 
diese: Oeuvres de Turgoi. Tc. lil. P. 1808. S. ^. £ph6m6- 
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Abbufty denGiiedieii antf den Bömern— #d€r ien ^^Altem^^ 
•^ Terdanken, die Staatswirthschaftslehre entwickelte «ich 
ttmt selbstotindig bei jenen Vaikern. 

Zwar sogen die Griediischen Weltweisen, welche die 
Staatswissensehart (oder die Politik^ überhaupt als ^nen 
wesentlichen Bestandtheil der Philosophie betrachteteii, 
auch die Wirthschaftslehre in den Kreis ihrer Untersoch- 
nngen. (Die Römer haben sich um die Staatswirthscbafts- 
lehre weder durch Schriften noch darch die Praxis verdient 
gemacht) Man könnte sogar geneigt seyn, sich von d&i 
staatowirthschaftlichen Arbeiten der Griechischen Philoso- 
phen Grofses zn versprechen. Denn ihre Umgebungen boten 
ihnen Erscheinungen dar, welche insbesondere auch aaf 
die mögliche Verschiedenheit der staatswirthschaftlichen 
Systeme, so wie auf den wesentlichen Znsammenhang , in 
welchem ein jedes dieser Systeme mit dem gesammtenZn- 
•tande des Staates stehe, unmittelbar verwiesen. Die Macht 
der Atheniensier beruhte, in den Zeiten derBIüthe ihres 
Freistaates, hauptsächlich auf ihrem Seehandel und auf (ter 
Abhingigkeit, in welcher sie durch ihre Kriegsflotten ihre 
Kolonien und die Inseln des Archipelagus erhielten. Ihre 
Handds- und Ko)onial-PoIitik hatte die gröfste Aehnlich- 
keitmit der der heutigen Europäischen Seemächte 9- C^Je 
Athenienser entschlossen sich zu dem Kriege, welcher den 
Namen des Peloponnesischen Krieges führt, hauptsfichlich 



rito du eilojcn. Jahrgang 1769. (Zar Geicbidite det pliy- 
•iokratitchen Sjstemt). — Ganilh, des tytUmet de r^coao- 
nie poHÜque. Par. IL hdiU 1821. Mc. Cnlloeh, introdnc- 
torj diecoarte au der neaesten (too ihm bctorgten) Antgabe von 
A. Smitli'e Wealth of natione, (Lond. 1839. 8). U. Winter, 
Prof. an Kaean, die wieeenschaftiiohe Bearbeitnng der Staate- 
wirUitebafltelcanst nach dem lüeratargetchichtlicbea Entwiclce- 
langigangedeaStaatawirthschartt-Sjsteme und desFinaniweeenf. 
Kasan 18S7. — So auch die Schriften über die Literatur der 
StaatsviMenecbaftüberlcaapt (i. B. Beide 1^ Bibliothek für mo- 
derne Politik und Staatewistenichaften. Darmet. 184L) und die 
ober die Geschichte der Philosophie. 
1) VergL Bockh's treffliche« Werk: Di« Staatshaushaltnng der 
Athener. 
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In dem Interesse ihres Handelsi3 Eines ganz andern , Ja 
des i:erade entg^egengeseizten Geistes, war die Staatswirth- 
sehaft des Spartanischen Freistaates. Nor der Landbaaer 
hatte vor den Augen des Gesetzgebers der Spartaner Gnade 
geftinden. Im Uebrigen ging Lyknrg's Plan dabin, die 
Spartaner von der Beschäftigung mit Handwerks- nnd 
Knnstarbeitenmögh'chst abzuhalten, sie gegen den Handels- 
verkehr mit dem Auslande möglichst abzuschliersen Gleich- 
wehl entsprechen wenigstens d i e ökonomischen Schriften 
•der Chriechen, welche auf uns gekommen sind, '3 ^^^ ^*' 
murtungen, welche man von ihnen hegen könnte, keineswegs^ 
Die bei den Griechen fkst allgemein herrschende Ansicht 
von der Allgewalt des Staates, -*- die bei ihnen nicht min^ 
der verbreitete Meinung , dafs die Macht des Staates weit 
weniger von dem Reichthume, als von der Kraft der 
Nation abhänge, — endlich die Verachtung, welche bei 
demselben Volke auf dem Stande der Handwerker lastete, *) 
— waren die Ursachen^ dafs die Griechischen Philosophen 
die Staatswjrthschaftslehre mit geringerem Erfolge, als 
juidere Theile der Staatswissenschaft, bearbeiteten. Auf 
jeden Fall war die Welt der Germanischen Völker, auch in 
«taatswirthsdiaftlicher Hinsicht, eine andere, als die der 
Griechen der Vorzeit. Auf keinen Fall also waren jene 
Völker in der Lage, dafs sie in der Staatswirthschaftslehre 
«in von diesen schon aufgeführtes Gebäude nur auszu-- 
bauen oder nur neu einzurichten gebraucht hätten. 

Um so weniger darf es befremden, dafs die Schriftstel- 

1) Dabin geboren: Xenophontii liber oeconomieai. (Hier findet 
man anter aaderem ein« interesfante Anweitnng ober die Art, 

' wie man seine Fraa in einer guten Hausfrau erziehen könne.) 
Idem de reditibus Atheniensium. S. aueh Ebend. Politik. 7, 
S— 11. Aristo teils Oeconomicornm libri U. (Diese Schrift 
des Aristoteles, wenn sie anders den Aristoteles cum Terfatser 
hat, enthalt eine Sammlang von Beispielen anfserordentlicher 
Finanamafiregeln.) 

2) Xcnoph. liber oecon. cap. 1. Aristot. Polit IlL. f. f. — Die- 
selbe Meinung herrschte bei den Römern. Cic. de offic. HL, 
t. 3. (Daher hatten die tribas rostieae den Vorrang Tor deo tri* 
bas orbanis.) 
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1er lies (^fioropüsehen} Mittelalters, wdciie flberkanpt nv 
in die Fnfstapfen der Griechischen and Römischen SchrifiU 
steiler traten, für die Staats wirthschaftslehre wenig o4ar 
gar nichts leisteten. '3 ^^^ ^^ anderen Fällen, so arbeitete 
aech in diesem Falle das Lel{^en der Wissenschaft vor. 

Zwar in der Geschichte der ersten Jahrhunderte der 
Germanischen Staaten, welche aus dem Gewirre dergrofsen 
Yölkerwandernng hervorgingen , (^höher kann man bei der 
vorliegenden Aufgabe in der Geschichte nicht mit Sicher- 
heit hinaufsteigen,} findet man in diesen Staaten kaom efe- 
was, was an eine planmafsige oder systematisdie Staats- 
wirthschaft grenzte oder erinnerte. Vorsorge für den 
Wohlstand des Volkes war in jenen Staaten damals kaum 
dem Namen nach bekannt. Der Staatshaashalt war den 
Haashalte der Landherrn d. i. dem der Besitzer der gröfsten 
Grandherrschaften des Landes nachgebildet. Der König 
bestritt mit dem Ertrage seines Stammgutes und mit dem 
gewisser nutzbarer Hoheitsreehte , (der Regalien} welche 
hauptsächlich auf dem Eigenthume beruhten, das ihm an 
4em herrenlosen Theile des Grund und des Bodens zu- 
stand *3 nicht nur den Aufwand für seine Hofhaltung, son- 
dern auch mehrte andere öffentliche Ausgaben. Stenem 
tat entrichten , wurde für unvereinbiur mit der EigensiAaft 
eines freien Mannes erachtet. Aber die herkömmliehai 
-Dienste mufsten sowohl in Kriegs-- als in FriedensKeilen 
auch die Grundherren und zwar auf ihre Kosten verrichten '). 

Mit der Entstehung der Städte in den Staaten Germa- 



1) Luigi Gibrario^.della ecoDomia politka del medio «to. 1889. 
S. anch Sehön, de literatura poliüca medii aevK Bre»!. 1838. 

t)Struben. Nebenstanden. II, q. Hüllmann, Geschichte de« 
Ursprungs der Regalien in Deutschland. Frankf. a. d. O. 1806. 

8)K. H. Lang, historische Entwickelung der Deutschen Steaer- 
rerfassnng. Berlin 1798. Montag, Geschichte der staatsbür- 
gerlichen Freiheit. Bamb. und Würzbarg 18)2. Abth. I. $. 
8. — Die sehr sorgfältig bearbeitete Geschichte der fratixösischea 
Finanzen (z. B. von Arnould, 1800, Ton B res ton, 1829, von 
Bailly, I8S0.) ist zugleich för die Gresdhichte der Deutschen 
Staatswirtbschaft von grorsem Interesse. 
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jdBtkMt Ujrsfiniiigai itditftefsUh^ v^ema anob nur nach und 
nach, dieser Zastand der Dknge dieser Staaten. Ijan^ 
wQfh&r^ ehe es in denselben ekie Staatswirthsdmft 
g«b^ welche diesen Namen verdient hatte, gab^sw 
ilmen eine regelmä&ig geordnete Stadtwirthschaft. r^ 
'Und ans dieser entwickelte sieh dann mit der 
Zeit eine Staatswirtfasehaft^ welche dessel- 
ben Geistes, wie jenetStadtwirtbschjift, war. 
Pas ging so zu: Die Gemeinschaüi: des Wobnplatzes hat 
allemal unter den £inwobnem eines und desselben Ortoa 
eine gewkae Gemeinschaft der Interessen und eine gemein- 
same Verwaltung der gemeinschaftliehen Angelegenheken 
fiinr Folge. Schon deswegen also mnfetea , als sieh die 
jStadtwirtfaschaft von der Landwirtfaschaft, — die Fabrika- 
tion und der Handel von der Produktion, — in dem natiur- 
Uehen Laufe der Begebei^eiten losrife, dieStad^emeinden 
auf den Gedanken verfallen, die £rreidiDng des Zweckes, 
mr welchen sie bestanden , d. i. die Sicherung und Betöre 
derung der städtischen Gewerbe als ein allen Mitglieder^ 
4er Burgerschaft gemeinschaftliches Anliegen zu betradi- 
ten und als eine gemeinsehaltlicbe und öfeatliche Angele- 
genheit zu behandeln. Und eben so brachte es achon dar 
4illgemeine Charakter einer Käörpersohaft, welcher aus 
Handwerkern und Kleinhändlern bestellt, mit sieh, dafs die 
fiMadtgemeinden sich m den aussch{ie£slichen Besitz dar 
Fabrikation und des Händig kn setzen, die Theilnahme an 
den städtischen Gewerben zu «^schweren und sich über- 
haupt gegen eine jede Mitwerbiuig möglichst zu sicfiem 
Mcht^, mit einem Worte, dafs sie ihren Erwerb in 
einer jeden Beziehung in einen privilegirt^n 
zn verwandeln bemüht waren* Hier;&u kommen 
noch einige besondere Umstände, welche die Stadtgemein- 
den in diesem Bestreben bestärkten, und bei demselben 
begünstigten. Mit den Städten fast gleichzeitig entstan- 

1) Sie waren zagleicli Kr»«g•gfI^)«8en«chafteB uM al« sokhe die 
StüUen der Selbstetaiidigkeit des Bürger Btandes. Man wendete 
•ich ao Zanftgenotsen, wenn maa Eidefli^rer, Coniacranentales, 
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den in denStidtra, MsdenZeiiomstinden faervorg^end '}, 
Zflnfte und Innungen, kleinere Gemeinden, in welchen Aer 
engherzige Geist der Stadtgemeinden zu seiner volIsteM 
Bläthe gelangte. Es gab nicht wenige St&dte, welche, 
da sie ihren Ursprung nicht der naturgemftfsen Entwicke- 
lang der Yolkswirthschaft verdankten, ohne Privilegiea 
überall nicht im Stande gewesen seyn wärden, ihrkunst-» 
liches Leben zu fristen. Allen aber machte die fast feind- 
liche Stellung, in welcher der Landadel zu ihnen stand^ 
zur Sicherung und Beförderung ihres Erwerbes, der Quelle 
ihrer Macht, Privilegien zum Bedürfnisse. (^Wie weitaus- 
sehend die Pliine der Städte waren, kann man am besten 
aus der Geschichte der Hansa abnehmen.^ — Fast in 
aUen Germanischen Staaten, wenn auch in dem einen 
Staate früher oder entschiedener, als in dem anderen, ^3 
machten nun die Regierungen das Erwerbsinteresse der 
.Stidte zu dem ihrigen, mit anderen Worten, entstand 
eine Staatswirthschaft, welche die Erwerbs- 
poUtik zur Grundlage hatte. Fast alle Regierun- 
gen begünstigten im Innern des Gebietes, so weit sich, 
ihre JMacht erstreckte, dieStadtwirthschaft vor der Land- 
wirthschaft. Fast alle dehnten mit der Zeit die Gunst, in 
welcher bei ihnen die Städte standen , auch auf das Ver- 
hiltnifs zwischen dan In- und dem Auslande aus. Das 
brachte die damalige Stellung der Fürstengewalt zur 
Macht des Adels, das der Yortheil der fürstlichen Kam- 
mer mit sich. Die Fürsten bedurften und sie bedienten 
sich der Stfidte, um den Adel des ungewohnten Gehor- 
sames zu erinnern. (^Denn die heutige Lehre, dafs der 
Adel der geborne Yertheidiger der Throne sey, verdankt 
erst demEmporkommen des Bürgerstandes ihren Ursprung. 

so ateüen hatte. Auch die Kirche hatte 5 vo nicht aaf die Ent« 
ttehong, doch aaf die Befestignog der ZanftTerfassanf^ Einflofe. 
1) Aach die Deotiieheii Kaiser ergriffen diese Politik; aber als diekai- 
•erliehe Gewalt schon sa geschwächt war^ als dafs der Plan hatte 
gelingen können. (Ohnehin ist an die standhafte Verfolgung ei- 
■ea und detselhen politischen Planes am wenigsten in einem 
Wahl reiche in denlcen.) 
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Allein michti^, ist er der geborne Feind der Ffirütenge- 
walt , vielleicht der jo^effihrlicbste.) Aach Kammerhälfen 
waren von dem Bürgerstande am ersten zn erlangen. 
Denn die Bevölkerung der Städte bestand anfangs ans 
einer Miscbnng von Freien und Unfreien; und, auch akr 
persönliche Freiheit das Gemeingut des Bärgerstandes 
geworden war, blieben noch Erinnerungen an die Vorzeit 
in der verschiedenen Stellung des Adels- und des Bfir- 
gerstandes zum Fürsten übrig. Eben so bestand der 
Beichthum des Bürgerstandes hauptsächlich in Geld und 
anderer fahrender Habe. Abgaben in Geld konnten daher 
leichter von dem Vermögen derBürger als von demGrund-^ 
besitze erhoben werden. Das Aufblühen der Städte eröff- 
nete den Regierungen die Aussicht, die öffentlichen Lasten^ 
die bisher zum Theil Naturalleistungen gewesen waren, 
insgesammt in Geldabgaben zu verwandeln. Auch war 
der Handel schon seit den ältesten Zeiten durch Zölle 
besteuert gewesen. 

In derselben Richtung, wie die Entstehung der Städte 
uniL das Verbältnifs der Städte zu den Regierungen wirkte 
noch eine andere Ursache; eine Ursache, welche zwar 
anfangs nur auf die staatswirthschaftliche. Politik der 
Europäischen Seemächte, in der Folge aber, durch das 
Ansehen des von diesen gegebenen Beispiels, auch auf 
die Politik der übrigen Europäischen Staaten einen ent- 
scheidenden Einflufs hatte. — Gegen das Ende des 15ten 
Jahrhunderts wurde von den Spaniern ein neuer Welttheil, 
Amerika, von den Portugiesen ein neuer Weg nach Ost- 
indien, der Weg zur See entdeckt. Von denselben Völ- 
kern und nach und nach auch von anderen Europäischen 
Seemächten, wurden hierauf in den nun zugänglichen oder 
neu entdeckten Ländern Kolonien angelegt oder Erober- 
nngen .gemacht. Die neueren Verhältnisse^ in welche so 
die Europäischen Seemächte traten, veranlafste diese Mächte, 
in Beziehung auf den auswärtigen Handel, eine Politik 
zu befolgen, welche desselben Geistes, wie die aus dem 
Interesse der Städte hervorgegangene, auf diese manigfai«» 
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ti^ Koröckwirkte oder init diesem zo einem Gteneen zimtm- 
menschmols. Die koIonisnrteB linder worden von der 
Hflcht, der sie als eine Errangensdiaft Q gehörten , ans- 
sehliefslich ansgebentet, aafden Handel mit dem Mntferlaiide 
beschränkt. Der Glaube, der sehen frdher in Europa ge- 
herrscht hatte , ^3 ^^^^ ^^^ Reichthum einer Nation haupt« 
aiehlich, wohl selbst allein in den edleren Metallen l^stebe^ 
welche die Nation besitze, erhielt neue Nahrung, erhielte}» 
neues politisches Gewicht. Denn Golddurst war eine Haupt- 
triebfeder zu den meist sehr gewagten Unternehmungen, 
welchen die Europäer ihre Eroberungen und Niederlassun > 
gen in anderen WelttheUen verdankten. Auch spendete 
sehr bald besonders Südamerika seinen neuen Herren GoldT 
und Silber mit so freigebiger Hand, dafs das neue- Leben, 
welches deshalb durch das Steigen der Geldpreise aller 
Waaren in dem Europäischen Handelsverkehre gewedct 
wurde , die öffentliche Aufmerksamkeit von neuesh auf d^i 
Staats wirthschaftlichen Werth der edleren Metalle hinlenkte. 
Endlich stand auch die Kolonialpoh'tik der Europäischen 
Seemächte in dem genauesten Zusammenhange mit den 
Mafsregeln, welche dieselben Mächte im Interesse ihrei^ 



1) DerUnterichied, welchen dts altdeotsche Recht swi«chevStamtt- 
gütern und firrangentchaften machte, eoheint nicht ohne fiinflof« 
auf die Ansichten geweten zu aeyn , welche man ron dem Ver- 
hältnisse zwischen dem Bf utterlande und seinen Kolonien hatte. 
Die Helden, welchen Spanien seine Eroberungen in Südamerika 
Terdankte, wurden Confquistadores genannt. (Ton conqnaeatna 
oder acqnaeitns — Errungenschaft.) 

2) Schon in einem Vertrage, welchen im Jahre 1411 Kastilien und 
Portugal mit einander schlofsen, steht die Klausel, dafs nicht 
Gold ans dem einen Lande in das andere ausgeführt werdeff 
■olle. Dumont» corps nniv. diplomatique. T* IL P. I. p. SS6* 
Dagegen wurde in einem Vertrage zwischen England und 'Bar- 
gund T. J. 1478 ausdrucklich verabredet, dafs die Ausfuhr 
der edleren Metalle gegenseitig gestattet Keyn solle. Ebend. T. 
HI. P. IL p» 26. — Darum beschäftigte 6ich auch die Chemie 
des Mittelaltert hauptsachlich mit der Aufgabe, „den Stein der 
Weisen^^' zu finden. (Auch in mehreren anderen Fächern des 
Wissens oder des Strebent pflegt den MeUsehen ein geheimnfra* 
Tolles Ziel TorzueclMitelten, wetcheffsitB zoerreiehen bem^f sind.) 
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SobÜffihrt etgriMm wd za er^eifen hatten. Jedoch nicht 
auf den auswärtigen Handel beschränkte sich der Einflnfa 
dieipei' Politik. Um sich die Yortheile zu sichern, welche 
die Kdonien dem Mutteriande gewährten oder verhiefsen, 
mufsten die Europäischen Seemächte auch im Innern ihrer 
Staaten^ Einrichtungen treffen , welche dem Interesse des 
Kolonial- und überhaupt des auswärtigen Handels entspra- 
chen. Sie mufsten z. B. iminlande die Fabrikation begün- 
stigen, auf dafs sie ihre Kolonien mit den Fabrikaten, deren 
die (^auf die Produktion verwiesenen^ Kolonien bedurften, 
audschliefeiich versorgen könnten. Sie mufsten diese Gunst 
deii städtischen Gewerben auch zu dem Ende angedeihen 
lüsKen, damit sie die edleren Metalle, deren Werth sie mehr 
und mehi* kennen lernten, in's Land zögen, oder im Lande 
erhielten. Mit einem Worte 5 da, wie in der Natur ein Ge-^ 
seh mit dem anderen, so in der Staatskunst eine Mafsregel 
mit der anderen auf das genaueste zusammenhängt, so 
mufsten jene Mächte auf der Bahn, auf welche sie zuerst 
durch das Interesse der Städte und dann durch den Handel 
n»t den Kolonien gelenkt worden waren, immer weiter und 
weiter fortschreiten und so nach und nach zu einer staats- 
wirthschaftlichen Politik gelangen , welche sich der Voll- 
kommenheit eines staatswirthschaftlichen Systemes nä- 
herte. Je glänzender die Erfolge waren, welche insbesondere 
England und Frankreich *3 dieser Politik zu verdanken 
schienen, desto leichter und gewisser mufste dieselbe Poli- 
tik auch bei den Europäischen Landmächten, so weit sie in 
dem Bereiche dieser Mächte war, Eingang finden. 

Die staatswirthschaftliche Praxis, welche sich so. in 
den Germanischen Staaten, — schon iml6ten Jahrhunderte, 
und noch allgemeiner und in einer noch vollkommeneren 
Gestalt im 17ten Jahrhunderte — aus dem gesammten po- 
litischen Zustande dieser Staaten entwickelt hatte , ging 
von dem Grnnditotze aus, dafs die inländische Fabrication 



1) In Trankreich wärde dieses System besonders durch den Minister 
Ck)lbert (unter Ludwig Xl¥,> ausgebildet. 
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möglichst za begOnstigeii, AUes^ was sidi nur im lidande 
Cabriziren liefse, im Inlande za fabriziren und der auswfir-. 
tige Handel, (^dieHaaptqaelle des Reichthums einer Natioi^])^ 
wenn er nicht in ein Monopol verwandelt werden könne, 
doch so zu leiten sey , dafs die Handelsbalance zum Vors 
theil des Inlandes stehe, ^') mit einem Worte, daTs die Re^ 
giemng die edleren Metalle anf alle Art und Weise in das 
Land zu ziehen und in demselben zu erhalten habe. Zu- 
gleich war dieser Grundsatz fär die Steuer Verfassung 
von entscheidender Wichtigkeit. 

Da diese Praxis mit der Zeit so künstlich und so sys- 
tematisch ausgebildet wurde, dafs sie, um einer wissen- 
schaftlichen Bearbeitung der Staatswirthschaftslehre zur 
Grundlage zu dienen, nur in ein anderes Gewand umgeklei- 
det zu werden brauchte, da sie sich überdiefs sogar durch 
ihre Kunstlichkeit der Spekulation empfehlen mufste^. 
so wurden die Grundsätze dieser Praxis, oder die Grund- 
sätze des s. g. Kommercial- oder Handels-Systems auch in 
der Wissenschaft, welche nun ihre Untersuchungen auch 
auf die Staatswirthschaftslehre ausdehnte, >3 vorherrschend, 



1) Der FioAiiBmiiiitter mäfste ein ichlechier Rechner sejn, dier 
nicht nachiaweiten väfBte, daTs diese Balance lam Vortheil des 
Inlandes itehe. Mir itt auch kein Beispiel von einem tolchea 
Finanzminieter vorgekommen. Auf wen fällt denn am Ende der 
Verlauf 

2) Den Anfang machten die lUlienitchen Scbrifteteller. Vrgl. Leo, 
Lehrbach der Geschichte des Mittelalters. Haue, II. Thle. 1830« 
II, ft94. 682. (Aach in anderen Fächern der Staatsvissenachaft 
verdankte das neae Europa seinen ersten Unterricht den Staats- 
männern and SchrifUlellern Italiens.) Dann folgten nach die 
Schriftsteller anderer Nationen. Etn Werk, das far die Deutsche 
alaatswirlhschaftliche Literatur Ton geschichtlichem Interesse 
hat, ist T. SeckendorfTs deuUcher Furstentaat. (Erste Ausgabe 
16S5.) Doch bleibt die staaUwirthschaftliche Literatur lange 
hinter der Literatur anderer staraUwissenschaftlicher Fächer sa- 
räck. Das erste Tollständige Werk über die StaaUwirthschafts- 
nach den Grundsätzen des Handelssystems» ~ Steuart^a inqairy 
into the princeples of political economj, — erschien sogar erat 
im Jahre 1787. (Obwohl Ton A. Smith nirgends genaniit, Ter- 
dient es doch noch immer gelesen sa werden.) 
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ob sich wohl von Zeit M 2eit einzelne Stimmen geilen 
einzelne Lehren der neuen Wissenschaft erhoben. Q (yVw 
dem Eigennütze der Menschen schmeichelt ^ darf ^Bei« 
falles gcwifs seyn.) 

Jedoch der Geist der Opposition^ welcher in der tteuU 
sehen Nation in keiner Periode ihrer Geschichte g&nzlicli 
geruht nnd gerastet hat^ ^man kann ihn den Schntzgei^l 
dieser Nation nennen,} rief endlich auch in der Sta^ilswirth«» 
Schaftslehre eine neue Theorie in's Leben ; eüie Theorie^ 
welche fast in einer jeden Hinsicht das gerade Gegentheil 
von derjenigen war, die in den Schulen der Staatswirth-<* 
Schaftslehrer bisher geherrscht hatte. — Diese peueTheo«* 
rie stellte um die Mitte des ISten Jahrhunderts Franz Quesnay^ 
Leibarzt des Königs Ludwig XY., auf. *} Nach Quesnay 
ist die einzige Quelle desReichthums einer Nation der Grund 
und Boden ihres Landes, die einzige Arbeit, weichein der 
That und Wahrheit prodactiv ist, d. i. in der That und 
Wahrheit die Masse der Brauchlichkeiten (^linmittelbar} 
vermehrt, der Landbau. (Daher der Name : Physiokratisches 
System, welchen diese Theorie fährt.) Qoesnay läugnet 
zwar nicht, dafs durch die Fabrikation der Tausch werth 
der verarbeiteten Naturprodukte erhöht werde. Aber, nach 
Quesnay übersteigt dieser Mehrwerth nicht den Tausch-^ 
werth derUnterhaltung$mittel, welche die Arbeiter w&hrend 
der Fabrikation nähren« Eben so wenig spricht Quesnaj 
der Fabrikation einen jeden vortheilhaflienSiinflufs auf deo 
Wohlstand einer Nation ab« Aber er beschränkt diesen 
Yortheil auf die Anregung zur Produktion , welche in der 
Fabrikation liege, und auf die Zeiterspamifs , welche für 



1) Vrgl. M' Calloch in der oben (S. 8 Anm. 1) ■• Abliaiidluag. 

S) Mehrere interessante Nachrichten über dieeen Mann findet man 
in dem Buche: M^moirea de Madame de Haustet femnie decham- 
bre de Bladame de Pompadour. Par. 1824. •— Mit Qnesnaj 
stimmt in mehreren Lehren einer seiner Zeitgeiioisen, Gouraay^. 
uberein. (Essai stfr Pesprit de la l^islation favorable k l'agrt- 
CttUure. Par de 6 o ii r n a y. Par. 1768.) 

Zachariä, vom ffiäaU, Vit. ^ 
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Fri^diic6ti«M^liher tidtsfctie^ dafs dieFabiikfttlottVoA einem 
AAcleHsii StfltHl<^flb^rtt0iöt»eti werde. Dasselbe System pre^ 
dt^t 4ie Vttiheh ^^ üey^erbk ttiid des Handels, sowohl 
die Freiheit des inneren als die des auswärti|:en Handels^ 
Ah ' difrch MönöJ^ofe itgtnd eiftö^ Ari entweder den Produ- 
zenten üeiätiM^i^ Löhnung- itr Fabrikanten oder dfeseii 
Me Mitte} iulf Aelllhluno: der Produkte der Landwirthschaft 
rdtkätitet wertfen tofeöö». Ferner, wie dieses System nur 
€flÄe einzig^ Quelle 4les Naiibnalreichthums kennt , so ist 
ttiit detnselb^ii^tidi hnr eine Steuer, die Orandsteoer^ 
f^öt territoHi<,'Vcreibbar. ^^ Endlich kann man aus dem 
pÄysioftt*atlsf he*i Syst^tae sogaf eine für das Verfassung«* 
re<fthl wlcMge Polgfcrtihg: »iehen, — dafs die höchste Gewalt 
Von Rechts Wegen in den Händen der Gmndeigerrthumer 
ir«yn seile, Wönn'anch difes^ Folgerung von Quesnay und 
tik' seitteh üddrftWAarfen Schülern, in Erwägung der itt 
Aet l^ffahrü^g besfeiienden YerhSI^isse , mehr angedeutet 
kl» ausges|M^oeheri Würde. 

Jedoch, das'^^hyiäioliratiscbe System wurde Von dtem 
Ahsehen Ä^erkiinniel- l'hatsacheh zil- wenig utiterstütxt, 
äh rfÄfeeö'sfelBät iÄ *erWisseni^haft aHgemeineö EJngattg 
bftfte finden kSttt^ieni' Noch weniger konnte es, ohne den 
bii^erfgen Wlrthschiaftlichen Zustand der EuropäischiBft 
i^aaten gänzlich otnkükefaren, ift diesen Staaten inVol*-^ 
Wehung geseftit ^«^wden. *) Da erschien (im Jahre 1770, 
öhngeföhr «wiiriWg Jährt wach der Bekanntmachung des 
physiokrattschtfh Systems/) daifberähmte Werk desSchott- 
M^ers Adam SAiWi übfer die Natur und die Ursacheir des 



1) 8. über den Versuch, welchen Karl Friedrich, Markgraf au Ba- 
de», Biaohte, in einigen O^raeiaden «etnca Landet diitoe« Bestene* 
rungsS^stem einzufuhren: Von Dr als,; Geschichte der Regie- 
rung und Bildung von Baden unter Karl Friedrich. (Karlsruhe. 
181Ö.) L, 315 ff. 

2; Und doch wurden in FranJtreich (besonders von Turgot) Versuche 
gemacht, die Staatswirtlischaft in dem Geiste dieses Sj'stem« 
umzugestalten. Auch in den ersten Jahren der Revolution hatte 
ea e\nfn nicht geringen Einflufs auf die, staatswirthsrhaftüche 
Politik der Regierung. . 
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tteieht^Mii der Nationen^ 9 eiiiSyiiteoi c^ntbalteod, wel* 
9ke8j äk^vM auf Thftts«eben gebaut und ^ich dureh die 
Analyse dieser Tbatsaebea auszeicbnend» zugleich mehr 
als das pbysiokratische Systeoat , auf die Praxis bierechnet 
iirar. Adam Smitfa weicht gleich ia dem oberstea Grund-* 
Satze der Staatswirthschaftslehre von seinem Vorgänger 
ab* Naek Adam Smkb^ ist niebt nur die Natur oder det 
Grand und Boden allein, sondern auch die Arbeit eines Voli^ 
kes die Quelle des Nationahreichthumes. Ja, dieser Scbriftn^ 
fltoller befrachtet sogar die Arbeit der Mensdien^ wo lu^b^ 
als die einzige, doch als die Uauptquellc^ des öffentltchea 
ui|d des Privatwohlstandes» *) Denn, so sagt er gleich zu 
Anfang seines Werkes: ,^Die Arbeit ^ welche eine N^iofit 
ailj&hriiehYerriehtet, ist dteQuette^ durch weldie dieKatian 
mitaUen den Nothwendiglfieiten und BeqoemlidMieiten, der^H 
alt von Jahr an Jahr heiMt^ ti^aiorgt wird^^ (^Maukantf 



1) Die neneste Aäi^be di««t¥^rkes Ui die ton JIt ^ilÜocb. li^nd« 
1880, in eittem Ba»4e, T^r^ben nit Amv^rkjtwgQn nod |2r^^ 
Zungen des Heraosgcbe». In derselben findet man zugleich A. 
Snjith's Lebcti.» Def aöti^ächtte ThMi ätiti Werke« ist vitU^tht 
der, welcher von d«D Ab|ftft»en hattdeit. Gtgtn d«K Tndei) wel-i^ 
chen man tonst noch über einzelne iii den Werke eätbaltene 
Lehren oder Sätze aasgesproeheii bat, mdcbte sieh Smith gtöfs^ 
tentbeils yertheidigen lassen. 

ij Ani jeden Fall kano man ihm den Vorwarf maclieä, tfats er deii 
Ant^eil, den die Beschaffenheit des Grandes and des Bodeni nti 
dem Wohlstände einer Nation hat, nicht g^nug heraushebt «der 
nifibt hoch genag «inseblägt- ^ 

8) Noch enUcbiedeaer druckt iich W Culloch (U «eioep pTiaciples 
of p« e. P. 11. Sect. I.) uJber dieselbio Frage aup, wenn er sagt: 
„Ar^eit,^ durch welche wir ans Körper u«d Stofe zueignen oder 
sie fliodtfieiren, ist die eiaaige Qaelie des B^ei cbthums. 
IKe Natar gewährt ans den Stoff zu allen BraachUcbkeiten. 
Aber däescir Stoff ist ohne Werth, ist nicht BeicKithumi , bis Ar- 
beit daraaf irerwendet worden ist Sonst könnte man mit dem- 
t^ben Rechte sagen, dafs wir Gemälde and Steinbilder ebenfaills 
der Natur «verdanken. Sonst würde man in den alten Irrthunv 
der Oekonomitten zurückfallen''. (Sehr richtig! Ohne iirbeit 
k«in£rwerb! Aber folgt hieraus, dals Arbeit die einzige Quelle 
(ks Erwerbes «fy? Die Natar ist eben sowohl die conditio sine 
qua non des Erwerbes.) 
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daher das Smith^sche System, am es von dem pbysiokra- 
tischen anch durch einen Namen zu unterscheiden, das 
System der Anthropokratie oder der Ponokratie nennen;3 
Mit dem Grundsatze der Wissenschaft zugleich fielen aueh 
die Folgerungen , welche die Physiokratie aus demselben 
abgeleitet hat. Jedoch ist Adam Smith ein eben so eiitschie- 
dener Vertheidiger der Erwerbsfreiheit, als <}uesnay. Der 
eine wie der andere entlehnt seine Schutzrede für die Er- 
werbsfreiheit nicht sowohl aus seiner Ansicht von den 
Quellen des Reichthimies, als aus den Mensehen, diese als 
Arbeiter betrachtet 

Das Smith'sche System, ([auch das Industrialsystem 
genannt ,3 gelangte bei den Staatswirthschaftslehrern sehr 
bald zu einem Ansehen, dafs es aus ihren Schulen die bei- 
den anderen Systeme fast verdrängte. Bei allen den Eu- 
ropäischen Nationen, weichein dem Besitze einer Nationai- 
Itfiteratur sind , wetteiferten die Schriftsteller mit einander 
in der Bearbeitung und Vervollkommnung des Smith'schen 
Systemes. 3 D&sselbe System behauptet auch jetzt noch 

1) Unter den französischen Werken, in welchen das Ganze der Staats- 
wirihschaft im Geiste dea Smith^achen Sjstemes bearbeitet worden 
ist, zeichnen sich die Staatawirthschaftslehre Ton J. B. Say (beson« 
dera durch die Gemein fafslichlieit des Vortrags,) unter den Beut- 
achen Werken derselben Art Ran' • Lehrbuch der politischen 
Oekonomie, tou welchem eben jetzt die 4. Auflage erscheint, (be- 
aonders durch den Fieifs , mit welchem der Verfasser die Wia- 
, aenschaft ihrem heutigen Stande n^ch dargestellt hat,) Tör an- 
deren aus. Jedoch den grofsten Reichthnm an staatswirthschafi- 
liehen Werken und Schriften besitzt die Eng'lische Literatur. ' 
(Wie mannigfaltig und wie grofsartig sind in England die Staats- 
wirthschaftlichen Problenie, zu deren Beantwortung die Praxia 
auffordert?) Auf die Wichtigkeit, Welche in England die Zeitun- 
gen und die zahlreichen Flugschriften unter anderem auch für 
die Staatswirthschaftslehre haben, kann ich hier nur hindeuten. 
Von den Englischen Werken, die sich über das Ganze dieaer 
Wissenschaft erstrecken, führe ich (nachträglich s. S. 8 Anm. ]) 
folgende an: Atkinson, on the state of the science of p. e. 
1S85. Weyland, the elements of p. e. lS38. CazenoTe, 
an elementary treatise on p. e. 1840. R am s a y, on the distribation 
ofwealth. 1840. besonders durch seine Polemik sich auszeichnend. 
Broadhurst, political economj. 1842. (Alle diese Bücher sind 
in London erschienen.) 
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seiaen JSiq^reniat in der Literatur. Und wenn sicli auch noch 
immer von Zeit zu Zeit, und selbst in den neuesten Zeiten 
Beeh, einzelne Stimmen für das Merkantilsystem erhoben 
haben, (|das physiokratische spielt fast nur noch in der 
Geschichte eine Rolle,) so vertheidigen sie doch jenes Sys* 
tem nicht als eine schlechthin, sondern nur als eine beding-» 
ungs- und beziehungsweise gültige Lehre. ^) 

Nicht eben so vollständig ist der Sieg, welchen das 
Smith'sche System und namentlich der für die Praxis be- 
sonders wichtige Grundsatz dieses Systemes, der Grundsatz 
der Erwerbsfreiheit, im Leben bis jetzt davongetragen 
hat. -^ Zwar, in der inneren Verwaltung der Europäischen 
Staaten hat es bereits Wunder gewirkt. In einer Menge dieser 
Staaten sind die Binnenzölle gefallen , ist der Grund und 
Boden von den privatrechtlichen Leistungen, welche auf 
ihm hafteten, entlastet , der Zunftzwang entweder aufge- 
hoben oder doch gemildert worden. Noch weiter ist der 
Preufsische (^ oder Deutsche ) Mauthverein gegangen , in- 
dem er unter den Yer^insstaaten auch gegenseitig die 
Grenzzölle oder Mauthen aufgehoben hat. (^Vielleicht die 
glänzendste Seite dieses Vereins. ^} Soüst aber lebt in der 
auswärtigen Handelspolitik noch derselbe Geist der Feind- 
seligkeit und des Erwerbsneides, wie ehemals. Ja, es scheint 
dieser Geist seinen Einflufs noch verstärken zu wollen. 



1) Fr. List, dat nationale System der- politischen Oekonomie 
Stuttgart und Tubingen. 1841. (Das Buch hat in einem Jahre 
8 Auflagen erlebt. Ich werde auf dasselbe unten SEuräckkommeB.) 
S. dagegen Brüggemann, das wahre und wirkliche National- 
System der politischen Oekonomie. Bert. 1842. Vrgl. auch : 
Lafaurie, die materiellen Interessen. £ine kritische Beleuch- 
tung der politischen Oekonomie in ihrer gegenwärtigen Gestal- 
tung als Wissenschaft. Kiel 1841. — Riedel, Nationalökono- 
mie oder Volkswirthschaft. Berlin. 3 Thle. Der letzte Band 
1842. Ingleichen Fichte 's geschlossenen Handelsstaat und 
Scuderi principjdi ciTÜe economia. Neap. 188L IV. Vol. 

1) RuTa'and hat dieses System erst in ziemlich neuen Zeiten hei 
sich /eingeführt. Es fürchtete wohl hinter anderen Europäischen 
Staaten zuvück zubleiben. 
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theils weil sich, wenn ein Staat den ^vtwirttgen HanSol 
unbilligien Beschrätikungen unterwirft, die übrigen zaf 
Wieder\ergeltnng far berechtiget halten, theils weil sidi, 
wenn e i n Staat det| auswärtigen U^dd imbiUigen Ein-» 
Sdiränkung^i unterwirft, die übrigen leicht zurWiedarer^ 
geltung entschliersra , theils weil die Eepräsentatirverfas^ 
8ung, der heäige Anker unseres Zeitalters, dem Reichthum« 
fast immer einen politischen Einflurs verleiht , welcher der 
Regierung die Erbaltui^g <Kler Wiederherstellung der Er-r 
werbsfreiheit ersch\\^ert, we nicht unmöglich mai^t. *} 
Defmoch hat die Freiheit des auswärtigen Handels schon 
jfeta^t mehr als ^inen Grund , auf günstigere Zeiten wenfgv 
stens zu hoffen. Die Ordnung der Natm- widersetzt wbA 
einer Handelspolitik, welche die Völker unter dnanderver- 
jflelndet , anstatt daßi der Handel ein friedliches YerhältniCg 
unter 9inen vermitteln sollte. Schon in dem Namen 1 8 c h u I a^ 
kSlle, hinter welchem man jetzt die Prohibitivzölle 
verbirgt, liegt ^ Bekenntnifs, dafis man sich scheue, die 
nackte Wahrhdt auszusprechen. 

Während 'nun der alte Streit zwisdhen den FVeunden 
und Feinden der Erwerbsfreibeit, — zwischen den Whig« 
und Tones ~ noch h&mer ftKtdauert, bat sich, besonders 
tn Grodsbritannien nnd nodi entschiedener in Frankreich, 
^ne dritte Parthei gebildet, die radikale oder, (^ wie man 
sie charakteristischer bezeichnen kann, 3 die Parthei der 
Kommunisten. ^3. Die Freunde und die Feinde der Er-* 
w«rbsfreiheit streiten auf demselben Boden. Beiden ist die 
bestehende Ordnung der bärgeriiefara GeseUsohaft, beiden 
das Sondereigenthum heilig. Der Streit unter ihnen gilt 



X) Zur Bestätiguag dieses Satzes dient die qeues^e -Geschichte 
Frankreichs und Grofsbritanniens. 

2) Yrgl. meine Abhandlungen aus dem Gebiete der Stnatswirth* 
«chaftslehre. Heidelberg 18S5 Abhdl. V. Ueber -die Regene? 
ration der bürgerlichen Gesellschaft durch die Umgestaltung 
des Eigenthumsrechts. — S. -aoch ein« h ceige «kr Schriften 
über den St. Shmmtvmus in der ffall. Lit. > Z<«itjr. ^ührg, 1833» 
?frp. 9T. 
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nur der ALrt^^viJ^^e^Mi^s^^i^Mm^ »»t^ der 

Obhut oder Ldtung- ie»^ ^ta^tes; .vßrw^en und benützfp 
6^11. Die Kommuai6t€m,:o4^ir,weAig$^n^ die Konsequent^ 
dieser Partheiv(^denp an^ußtmifßigkm^ ^mter ihnen i«it um 
«0 weniger za di^nken, da sie einbips .visionairecr Ziel ver* 
folgen,3 verlangen eine gänzliche Heorgajitsation dar bärf- 
gerUcben Gesellschaft, diß Umgestaltiuig dies SUi^tsvereiris 
in eine allgemeine GeDieinsqhaft der Güter. In diesem o^im- 
gestalteten Vereine soll ein jedes eii^oeli^ MitgUed nic^t 
auf seine Rechnung, sonder^ auf Heebnung der Gesaount^ 
heit arbeiten. Dagegen sollen diß ainj&ejLaen Gesellschafts- 
genossen ihr Einkommen aus der Gesellschaftskasse , -^ 
sey es gleichheitlich oder nach dem Alaafse ihres Bedürf- 
nisses, sey es nach dem ihrer Verdienste nm die Gesellschaft, 
(^denn auch darüber herrscht nicht Einigkeit unter den 
Kommunisten,) — beziehen. Und schon hat die Lehre der 
Kommunisten in den genannten Ländern bei einem bedeu- 
tenden Theile der Fabrikarbeiter so wie anderer von ihrem 
Lohne lebender Arbeiter Eingang gefunden. — Wenn auch 
diese Lehre , ihrem Grundsatze nach oder als ein Angriff 
auf das Sondereigenthum , nicht zu den in der Geschichte 
neuen Erscheinungen gehört, ([denn wie oft standen die 
Armen gegen die Reichen auf, um eine neue Vertheilung 
der Glücksgüter durchzusetzen ?} so hat man sie doch in 
so fern als eine neue Lehre zu betrachten und von ihr in 
so fem neue Gefahren zu befürchten , als d a s volkswirth- 
schaftliche System, welches den Erwerbsfleifs, ([in deVThat 
die Fabrikation,} auf alle Art und Weise im Innern des 
Landes zu befordern und zu begünstigen gebiethet, mit ihr 
in ursächlichem Zusammenhange steht. Dieses System führt 
durch die üebervölkerung , die in seinem Gefolge ist, und 
durch die drückende Lage, in welche es die Lohnarbeiter 
versetzt , auf geradem Wege zu dem Stande der Dinge, 
welchem die Lehre der Kommunisten hauptsächlich ihren 
Anhang und ihre eifrigsten Anhänger verdankt. Dahin 
kann dieses System sogar plötzlich führen; z. B. wenn 
in Feind in das Land hereinbricht 
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Ich luAe des ZaMmmmhani^, in welchem die Ent^ 
•tehong und der Wechsel der verschiedenen Systeme der 
Stastswirthschaft mit den Yeränderongen stand, welche 
sich in den letztverilossenen f&ntzig Jahren mit dem po- 
litischen Zostande von Europa ereignet haben, nur |;ele«- 
gentlich gedenken können. Diesen Zusammenhang voU- 
stindig darzustellen, wurde in einer Geschichte jener 
Systeme die Hauptsache seyn. Jedoch zu einer solchen 
O^tellung war hier der Ort nicht. Vielleicht ist auch 
noch nicht die Zeit gekommen, wo sich die nächste Yer-^ 
gaogenheit mit einem AreieQ Blicke überschauen lafst. 



/ 
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DAS SECHS UND DREISSIGSTE BUCH. 

tHe ättgemeine WirthschaftsUhre. 

ERSTES HAÜPTSTÜCK. 

^Bestimmimg (^Defimäon) der Grundbegriffe dieser 
Wissenschaft. 

Erste Abtheilung. 

Von 

dem Erwerbe im Allgemeinen. 

MLine Sache ist ein Körper, welchem die Eigenschaft 
eines freien Willens, — oder die der Persönlichkeit — 
nicht znjiömmt Ein Körper ist ein Gegenstand, welcher 
einen Raum erfüllt, also ein Theil der Materie ist, in wie 
fern er bestimmte Gränzen und mithin eine Figar hat 
(Nur Sachen, das Wort in der so eben bestimmten 
Bedeutung genommen, sind Gegenstände des Erwerbes. 
Also: 13 Nicht Natur kr äfte, wie z. B. Wasser, Feuer, 
Luft, Magnetismus. Naturkräfte leisten zwar dem Menschen 
bei seinem Erwerbe Beistand. Sie selbst aber können 
nicht erworben werden, ausgenommen, wenn sie an ei- 
nem Körper haften oder von einem Körper, wie z. B. ein 
Flufs oder ein Bach von seinem Bette oder eine Gasart von 
einer Flasche umschlossen sind. 83 Nicht Personen^ 
Also nicht Menschen, <3 ^^^g^^O'^'^^^ 9 wenn und wo sie 
das urkundliche Recht als Sklaven den Sachen gleich- 
8tellt.3 



1) Auch nicht ihre Handlangen. Nemo ad faciendam cogi potest. 
Was der Mensch nicht seiner Mächt anterverfen kann , kann er 
eben so wenig erwerben^ Vrgl. den Code civil. Art. I14S. 
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Ein Gut ist ein Gegenstand, welcher sich zu einem 
gewissen Zwecke uls ein Mittel oder als das Büttel zur 
Erreichung desselben verhält, welcher also für einen ge- 
wissen Zweck benutzt werden kann. Q — Eine Braacfa- 
lichkeit ist eine Sache, welche und in wie fern sie zur 
Erreichung irgend eines Zweckes verwendet werden kamt 
Der Begriff einer Brauchlichkeit unterscheidet sich also 
von dem Gattungsbegriffe eines Gutes durch drei Merk- 
male. 1} Eine Brauchlichkeit ist eine Sache. Güter 
überhaupt können, z. B. auch in unkörperlichen Gegen- 
ständen bestehen. 8} Der Gattungsbegriff eines Gutes 
lärst den Zweck, für welchen der Gegenstand als ein Gut 
tauglich ist und tauglidi seyn mufs, für uns unbestimmt. 
Dagegen liegt in dtm Begriffe einer Brauchlichkeit das 
Merkmal, dafs ein Gegenstand die Eigenschaft einer Brauch- 
lichkeit schon dann habe, wenn er nur zu irgend ei- 
nem Zwecke tauglich sey. Woraus folgt, dafs die Frage 
von den Zwecken, für welche Branchlicfakeiten zu benutzen 
sind, wenigstens nicht in das Gebiet der allgemeinen 
Wirthschaftslehre gehöre. (Eine Brauchlichkeit hat in 
so fern eine gewisse Aehnlichkeit mit dem Gegenstande 
eines Rechts. Der Gegenstand des Rechts ist als solcher 
ein Gegenstand der Willkuhr überhaupt, eben so wird 
zu dem Wesen einer Brauchlichkeit nur das erfordert, 
dafs sie zu irgend einem Zwecke benutzt werden könne. 
Aber der Unterschied ist der, dafs ein Recht an einer 
Sache nicht deswegen erlischt, weil die Sache aufhört, 
brauchbar und mithin eine Brauchlichkeit zu seyn Z. B, 
Dem Eigentfaümer einer Wiese verbleiben seine Eigen- 
thumsrecfate, mag auch die Wiesie bei einer üeberschwem- 
mung noch so hoch mit Sand und Steinen bedeckt worden 
seyn.) 3} Nicht eine jede Nutzbarkeit oder Benutzung 
macht die Sache zu einer Brauchlichkeit. Sondern zu dem 



J) Weun ich in der Folge deo Aasdruok gc^braftche: Di« Guter 
dieser Erde, lo yentel^e . ich darujiter die Sch#t^e ,und Erzeug; -> 
niBse der Erd«?, ' , . , 
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Begriffe einer Brauchlichkeit wird vortHsgesetjct , dufii 
die Sndie za dem Zwecke, fär welchen sie benutzt wird, 
verwendet d. i. in das Verhfiltnifs eines Mitteis ver* 
«etzt worden ist, dafs also die in Frage stebende Be^ 
natzungder Sache die Wir k un g einer auf diesen Gebrauch 
der Sache gerichteten Handlung ist. Z. B. So grors audi 
die Yortbeile sind, welche die Menschen dem Monde ver^ 
danken , gleichwohl ist der Mond keine Braachliehkdt 
£in Pracht^ebäude, mag den Voräbergehenden einen auch 
Wkch so herrlichen Anblick gewähren, nur für den Eigen*- 
thCimer oder für dessen Stellvertreter ist es eine Brauch* 
. Jiehkeit* 

£ine Waare ist eine Brauchlichkeit, welche und in 
wie fern sie für ihren Besitzer nur um deswillen eine 
Brauclilichkeit ist, weil er sie vertauschen (verkaufen} 
kann. Nicht blos bewegliche Sachen, sondern auch Lie* 
genschaften können Waaren seyn. So waren zu Anlai^ 
4es laufenden Jahrhunderts im Grofsher^ogthome Mecklen- 
burg die Landgüter eine Waare geworden. 

Erwerben heifst machen, bewirken, daCs eine Sache, 
r— an sich oder relativ d. i. für eine bestimmte Person, — 
<mne Brauchlichkeit werde. Unter dem Erwerbe ver*- 
Meht man bald eine einzelne Handiung, durch welche 
^ne S^che erworben wird, (oder eine Erwerbung,} bald 
den Inbegriff der Handlungen, durchweiche eine bestimmte 
Parson erworben hat oder erwerben kann. Mit demsriben 
W4>rte wird zuweilen auch das Erworbene benannt. (Da 
sich also der Erwerb zu d^em, was eine Person erwirbt, 
wie die Ursache zu ihrer Wirkung verhält, und Tcrhallen 
iBufs, so g^ören in die Wirthscfaaftslehre d. i. in dfe 
Lehre vom Erwerbe nicht die Fälle, da der ^Gebrauchs- 
. und mithin auch der Tauschwerth einer Sache durch die 
Entdeckung einer neuen Braudibarkeit der Sache gestei- 
gert wird, ') oder da das Vermögen einer Person durch 



A) Sognr iann ditrdi eine Entd^okung' eine^Sacbe eineii W«frih aller- 
erti erhalten. So die ftoochcui , seitdeBi man im Kflachenmehle, 
ein Torzngliches Düngonj^smiUel gefunden hat. 
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die Freigebigkeit einer anderen, durch Schenkungen oder 
Vermächtnisse, vermehrt wird. In beiden Fällen ist zwar 
ein Erwerb gemacht worden, aber ein Erwerb, welcher 
eine Ganst des Glückes, nicht im Sinne der Wirthschafts- 
lehre ein Erwerb ist") — Der Erwerb ist entweder ein 
ursprünglicher oder ein abgeleiteter Erwerb, je 
nachdem durch die Handlung entweder die Sache allererst 
'zn einer Brauchlichkeit gemacht oder doch in eine Brauch- 
lichkeit verwandelt wird, oder aber eine Sache, die schon 
^ine Brauchlichkeit ist, von ihrem bisherigen Herrn auf 
einen anderen äbergeht. Der prsprungliehe Erwerb wird 
auch die Produktion (^in der weiteren Bedeutung^ ge- 
nannt« Der abgeleitete Erwerb wird nach den Grundsätzen 
der Wirthschaftslehre , allein mittelst des Tausch - ([oder 
des Handels-} Verkehres bewerkstelliget. *) — Sowohl 
der ursprüngliche als der abgeleitete Erwerb ist entweder ein 
unmittelbarer oder ein mittelbarer Erwerb. Der 
ursprüngliche Erwerb hat die erstere Eigenschaft, wenn 
oder in wie fern er durch Arbeit, die letztere Eigenschaft 
aber, wenn öder in wie fern er durch die Benutzung 
eines Kapitales gemacht wird; mit anderen Worten, er 
Int die erstere oder die letztere Eigenschaft, je nachdem 
er keinen anderen Erwerb oder einen schon früher gemach- 
ten Erwerb voraussetzt. Der abgeleitete Erwerb ist 
ein unmittelbarer Erwerb, wenn die Braucblichkeiten 
ihrer specifischen Beschaffenheit nach, ein mittel- 
>barer aber, wenn sie gegen Geld vertauscht werden. 
^Attf eine ähnliche Weise unterscheidet sich auch der 
•Tau seh verkehr in der engeren Bedeutung und der 
Handelsverkehr von einander.— Das Wort Industrie,*) 



1) Der urspraDgliche Erwerb im Sinne der Wirttischafttlehre , ist 
also nicht gleichbedeutend mit dem im Sinne der Rechtsichre. 
In dem ersteren liegt nicht das Merkmal einer herrenlosen Sactic, 
einer rei nnliius* 

S \t) Dieaei Woirt hat wieder zar Bildung anderer ihm rerwandten 
Worte Veranlassung gegeben. Man spricht z. B. Ton grofsen 
Industriellen. (!) ' 
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das Modewort unserer Tage, bedeutet, seiner Etymologie 
nach, den Erwerbsfleifs überhaupt. Jedoch in vielen Fällea 
scheint es in einer beschränkteren Bedeutung fnamentUeh 
blos von der Fabrikation} oder auch in einer gänzlich un- 
bestimmten Bedeutung gebraucht zu werden. Nicht selten 
kleidet man in Fremdworte , was man sich schämt, in der 
Muttersprache auszusprechen. 

Die Eigenschaft eines Gegenstandes, vermöge welcher 
der Gegenstand ein Gut , also für einen gewissen Zweck 
tauglich ist, wird mit dem Worte: W erth bezeichnet. *} In 
der Wirthschaftslehrefund in der Folge) bedeutet das Wort 
die Eigenschaften einer Sache, vermöge welcher die Sache 
eine Brauchlichkeit ist d. i. zu irgend einem Zwecke verr 
wendet werden kann. — Der Werth einer Sache ist ent- 
weder ein Gebrauchs- oder ein Tausch-Werth. Der 
erstere kömmt einer Sache in so fern zu, als sie zu ei- 
nem durch ihre Beschaffenheit bestimmten Zwecke, (z. B. ein 
Pferd 35um Reiten, Holz zum Verbrennen,) verwendet wer- 
den kann; der letztere in so fern, als sie gegen eine 
andere Brauchlichkeit vertauscht (oder verkauft) werden 
kann. Eine Sache kann nur unter der Bedingung einen 
Tauschwerth haben , dafs sie einen Gebrauchswerth hat 
Aber der Tauschwerth einer Sache steht nicht nothwendig 
mit ihrem Gebrauchswerthe im Verhältnisse. Z. B. Wasser 
hat nur selten einen Tauschwerth , so grofs auch der Ge- 
brauchswerth des Wassers ist. 

Der Preis einer Brauchlichkeit ist der Aufwand, gegen 
welchen die Brauchlichkeit erworben worden ist; also, ur- 
sprünglich die Arbeit, welche die Erwerbung der Brauchlich- 
keit gekostet hat öder kostet. — DerPreis einer Brauchlichkeit 
ist entweder ihr ursprünglicher Preis, (^welcher auch ihr 
Kosten, oderihr Produktions-Preis genannt wird,) 
oder ihr Tau seh -Preis. Jener ist der für den ursprang- 
lichen Erwerb, dieser der für den abgeleiteten Er wei*b 
gemachte, (^oder zu machende) Aufwand. Der Preis einer 



1) Lloyd, a leetare on Talue. Lond. 1834. 



Digitized by LjOOQIC 



m 

Bmuchliebkeit^ isowohl 4er Produktkms - als dfrTnasefe^ 
fr^ inGeMans^edrüekt) wird auch, (wegen der Unsicher« 
beft dieser BestimmHü^ desPreises,^ ^^^ nominelle Preüf 
genannt. — Der Tauschti^^r/A ond der Taa8chprei# 
eher Brauchlichkeit sind Wechselbegriffe. Denn einef 
Brauchlichkeit hat um deswillen und in so fem einen Taaseh^ 
werth, Weil und in wie fern sie einen Tauschpreis hat, und 
umgekehrt» Der Produktionspreis steht weder zu ^ 
dem Gebrauchs- noch zu dem Tausch werthe in demselben 
VcrhäUnisse. Denn beide sind von dem Produktionspreise 
Hiebt w^entlich abhängig. Weder der eine noch der an-< 
dere Wertti also ist mit dem Produktionspreise gleich* 
geltend. (Die Identität des Tausch werthe s und deSK 
Taüschpreises hat mehrere Schriftsteller zu demlrrthmne 
veränlafst^ die Worte Werth und Preis überhaupt als 
gleichbedeutend %n gebrauchen.} — Wohlfeiiheit und 
Theuerung sind Vergleichungsbegriffe. Für Wohl- 
feilheit «nd Theuerung also giebt es keinen allgemeiti gül- 
tigen ]lla(]9stab. 

Arbeit ist eine absichtliche Kraftäufserung eines Men- 
setie», wenn und in wie fem sie mit Anstrengung verbunden 
ifi4« Arbeit also ist eine Besdiränkung der Freiheit der 
Willkühr ; sie M hu sich eine Last, wenn sie auch für den 
Bitten oder den Aniieren ein Spiel, f der Gegensatz der At- 
beit,J seyn kann. (Bildlich sagt man auch von Naturkräf- 
ten, von Thieren, von Maschinen, u. s. w. dafs sie arbeiten 3 
-*- Die von den Menschen zu verrichtende Arbeil ist nicht 
an «ich, sondern nur ihren Wirkungen nach d. i. nur in so 
fem ein Gegenstand der Wirthschaftslehre d. i. der Lehre 
vtt» Erweise, als sie ifie elncTon den -beiden Grund- und 
HauptbedtAgungen ist, von welchen der Erwerb überhaupt 
ahiiMgt in dieser Eigenschaft betrachtet oder nach den 
Ofundsätsien der Wirthschaftslehre betrachtet, ist daher rfie 
At»beit entweder pr o d u k t i v^ oder unproduktive Ar- 
beit, je nfichdem sie ^te Ursache eines Erwerbes, eines ur- 
sprünglichen oder eines abgeleiteten, ist;oder einen Erwerb 
nicht bewirkt. Die Arbeiten der produktiven Art sind 



Digitized by 



Google 



^ 81 

wieder entweder nnmittelbur oder nur mittelbar 
prodoktive Arbeiten, je nachdem sie für sieh oder mirdarch 
itto^en £inflofR auf eine andere Ursache eine Prodoktion sur 
Folge haben. (Rinder Folge werden jene Arbeiten auch 
produktive Arbeiten schlechthin genannt werden.^ Eine 
unmittelbar produktive Arbeit ist z. B. in Beziehung auf den 
ursprünglichen Erwerb, die Arbeit des Landmannes , die 
des Bergmannes, die des Handwerkers, eine mittelbar 
produktive Arbeit die des Staatsdieners , die der Schriftf 
steiler, insbesondere derer, welche sich mit der Bearbeitung 
der in den Erwerb unmittelbar einschlagenden Wissenschaft 
ien beschäftigen. Ja, in der Menschenwelt ist alles so in 
einander verschlungen, dafs nur wenige Arbeiten zu den 
scbleehthin unproduktiven (in thesi} gerechnet werden 
können» Auch kann eine und dieselbe Arbeit • {jwie z» B* 
die des 8«»hriftstellers , die des- Malers oder Büdhaners^^ 
beziehungsweise mittelbar und unmittelbar produktiv zu-- 
gleieh seyn. Die mittelbar produktiven Arbeiten tragen 
nicht schon als solche weniger, als die Arbeiten der efttf 
gegengesetzten Art, zu dem Wohlstände einer Nation bei« 
Mab' wird in der Geschichte kein Volk nachweisen könmen^ 
welches y ol^wohl unwissend und uncivilisii^t, deaiioc^iii 
einem bedeutenden Wohlstande gelangt wäre. Wohl abet 
li^iin eine mittelbar produktive Arbeit nur unter der Bedin«** 
gnng eine l^oduktion wiriclieh zur Folge haben., dftf$ von 
ihr ^ine unmittelbar produktive Arbeit b^efiruchtet wink 
Denn eiri jeder Erwerb fordert seinem Wesen nacb me 
Einwirkung auf die Aufsenwelt, auf einen bestiBunten aus« 
seren Körper. 9, Woraus zugleich foigt, dafs alle Er-- 
werbsarbeiten als solche, auch die nnmit.tel'*« 
Var produktiven Arbeiten unter rf^rn Gesetzen 
stehen, welche von flanc/arbeiten gelten, daf« 
also die Wirtbschaftslehre alleErwerbsarbei-* 
ten vor allen Dingen als Handarbeiten zu be- 



1) Mary Som er v i II«, on ihe connexion of the sciencci. -— III. ed. 
Lond. 1827. 
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trachten hat. (yrj^.anten die Lehre von dem nrsprfin;-* 
liehen und unmittelbaren Erwerbe.3 — Die Eintbeflan^^ 
der Arbeiten in anmittelbar und mittelbar productiTe Ar-« 
beiten ist übrigens für die Begränznng der Wissenschaft 
der Wirthscbaftslehre von entschiedener Wichtigkeit. IKese 
Wissenschaft hat nur mit den Arbeiten der ersten Art z« 
schaffen. 

Die Brauchlichkeit oder die Quantität von Brauchlich* 
keiten, welche der Arbeiter durch seine Arbeit oder gegen 
seine Arbeit erwirbt, wird der Arbeitslohn oder der 
Lohn des Arbeiters genannt. <3 Wenn dieserErwerb 
den Werth der Arbeit übersteigt oder weni^tens nicht 
hinter demselben zurückbleibt, so lohnt die Arbeit. Wenn 
es einen Arbeitslohn giebt, ohne welchen keine andere Ar- 
beit lohnen konnte und würde^ so ist dieser der ur an fäng- 
liche Arbeitslohn zu nennen. (^8. unten die so eben 
a. Lehre.3 

Ein Erwerb giebteinenUeberschufs, wenn ermehr 
beträgt, als der Aufwand, welcher, um zu diesem Erwerbe 
zu gelangen , gemacht worden ist. Ob ein Erwerb einen 
Ueberschufs gewähre, kann nur unter der Bedingung aus- 
gemittelt werden, dafs es einen Mafsstab giebt, mittelst 
dessen beide, der Werth des Aufwandes und der Werth 
des Erwerbes ([oder des Erworbenen^^ ihrem Betrage nach 
mit einander verglichen werden können. Dieser Mafsstab 
ist im Handelsverkehre das Geld. Offenbar nur ein kon- 
ventioneller Mafsstab, welcher schon das Daseyn eines 
anderen und allgemein gültigen Mafsstabes voraussetzt. — 
Ein Erwerb mufs nicht, um ein Erwerb zu seyn, einen Ue- 
berschufiä^ geben. Schon der macht im Sinne der Wirth«- 
Schaftslehre einen Erwerb und einen Gewinn, weicher z.B. 
gegen dne Brauchlichkeit einer gewissen Art eine Brauch-^ 
Ucbkeit einer anderen Art eintauscht. 



1) Der erstere Ausdruck ist in Bexiehung nuf den ursprünglichen^ 
der letztere in Beziehung auf den , abgeleiteten Erwerb der pas- 
sendere. 
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UNeWirthschäftslehre aaterrichtet in der Kunstreich 
ira werden, d. i. za dem Besitze eines Vermögens zu gelan^ 
gen , welches grars genug ist ^ um seinen Eigenthümer in 
den Stand zu setzen, alle seine Bedürfnisse und Wünsdie 
zu befriedigen. Zwar ist auch derjenige reich , welchem^ 
ob er wohl nur so viel hat^ als zurNothdurft erforderlich 
ist, dennoch das, was er hat ^ vollkommen genügt. Daher 
übte Diogenes von Sindpe die Kunst, reich zu werden, ans, 
als er den hölzernen Becher wegwarf, womit er bisher 
Wasser geschöpft hatte , weil er die Entdeckung machte^ 
dafs ihm seine Hand denselben Dienst leisten könne. Jedoch 
ein Reich thum dieser Art ist nicht der Ueichthum der 
Wirthschaftslehre. 



ZWEITES HAÜPTSTÜCK. 

Von dem jv 

Zwecke des Erwerbes^ 

oder 

von den (gründen, welche die Meruchen mm Eiferte 

bestimmen. 

Der Erwerbstrieb hat seinen Zweck nicht , wie z. ff. 
diet Geschlechts- oder der Ehr -Trieb, in sich selbst. 
Sondern das Dichten und Trachten des Menschen geht auf 
das Erwerben, weil der Mensch von allem, was er erwirbt, 
irgend einen Gebrauch, bald diesen, bald einen anderen, ma- 
chen kann , weil es kaum irgend einen Zweck giebt , zu 
dessen Erreichung nicht die eine oder die andere Brauchlich-" 
keit erforderlich oder dienlich wäre. ([Selbst der Geizige 
d« i. der, welcher erwirbt, um das Erworbene zu besitzen^ 
macht nicht eine Ausnahme von dieser Regel. Ihm gilt nur 
die Macht, von seinen Schätzen einen jeden ihm beliebig 

Z(t Charta, vom Staate, Vif, ^ 
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gen Oebraoch so madum ^ «t»tt dtes Gebrasi^es salbst.} 
Die Herrschaft, wekhe der Erwerbstrieb über das Oeoimtb 
des Menschen ausobt, beruht eban anf der Maanigfaltigkett 
des Oebraudies, wetehen derHensch von dem Erworbenen 
maehen kann. '3 Mag auch ein gewisser Oebrancb, wdcämk 
dar Mensch von seiner Habe nacht, aas anderen Grinden, 
%. B. ans Chrundeo der Moral, verwerfiidi seyn, dem £rwerbs>- 
triebe nnd mithin dem Erwerbe kommt ein jeder Gdbrauck 
zn statten, welcher von emer Sache gmacbt werd^i kann. 
Es sey z. B. dafs der Lnxas oder Prankaufwand, — der 
Aufwand, welcher demjenigen , der ihn macht, keinen an* 
deren Vertheil gewahrt, als dafs er dem Stidze oder der 
Eitelkeit desselben schmeichelt, '3 — "^^^ ^i* l^bt zwrVer«» 
schwendung verleitet und sonst nachtheilige Folgen hat, 
verwerflich ist, in der vorliegenden Beziehung ist er nicht 
minder nützlich, wie ein jeder andere Aufwand. 

Der Zweck des Erwerbes oder der Grund, 
welcher die Menschen zur Produktion — unmit- 
telbar oder mittelbar'3 — bestimmt, ist also 
die Verwendung des Erworbenen oder des zu 
Erwerbenden^ die Art der Verwendung mag übrigens 
seyn, welche sie wolle. —Diese Verwendung einer Brauch- 
lichkeit geschieht entweder so, dafs ihr Gebrauchs- 
werth, oder so, dafs ihr Tausch werth (^durch einen 
Tausch oder YerkauQ verwirklichet^ realisirt wird. Von 
der etßteren Art der Verwendung, welche aiM^h Verwen- 
dung in der engeren Bedeutung oder Gebrauch der 



1) So wie daher ein Volk von dem Tane^Tetliebre tarn JHmid«^!« 
Terkehre (oder zam IVaareoTerkehre mitteLst eines Geldc^) über- 

' geht, fteigt hei ihm die Macht des Erwerbstriehes . der Hab- 
«acht Demi für Geld iit eine jede andere Braachlicbkeit an 
haben. 

t) JHe An gen anderer Leute sind m, die «as an Gnuida richten, 

sagt Franklin. S. dessen Leben und Schriften. Von Hinz er. 

Kiel 1829. IV. Tbl. IV, «4. 
3) Unmittelbar oder mittelbar. — Der abgeleitete Erwerb setzt 

allemal einen unprunglichen rorans« Auch jener also bestimmt 

— mittelbar — znr Produktion. 
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Saeba genanntwind^ wird hier «ins^wetteu «Hein dtieBed« 
seyn« Diese Yerw^ndung kino entür/sder die BraachUeh«« 
kfit fär isfich Riun Qe^eMtande haben, alae entweder in ^ 
der Y^mmtoiin^ 9 (^Konsamtfen^J od^ in der Abnataang 
oder in der B^o^tumg der fiacke bestehen, ^3 ^^^ ^^^ 
dflreh die Verwaadlun^ ^per BraucUiehkett in eine 
andere oder in den Ben^niUfaefl einer anderen in'« Weik 
geeelst werden. Eine jede Yerwendnng der letzteren 
Art ist «xteieh ein firwerf) oder eine Prüdnktion find 
daher in einer doppelten Eigenschaft za betrachten. Als 
eine Yerwendan^ unterscheidet sie sich rneht von ihrer 
QtMxmg. Ven alien diesen Arten der Yerwendaa^ abei^ 
gilt der Säte, dafs die Yerwendang der Branefaliehkeit 
4er Zweek und der Grand des Erwerbes oder der Pro« 
4ttktien sey« 

Zwar konn nach eine Produktion dieselbe Folge, wie 
die KonsuBition, ^3 ^^^"^ ^* i* ^^ neoeoder eine gestei^ 
gerte Produktion bewirken ; ^- z. B. wenn sie die Eon- 
Sfuneaten mit etnem ihnen bisher iinbekannten Bedürfnisse 
oder mit eiaem ihnen bisher nnbekafmten Uittel, ein Be^ 
dArfnifs, das sie sehen hatten, iM befriedigen, bekannt 
macht, oder wenn sie den Preis einer Waare herabsetzt, 
od«^ wenn sie (äa gewisses Prodnkt v^votlkommnet 
Bine hieher gehörige Anehd^e ermhlt Pranklfo. ^3 Bfai 
Bdiiftr hatte der Familie Frai^lin's mehrere Oefälligkef* 
ten erzeigt, ohne dafs er dafür eine Vorgitmg In Geld 
hfttte annehmen wolleiji. FrankHn's Fraa schenkte daher 
der Toefater des Schiffers eine neue Haifbe von der Arl 
derer, die damals in Phäadelphia gerade Mode waren. Die- 
ser Pntz setzte alle WeM>er and Mädchen des Ortes, in 



l)VernatBt werden z.B. Lebeosinittel , abgenutzt Kleider« 
benilt<t Statnen oder Gemälde, die man anfatellt. 

t) UmW^^ejtq 9JHiir/9l^f WWdis pcj^ OlffW Beiapiale anderer folgend,) 
jmil dem Wprie; Kwfß^mtim <Vnrz»br) iw Verirend^ng der 
Branclilielikei^ wb^rbaiipt kezewkß^n* 

Z) In dem (S. U Anm. 2.) a. Werke. IV, 57« 
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welfhem der Schifer wohnte, in Bewe^ng. Alle wollten 
ähnliche Hauben haben; alle liefsen 3ich solche Hanben ans 
Philadelphia kommen. (Der Ort la^ in der Nühe dieser 
Stadt.3 Schon machte sich Franklin Vorwürfe we^en der 
Yeranlassang , die er zn diesem Lnxos gegeben hatte. 
Doch bald erfuhr Franklin, dafs nun die Weiber nnd Mäd-* 
eben Jenes Ortes wollene Handschuhe strickten , welche sie 
in Philadelphia absetzten, um mit dem Erlöse die neue Aus- 
gabe bestreiten zu können. >} Aber in allen Fällen dieser 
Art wirkt die Produktion nur mittelst des EinlSusses , wel- 
chen sie auf die Konsumtion hat. 

Wenn hiernach der höchste und letzte Grund , welcher 
die Menschen zum Erwerbe bestimmt, die Konsumtion 
istt, so sollten die Regierungen über eine jede staatswirth- 
schaftliche Mafsregel, welche sie zu erreichen beabsichtigen, 
vor allen Dingen die Konsumenten hören. (^Und gleich- 
wohl wird an diese nicht selten zuletzt gedacht 1} Erklä- 
ren sich die Konsumenten gegen die Mafsregel, so mufs 
diese wenigstens einen sehr entscheidenden Grund für sich 
haben, wenn der Regierung zurathen seyn soll, bei der 
Mafsregel zu beharren. Nach den Konsumenten dürften 
vor allen Andern die Grofshändler zu hören seyn. Denn 
diese stehen sich desto besser, je lebhafter der Handels- 
verkehr und mithin die Konsumtion ist. Die Fabrikanten 
und die Fabrikherren dürften dagegen bei einer Frage die- 
ser Art nur auf die letzte Stimme Anspruch machen kön- 
nen. Denn ihr Element sind Monopole. 

Jedoch so grofs auch die Macht des Erwerbstriebes 

und das Heer seiner Bundesgenossen ist, dieser Trieb hat 

' gleichwohl in, einem anderen Triebe einen Feind , welcher 

ihm den Sieg allemal streitig macht und , wenn auch nicht 



1) Der Kolonialhandel hat die Europäischen Völker weit weniger 
dadurch bereichert, daf« er ihnen neae Produkte (oft zu einem 
niedrigen Preise) zuführte^ als dadurch, dafs er sie nöthigte, ih- 
ren ErwerbsfleiTs zu steigern oder auf neue Arten der Produktion 
auszudehnen^ um jene Produkte zu bezahlen. Den Beweis liefert 
Spanien. 
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entringt, doch verküramert, — den Hang zum Mütsig-^ 
gange ^ den Hang zu einem Genüsse des Lebens, welcher 
nicht durch Arbeit verdient ist. Denn kein jBrwerb ohne 
Arbeit, keine Arbeit ohne eine mehr oder weniger peinliche 
Anstrengung unserer Kräfte. *^ (Nur der Gegenstand der 
Arbeit oder Gewohnheit können aus dem Arbeiten eine Lust 
machen!} Die Stärke jenes Hanges läfst sich aus dem 
Genüsse abnehmen, welchen ungebildete Stämme und Nat 
tionen im Nichtsthun finden. Ja, offenbart sich nicht auch 
bei den kultivirtesten Yölkern derselbe Hang in dem Stre* 
ben der Mächtigeren , ihr Arbeiten auf das Regieren und 
ftuf das Waffenwerk zu beschränken ? 

Was nöthigte nun die Menschen dennoch , was nöthigt 
^ie fortdauernd, zu arbeiten? Warum ist diese Nöthigung 
stärker und daher wirksamer iu dem einen Lande, als in 
dem anderen? ([Indem man diese Frage beantwortet, legt 
man zugleich den Grund zu einer natürlichen Ge«* 
schichte des £rwerbes.3 

Die erste und die Grundursache jener Nöthigung 
war die Unentbehrlichkeit der Arbeit zum Er- 
werbe derjenigen ßrauchlichkeiten^ derer der 
JMcnsch, um sein Leben zu fristen und zu ver- 
theidigen, bedarf, war also eine unmittelbare Folge 
von dem Triebe der Selbsterhaltung. Der Mensch 
bedurfte, um zu leben, der Nahrung, er bedurfte der Klei- 
dung und eines Obdaches, er bedurfte der Waffen, überall 
^egen seine Mijfcmenschen , in einigen Ländern gegen die 
wilden Thiere in seiner nächsten Umgebung. Keines von 
. diesen Bedürfnissen hatte schon die Natur durch die Aus- 
stattung upd Ausrüstung des Körpers des Menschen befrie- 
dUget. Ihnen allen mufste der Mensch selbst durch seine 
, Arbeit abhelfen. Auch konnten ihn noch überdiefs gewisse 
seinen) Wobnlande oder Wohnorte eigenthumliche Natur- 
erscheinungen, welche seinem Leben Gefahr drohten, nötbi- 



1) Das Arbeiten itt, wie (nach Brown) das Leben, ein erswange- 
■ er Zustand. 
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gen, gegen sie besondere Vorkehrungen zn treffen« (In 
dieser Lage waren %* B. die Bewohner des Nilthales.3 ~ 
Nicht ein Jedes jener Bedürfnisse ist jedoch An etneü jgi«n 
Orte der Erde schlechthin oder in gleichem Gnftde InMflt^ 
behrlich ; Kleidung 2. B^ nicht äbernU in der beirsen ZoA«. 
Nnr der Nahrung bedarf Aet Meni^^h an einem jedeti Ofle 
der Erde^ wo tr sich auch aufhalte; und^uuMitt^lbar tü€h 
der Nahrung) wie die Gescbibhtä lehft, der Wiifft^ifi 9 
(Wie wflrde es mit der £irwerb»lb«tfgk^it der MM«djfeil 
stehen, Wie ai^msdlg wftrdö ihife flabö «eyrt^ ^ Ahne Hau* 
ger und ohn^ Krieg!} Eben »6 hat die Ntttnr M 4eiä eifien 
Laude reichlicher, in deui anderen il^rllcher tut die Mittel 
Vorsehung getroffbn, von welchem di<; Erhftltün^ mi Ter* 
theidigung des Lebens Itbfaän^tj ^; Bi äfk Miigmg&ltn lA 
den Länd^i^ der heifsen Z^nö, äih Kife'glicfasf «n lu im Pcn 
larländern; s^ügleich bat diä klittääsche V^f^ehledMhelt 
der Lünder durch ded Einflilßf , dett sie äüt Mü kSl^rHdie 
Beschaffenheit der Einwohner äuülbf $ hier ethd gtitütre^ 
dort eine geringere Dringlichkeit dei^ weM^ntlldien Bedarf-- 
nisse des Bten^cHen ^Ur Fol^e. Der SädläMder t^ B. be* 
darf der Ituheinfehr, als il^r Nordländer, dieser ein^i grei- 
seren Qbanttti^s Von Lebehsmlttdtt. klä jett^. ^ Nimmt 
mfan hierzu hoch die Verschiedenheit derStittel, dürdi Weldie 
efti und dasselbe Bädärfriii^ befriediget werden k^nn, so 
ktirih man sich leicht die Verschi^deith^t d^r Riisiiltate er^ 
Wären ^ ^Ü Welchi^h die ih Prä^e stehende NÖthignn^ zum 
Arbeiten näCh der Värsehi^denhdt der tMker tfnd ihr«r 
Wohht)iät£e führen mufs^ und am s« mehr fuhren rnnf!^, <la 
dfeUrsiädhe» dieser l^öthigttug Sctöh In dem Kindesaltef der 
Völker Wtrksäto sind, M^o in elHeW Alter, In weleh«iii eb 
Volk, wie der Mensch, am bildsämsteh ist. Je näehdeSi db 
Volk diireh alle ihm ünetltbehrllöheft Bedürfnisse ö Jet» nur 

dtircfe eihf^e derselben Mtk Arbfeiie« Hirfgeibrdert «htf ge- 



1) Auch die rohesten Völkerschaften sind doch mit Irgend einer Art 
von Waffen versehen. BeiiA Kampf lind kl-ii»^ Ui da« tofiiBjr«. 
wort des Naturmenschen. 
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Döthiget wird^ je nachdem das Ma(s der Aii9trengmi^ be« 
schaffen ist, welche ihm die Arbeit kostet, wird das Volk 
gvofsere oder, geringere Fortschritte in seinem Ekwerbe 
machen. Weder wo die Nator zu viel, noch wo sie zu we- 
mg für den Menschen zmr Befriedignng seiner wesentlichen 
Bedürfnisse gethan, darf man die Völker im Wohlstande 
zu finden erwarten. Ein Mittelzustand , der Aufenthalt in 
der gemäfsigten Zone, ist für ihr Erwerbsinteresse der vor- 
tkeiUiafteste. 

Jedoch , 80 grofs und so ständig auch der Emflnfs ist, 
welchen die in dem Obigen erörterte Ursache der Erwerbs- 
tbitigkeit der Menschen auf den Kampf zwischen dem Er- 
werbstriebe and dem Hange zom Müfsiggaihge hat, diese 
Ursache ist gleichwohl nicht hinreichend, um die so grofsen 
Yersehiedenheiten zwischen den ökonomischen Zuständen 
der Völker und um insbesondere das Stillestehen der einen, 
das Fortschreiten der linderen in ihrem Erwerbe, genügend 
oder in allen Fällen za erklären. Um die vorliegende Aof-^ 
gäbe vollständig zu lösen, ist noch eine zweite Ursache 
in Rechnung zu nehtnen, eine Ursache, welche, ob sie 
wohl, wie die erste, auf dem Triebe der Selbster- 
hdltung beruht, dennoch einerseits nur bedingungsweise 
eintritt, und andererseits in mehr als einer Hinsicht ^inen 
ihr eigenthümlichen Charakter hat, — die Zunahme der 
Bevölkerung und, diese Ursache in ihrer höchsten 
Potenz betrachtet^ die Uebervölkerung eines Lan- 
des« — Diese Ursache ist nur bedingungsweise 
wiiiLsam. Denn nibht überall ist die Volkszahl im Zuneh- 
nehmen; noch weniger ist ein jedes Land übervölkert. 
Ja es scheinen Sogar allein oder vorzugsweise die Län- 
der, deren Einwohner vom Ackerbau leben, der Gefahr 
der Uebervölkerung ausgesetzt zu seyn. ^ Aber, nach- 



1) Die Fragen : Ist der Geschlechtstrieb nach der Verschiedenheit 
der Nationen, isternach der Verschiedenheit der Nahrung a- 
mittel, Ton welohen ein Volk lebt, stäi^ker oder sehw&cher? 
sind noch Wenig oder gar nicht untersucht. Der Cinflurs der 
Lebensart (oder de« Berufs) auf den Zeugungttieb ist schon mahr 
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dmn di» zweite Ursache einmal in WiriLsamkeit ^treten 
iat, treibt sie so^ar mächtiger zum Arbeiten, als die erste 
oder entwickelt sie erst die ganze Macht der ersten Ur^ 
Sache* Denn in einem Lande, welches übervölkert jst^ 
in einem Lande also, in welchem mehr Menschai geboren 
werden, als das Land zu ernühren im Stanjle ist, reiht 
sich an den Kampf, welchen der Mensch mit der Natur 
za bestehen hat, um von ihr die Befriedigung der ihm an-r 
entbehrlichsten BedärlFnisse zu erringen, ein anderer Kam^^ 
ein Kampf unter den Menschen selbst, ein Kampf auf Leben 
und Tod. Da mufs der Einzelne, wenn er anders nieirt 
von schon erworbenem Gute leben kann , seinen ganzen 
Scharfsinn, seine ganze Geschicklichkeit aufbieten, um es 
And(»ren in den Künsten des Erwerbes zuvorznthnn, auf 
dars, da nicht alle leben und gedeihen können, er fiir 
seine Person wenigstens nicht dem Mangel und dem 
Elende preisgegeben sey* So bedauerlich auch dieser 
Kampf in mehreren anderen Beziehungen ist oder seyn 
mag, für den Erwerbsfleifs der Völker hat er dennoch die 
wohlthätigsten Folgen, Folgen , welche die Bedürftigkeit 
des Menschen für sich ([oder die erste Ursache) entwedw 
überall nicht oder nicht in demselben Mafse haben würde. 
Da die Bevölkerung eines Landes, wenn sie einmal eine 
Tendenz zur Uebervölkemng hat, im natüriichen Laufe 
der Dinge in einem stetigen Fortschreiten ist, so nötbiget 
dieses Fortschreiten den Menschen zu immer neuen und 
gröfseren Anstrengungen. Und da in diesem Zustande 
der bürgerlichen Gesellschaft der Grund und Boden schon 
getheilt, nicht Allen aber ein Tbeil des Erdbodens zu 
ihrem Loose gefallen ist, da also nicht Alle die ihnen un«» 
entbehrlichen Bedürfnisse unmittelbar befrtedigen kön-^ 
nen, so sieht sich die überschüfsige Bevölkerung, um dem 



ia Betrachtung gezogen worden. S. aul^er den Bd. II. S. 107. 
angef. Schriften : Bernpulli, Handbuch der Population itUk oder 
der VöUcer- i|iid Meiifcbenbunde nach ftatistifchen Ergebpitton, 
IJIm 1840. 



Digitized by 



Google 



41 

ft^icRsale dar Knechtschaft 2^u en%ehen , genStfiigt^t, ^f 
lE^üüdmkgen alli^r Art, auf die Fabrikation neuar q^er auf 
di^ y^ryoUkoiniKmiuig der schon bekannten Wainren, Be- 
dacht zn oehmen, auf dafs sie die Kauflust ihrer Herrens 
der.Grundeigeiithämer, reitze und sie befried^en könn^ 
Derselbe Kampf wiederholt sich mit seinen Folgen, un4 
aus ähnlichen Ursachcin , in der überschnfsigen Bevöiker« 
ung selbst Dacunm whrd ein Volk, wenn die 2iahl seiner 
9ftitgliedi^ stetig im Zanehmep ist, durch diese Zunahme 
gleichsam in 4las Land der Freiheit versetzt, d. u der 
Fesseln entlediget, in welchen sein Erwerb, so lange die<- 
ser fast nur im Produciren (]in der engeren Bedeutung) 
besteht, von der Natur enthalten wird. — Alles dieses 
mrd auch durch das Zeugnifs der Geschichte auf das un- 
zweideutigste bestätiget. Die am wenigsten bevölkertai 
Länder, die am wenigsten zahlreichen Völkerschaften sind 
zugleich die ärmsten. Denn ihnen gebricht es an einem 
Haupthebel des Arbeitsfleifses. Das Gegentheil gilt von 
den Ländern und Völkerschaften der entgegengesetzten 
Art, z. B. von China. In mehreren Europäischen Ländeim 
ist die Bevölkerung in den neueren :2eiten bis zur lieber- 
völkerung gestiegen. Aber gleichzeitig und fast verhäH- 
nifsmäfsig hat auch der Reichthuin dieser Länder zuge- 
nommen. (Allerdings ist üeberVölkerung eines der gröfsten 
Uebel , welche ein Volk heimsuchen können. Aber viel- 
leicht sollte es dem Staate genügen, dieses Uebel nicht 
hervorzurufen oder zu befördern. So weit sich auch die 
Mächt des Menschen über die Natur erstrecken kann, 
so schwierig ist doch die -^ noch nicht genugsam erörterte 
,— Frage, vvie weit sich diese Mächt erstrecken soll?) 

Wenn in dem Obigen der Arbeitsfleifs der Menschen 
als eih Kind der Noth dargestellt worden ist, so ist das 
iiicht so zu verstehen, als ob auf denselben nicht auch 
andere Ursachen Einflufs haben könnten und Einflufs hät- 
ten* Aber alle anderen Ursachen sind doch nur unterge- 
ordneter Art; sie sind unmittelbar nur in so fern wirksam^ 
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als sie sieh an dit oben aii|;efiihiien Ursachen anreihen, 
dieMacbt A^selben entweder verstärken oder sehwftchen. 
Uebrigens ergebt sieh Ms der vorstehenden Unter- 
sttc^hnng das fSr die Praicis wichtige Resultat, dafs en^ mn 
die Mensehen siitini Arbeiten zb, bestimmen, des Einschrei- 
tens des Staates flberall nicht bedarf. Die Menschen ar- 
beiten, wefl sie nach Natorgesetisen arbeiten müssen. 
Sie arbeiten am besten^ wenn ihnen die Wahl der Arbeit 
abeHassen wird. Denn sie sind Menschen. Aach irren 
sie nicht leicht in der Wahl der Arbeit. Denn , wo es 
dem eigenen Tortheile gilt, ist ein Jeder scharfsinnig genog. 



DRITTSS HAUPTSTÜCK. 

Von den 

Die Urquellen des Erwerbes oder die Quellen des 
urspränglichen Erwerbes sind die Arbeit, welche die Na* 
tar^ (d. i. die Aufsenwelt oder die Erde^ als die Welt 
dqs Menschen,) für den Menschen und die Arbeit, welche 
der Mensch selbst verrichtet oder verrichtet hat. 9 — 
Die Arbeit, welche die Natur für den Menschen fortdau- 
ernd verrichtet, sind die „Erzeugnisse^^ ihrer or- 
ganischen Kräfte, Thiere und Pflanzen; die Arbeit/ welche 
4ie Natur für den Menschen ein für allemal verrichtet hat) 
sind die Schätze, welche sie auf oder in der Erde für den 
Menschen gesammelt hat ^ die für den Menschen branch- 
baren Mineralien. (Auch die Naturkräfte, welche der 
Mensch für den Erwerb benutzen kann, gehören in die 
erstere Kategorie.^ Es ist in ökonomischer Hinsicht von 
gro/ser Wichtigkeit, diese beiden Arten der Arbeit von 



1) Die Arbeit dee MentcheDy Mgt ein Kagliecher ScIirifkiitcUer (W. 
Petty, treatife oii taze« anil eoDtnbotiooe. Lond* Ita?. p. 47) 
Ui der Valer, die Erde die Motter dee Reichthonie. 
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einftiiiler zu unterscheiden. Die £kde eme«ert von 2eit 
TM Zeit ihre En&eugnisse, nicht aber (oder 4och nur aw** 
fiahittBWeise uad nur höchst langMin} ihre J^^hitce 9 
EKif&Ml gfehdiben) sind diese ftlr immer erscb^ftl Im Bn^ 
silten sind ganze Beziriie, in welchen ehemals^ afillii« noch 
eine reiche Ansbente an Gold gewährten^ Wohlstand und 
Veberdnfii hen^dhte, jftfet^ nachdem die GoldqoeNeersithftpft 
krt, rerairmt Man hatte, vergessen, die ans dem Boden ge*» 
togenen Kapitalien Wieder, wMigstenszttmTheil, indem 
Boden d. i« im Landbaue anzulegetu >} -^ Die Arbeit, welche 
der Mensch verrichtet, wfird Arbeit oder Messobenafbeit 
aehlechthin^ die Arbeit aber, welche derHenseh ver-^ 
richtet hat, wenn ihr Produkt atti]^eapart von dem MeosehM 
fortdanernd beiititiKt werden kunti^ Kapital geiiMfit 

Keine ton diesen Qoeiien ist für Mich zum 
Et-werbe hlnreichendi Der Mensch kann i^chl Stoffe 
«eh äffe Hl Die £rde giebt dem Menaohen nidits ganz 
mnisonst^ nichts obtie dtie ^üa ihm iin verriohtende Arbdt; 
(Sieh seibi^t, ali» den Anfenthalti^ort der M^sehen^ Jedoch 
ausgenommen. Darum rdöhen die Gb^ndd^ welche für Am 
Sdtidereigentham sprechen^ niehtsö weit, dafs nicht d^n 
Yerkehri^ unter den Menschen Lund«- und WasserstraflMi 
ali§ Oemelngtit vor!&ubehftIten5 eib^m jeden einzehien Mm«-. 
Bch^n titie Heifti^fh^ d. i. eitk Ort, Atts Welchem ihn Niemand 
vertreiben d^rf^ 2tt didhernWSren.3 tis k<hn daher ein YoOt, 
d»ä<i«Ibä vereinzelt d, I. Abgesehen von seinem Taosehver«* 
kehrte iiiit anderen Völkern betrachtet, ^ wie ein Jeden 
Tolk in Bmehmg Anf den iirspriingKehen Ek'werb vor allon 



I) Die Erzeagnitte der JErde können mit der Arbeit, welche der 
fitenscti Terrictitet, die Schätze der £rd6 init den tön deil M^S« 
sehen getammelten Kapitalien TerglicilM tir^rdbUt 

i)A. de Saint-äilaire, Vojage däne l'tntdrieär ilu är^il. Par. 
1830. w^ Matt hhi dielleit lel-ethä^. iül #eleher dio 6t«llikohI«ir- 
groben in England, die dermalen im Baue sind, erschöpft seyn 
werden. Nach Taylor können die Steiakohlengraben in Northum- 
herland' and Durtan nocii llfY, *adi Bukkuid nur aodi 400 
Jahre laag dieselbe Ansbeste, wie bisher, allljäbrlich g^bea. 
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Dtegea Auf diese W^ise za betrachten ist, -^ des Wohlstan- 
dMf wefeberjihiii dberbaupt erreichbar int^ nur unter der Be-- 
^inifBiig^ tbeiHmflt werden^ dafs derReidithun seines Landes 
nidlt »indsrtgrols ist, als d^ Erwerbsfleifs, mit welchem es 
dissen. Baden beaati&t 

Wenn auch der Wohlstand eines Vollies sowohl von 
dem KeicbtlMUtte des Lande» als von 4em Grade des Er-r 
werbsfleisfes des Volkes abhängt, so ist «r doch nicht ^ 
von dar.einen and von der anderen Bedingung 
tu fflei€^hem Grade abhängig. Die Hauptbedingung 
ist der Erwerbsfleifs des Volkeis. Denn dieser kann 
den- BkMien: selbst ergiebiger machen. Wenn aber zwei 
oder mehrere; Völker ihrem Erwerbsfleifse nach einander un- 
gefähr gteich stehen , so ist der Vortheil auf Seite desjeni- 
ff^n Volkes, welches den reicheren und dapkbareren Boden 
basititi In Sioilien und in Island steht es mit der Arbeits- 
thi%keil der,Einwohner schlecht bestellt; in beiden Ländern 
JMIS/W^ea derBesebaffenbeit des Klima's, theils, ([beson- 
ders in Sioilien,} wegen der Fehler, welche sich die Regie'*- 
rang zu Schulden kommen läfst. Dennoch herrscht in 
fiUeilien der gröfsere Wohlstand. In Sicilien leben anfeiner 
iQuadratmeile 6$ Menschen, in Island lebt auf demselben 
BAum nar.ein Mensch. '3 ^^^ ^^^^ gröfsere Fruchtbar- 
keit des ersteren Landes bewirkt diesen Unterschied. — 
Mmü kann sich dem Fall denken , dafs einige Völker durch 
ihre Arbeitsfähigkeit und durch denRdchthum ihres Wohn- 
Jiandes in d«m Grade über andere Völker hervorragten, 
dafs sie.s^bst die politische Selbstständigkeit dieser Völker 
bedrohten. In der Erfahrung dürften jedoch die Beispiele 
häufiger vorkommen, dafs ein Volk, in der einen Beziehung 
anderen Völkern nachstehend , in der anderen desto reich- 
licher ausgestattet ist. 

Beide, die Natur und der Mensch, verrich- 
ten die zum Erwerbe erforderliche Arbeit mit 



1) J. GviU4)lfmBaii» die Lehre von den Sieaero.' Berlin ^SiO« 
8. 50. 
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einander gemeinschafiiich* DieNater liefert nicht 
' etwablos den ^toff für die Arbeit des Menscheii, «und diese 
beschränkt sich nicht etwa auf die Arbeiten, diünih welche £la-^ 
ehen inBraucblichkeiten verwandelt werden. Seridem^beide^ 
dieNatur und der Mensch, sind auch in Beziehung auf die Be« 
schaffenheit der Arbeit Mitarbeiter. (^Z. B* durch die 
Arbeit des Menschen kann auch die Produktion . des iM* 
bodens gesteigert, bei der Fabrikation können. awib die 
Kräfte der Natur benutzt werden.} Es scheint itibardiefii 
zwischen beiden, zwischen der Natur und dem Mensche«^ 
in Beziehung auf den Erwerb eine Art von vorausbestimnt«* 
ter Harmonie einzutreten. Daher gehen auch die Menschen 
bei ihren Erwerbsunternehmungen von der Voraussetzung 
aus: Alles in der Natur ist für den Menschen zu etwas 
brauchbar; es steht in der Macht des Mensehen, von dnem 
jeden Naturkörper und von einer jeden Naturkraft irgend 
einen Gebrauch zu machen. 

Diese Gemeinschaft, welche zwischen der Natur und dem 
Menschen in Beziehung auf den Erwerb eintritt, ist jedoek 
nicht mit einer Gesellschaft zu vergleichen. DerMenseh 
ist der ArbeitsAerr. Für ihn arbeitet, fdr ihn soll die 
Natur arbeiten. Er kann die Arbeit bestimmen, welche die 
Natur für ilm verrichten soll. Ja die Natur verrichtet nur 
die Arbeit für ihn, die er von ihr fordert. (Die Brauch- 
lichkeit einer Sache , welche dem Menschen nicht bekannt 
ist, existirt nicht für ihn.3 Eben so kann er die Natur bei 
der Arbeit, die sie für ihn verrichtet, leiten, beherrschen. 
Er kann und er soll sogar die Arbeit, die er selbst verrich- 
ten könnte, der Natur, so weit nur seine Macht über diese 
reicht, aufbürden. „DerMenseh", sagt Fichte, *) „soll 
arbeiten; aber nicht wie ein Lastthier, das unter seiner Bürde 
in den Schlaf sinkt und nach nothdürftiger Wiederherstel- 
lung seiner Kräfte zu neuer Arbeit aufgestöi't wird. Er 
soll mit Lust und Freudigkeit arbeiten und Zeit übrig be- 



1) In der Schrift: Der geschlossene Handelsstaat. Tübingen 1800. 
S. 66. 
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ludteil, sein Ange und seiiien Geist zum Himmel zu eriieben, 
so dessen Anseiiasmi er gebildet ist Seine Nahrung mid 
Pflei^e soll niekt die setoes Lastthier^ seya , sendem seias 
Speise soll sieh von dem F«t(er, seine Wohnunf^ voa dem 
Stalle, wie sein Eftrperban von dem seines La s tfliieres, 
utttersdMiden. Dss ist sein Recht; darum, weil er nnn ein-* 
mal ein Mensch ist^^ 

Zwar kann maa auefa die Natnr als den Arbekalierm 
b e tr achten^ Denn anch die Erde ist eim mit Lehen begab>- 
tes Wesen, anch sie hat ihre Zwecke. Sie v^langt von 
dem Menschen Arbeit, auf dais sie, denkenden Wesen zum 
Wohnplatze hestinunt, nicht za einer Einode oder zumTum^ 
melplatze für reifsende Thiere werde. Aach sie verlan|^t Ar^ 
beit von dem Menschen, anfdafs er durch den Anbau und durch 
iSe VerschMerang der Länder die Vorsorge erwiedere, die 
sie filr ihn getragen hat Aber wenn schon diese Anriebt, 
welche von der Religion der Griechen so reitzend ao^e- 
sdimückt ward , anch mit dem Christenthnoie voUkeaimen 
ibereinstimmt, so ist m doch nicht die, weldie die Wirth^ 
Schaftslehre bei der Bestimmung des Verhältnisses des Mtn^ 
sehen zu der Natur znm Grunde zu legen hat 
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YlfilBTES HAÜPTSTÜCIL 

Von den 
einzelnen Arten des Erwerbes. 

Erste Unterabtheilung. 

Von 

dem ursprünglichen Erwerbe. 
ERSTER ABSCHNITT, 

Von dem 
unmiiislharen ursprünglichen Ertperhe.^') 

Sachen werden ursprünglich erwprben d. u 
in Braochlicbkeiten verwandelt durch Arbeit, welche 
auf sie verwendet wird^ Alle Güter dieser Erde^ 
sagt schon der Griechische Dichter Epicharmos , verkaufen 
uns die Gatter nur um Arbeit. *) ([LJebrigeiis ist in der Lehre 
vom ursprünglichen ErWerbe, wie schon ohtn bemerkt wor- 
den ist, unter Arbeit nur Hand arhelt ^m verstehen.) 

Hiemach scheint es aber überall nicht einen ursprüng- 
lichen Erwerb zu geben und geben zu können. Denn , da-- 
mit der MeDsch arbeitsfähig werde, ist auf ihn, auf seine 
Pflege und auf die Entwicklung seiner Anlagen, ein Ka^ 
pital zu verwenden, und^ ist er arbeitsfähig , so ist auf ihn 
schon ein Kapital zu diesem Ende verwendet worden* Das 
Erzeugnifs der Arbeit des Menschen, die Brauchlichkeit, ist 
also allemal zugleich ein Zins von dem in ihm angelegten 



1) Um Worte bo sparen, werde ich diesen Erwerb in de« irorlie- 
j^emimm Abeclioitte' auch den nr^rnnglichen Erwerb ecbleeiit- 

hin (und ohne weiteren Beieatz) neoBCJi. In der That gebührt 
ihm avch da« Beiwort: UreprnngUcli, «chlechtbin, da er überall 
niciit einen anderen Erwerb Toraneeetst* — Uebrigene äbertelie 
man nicht, daft in dem vorliegenden Abschnitte lUe Arbeit ledig- 
lich in Besieh nng auf ihren Gegenstand in Betrachtung komuit. 

2) Xenoph. lIluBorabiUa. II, 5. 
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Kapitale. Diese Einwendung iäfst sieb jedoch so heben; 
Wenn auch auf einen jeden Arbeiter, damit er arbeitsfähig 
würde, ein Kapital verwendet worden ist, so kann doch das 
verwendete Kapital weder von den Eltern, noch von den 
Kindern bei dem Arbeitslöhne in Anschlag gebracht werden» 
nicht von jenen, weil sie verpflichte^ waren, die Verwen- 
dung zu machen, nicht von diesen, weil sie Pflege und 
Unterricht unentgeltlich erhalten haben. Sondern dieser 
Aufwand ist gleich als eine Ausstattung zu betrachten, welche 
der Mensch der Natur verdankt, oder gleich als ein Darle- 
hen, welches der Mensch dereinst seinen Kindern erstat- 
ten soll. 

Die Arbeit, als eine Erwerbsart betrachtet, begreift 
wieder drei Erwerbsarten oder drei Arten von Er- 
werbsarbeiten unter sich. 13 Die Okkupation oder die 
Besitzergreifung, die Arbeit, durch welche man sich 
einer Sache aufserlich bemächtiget, sey es um sie unmittel- 
bar zu gebrauchen, '3 ^^y ^^ ^^^ ®'^ ^^^ ^^^^ ^^ einer anderen 
Erwerbsart zu benutzen. >) t) Hie Produktion, die 
Arbeit, durch welche die organischen Kräfte der Natur> ge- 
nothiget werden, eine neue oder fruchtbarere oder voUkomm- 
nere Arbeit fär den Menschen zu verrichten ; also z. B. die 
Tiehzucht, die Baumzucht , den Feldbau. 'J Nicht selten 
geschieht es , dafs im Verlaufe der Zeit an die Stelle einer 
blosen Okkupation eine Produktion tritt. Z. B. Wiesen 
werden gedüngt, bewässert; es werden Wälder angelegt; 
Teiche für die zahme Fischerei gegraben. *) 3}Die Fabri- 



1) Z. B. om Früchte, die wild wachsen, zu verzehren. 

2) Z« B. um die aus der Erde geförderten Metalle znr Fabrikation 
sa Terwenden. 

8) An encjclopedia of a^ricnHore etc. Bj J. G. Loa da n. II- Edit. 
Lond. 188 r. £ Isner, die Politik der Landwirtbtchaft. Stuttg. 
1886. — Die Landwirthschaft der alten Völker, mit Aasschlufs 
der Romer. Von Beynier. A. d. Franz. von Daniance. Hei- 
delbergs 1838. 

4} Die Okkupation im Sinne der Wirthschaftslehre ist also nicht 
mit der im Sinne der Rechtslehre zii^ Terweehtelm 
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kation, die Arbeit, dsriA wdcbe NaturprodolUe, (]oder 
aaeh Produkte der Knnst,3 lun sie^branchbar oder braniDh** 
barer zu ma^eh, iil irgend einer Art , z. B. ihr^ Zusam^ 
menbange, ihrer Gestalt, lIKschui]^ oder Farbe: nach ver-^ 
ändert werden. 9 — üebrigens begreift das Wort: Pro- 
duktion in seiner weiteren Bedeutung , sammt den ifam 
Ter wandten Worten, aUe diese drei Erwerbsarten anter 
sich. Qn dieser weiteren Bedeutung wird das Wort, ohne 
Betsatz gebraucht, in der Folge genommen werdak) 

So gewifs auch diese drei Erw^bsarten und die unter 
einer jeden derselben begriffene» besonderen Arbeiten, als 
Tbeile eines und desselben Ganzen, einander gegenseitig 
stutzen und fördern , ein Volk ^ also , um wohlhabend zu 
werden, seinen Erwerbsfleifs , so weit es ihm seine Lage 
gestattet, auf alle diese Erwerbsarten und Arbeiten auszu- 
dehnen hat, so giebt es doch eine Erwerbsarbeit, 
welche anderen vorausgehen mulGs. 

Diese ist die Arbeit, welche zum Erwerbe der zum 
Lebensuntertialte unentbehrlichen Nahrungsnnttel erfordar- 
licb ist. (Zwar giebt es noch andere BraucUichkeiten, 
weldie, nadiZeit und Umständen, zurUntertoltiaig desLe*- 
bens nicht minder noth wendig sind. Aber nur Nakrung«* 
mittel sind schlechthin und überall Bedürfnisse dieser Art.^ 
Diese Arbeit mufs vor allen Dingen lohnen, zuv&rderat in 
dem Sinne , dafs sie den Arbeiter in den Stand setzt, die- 
selbe Arbeit, d. i. den Erwerb der ihm unentbeihrlicheii 
Nahrungsmittel, fortzusetzen, und dann in dem Sinne, 
dafs sie dem Arbeiter einen Ueb ersehn fs an Nahrungs- 
mitteln gewährt, welcher ihm nach verrichteter Arbeit und 
nach Abzug seines Verzehres verbleibt, wenn anders der 
,/, , - ' 

l)']^t Fabrik we«en. Bearb. tob Ure. A> d« Frani. Ton DieK< 
Wann. Lpz. 1885 

t) Man erinnere eich, daft in der Torliegenden Lehre die Volker 
Tereinxelt« d. i. ohne Ruckeiofat auf denfinflufs, welchen der 
autwartige Handel auf ihren ökonomitchen Zastand haben kann, 
betrachtet werden. 

Zaekariäj vom Staate, Vit- 4 
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Arbeiter im Stuite seyn mU <» tafirar iSeiiefi Afbeilen noeh 
andere Arbeiten za veMMitM. (Hab kAnn daher diase 
BnwfirhsarMt die nranfän^liehe^ den Leim des ara»- 
fiii|:liehea Arbdtriolwnenoen.} 

HiefaM felgt : Ein Volk kann nicht wehDuübend und 
Bodi weniger reidi werden, ohne daCs ihm die Arbdt, die 
es aaf die Produktion der aq aeiner Nafamn^ dienenden 
Miftei verw^idet , einen mehr oder wenii^ hededtendea 
UeberflidMib gew&hrt >} Der Betrag dieaea Udkrsc^aaaaa 
riehtet aich 1} nach der BeachaSenheit der Arbeii^ die zur 
Prodaktioä der Nahnmgamittei Terweödet wird. Die 
aiöheiBrte nnd erg iebigate Art dietor ProdoktieB ist der 
Laüdban. Ohne diesen kann kein Volk za raiem loun-« 
haften Wohlatande gelangen und hat nie eoiYoIk ifieaes 
Ziel eneieht. Der Betrag jenea Ueberschnssea btoigt f) 
van der Beschaffienheit der prodnzirten Nahmngsnnttdi^ 
\on der Quantität dea in ihnen enthaltenen NahrangsalofliM^ 
ak f) Gewöhnlich macht ein tmd dasselbe Volk ven meh- 
reren Arten ime Nahrongsmittel zugleich Gebrancii* Jedheh 
iates alsdann der Wisaenacbaft erlaubt, beiden di#Näh^ 
rmigsimttel betretenden Fragen der WirliisehaftricAire, be^ 
sendem das vornehmste und attgemeinste Nahrmigamtttel 
in Betrachtung zu ziehen, *} z. B« fai den Karopäiachen 
SiaMendie Brodlrabbte^ Ton dem Betrage dea lieber» 
Schusses kann man sicdi am besten durch das VerhiJtnifii 
nnterrichten, in welchem in einem Lande die ZahlderJLand«» 



1) Iti' kö Um gebfihi^t dtem Xliifdbade tot alled anderen Brwetbsar'- 
Mien der Pv«S«. (Dattth die HeniMhetMing dle««i Sftlses .ttr% 
wart) «ich die PhyBiokrati« ein nicbi geringe« Ver<U«aat um di« 
Wirthtchaftslehre !) Britannicat, on the economj of nationa, 
beingan attempt to thow, that our agricultnre^ trade and mann- 
Aiclaret erigiaate only io tba •earch of fbod and reauli ^nijr in 
' tbe diatribution of the crop. Lond. 18S2. 

t) 8. iber die Tevtchiedene Quantität dmes Stoffe« in den verscbie- 
denen Arten der Häkealracllte: Prestinatit Hnndbnch dec 
Cnmeratchcmin. Heidelberg« II Thle. 1S2S. f. 14». 

8) Anders hat man bei der Beortheilnng einveln^r Fälle und in der 
angewendeten Wird&schaf talehre nn e^hrea. 
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^« jtrei^^e» Bev&Ik$roQg ^^rGwsmmUMM des Volkes 
ßt^ht Je g^rin^er die Zolil Jener Bevölkerong vcrgUehen 
mit liif^er jSahl ist, desto günstiger st^bt dts V^fhältiufii 
fqr den Wohlstand des Yolkes #erbftapt« Man h«t b^reehf* 
n^t, 9 dafs auf 100 von JenerBevöIfeefiuig inSäiglandSOO^ 
in Frankreich 50 und in Italien 30 komaen, die >nicht vMi 
Aekerbai]^ leb^n; und un^efakr in demselben Verhältnisse 
poQhten di^e Länder ihrem Wohlstände naeh zu eiaaMlor 
li^ehen. — Jedoeh ist ein Volk eifl^^rseite niebt sehon deftr 
wegen reif^, weil ihm die P? odaktian d^ Nahrtingannitel 
einen grofsen Ueberscharß gewährt. Oejun Nabrtangamittel 
werden diMreh den tfebraudi verbracht Und. andererseits 
wird ein Volk dadurch reicher ^ dal« es jenen ÜMtei^sdiaft 
zpr Fabrikation benutzt d. i. wfi demsielben die Arbeitttr^ 
wel^ die FaJ^rjkaetion v?rricbt€P, unteirihäjt. Penn daa 
F;abrikatist Youfc den wäbrwd der Fabrjfcatiott Verbranch-i- 
t^Naiiningantttetonicbt nur «oinemGebrauehswertbe'nach, 
mndetn webin#o fern versebladon, al» en^ aufiBBSr dielMi 
liebenamttteln foder aofeer diesem Kapitale) niMdi.eiüeinerie 
jlurbeit, die Arbeit der Fabräcati^n, yergntet. f^ (m F^nbri^ 
kation ist, wo nicht die ains^igevdoeh dioHa^t^iiieltey wek- 
(^^ ein Volk seinei^ileichthui«^ in wie fer» diHBicrdutvii 
Arbeit erworben wird, verdanken kann.} i 

. $0 wie S4i^ndttr4^Arbeitnrspin3n^chemolrben wer- 
den, so ist a«eh Arbeit der Fre^is d* L der AiMrand», iftr 
weichen eine JSacbe mr^furfii^iicb corworben hricd. Jedoeh 
#9 £rwerbtt9gaart betrAohM» i^t die Arbeit Aur .eda.i Art 
der Erwerbung 4« i«* gi^bt es aft^r ihr noeh aodeiwifivviier« 
bungsar^ep* In/ der anderen JiijS^wehalt abfer4« i; ais.ider 
Preis der Erwerbung betrachtet^ is.tMdJie der 
ursprüngliche Preis alter Brauchlltbkeiten^ 



1) S.B abbaue ^<im Mascbiaenwosea. (Paali d<iicf iiiaii.,deii Sia- 
tistikern nicht immer nachrechnen.) 

.2) Der Satz besieht sich auf dai l^jstem der Pbjsiokratie. Dietea 
Syfiten» verwechselt öit conditio sin^ qua non mit d^r'catkia ef- 
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diese mögen schlechthin urspränglich oder 
auch auf eine andere Weise erworben worden 
aey n. Denn so einer jeden Erwerbung wird eine schlecht«* 
Mn oder gnmittelbMrarspringKche Erwerbung voransgesetet, 
aaf diese lifst sich eine jede andere Erwerbung zurödL- 
Dihren. (^Die Erwerbung mittelst eines Kapitales, — 
weil ein Kapital eine in einer Brauehlicbkeit aufgesparte 
Arbeit ist Die abgeleitete Erwerbung, — weil mittelst 
derselben, was die eine und was die andere Parthei, in 
Person oder durch ihren Yormann , urspränglich erworben 
bat, nur einen neuen Herrn erbüti} 

Wenn aber Arbeit der urspringliche Pi^s aller 
BrauchHchkeiten ist, so ist sie auch der JUa/ssiab 
für den urspringlichen Preis aiier Branehlich« 
keiten, also derMarsstab, an welchen rtle Brauchlioh- 
keiten su halten sind, um diesen Preis anrieh und vergleich« 
ungsweise zu bestimmen. (Z, B. EineBraucUtehkeit steht 
hiher oder niedriger im Preise, je nachdem die' Produktion 
iersdben mehr oder weniger Arbeit gekostet hat.} — Es 
fragt sieh pur, ob die auf den Erwerb verwendete Arbeit^ 
an sich und fflr die Praxis, tauglich ist, den Dienst eines 
solchen Mafstalies zu verrichten? ob und in wie fern man 
von diesem Mafsstabe Gebrauch machen könne ? 

Nun kommt zwar diesem Mafsstabe nicht eine unbe- 
dingte oder nirthematiscbe Vollkommenheit zu. Doch leistet 
er so viel , als man von ihm seinen Grundlagen nach for- 
dern kann. Er leistet doch so viel, dafs man auf ihn die 
Bei«chnungen und Ver^eichangen , welche zur gehörigen 
Leitung der Erwerbsthätigkeit erfordert werden, mit der 
im Handel hinreichenden Wahrscheinlichkeit gründen kann. 
Denn : V) Der obige Mafsstab legt nicht einen Gegenstand 
zum Grunde, welcher selbst eine Brauehlicbkeit ist, 
(z. B. nicht Gold oder Silber ,3 sondern einen Gegenstand, 
welcher von den BrauchHchkeiten, deren Preis der Mafsstab 
bestimmen soll, der Gattung nach verschieden ist, die 
Arbeit des Menschen. Allerdings kann man auch eine 
Brauehlicbkeit, und^zwar dne jede Brauehlicbkeit zum 



Digitized by 



Google 



HaTsstabe (]odter zum Vergleiehongspiiiikte} (ür die Preise 
aller anderen Brauchlichkdten gebraocben. Aber ein Mafs- 
8tab dieser Art fuhrt unausbldblich im Kreise herum. Da 
ist nffgends^in fester Punkt, nirgends ein Anfang. Wenn 
gleichwohl fast bei allen gebildeten Völkern Gold und Silber 
als Geld die Eigenschaft eines allgemeinen Preismafses hat, 
80 ist der Grund der, dafs dann das Metallgeld gleichsam 
eine Uebersetzung ([versio) des ursprünglichen Mafsstabes 
in einen anderen ist. V) Die Arbeit d. i. die Handarbeit hat> 
für sich betrachtet, ihr bestimmtes Mafs. Dieses ist 
die ISngere oder kürzere Zeit, welche zur Verrichtung der 
Arbeit erforderlich ist oder eiforderlich war. (Bie Preise 
der Brauchlichkeiten verhalten sich also zu einander wie 
die Zeiten, welche auf die Produktion der Brauchlichkeiten 
zu verwenden waren*3 33 Man kann annehmen, daCs bei 
einer und derselben Nation die Arbeit der Einzelnen im 
Durchschnitte (und abgesehen von der Verschiedenheit des 
Geschlechts^ denselben Werth liat d. i. dafs unter die-* 
sen Voraussetzungen ein Erwachsener so viel als der an- 
dere schafft. Nun tritt zwar unter Arbeitern, welche ver- 
sdiiedenen Nationen angehören, nicht dieses Verhältnifs 
der Gleichheit ein. Man hat z. B. berechnet, dafs dn Eng- 
länder in einem Tage achtmal mehr Arbeit als ein Hindu, 
ein Nordamerikaner ein Viertheil mehr Arbeit als ein Eng- 
länder, verrichte; f^nier, dafs die Arbeit eines Chinesen 
5 pCt. mehr, als die eines Hindu's, und 100 pCt. mehr, als 
die eines Malayen, werth sey. *3 Aber alles dieses beweist 
in Beziehung auf den in Frage stehenden Mafsstab nur so 
viel, dafs dersdbe nur mit der Einschränkung in Anwendung 
zu bringen sey, welche sich aus der Verschiedenheit der 
Nationalität der Arbeiter ergiebt. (Der Preis einer Brauch- 
lichkeit, welche ein Hindu in 10 Tagen produdrt hat, ist 
allerdings geringer, als der einer Brauchlichkeit, welche, in 
derselben Zeit producirt, die Arbeit eines Engländers ist. 



1) N. W. Senior« on Ute coit of obtaining monej etc. Lond. 1880« 
t) Morgenblau Jahrg, 1889 Nro. 909. 
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Aber, betraeÜtel man die Hifida's anter skh «nd die Bn^ 
Mnder anter sieh ^ m bleibt dennoch Jenem Maflätrti^ «rtine 
Gältigkeit 3 Bndtlch : 4) Der fn Präge stehende Mafis^^tah 
ist und Ueibt fn derRegel za allen Zeiten dermibe. 
Denn die phys»scbe Kraft einer Nation bleibt, abgesehen von 
anfterordentlidien f^Mlen, angeachtet des Wechsels der 
Zeiten, on verändert. (^Wenn also s« B. vor 109 oder mehr 
Jahren 10 Tage Prohnarbeit anf einGrandstfick gelegt wor-» 
den sind, so haben diese Prohntage noch jetzt denselben 
Werth ond so sind sie noch jetzt dieselbe Last, wie zur 
Zeit ihres Ursprunges«) 

Was hier von der Arbeit , als dem Marsstabe för den 
Preis der Braachlichkeiten, gesagt Worden ist, gilt aaeh 
(mit Vorbehalt der ans der gegenständlichen Verschieden- 
heit des MaTsstabes sich ergebenden Modifikationen]) von 
den Nfthrongsmitteln. Auch die Nahrungitmiftel hü" 
ben dtefiigenschaft eines allgemeinen and (]mit- 
tdbar} ursprünglichen PreismaTses; der Preisr 
einer jeden Brauchlichkeit steht an sich und 
Vergleichungsweise anch mit demO^^i^t^ii^ "^^^ 
Nahrung 9miiteln im Verhältnisse, deren der 
Prodncent während der Produktion zu seinem 
Lebensunterhalte bedurfte. Denn der Verbrauch 
dieses Quantums von Nahrungsmitteln war die Bedingung, 
unter welcher er allein diese Arbeit verrichten konnte, war 
also die conditio sine qua non. Jedoch liefert dieser MaCs** 
Stab nur da ein vergleichungsweise sicheres Resultat, wo 
die Nahrung oder doch die Hauptnahrung der Nation in 
Cerealien besteht, welche von der Nation gebaut werden^ 
K. B. in Korn, in Reis» Denn eine jede andere Nuhmng ist 
den Weehsdfällen der Witterung etc. zu sehr unterworfene 
als dafs sie dem Zwecke eines Preismafses genügen 
könnte. '") — Vorausgesetzt aber^ dafs die Nahrung einer 



1) Dagegen geben die Ernten der Cerealien im Dnrchichnitte einen 
mittleren Ertrag. S. Th. Tooke, hittory of prices, and of the 
■tote of tiMcircnlation, from 1799-1887 ete. Lond. IL Vol. 1688 
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ftetlw TM JeMrBesdiaifenheit ist, so tet «ie ein ntcbt «lin- 
der tM j^ber Mafsstab fär den Preis der Branchlichkeiten? 
ftlsiHe Arbeit. Deom 1} Zwar wird hier an^ner Braueh- 
Ifehkeit der Preis anderer Braucbliebkeiten gemessen. 
Aber diese Brauchli^ieit ist tÄdkt an sieh, sendera kraft des 
¥4rhSltHisBes, in weldiem ste «ir Arbeit steht, der Hafs- 
«mb. 93 Die Nahrimgdraittel haben aa^ fär sich, — indem 
Beddrfttisse der Menschen^ -^ ^nen bestimmten Marsstab. 
([Man wählt statt der Fracht häufig den Tagelohn cnrBe^ 
fecbnung des Preises einer Branehliehkeit, — weil der 
Tagelöhner selteti mclir Lohn ei^ilt , als er, um zn lebe«, ' 

«ndsdn Geschleehtfortznpfianssen, erhalten mHfs.3 3} Zwar 
«Imttt der eine «ehr oder weniger Speise tu sich , fils der 
Andere. Aber bei einer Dnrehschnittsrechnang 
rerschwiadet wieder dieser Unterschied. Und dben sä 
verschwindet'4) der Unterschied zwischen verschiedenen 
Zeiten, wenn man nach einem Durchschnitte rechnet. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Vom dem 
mifleibaren ntspfüngtichen Erwerbe. 

Sin Kapital (oder oin Stamm3 ^^ ^^ Brauehlich-» 
keit, die von. Denen, welche «ie erwarben haben, aufge- 
spart ([also nii^bt vermehrt 3 worden ist, oder auch ein 
Inbegriff solcher BraachlichlceiteB. 9 (Zuweilen Wird auch 
die Arbeitskcaft eines Menschen oder die eines Volkes 
sein Ki|)iM genannt, ^ wegen der MogUdikeit, durch 
Arbeit Kapiital hervorzubringen.} Da der Erdboden zwar 
die i^ieUe eines jeden Erwerbes (und mithin eines jeden 
Ka{»tales3 <^t, zwr Benutzung desselben aber Arbeit nur 
m )S# £em er&i:deiücb ist, als der Mensch dieSobätee und 



— In ,detn Folgenden urird daher ?on der im Texte ge4acht<in 
Toratkuetsimg ati«gegsnigc»i wenlem 
1) Hier ist ejnitireileii noch nicht an G e 1 d kapitalien zu deiiktn. 
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Erzeti]gtiis9e des Erdbodens verarbeiten oder bew^gUcbe 
Sachen an demselben befestigen will , so ist der BegnM 
eines Kapitales noch überdiefs auf bewegliche Sachen zu 
beschränken. Wo jedoch der Grand und Boden Sdnd^-^ 
eigentbom — Eigenthom der Einzelnen — ist, sind aaeb 
Grandstöcke anter dem Kapitale ihres Eigenthöaiers be** 
griffen. Denn sie können alsdann mit einem Kapitale 
erworben, aach ihrem Tauschwerthe nach zn einem KBfi^ 
tale angeschlagen werden« 

Sollen sich bei einem Volke Kapitalien sammeln, so 

^ mafs demselben vor allen Dingen die arsprängliche , — 
die zum Erwerbe der Nahrang and Nothdorft erforderliche, 
— Arbeit einen Ueberschufs gegeben haben, and sodann 
dieser Ueberschars zar Produktion anderer Brauchlichkei- 
ten verwendet worden seyn oder verwendet werden kön-^ 
nen. * So gewifs der Wohlstand eines Volkes , dieses für 
sich betrachtet, von seinem Kapitale abhängt, so gewife 
kann ein Volk nur unter der ersteren Bedingung reich wer- 

, den, nur unter der letzteren seinen Reichthum erhalten 
und vermehren. Daher gehören z. B. diejenigen Völker- 
schaften zu den ärmsten, welche, von der Jagd lebend 
den Wechselfällen dieser Lebensart unterworfen sind* 
Daher verarmen so leicht diejenigen Völkerschaften, wel- 
che^ ein Weit fruchtbareres und kultivirteres Land, als ihr 
bisheriges Wohnland, erobernd, der Kfinste und Mittel ver- 
gessen, denen die bisherigen Bewohner dieses Landes ih- 
ren Wohlstand verdankten. 

Die Kapitalien sind entweder Erwerbs- oder Ge- 
brauchs -Kapitalien, je nachdem sie von ihrem Besitzer 
zum Erwerbe oder aber zur Befriedigung seiner Bedürf- 
nisse benutzt werden. Ein Kapital, welches seinem Gegen- 
stande nach ein und dasselbe ist, z. B. ein Kapital, das in 
Diamanten besteht , kann von seinem Besitzer sowohl die 
eine als die andere Eigenschaft erhalten ; die erstere, indem 
er z. B. das Kapital verkauft , die letztere , indem er es als 
einen Schmuck an sich trägt. Ein Kapital, welches von 
seinem Besitzer weder in der einen noch in der anderen 
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EigeiK^JmftheMiJAwirij wifddn todtes Kapital ^nannt. 
Hier wird nur von dem Erwerbskapitale die Rede seyn. 
Die Erwerbflkapitalien können so viele und so verschie- 
denartige Arbeiten mit dem Menschen verridifen, dars es 
schon deiiwegen:zweifelhaft ist, ob der Wohlstand einer Na- 
tion mehr dorcb Aren Arbeitsfleirs oder mehr durch ihrKa- 
l^tal gefördert «werden kanm "^ ^^ S^^^^ Kapitalien, 
welche durch ihre organischen Kräfte sich selbst vermehren, 
oder mittelst demselben Kräfte zugleich andere Brauchlich- 
keiten produciren. (Pflanzen, Thiere, — Haare, Wolle, 
HornO ~ Andere erhöhen nur die Produktivkraft der er- 
steren, (]z«B. der Dung,} oder arbeiten statt des Menschen 
oder helfen dem Menschen bei seinen Arbeiten. (Z. B.Zug- 
nnd I^tötvieh, Werkzeuge.) ~ Mit einem Worte, so mäch- 
tig und mannigfaltig ist der Beistand, welchen der Mensch 
!bei seinen Arbeiten von seinep Kiqiitalien erhält, dafs.er 
ohne ein Kapital eben so arm seyn und bleiben wörde, wie 
ohne Hände. 

Zweite Unterabtheilung. 

Von den% abgeleiteten Erwerbe^ 

oder 
von dem Tausch^ und dem Handekverkehre. *') 

Niemand, — weder der einzelne Mensch noch ein gan- 
zes Volk, beide für sich d. i. unabhängig von dem Einflüsse 



1) In Eogland rechnet man , dafi 20 Millionen 200,000 Pferde die 
Arbeit von Menschen Terrichten. Times, Jahrg. 1835. Monat 
Mai. — Daher wieder die Frage, oh Maschinen auch auf den 
Wohlstand einer Nation einwirken können. Vrgl. Anslie, on 
the importance and neceasity of introdncing machinery into the 
wollen mannfactory. Lond. 1803. Tbe reanltt of machtnery. 
Loiid. 1831. Senior, three lectnres on wages, Lond. 1§30. 
Bnbbage, in dem a. Werke, de Morognes, de Tutilit^ des 
machlnesyde leavs ineonv^niens et dea moyens d'y remödier. Par. 1882- 

t) 0«i«acler, ober den HanddiaTerkefar derVdlker. Stattg. 1841. 
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betrMMet) wetehen efat Memeh »der eta ¥cMt Mf dra WiM- 
(Stand des anderen Mbeh kann, -^ Nteniairf kaäii yeleb 
werden, ekne da(kt er tnisprfiiigUch erwiAt d. L ohtiedars 
er 8aefaen in BrMehHebketten verwandelt 

Umgekehrt kann Niemand , der fir ^eh oder vereinselt 
steht, tJOL dem WeUstande g^angen, M weleliem er, *wenn 
er mit dem ursprfin^icben Verkehre den abgdteiietet 
verbfinde ^ gelangen kSnntef. Denn obw^l etne Y^tbei^ 
hang des Erdbodens , seiner Sehätfie ond Ersengnlsse imd 
noch mehr eine aiis dieser Theilnng mit der Zeit herriHr** 
gehende Theilong der Beschäftigungen der Menschen dem 
Erwerbsinteresse im Altgemeinen entspricht, so kddnen 
doch diese Etnrichtnngen nicht anbedingt ond nicht allgem^hi 
auf das LfOb der Zweckmärsigkeit Ansprneh machen. Wie 
wenn bei jener Theilmag nicht das anf die Einzelnen ge^ 
fallen ist , was sie am besten bearbeiten können , oder am 
liebsten bearbeiten wollen ? Oder wie wenn sich das Ver^ 
hältnirs über kurz oder über lang verändert, in welchem die 
Theile zo dem Arbeitsgeschicke oder zu der Arbeitslust 
der Einzelnen ursprünglich standen? Auf jeden Fall aber 
kann nicht mehr ein Jeder alle Theile der Erde, alle ihre 
Güter nach Gefallen benoteen* Was der Einzelne an Sicher- 
heit seines Erwerbes gewonnen hat, hat er an Ausdehnung 
desselben verloren. Auch die ursprüngUche Gemeinschaft 
der Güter hatte ihre Vortheile ftr den Erwerb. Diese hat 
nun der Mensch aufgegeben. Er hat sie um so gewisser 
und um so allgemeiner aufgegeben , da bei jener Theflun^ 
selten oder nie planmäfsig verfahren wurde. 

Es ist also in dem Interesse des Erwerbes 
anfein MittelBedacht zn nehmen, dieursprüng^- 
liehe Gemeinschaft diar Güter in so fern wie- 
der herzustellen^ als dieses, nnbescbadet je- 
ner Theilnng, geschehen kann. Dieses Mittel ist 
nun der Tauschverkehr unter den Menschen. (Der 
Tausch- und der Handelsverkehr ttntei;scheidei\ jpioh von 
einander so, dafs jener ohne Geld botrieben, dieser 
durch ein Geld vermittelt «wird. Inder weitern Dedetbtti^ 
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jedoch bCÄeichhet im Wortr Tausdiverkehr , Äüch dün 
GlittuDgdbegriffimd enfhält dann sowohl den Tauschver- 
kehf in der en^ren Bedeutung als andi den Handelsver- 
kehr nnter sieb.) — Durch den Tauschverkehr werden alle 
Hranchlfehkeiten wieder in einem gewissen Grade und Sinne . 
G emeingnf. Denn ein Jeder kann gegen eine jedeÄi*auch- 
lichkeit, die er selbst ([odernnmittelbar^ erworben hat, eine 
jede andere Brauchlichkeit eintauschen. 

Indem jedoch der Mensch vom nrspränglichen zum ab- 
geleiteten Erwerbe fortschreitet, entfernt er sich schon 
mehr und mehr von dem Wege , welchen ihm die Natur fär 
den Erwerb vorgezeiehnet hat. Er wird mehr und mehr 
In dieser Beziehung sein eigener Herr. — Daher giebt es 
auchjetzt eine Menge Völkerschaften, welche diesen Schritt 
moch jetzt entweder überall ilicht oder nur zögernd gethan 
haben« (finr der auswärtige Handel macht etwa eine Aus- 
nahme von der Regel, da auf denselbai die Willknhr der 
Menschen weniger Einflufs haben kann.^ Es giebt andere 
Völker, welche bald diesen, bald einen anderen Ausweg ein- 
gesddagen haben , nm sich die Vortheil^ zu verschaffen, 
Welche naturgemäiSs nur durch einen freien Tauschverkehr 
enreiebbar sind ; welche also z. B. f wie einst die Römer 
und wie noch jetzt die Völker, die sich zum Islam beken- 
nen,]) en einer persönlich-erblichen Dienstbarkeit, oder, f wie 
die Deatschen^J zu ehier an den Grund und Boden fessefai'^ 
den Leibeigenschaft ihre Zuflucht genommen haben^ um das 
Bwangswdse zu erlangen , was sie nicht durch Aufopfer- 
ung eine» Theiles ihrer Freiheit erlangen wollten, üeber-- 
bÄupt aber sind die Portschritte, die ein Volk im Tausch- 
verkehre gemacht hat, ein sicheres Zeichen von seiner Krttur 
übi^haupt. 

Es mdrste interessant seyn, alle diese verschiedenen 
Phasen des Tauschverkehres nach der Reihe durchzugehen, 
— die Ursachen zu erforschen, warum der Tausch verkehr 
hier diese dort eine andere Gestalt annahm, — denEinflufe 
aiachzuweisen, welche!^ diese Verschiedenheit der Fälle auf 
4en Zustand der bfirgerüehen Gei^^elteelmft und des Staates 
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iiberhanpt hnüe. Eingedenk jedech des Zweckes, zu wd«- 
Ghem die vorliegende Untersuchung, sb eine Einleitung 
in die Staats wirthscbaftslehre, angestellt wird , werde ich 
sie auf den unmittelbaren Taoschverkeiur^ und auf den Ein- 
flurs , welchen das Geld auf den Tauscbverkehr hat , be** 
schränken. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Von dem 
unmillelbaren Tausckverke/ire. 

Was von dem unmittelbaren Tanschverkehre gilt, gilt 
auch von dem mittelbaren. ([Nicht umgekehrt.^ Es ist 
z. B. einerlei, ob ich ein Messer eintausche, oder ob ich es 
kaufe. Denn mit dem Kaufgelde kann sieh der Käufer die 
Sache anschaifen, die er für das Messer haben wollte. Es 
kann daher einstweilen der Unterschied zwischen dem un- 
mittelbaren und mittelbaren Tausehverkehre gänzlich aufser 
Acht gelassen und mithin vom Tausch verkehre flberhaupt — 
und nicht Mos von dem unmittelbaren — gehandelt werden. 

Zu einem Tausche wird eine Bedingung wesentlidi 
vorausgesetzt, — dafs die Partheien die Brauch- 
lichkeiten, die sie gegen einander vertauschen 
wollen, nicht in gleichem Grade bedürfen. Es 
ist z. B. kein Tausch möglich, wenn der einen Partei die 
Brauchlichkeit, welche der Gegenstand des Tausches seyn 
soll, schlechthin unentbehrlich ist. Schon dann hat ein 
Tausch seine Schwierigkeiten, wenn die eine Partei mehr 
bei dem Behalten ihrer Brauchlichkeit , als bei dem Haben- 
wollen der Brauchlichkeit der anderen Partei betheiligt ist. 

Daher richtet sich der Tauschpreis einer. Brauchlich- 
keit nicht nach ihrem Kostenpreise. Es kann z. B. der 
Tauschpreis einer Brauchlichheit eben so wohl den Kosten- 
preis unverhältnifsmäfsig übersteigen , als hinter demselben 
unverhältnifsmäfeig zurückbleiben. Der erstare Fall tritt 
z. B. ein bei Lebensmitteln in Zeiten einer Theuerung, 
der letztere bei Modewaaren^ die aus dar Mode gekommea 
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sind« Aller Handel ist daher m^r oder wenige eid Spe^ 
külatiottsbandel« Die eine and die andere Parfei will den 
ättfsarsten Vrei» ffir ihre Waare erian^n. Es entsteht 
ein KwBpf nnt^ ihnen nifd der Preis, aber welchen 
sie übereinkammen, derPreis, welcher ans demVer^ 
hältnisse zwischen dem Angebote und dem Begehre her- 
vorgeht, ist der Aasgang dieses Kampfes. 

Obwohl der Taascbpreis einer Braachlichkeit keine 
feste Regel hat, so neigt er sich doch za dem Kos- 
tenpreise hin. Denn übesteigt er den Kostenpreis, so 
wenden sich Andere der Produktion dieser Braachlichkeit 
za; bleibt er hinter demselben zurück, so vermindert sich 
auch oder wird die Produktion dieser Brauchlichkeit selbst 
ginzlieh eingestellt. Bleibt der Begehr derselbe, so wird' 
er nur' als eine Aufforderung an die einzelnen Producenten 
wirken, dafs es der eme Prodaoent dem anderen in der 
Produktion, der Braachlichkeit zuvortiliae. Betrachtet man 
also den Tausdiverkehr im Gnmeu , so ist er vielmehr das 
Büttel, den Kostenpreis allgemein geltend zu machen. 

Dabei wird jedoch vorausgesetzt, dafs dieser Kampf 
imter allen denen geführt wird , welche ihren Wohnsitzen 
nach in einem gewissen Bezirke denselben zu fähr^a im 
Stande sind, mit anderen Worten, dafs die Waaren einen 
Marktpreis hab^. Denn nur anter dieser Bedingung 
kann der Taoschpreis das Mittel halten, welches er halten 
mufs, um sich dem Kostenpreise zu nähern. (^Daher mufs 
man .nicht selten Lebensmittel auf dem Lande theurer be- 
zahlen, als in der Stadt. Der Kampf zwischen dem Begehre 
and drai Angebote ist hier oft nur ein Zweikampf. — Die 
Eisenbahnen haben besonders auch deswegen einen so 
mächtigen Einflufs auf den Tanschverkehr, weil sie überall 
die Bezirke erweitern, in welchen sich ein Marktpreis bildet. J 

An den Waarentausch reihen sich mit der Zeit andere 
Artendes Tauschverkehres an, durch welche dieser Ver- 
kehr eine neue Mannigfaltigkeit und Lebendigkeit erhält 

Denn er^ten^: Es wird nun Arbeit gegen einen 
Lohn aasgetaoscbt, aey es, dafs diese Arbeit zur Pro- 
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duktioii einer bestunniteii firanehitdikeit oikr vxt Voifre- 
re|tai^ produktiver ArJieiteii öberlMiqpt verw^idet wirdL '3^ 
— Zweitens: EsentotebteiiieGrvnclrente, en^Reate, 
wolcbe der Grunde^eothümer von demjenigpeii bezieht^ 
dem er ^ejneii Gnmd wd Boden z«r Benetsmig äberiifirt, 
oder aocfa^ wenn er eein Grendatäck seihet benntzt, aeUist 
erhebt. Pi^ Grundrente ist das üinkofluneo eines llioaopo- 
listen. Sie steigt nnd fällt daher mit der Zsfal derer, wel- 
che die Braachlichkeit, die der Grnnd und Boden prododrt, 
bedürfen. Es kann sogar ein Grundstück iberall nicht 
eine Rente, abwerfet) wenn der Boden Jiidit reidi-genog 
ist, nm die darauf verwendete Arbeit zu lohnen. ^} ^ Drie** 
tentt Eben so kann nun der, Urheber ei^es Geistes^ 
Werkes eine Rente von seinem Werke bfftiehen* 
Jedoch wird zu dieser Rente noeh eine btto»d«re Eriüä^ 
rw^ des Staiates carfordert, da ihr mmt das Recht, welche» 
ein Jeder hat, Sachen^ die^sein Eige&thum sind,> na<A Ge^ 
fallen zu benoftze», entgegenstehen wurde. ^ V^er^ 



1) Naisaii Will. S'entor, three lectares on-wäges. Lond. 18S0. 
•Tfc» €«oper, leitmrei en tht elemcots of polit eMBony* II, 
£d. Coli}|ia>la, Soath - CaroUn» 18^. (^lusbgeir. Und. I8U4 
Essay on tbe rate of wages au4 od the eondition of the laboru^ 
popalation throughont the world. Philad. anä lond. 18S5. T|i^ 
^ook«,'ä history of priee and of tht State of the cireolatioits 
fßomia^^imr. Lond. le^a ll, V«L Vai^Tiiöiniiiol, UeM 
be.rsioht der Getreide^reise im Herzogtbwne All^nburg von fß^ 
^ bis 1811. Altenburg 1820. 

i) West, essay on tbe application of capital to the land. Lond. 

' ISt^« Maltbas, inqalry tnto tbe mttare and progrea of Rent. 

/ Xbe:tr«B theovio oC BAOt. Iioad. VlL Bd. 180^ — BioaerA» uaiä 
A^dexe behaupten, dafs die Grundrente auf dem UJitf^ff^bi^ 
zwischen fruchtbaren und unfruchtbaren Grundstücken berube. 
Indem efn Grundstück erst dtinn eine Rente ti'age, wenn et naeb 
>d«m Stande der BeTölkin^iig TorCbeUbaft sey , disiolbe aa hm^ 
bauen. Mlmn w Terveclmeln so die Bedii^n; den Rechte« 
mit der Bedingung der Ausübung des Rechtes. Vergl. R. Jo*« 
nes, essai on the distrlbution of wealCh etc. Lond. ISSl. 

8) Vergl. Bd. IV. S. 105 und: Vigarossi considerations and opi- 
■iono sur cette qUeetion:' Contiofiera^t-ofli de deli?rer^, po«r le« 
iBnenttwm industxieU^su, A$tUm$y ^ %qiia 1« ddnomiiatpoQ do 
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welchem ar sota KAfiUl atr IIciiiitMii^ tiä^Uftit, ein^n 
ZiöÄ fordjsr». Dieser Zins «wSra von Recfcteweg« ki ei- 
u&A jeden eüisse^ea Falle olicb Hafsf abe Ms N^t^em^ 
welche» der Gnileiber von dem Kapitale belieben k»ani% 
m wie der Gefahr, welcbe de? D^eihör äbeummmt, .»n 
bestinimen. Jedacb ams anderen Gründen giebt es eincsa 
Undüblioben Zinsu — Bndlich fünften^: giebt ed 
atich eine Kreditrente, eine Rente, weld»a derjenige 
zn besiehe bereehtiget iat, welcher seinen Kredit ebiem 
Anderen an benntzen liberläfat^ sß. B. also derjenige , wet^ 
dier seine Kundschaft einan Anderen abtrüt, eder einer 
HandetegeseUscfaafl blos mit seinem Naäien oder nnt sei-» 
nem Kredite beitritt. Q 

Alle diese Arten des Einkommens stehen, übrigens un- 
ter denselben fiesetzai^ wie das Hinkommen, das der Waa«» 
Fentaiiseh gewShrt. Dean sie treten an die Stelle 4er Wm-^ 
ren^ die man^wnst entweder selbstprodudren, odei^fdv Andere 
eintauschen mäfste. Es entsteht äberdiefe unter ^aUenBciien 
liv^lohe etwas elmmtauschen oder eu tertauscben babeiiy ein 
Heiter Kampf, A&r^ ebenso wie deiKampf, der Mvegen des Waa** 
renpreises geführt wird, aUe Tansdbpreise einander in dar 
ilegel gleidisteltt. Was auf de» ein^i Kan]|)^lftttte ge^. 



brevetci, coqf^reront 1e droit {iriTatif il^exploiter ces inventiong 
pMidani an temps d^t^tmltf^t Par. iSSIh (0er V«rfaBter «rfclfiit 
•icli gegen :atetft Briof^ :JB^ whiägt ciBO« Vca^iewiNirdtD TOii 
QiH w«lcbeinJ£i$id«iigen bai«l^iit if«r4eo «olU^) Qaxpmanl, 
OD the law of patents etc. Land. 1832. Godsan, eine andere 
Schrift nutet demselben Thel. ti«nd. tSM. — Mehrere Gesetse 
deimeii das SckrifteigfinUiiun auf die liebenoEeftl lea SkUriJtitel- 
lera und df an aoeb anf ei«e bestiainite Anzahl Jahre aua« ^mo 
offenbare Ungerechtigkeit ! Wie wenn Einer in seinem 20. Jahre, 
ein Anderer in den sieben ziger Jahren ein Buch schreibt? 

1) In Frankreich ist dieser Fall tor Gericht Torgekommen. Bas 
Gericht entschied, — wie mir scheint, fälschlich, — dafs einem 
(bolchen Gesellschafter kein Antheil Ton dem Gewinne zukomme« 
Tergl. III ei a flandbuefa de« franzdsisohen Civilre«tites. §. a44. 
8. auch meine staatstHrthechaftHchen AbViandiangea. .(Heidelb. 
1835.) Die r« äffte AbkandHing. 
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seUeht, hat äueh auf dte Wechselflille des Kampfes, der 
auf den fibri^nKrie|pG(sdiaiiplfttzeii gek&Dpft wird, Einfliift, 
Unter den Arbeiten, welche mittelbar einen Erwerb 
zur Folge haben, d. i. die Sachen mittelbar in Braachlidi- 
keiten verwandeln, behaupten wieder diejenigen den ersten 
Rang, welche den Waarenverkehr unmittelbar zi» 
Gegenstande haben. — Arbeiten ^ser Art verrii^ten 
namentlich die Kauflente, ^ die Mfdcler, >} die Fuhrleute 
und die Schiffer, sammt ihren Gehfilfen und Dienern. Sie 
Tcrvielfiltigen oder vervollkommnen zwar nicht die Brauch- 
lichkeiten. Aber diese Arbeiten n Shern sich dem ursprüng- 
lichen Erwerbe in so fern , als sie den Gdbraucb der an 
einem Orte der Erde erzeugten Brauchlichkeit an allen ande- 
ren Orten der Erde möglich machen, auch die Waarenprdse, 
ungeachtet der Verschiedenheit derOrte, an welchen die Waa- 
ren gekauft werden, in einem gewissen Chrade ausgleiche. 
(^Die Transportkosten sind der Hauptgrund des Unterschie- 
des, welcher zwischen dem Preise einer und derselben 
Waare an verschiedenen Orten eintritt^ — Am beizten ge-* 
deihen Aese Arbeiten da, wo Frdheit (^oder Beweglichkeit) 
herrscht. Da von dem Zustande dieser Aii»dten zugleicb 
der mehr oder weniger Muhende Zustand dm Erwerbes 
überhaupt abh&ngt, so kann eine Regierung über die 
Biaisregeln, die sie zur Beförderung des Erwerbes überhaupt 
ergrdfen will. Niemanden besser als Diejenigen befragen, 
welcheihre Arbeit oder ihr Kapital dieser Art des Erwer- 
bes gewidmet haben. Aus draiselben 6i«nde hat nichts 
einen so grofsen Einflufs auf den Wohlstand eines Volkes, 
als die Verbesserungen , die bei ihm mit den MitteM des 
Verkehres, (oder mit den Bedingungen der Beweglicfakeit,) 
getroiTen werden. So hängt jetzt Europa's Zu«- 



1) Aach die s. g. Hausirer. Der Haasirhandel yerdient dieselbe 
Begönttigung, wie der Handel überhaupt, TOrausgeeetzt^ dar« er 
eben lo wie dieser mit Abgaben belastet wird. 

2) Ich begnüge mich, hierbei aoff die heilsamen Folgen anfmerk- 
sam in machen, welche die Jaden als geborne Hausirer und 
Makler für den Wohlstand einer Nation haben. 
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künft hauptsächlich an den Eisenbahiieii ^) 
und an der Dampfschifffahrt. EineNation, die in 
dieser äeziehung hinter anderen Nationen zuriickbliebe, 
würde tn ihrem Schaden über kurz oder über lang die Er- 
fahrung machen^ dafs sie von den anderen Nationen auch 
in Beziehung auf Kultur überhaupt überflügelt worden wäre. 
Einer Art der Arbeiten, ders. g. unproduktiven 
Arbeiten, werde ich in der Folge nicht ^ (oder doch nur 
gelegentlich,} gedenken. Es sind das diejenigen Arbeiten, 
durch welche überhaupt nichts (^objektiv} erworben d. i. keine 
Sache in eine Brauchlichkeit, weder unmittelbar, noch 
mittelbar, verwandelt^ sondern nqr eine Brauchlichkeit von 
ihrem bisherigen Eigenthümer auf einen anderen übertragen 
wird. Arbeiten dieser Art sind z. B. die der häuslichen 
Dienstboten, die der Schauspieler, die der Sänger. Wenn 
auch diese Arbeiten bald fiär die Staatsverfassung^ bald für 
die Kultur, bald selbst für den Wohlstand eines Volkes von 
hoher Wichtigkeit sind , so gehören sie doch an sich über- 
all nicht in die Wirthschaftslehre. 

ÄWEltEil ABSCHNITT. 

Van dem Gelde* >]) 

Jedoch, so lange der Tausehverkehr nur ein unmittel' 
barer ist, ist dem Bedürfnisse, die ursprüngliche Gemein-» 



1) Vergl. die EnglkMshe Farltamenteakte aber 4ie EiteDbtlitf«n foiä 
Jahre 1042^ 

t) Prince Smith, the elemento of the science of money. hon44 
1813. C. R. Prinsep an essay on money. Lond. ISIS. Ele^ 
mentary propoiitions illastratiTe of the prineiples of currency^ 
Lond. II. £d. lS*il. N. W. Senior, three lecturet oü the 
ttansmission of the precions inetals and the mercatftile theory of 
wealth. Lond. II. £d. 1820. Ebend. three Icctures on the cost 
of obtaining money an^ some effects of private and go?ernement 
^aper money. Lond 1829. An eeiay on money, its origine and 
Qfe. Lond. 1888. John Wade, principlee of money. Lond 
1842. 

SSaehariü, trofft Staate. Vit & 



Digitized by 



Google 



•chafi der Gfiter, in so fern dfts nnbesehadet der Vartheilung 
der Güter geschehen kaiüi, wiederherzustellen, nur unvoll- 
kommen abgeholfen. Ddim hat der Eine immer dieBraucS- 
üehkett, gegen welehe eiü Anderer die seimge eintanschen 
will? >J — Damm siüd dte Menseheii auf ein Geld verfal- 
len, — auf ein Mittel, welches den Tausch von der Beschaf- 
fenheit des einen Tauschobjekts gin^ch unabhängig mächte. 
tJebrigens war der Gedanke, an die Stelle des unmittelba- 
ren Tausdiverkehres den mittelbaren zu setzen, nicht so 
natAriich, als er Vielen von uns zu seyn scheint Mehrere 
Negervölker kenkienzwar das Geld, ohne jedoch von dem- 
selben iitt Handel und Wandel Gebrauch zu machen. 

Es giebt zwei Arten des Geldes, — das wahre öder 
das natärlicheGeld, und dasSchein-oderdas künst- 
liche Geld. Das währe Geld, das in Europa im Umlaufs 
ist, ist das Metallgeld, das Europäische Scheingeld ist das 
Papiergeld. Diese EÜhtheilung des Geldes wird der fol- 
genden Darstellung der Lehre vom Gelde zum Grunde 
U^en. *3 



EtlSTfiR THEIL. 

Tos dem 
wahren oder natürlidhen Gelde. 

Das wahre oder naturliche Geld ist eine Brauch- 
lichkeit, welche, dem Tausch werthe nach, den sie an sich 



1) S. die (trcfffliehe) Abhandl. Ton Bäsch aber die Voriheile, 
welche der Gebrauch eines Geldei gewährt In dessen kleine- 
ren Schriften. Besonders bemerkenswerth ist der Einfiiifs, den 
das Geld cum Vortheile der persönlichen Freiheit hat. Busch, 
Sehriften über Staätswirthschaft und Handlung. Hamburg and 
kiel. 1784. HI. Thle. 

t) Einige Schriftsteller nehmen noch eine dritte Art det Geldea nn, 
das ideelle. So werden auf der Goldbäste in Afrika die 
Waareopreiie naeh Makaten berechnet» nach dem Preise einen 



Digitized by 



Google 



h$t^ dareb eine ErkU^mig der Menseben dieKfemehaft 
eifies Mgetaeitien TtMdiiitittelt^ -^ and mitiuii anigtauAi 
die eiä6s nUgeaieiacttiPrdsäiarMs, -^ ei4ialtett bat 

Also das Geld, O^'^ verstehe in ^se« Baoptstöelie 
tattr item Gelde jedersett das walireoder natirlieheGeld,) 
istsehonan sieh and abfeisebeti von der Eigen- 
sehalt, die es als ein allgemeines Tausehmit^ 
tel bat, eine Braadhliebkeit — Das Geld hat 
alM niehf btos deswegen eäien Taiisehwerth, weil es Gdd 
ist ; sondern e&r bat diesen , weil es sebon an si^h and ab«- 
gesehen von der Eigensebi^, die ihm als einem allgemeinen 
.Tansehmittel ankommt, eine B^afichhehkeit ist Wenn 
aneh 2S* B. Gold und Silber die Eigenschaft des Geldes ver- 
Keren, so werden sie doch noch immer, dasie 2a einer Menge 
0inge braucHmr Sind, ihren Tansebwerth (nngefäht) be- 
halten. 9 -^ tAm so wenig ist Geld fir sieh Rdehthtt», 
Wenn anch eine AH des ReiekthiMes. Schon Aristotdes 
i«gt den Irttbnm, als ob Geld und Reiobthum ein und das- 
selbe sey. *3 ^^ ^^^^ Nation reich, so kann sie eben so 
wdhi Gold nnd Silber, wie Undere BraucMichkeiten, ein- 
tMsch^« *) Ja das Gold nnd Silber, mit welchem eine 



Zeoget TOD einer bestimmten Qualität und Quantität, -^ in 
Ororsbritanüidn nach Pfunden Sterling. Aber dai ideelle Geld 
itt iliir eine UeehnuagamünWi 

1> Bei den Römern teheint da« Silber tteil niedriger im Preise ge- 
•taoden zn haben, «der, wae dasaelbe itt, ee scheinen die Geld- 
preise der Waaren in Silber weit höher gewesen so seyn, alt in 
dem heutigen Europa. iS. W. Jacob, anhistorical inqnirj inCo 
the produetion and oonsuifttion of the preeient metale ete* tiond. 
11. Vol. 1831. Die Gruben waren noch weniger erschöpft. Es 
wurde weniger Silber auf Hausrath und Putssachen Terwendet. 
In HerkuImuiB und l^mpeji hat man TerhältniAmäOng weniges 
Geräthe o. a. w. Ton Silber gefunden. 

2) Politic. I, i. 

6) Graf Lauderdale« über National Wohlstand. London 1808. 
(Die ganse Schrift ist eine Durchführung dieses Irrtbumes.) — 
Die Römer legten auch auf den Besitz der edleren Metalle ei^ 
nen besonderen Werth. Oic. pro L. Flacco. c. &. Daher die 
lUagen ihrer Sehriftttelier über die Ausfuhr derselben nach In^ 
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Natimi ihren Tausdiverkehr im Gange erhilt, maDht sm 
sogar inner. Denn Gold und Silber isl in so fem einor 
Maschine zu vergleichen. Je wohlfefler aber eine Maschine 
ist, desto besser ist sie. 

Das Geld ist eine Arauchlichkeit, welcher dem 
Werthe nach, der ihr für sich und abgesehen 
von der Eigenschft, die sie als Geld hat, zu- 
kommt, diese Eigenschaft ertheilt worden ist 
— Es steht daher der Tauschwerth dieser Brauchlichkdt 
oder der Tauschwerth des Geldes unter densdben Gesetzen, 
wie der anderer Brauchli^keiten. Er ist z. B. bald std- 
gend, bald fallend ; er ist gewissen Störui^en unterwor- 
fen; er kann in dem einen Lande, (_z. B. wegen eines 
Unterschiedes in den Abgaben,} höher stehen als in dem 
anderen. Die meisten Fehler im Mänzwesen sind dah^ 
entstanden, dafs man glaubte, der Staat könne Geld ma- 
chen, anstatt dars sich seine Macht nur so weit erstredU, 
das Schrot und Korn der Münzen gehörig zu besttmmen 
und anzugeben. ^3 

Das Geld ist eine Brauchlichkeit, welches die Eigen- 
sdiaft Aeß Geldes kraft einer Erklärung der Men- 
schen hat, diese Erklärung mag übrigens ein Gesetz 
oder ein Vertrag seyn. Denn keiner Brauchlichkeit kommt 
schon ihrer Natur nach die Eigenschaft des Geldes zu. — 
Es ist übrigens der Willkühr der Menschen überlassen, 
ob sie im Wege der Gesetzgebung oder im Wege eines 
Vertrages einer Brauchlichkeit die Eigenschaft des Gel- 
des ertheilen wollen. Zuerst erhält eine Brauchlichkeit 
fast immer vertragsweise diese Eigenschaft. Bei mehre- 



dien. Plin. hist. nat. XII, 18. — Einet der eehlagendsten Bei- 
spiele^ dafe Geld nicht Reichthum eey, iet folgende«: Man hat 
den Tanichpreis der Steinkohlen, welche die Kohlenhergwerke 
Grofsbritanniens jährlich liefern, zn 450^000,000 und den jähr- 
lichen Ertrag der Silherbergwerke Södamerika*t an 222,500,009 
Franca angeschlagen* 

1) Der Art. 1895 des C. N. beruht daber bloa aal einem Intarataa 
des Staates. 
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ren Asiatischen Nationen, z. B« bei den Birmanen, ist 
noch jetzt nnr ungemnnztes Geld im Umlaofe ; bei ande- 
ren, z. B. bei den Chinesen, sowohl gemünztes als ange- 
münztes Geld. ') So wie aber der Verkehr lebhafter und 
allgemeiner wird , hat das gemünzte Geld so grofse Vor- 
züge vor dem nngemünzten , dafs es dieses , obwohl an 
sich das vorzüglichere, fast überall verdrängt. 

Die verschiedensten Arten von Brauchlichkeiten kön- 
nen zn einem Gelde gebraucht werden und sind zu einem 
Gelde gebraucht worden. *) Denn einer jeden Art von 
Brauchlichkeiten können alle anderen Arten, in Beziehung 
auf ihren Tauschwerth, verglichen werden. Jedoch , so 
lange der Tauschverkehr nur in selteneren Fällen vor- 
kommt, ist gewöhnlich eine gewisse Art des Viehes, da 
dessen Tauschwerth allgemein bekannt ist, das herkömm- 
liche Geld; wie einst bei den Römern '") und bei den Deut- 
schen. *) 'Die gebildeteren Völker haben fast insgesammt 
dem Metallgelde den Vorzug gegeben, weil die Metalle, 
insbesondere die edleren, alle die Eigenschaften haben, 
die sie zu einem Gelde geschickt machen. *3 

Bei derW^ahl eines Metalles, welches bei einem Volke 
die Eigenschaft des Geldes erhalten soll, bietet sich jedoch 



i) Sym«, Reisen in Asien. In Sprengers Bibliothek der 
nevesten Reisebeschreibangen« Bd. IV. 1801. Es glebt z. B. in 
China in einem jeden be'deutenden Orte Münzprobierer; auch fuh* 
ren die Kaofleotc einen Probirapparat. 

2) Z. B. in Afrika die Kanris, eine Art von Mnscheln , die die 
Stelle des Geldes vertreten. 

Z) Daher der lateinische Name des Geldes. Pecunia von pecns. 
Denn auf den ältesten Münzen war ^ eine Koh abgebildet /zum 
Zeichen, dafs das Stück Geld so viel, als eine Kuh, gelte. Vergl. 
I. 1. D. de emt vend. 

4) Tao. Germania, c. 5, 12, 1$. — Im äufserston Norden von Asien 
und Amerika haben Thierfelle, — Zobel-, Seeotter- and Biber- 
felle, •— die Eigenschaft des Geldes. 

ft) Neuerlieh hat die Russische Regierung auch "Platinamünzeii in 
Umlauf gesetzt Jedoch mit wenigem Erfolge, da die ins Asch- 
graue fallende, auch nachdunkelnde Farbe dieses Metalle« machte» 
dafs das Flatinageld w^iger Beifall fand. 
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noch telgmitVfn^e d«r: (Soll man diese Ei^ensdiaft dem 
Golde oder dem Silber loder — unter j^wisswBedingiKi* 
gen -^ Ibeiden Metallen a^ogleich erttieflen? ^3 (Ich s$^& 
unter gewiaaen Badingiuigen. Denn es iat a^eefalbia 
em^ Unmöglichkeit, bdd^ aettleehthin dia Vigenacbaft 
des Geldes zu ertbeilen« Allemal wird allein daa eine 
Metall diese Eigensdiaft haben, das andere aber nur in 
der filgenachaft einar Waare im Umlaufe seyn* Denn 
keine Braudiliehkeit steht, was das JSMiwanken ihrea 
Tansebpreises betrifft, anter denaalben Gesetzen.) SHm 
jede dies^ MeUiange» hat ihre Vertbaidiger gefanden, >} 
Die riebtigere Meinung d&rfte die seyn, dem Golde für 
den aoswirfigen, dem ^Silber für den inneren Handelsveri* 
kehr die Sigensebaft eines allgemeinen Tanachmittda mit^ 
zutbetten, ohne pbrigs^na das VerUatniiSi^ ^wiseMu d^n 
Preise daa einen pi|d des iwderen Metidles m bf^atiauneiif 
Wenn aaeli 4er mittelbare Tansdiyeirkebr dap Wea^ 
des nimiUMbaren unvartadert lifst, ao mufki ar daafa den 
Tanachvarkebr iiberhau{it lebendige nnd jornrngM^et^ 
Nun ist von dem Taaschverketure das abgestreift, waa ihn 
oft nur zwif^en zwei beo^mteii Individuen möglich 
maabt. Nun kann lein «teder «ich auf die Art 4er ProdiOi* 
tion legen, zu welcher er vorzugsweise die Mittel oder 
äiß N^gung hat, und demnach gewifs seyn, für die von 
ihm gefertigten Waaren , so lange sie im Begehre sind, 
einen Abnehmer zu finden. Ueberdie(S9 kaqn man sich von 



1) Ich tpreche nieht auch vom Kopfer^ da dieses nnd ahnliebe Me- 
talle, weaa de OeUaiHttl aodi afnd, g«w4li«Kcli nur dleBigen- 
•dHifl einer ficlieideaiamw haäbmh d.1% halb mHkre», halb Scheio- 
gald find. 

2) Elementary propositions illnstratiTe of the priaciples of cur- 
ren«^. Lond. II. Ed. 1621. Th, Joplin, aa afsalysis and'bis- 

- ioTj of the cttirreney qoestion ete. (S. uatea 6. Vt Attm. 1.) Lond. 
)832. 6. L Q b o^ an argaaseiit ogsümt thegoldHitaadard. LoaA. 1882. 

l^pnd. 19«3. J. Taylor, aciti^b;sp|iofi(l|e >«rr)W«?7» Xoqc^ 1885. 
^. Q. Wofffliann, ((ie M^re vpin ßfiliß, 9^p *8M. (Dieser 
Scbriftsteller ist fiMr #^ Q^HO 
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dem Tansi^hpreise einer Sache leichter, als von d^ren 
Kostenpreise miterrichten.. Denn jener berobt einfach auf 
einemErfolge, dieser meist auf mehreren UrsacbenKpgleieb) 
anf deren Beurtbeilung noch uberdiefs die Eigenliebe Ein- 
flufs haben kann. Endlich ist i^i^ch das in Anschlag za 
bringen, dafs man, so wie man mit Mark^ leichter, al$ mit 
baarem Gelde spielt, so auch lieber kaiift als tausct^t Mit 
einem Worte, kein Volk ist reich geworden, das sich nicht 
im Waarenverkebre des Geldes bediente. Den besten Be- 
weis liefert die Geschichte der Völker deutschen Ursprpn- 
ges. Wie lange dauerte es, ehe sich diese Völker von der 
Wirthschaft mit.Natnralien losmachen und, an deren 8t|sUe 
die Geldwirtbsch^ft setzend, in das Gebiet der Freiheit ge- 
langen konnten, deren der Mensch, um Mensch zu seyn, 
in jeder Beziehung bedarf. 



ZWEITER THEIL. 

Von dem 
Sch^'' plier den^ kUff^MtUchen Gelde. ^J 

Nachdem die Menschen so weit gegangen waren , an 
die Stelle des unmittelbaren Tauschverkehres den mittelba- 
ren zu setzen, war ihnen, zur Vervollkommnung des Tausch- 
verkehres, nur noch der Schritt übrig, statt des natäriichen 
Geldes ein känstliches, — z. B. statt des Metallgeldes ein 
Pa^ergeld, — zu wählen* Das war nicht ein Fortschritt 
von der Natur zur Kunst, sondern nur ein Ferts^ritt von 
einer Stufe der Kunst zu einer anderen und höheren. 



DThiOrnton, an tlie i'aper-Credit ^pf Eiiglaiu]. Ueberpet^t in*t 
Dieif^UcbjQ von Jakob. Qalle WiZ^ ßergbaas, das repräsen- 
tatWe Geldsyftem. (ipzg. ^819. 6. P. Scrope, on Credit- 
Cvurrea^cj and its sope^io^Uy to coio. |Lond. ISZif. The carjrenny 
gaesliOD freed froin mjsterj. Lond. 183U. Carrey, the Cre- 
^U-^jll/te^ if JPrance, Crreat-Britaio f^ ltj|ie jU. St. Loud.. 19S8. 
S. auch die unmittelbar folgende Anj^ct^ung, 
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Gleidiwohl haben nar wenige Völker dies^ Fortschritt 
gethan. Lag die Ursache in der Schwierigkeit des Untere 
nefamens? oder in den mit demselben verbundenen Gefab* 
ren and Nachtheüen? Nor in China hat man schon früh-' 
zeitig den Tersnch mit einem Papiergelde gemadit , aber 
hat ihn dann durch die Nachtbeile, welche mit einem sollen 
Gelde wesentlich verbanden za seyn scheinen, fär immer 
aafgegeben. 

Ein Schein- oder ein künstliches Geld ist irgend 
eine Sache , — sie sey an sich d. i. abgesehen von dem 
Werthe, den sie als Geld hat, eine Braachlichkeit ouer 
nicht, — welcher (nicht wegen des Werthes, den sie ao 
sich hat, sondern nar3 darch ein Gesetz oder darch einen 
Vertrag die Eigenschaft eines allgemeinen Taaschmittels 
beigelegt worden ist. Q 

Es sind mehrere Arten des künstlichen Geldes mö^ieh 
und es sind verschiedene Arten dieses Geldes von Zeit zn 
Zeit in Earopa in Umlauf gesetzt worden» Man bat z. B, 
([während einer Belagerung in dem belagerten Platze]) 
Münzen von Leder aasgegeben, oder man hat den Metall-» 
mönzen durch die Aufdrückung eines anderen and hohlen 
Stempels einen willkiihrlichen Werth beigelegt Auch gew 
hören hierher alle die Fälle, in welchen man, besonders 
ehemals, die Metallmunzen unter dem alten Namen, aber 
mit einem geringeren Metallgehalte ausprägte. Man glaubte, 



1) Die Engliscfae Literatur ist betonders reich an Schriften über 
diesen Gegenstand. Verg). z. B. Tb. Joplin, an analysis and 
historj of the corrency-qaestion ; With the ongin and growth of 
Joint-Stecic-Banking in England. Lond. 1882. J. W. Gilbert, 
a practical treatise on banicing. Lond. IV. Ed. 1880. Ebenda 
the historjrandprinciples of banking. III. Ed. Lond. 1837. Ebend. 
currency and banking. Lond. 1841. M. J. Quin, the trade of 
banking in England. Lond, 1888. J. P* Scrope, on the coinage 
of the Greeks and the Romans. Lond. 1837. Banks and [Ban- 
kers. By D. Hardeastle jun. Lond. 1847. Metalls, Paper 
and Credit Currency and the Means of Regulating their Quantity 
and Value etc. By J. IV. Bosanqaet. Lond. 184S. 8. aqcli 
den an das Parliament erstatteten neuesten Bericht ober den Z^- 
itapd derliondoner Bank. 
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Geld machen zu können. Q — Jedoch, die jetzt fast 
allein gebräuchliche Art des künstlichen Geldes ist das 
Papiergeld. Diese Art des künstlichen Geldes entspricht 
den Fordemngen, die man an ein künstliches Geld machen 
kann, eben so vollkommen , als das Metallgeld den Eigen- 
scbiiften , die man von einem natürlichen Gelde verlangen 
kann« 

Es giebt zwei Hanptarten, wie in Europa jetzt 
ein künstliches Geld in Umlauf gesetzt wird. (Das Geld 
der Giro-Banken lasse ich hier unerwähnt Denn es ist 
nur eine Art des geltenden Papieres.) 

Die eine Art ist die, dafs der Staat ein Papiergeld — 
bis zu einem gewissen Betrage — in Umlauf setzt , das 
nicht gegen baares Geld umsetzbar (^nicht konvertibel) ist. 
Der Staat kann dieses unbedenklich thun , weil er zugleich 
der gröfste Gläubiger seiner Unterthanen ist. Er braucht 
also nur, um dieses Geld im Umlaufe zu erbalten , dasselbe 
mf t dem jährlichen Ertrage der Abgaben in ein gewisses 
Yerhältnifs zu setzen und zugleich zu erklären, dafis er sein 
Papiergeld bei der Berichtigung der Steuern statt haaren 
Geldes an Zahlungs Statt annehmen werde. Es kann als- 
dann das von ihm ausgegebene Papiergeld, we^en des Kre- 
dites, dessen er geniefst, den jährlichen Betrag der Abga- 
ben selbst in einem gewissen Grade übersteigen. 

Pieses Papiergeld, — welches, da es allein den Zweck 
hat j die Stelle des natürlichen Geldes zu vertreten , den 
Namen eines künstlichen Geldes schlechthin verdient, — 
leistet an sich alles das, was man von einem künstlichen 
Gelde überhaupt verlangen oder erwarten kann. Denn es 
erspart einem Volke, dieses als ein Ganzes betrachtet, den 
Aufwand, den es sonst auf die Herbeiscbaffung des Theiles 
des Nationalkapitales zu verwenden haben würde, welcher 



1) Es würde gut seyn , den Namen der Münzen Ton ihrem Grehalte 
BQ entlehnen. Was denkt man sieh hei einem Gnlden? bei ei- 
nem Thaler? n. •. w. Indessen , es ist nichts so schwer,« als 
H^fse Verändemngen ^ im K(dinderw«^en — und im Münswesen 
einiufahreD. 
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var Deckmif das jlbriichea Staats^irfWandes eifordei^Udi 
ist ~ Gleichwohl hat dieses Papiergeld das gegen sich, 
dafs es nach Gefallen vermehrt werden kann. Und es pflegt 
diese Vermehrung gerade in Zeiten der Noth z. B, in Kriegs« 
iKeiten, also in Zeiten einzutreten, in welchen der Staat 
des haaren Geldes am meisten bedarf* 

Die andere Art, wie man jetzt Papiergeld in Umlauf 
setzt, ist die, dafs man z.B» einer Bank das Recht ertheilt, 
Zedde)^ die auf eine bestimmte Summe Geldes lauten, ali^ 
Geld auszugeben, unter der Verbindlichkeit, diese Zeddel zu 
einer jeden Zeit gegen baares Geld einzulösen. '3 ~ Diese 
Zeddel sind jedoch nicht ihrem Wesen, sondern nur ihren 
Wirkungen nach ([oder ab elTectuJ ein Papiergeld. Ihrem 
Wesefinach sind sie nur ein geltendes Papier d.i, 
imterscheiden sie sich nicht vo^ anderen Schuldversehrei-r 
hungen und Anweisungen, welche zu dner bestimmten 
Zeit oder auf Sicht zu bezahlen sind. *J So lange die Bank 
imstande ist, der Verbindliehkeit der Einlösung nachz«- 
k«ffime% vertreten die von ihr ausgegebenen Zeddel voll- 
Ifjpmmw die Stelle des haaren Geldes. Aber im hinter** 
gmpde lauert immer die Gefahr, dafs sich dieses Papiergeld 
yoAi haaren Gelde Ipsreifsen mi so den Geldumlauf übf^r-^ 
hanpt bei der Nation in Unordnung hrjngen werde. Diese 
Gefahr ist mit einem splcbföi» Papiergelde wesentlich vpr- 
b^nden, theils weil es der Vor theil der Bank ist ^ /soviel 
P^piergi^ld^ als nur möglich ^ in Umlauf zu setzen, theil» 
auch , wi^ü sie, sich bei der Ausdehnung oder Beschränkung 
4e$ Umlaufes des Papiergeldes an den Wechselkurs haltend^ 
4ie ü^el nicht selten hervorruft, deneiü sie Aoch Ziel wfA 



1) Bankt of iun«. ZeM«lbftiiken. 

t) Es ist also eine röUig mofsige Frage, ob aach Scbaldveftdirei- 
bangen als eine Art des Papiergeldes zu betrachten sind. Wie 
TJel pnebr^eld .wiude mstn ^z. B. inlS^glfifd n^ig I^U^eii, venn 
nicht ia Mkn4^n die Baat^oje^s iagltich nasamn^en kämeii, ii^n die 
Avjpeisnngaa, 4ie sie aaf ei^an4eir ^abctp, ;PODipeiiaaac|o i|i%|pataa- 
Sif^taißlirKl W.Tä,te, ,ik^$ffl(imßfihfil(9^ußßnkersv)i^i^ncem 
and thelr effecte upoD the currency. Ldnd. 184JI. j 



Digitized by 



Google 



Hafs setzen soll. — Gleichwehl wärde der Staat 2»i wei$ 
gehen, wenn er den Gebrauch eines solchen Papiergeldes 
sddechthin untersagte. Denn 6r wurde aus denselben Grunrc 
den auch den Gebraudi des geltenden Papieres überhaupt 
1^ verbieten haben. Seine Aufgabe aber ist in dieser Be*- 
ziehnng die, das Maximum eu bestimmen, bis zu welebeipi 
sich dieses Papiergeld belaufen darf. Die Zerrüttungen, an 
' welchen der Geldmarkt in dem laufenden Jahrhunderte in 
fkigland mehr als einmal gelitten hat und an welchen er in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika gerade jetztlei- 
det, hatten und haben nicht in dem Gebrauche, sondern in 
dem Milsbrauche de» Bankgeldes ihren Grund* 

Man kann aus dem Obigen unter anderem vielleicht das 
BesuUat ziehen, dafs es in der Wirthschaftslehre besonders 
gefährlich 9ey, sii^ von der Natur zu weit ^u entfernen* , 



FÜNFTES HAÜPTSTÜCK. 

Von dem 
Vermögen einer Person. 

Die Einheit alles dessen, was eine Person hat oder er- 
wirbt, wird ihr YermögSH g e nan nt. ^) 

Eine Person kann also nicht mehr, als ein Ver- 
mögen besitzen. Wohl aber kann in einem und demsel- 
ben Menschen mehr als eine Person vereiniget seyn, mithin 
auch ein und derselbe Mensch in verschiedenen Beziehun- 
gen mehr als ein Vermögen besitzen. So hat ein Jeder ein 
anderes Vermögen als Mensch, ein anderes als Hitglied des 
Staatsvereines. Aber das VerhiltniPs zwischen beiden Ar- 
ten des Vermögens richtet sich nach den beiden Arten der 
Persönlichkeit, die der Mensch in sich vereiniget. 

In dem Begriffe des Vermögens verschwindet d i e s p e-* 
cifische Verschiedenheit der Erwerbungsar- 

t) Vergl. Bd. IV. S. 253 ff. 
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ten, welchen der Mensch sein Vermögen verdankt Es 
kommt Mos darauf an, ob sie mehr oder weniger Geld er* 
fibrigen. Im Allgemeinen aber mnfs die eine Art der Er- 
werbmig so einträgh'ch als die andere seyn, weil sich sonst 
Mehrere der einträglicheren zuwenden würden. Der Begriff 
des Vermögens ist in dieser Beziehung , wie in mehreren 
anderen, nur die Warnung, bei der Wahl einer Lebensart 
oder einer gewissen Beschäftigung nicht auf Dinge Ruck- 
sicht zu nehmen , die dabei nicht in Anschlag zu bringen 
sind. 

In dem BegrüTe des Vermögens verschwindet eben so 
die Verschiedenheit der Gegenstände, welche 
erworben werden oder ihr Gebrauchswerth. Es 
ist z. B. für eine Nation von grofser Wichtigkeit, von wel- 
cher Beschaffenheit diese Gegenstände sind. Aber die Er- 
wägung dieser Beschaffenheit gehört in die besondere oder 
angewendete Wirthschaftslehre. 
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DAS 
SIEBEN UND DREISSIGSTE BUCH. 

Der 

Volkstvirthschaftslehre erstes Buch. 

EINLEITUNG 

in die Volkswirthschaftslehre. 

i^ie eine jede Person, so hat auch ein Volk , kraft seiner 
Persönlichkeit, ein Vermögen. 9 Za ihm gehört alles das, 
was ein Volk besitzt oder erwirbt. Sein gesammtes Besits- 
thnm, sein gesammter Erwerb ist ein Ganzes , das za GeM 
angeschlagen werden kann. Es kann daher das Vermögen 
eines Volkes z. B. mit dem Vermögen eines anderen Volkes 
verglichen werden* Nicht die Vergleichung hat ihre Schwie- 
rigkeiten; nnr das ist schwierig, die Data zu derselben zu 
sammeln. ^ 

Das Vermögen «ines Volkes hat jedoch das Eigen- 
thämliche , dars es nicht das Vermögen einer physischen 
Person oder des Menschen, sondern das einer moralischen 
Person oder eines künstlich zusammengesetzten Menschen 
ist, welches wiederso viele Fälle eines Vermögens unter 
sich begreift, als ein Staatsverein Mitglieder zählt. *3 ^^^ 
ist zwar, in Beziehung auf das Nationalvermögen, das Ver- 
mögen eines jeden Einzelnen im Volke nur ein Bestandtheil^ 

1) Vergl. ob«n Bd. IV. S. 253 ff. 

2) Sa 7 (coars complet d'tSconomie politiqa«. I, IM.) Iftugnet 4i« 
Möglichkeit einer tolchea Vergleichung. 

• S) Bemerkenswerth ist, dafs das Wort: Vemidgen, nnr in anmar« 
singnlari and nicht in nnmaro plnrali gehrancht wird. 
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(pxut eine pars quota,3 ^^ VermS^ns der Nation. Gleich- 
wohl ist, dem Staatsrechte nach, diese Einheit wieder anf- 
znheben and das Vermögen der Einzelnen als ein selbst- 
st&ndiges d. i. als ein von dem Vermögen der Nation ver- 
schiedenes und gesondertes Vermögen zn betrachten, 
f Oaltör ist anch eine jede Frage der Staats wirthschaftslehre 
in einer doppelten Beziehong zu betrachten, sowohl in Be- 
ziehung auf das Vermögen der Nation, als in Beziehung 
auf das der Einzelnen. Der Staatshaushalter — oder der 
Finanzminister — hat jedoch die Ordnung, in welcher diese 
Fragen hier gestellt worden sind, umzukehren.^ 

Es entsteht daher die f^rage: Wie hat der Staat das 
Nationalvermögen zu bewirthschaften? Und diese Frage 
ist die Aufgabe der Volks- oder National wirthschaftslehre. 

Zur Erörterung dieser Frage lassen sich zwei von ein- 
ander wesentlich verschiedene Systeme aufstellen, — das 
System der Erwerbsfreiheit und das der Erwerbs- 
vormundschaft. Nach dem ersteren Systeme hat 
der Staat seine Unterthanen nur bei der Freiheit zu schätzen, 
die ihnen nach der allgemeinen Wirthschaftslehre zusteht, 
im übrigen aber ihnen selbst die Vorsorge für ihren Wohl- 
stand zn überiassen, in der Voraussetzung , daPs der Wohl- 
stand der Nation die nothwendige Folge von dem Bestre- 
ben der Einzelnen seyn werde, ihren ökonomischen Zustand 
«u verbessern. — Das andere Syatem kann auf mehr als 
eine Weise dargestellt werden; wie immer ein System, je 
künstlicher es ist, desto mehrere Modifikationen zuläfst. 
Zwar geht es in allen seinen Gestalten von dem Grundsatze 
aus, dafs der Staat fiur den Wohlstand der Nation — schlecht- 
hin oder bedingungsweise — positiv Sorge zu tragen 
habe. Desto verschiedener aber sind die Meinungen über 
die Grenzen, bis zu welchen sich diese Vorsorge des Staa- 
tes zu erstrecken habe. Einige aber verlangen, dafe der 
Staat schlechthin dne allgemekie Gemeinschaft der Güter 
od^r wenigstens eine allgemeine .ErwerbsgesellsefaafI seyn 
soll. Andere begnügen sich mit einer Beschränkung der 
Freiheit des Erwerbes. 



Digitized 



by Google 



79 



Dei^ Darstellung dieser beiden %steme wird das sieben 
und dreifsigste Buch, ihrer Beürtheilüng das acht und dreis- 
sigste gewidmet seyn. 



ERSTES HAUPTSTÜCK. 

A) Das System der Erwerbsfreiheit 
DarsteUimg dieses 8ystemes. ^') 

Die Auseinandersetzung dieses Systemes ist weiter 
nichts , als eine Anwendung der Grundsätze des Rechtes 
auf den Tauschverkebr unter den Menschen. 

Die Grundlage dieses Systemes ist also die persön- 
liche Freiheit der einzelnen Burger, — die Maxime: 
Bleibe der Natur treu. Eine jede Art der persönlichen 
Dienstbarkeit , ^3 ^i^^ J^^^ Beschränkung des Rechted, 
aus dem einen Lande aus- und in das andere einzuwandern, 
ein jeder Eingriff in das Recht, irgend ein erlaubtes Ge- 
werbe z^u treiben oder von einem solchen Gewerbe zu einem 
anderen überzugehen, ist mit diesem Systeme unvereinbar.-^ 

Sodann folgt aus diesem Systeme: Alles, was 
nach Naturgesetzen erwerblich ist, mufs 
auch von einem jeden Eiiizelnenerworben wer- 
den können. — Zufolge dieses Satzes darf also der 
Staat kein Sondereigenthum besitzen, dasjenige jedoch 
ausgenommen, dessen die Regierung bedarf, damit sie, 
gleich als der einzelne Mensch, schatfen und wirken, oder 
damit sie den Pflichten Genüge leisten könne, die sie gegen 
das Volk auf sich hat. (Es sind also von der Regel z. B. 
auszunehmen : Regierungsgebäude , Zeughäuser , Kunst- 



1) £iae gute Darttellanf dietet Syttemeft findet man aaeh ia M* 
Ca Hoch' 8 Staat« wirthtohaftolehre. S. auoli Torrent, on 
commercial policj. Lond« 1838. 

2) Vergl. den C. N. Art. 1780. 
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sasiiiiliiiigen, öffentliche Plätze, Land- and Wasserstraben.} 
Im Uebrigen soll der Staat nur mit der einen Hand einneh- 
men und mit der anderen wieder ausgeben. Dasselbe gilt 
auch von den im Staatsgebiete bestehenden Gemeinden nnd 
Gemeinheiten. — Vermöge desselben Prineipes dürfen nicht 
gewisse Güter aoschliefslich dasEigenthum eines gewissen 
Standes oder einer gewissen Familie seyn. Adelsgfiter 
nnd Familienfideikomisse sind daher diesem Systeme unbe- 
kannt. 

Alles, was nach Naturgesetzen erworben werden kan% 
mufs auch von einem jeden Einzelnen zu vollem Ei-* 
genthume erworben werden können. — Gülten und Froh-^ 
nen sind daher als Lasten , welche dem Civilrechte nach 
auf Grundstöcken unablösbar haften, mit diesem Systeme 
unvereinbar. Nur Staatslasten, die öffentlichen Abgaben, 
und die Dienstbarkeiten des Römischen Rechtes beschrän- 
ken diese Regel. ^3 ~~ Ebenso schliefst dieses System eine 
jede Spaltung des Eigenthumes, ( z. B. die in das Ober- und 
in dasNutzeigenthum,3 aus. 

Das Recht, die Sachen, die man erworben hat, nach 
Gefallen zo nutzen und zu gebrauchen, kann zwar in ehizelnen 
Fftllen vermöge eines anderen Hoheitsrechtes , 2. B. ans 
polizeilichen Gründen , beschränkt werden. Jedoch ist im 
Zweifel der Meinung der Vorzug zu geben, welche die 
Freiheit, über sein Eigenthum zu schalten nnd 
zu walten, wie man will, am meisten begünsti- 
get. Es sind daher Geldabgaben den Naturalabgaben 
vorzuziehen. Eben so sind nur aus dringend nothwendi- 
gen Gründen gesetzliche Dienstbarkeiten auf Grundstücke 
zu legen. 

Niemand kann gezwungen werden, sein Ei- 
genthumsrecht an einer Sache dem Staate ab- 
zutreten, es wäre denn, daTs das öffentliche 
Beste die Abtretung entschieden forderte. Und 
auch in dem Falle einer solchen Ausnahme mufs eine vor- 



]) Yergl. Bd« lY. S. 166. 
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läufige nnd angemessene — Entschädigung vorausgehen. 
Bei dieser Entschädigung mufs auch der Yortbefl in An- 
schlag gebracht werden, welchen die Sache ihrem Eigene 
thumer zufällig gewährt, — z. B. auch die Lage eines 
Hauses , welche für das Gewerbe des Eigenthümers beson- 
ders Yortheilhaft ist. 

Zünfte und Innungen verwirft dieses Sy- 
stem. *) Selbst Schauanstalten, welche der Staat verord- 
net, sind mit ihm unvereinbar. Ohnehin helfen sie wenig 
oder nichts. Auch können solche Anstalten, wenn sie über- 
haupt für zweckmäfsig erachtet werden sollen, durch eine 
freie Uebereinknnft (oder Association^ derer, welche das 
Fabrikat verfertigen, ersetzt werden, wie überhaupt dieses 
System, je weniger es von dem Staate verlangt, desto mehr 
von dem guten Willen und von der Selbstthätigkeit der 
Einzelnen erwartet. — Eben so wenig sind diejenigen, 
welche sich einem Handwerke oder einer Kunst widmen, 
einer vorläufigen Prüfung zu unterwerfen, es wäre denn, 
dafs einzelne Unterthanen, ungeachtet bei der gehörigen 
Ausübung dieses Berufes ihre Gesundheit und ihr Leben 
ianf dem Spiele stände , dennoch nicht im Stande wären, 
zwischen den zu diesem Berufe tauglichen und untauglichen 
Meistern einen Unterschied zu machen. ([Apotheker ge- 
hören z. B. in diese Klasse.3 

Dasselbe System begünstiget nicht den in-* 
neren Handelsverkehr vor dem auswärtigen. 
Es können zwar unbeschadet dieses Systemes an den Gren- 



1) Der Cigenthämer mafs, wie das Englische Recht sich ausdruckt» 
auch für the good will entschädiget werden. Auch in so fem 
dürfte dieses Recht Beachtung rerdienen, als es, wenn die Par- 
teien nicht uher den Betrag der Entschädigung eiuTerstanden 
sind, die Saohe an das Schwurgericht rerweist. 

2). Es ist mir TOn einem Tollkommen glaubwürdigen Mann« Terti- 
chert worden, dafs^ als in dem Königreiche Westphalen die Zünfte 
aufgehoben wurden, zwar in den ersten zwei oder drei Jahren die 
Zahl derer, welche auf eigene Rechnung arbeiteten j bedelitenil 
annahm, dann. aber wieder auf dio alte Zahl herabsank. 

Zachariä, vom Sitaate, VIL 6 
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sen des Landes Zölle erheften werden. Aber diese Zolle 
lassen ^oeh schlecbtbin nur üi dem Interesse des Stsatshaas- 
kaltes und nicht als Mittel, im Inlande den Erwerb zm be- 
fördern, -^ also nur als eine Art derindirekten Auflagen, — 
rechtfertigen» Denn ist es mcht eine Inkonsequenz, wenn 
man, von dem Principe der Freiheit ausgehend, deimoeh 
SKwisdien dem inneren und dem ai»wärtigen Handelsver- 
kehre einen Unterschied macht ? wenn man, was in einem klei- 
nem Verhältnisse zweekmärsig ist, nicht auch auf das gros* 
sere anwendet? Vielmehr mnis es eine Aufgabe der Regie- 
mng seyn, diesen Unterschied möglidistaufsuheben. 

Eben so wenig ist mit diesem Systeme die Ansieht 
vereinbar, daTs der Staat eine allgemeine Versiche- 
rungsanstalt sey, dn Verlast also, welcher Einzelne 
durch einen Unfall trift, auf alle Mitglieder des Staatsver- 
eines vertheilt werden müsse. Es mufs swar einem Jeden 
freistehen, i^ine Gebäude oder seine FahmiO» gegen Feuers- 
gefahr oder seine Felder gegen Hagetschaden — • wo und 
von wem er will — zu versichern. Ist aber der Staat statt 
der Einzelnen vorsichtig, errichtet er z. B. eine Brandver- 
«icherungsanstalt, welcher ein jeder Hauseigenthümer b^ 
zutreten verpflichtet ist, so überschreitet er dieGren^^i 
seiner Gewalt ; der vieien Ungereehtigkdten nicht au ge- 
denken, deren ersieh im Verhältnisse zu einzelnen Hausei- 
genthümam schuldig nmoht. '3 *-* VVenn es gleichwohl 
auch nach diesem Systeme zuläfsig ist, fiar die W^ittwea «ad 



1) Der Staat moft Ton allgemeinen Reg^eln aatgeben, die gleichwohl 
in einzelnen Fällen nicht , zutreffen. So begeht er eine Menge 
Ungerechtigkeiten, was hei PriTatanstalten dieser Art nicht der 
Fall ist. Vergeblich will man diesen Vortheil darch Palliativ- 
mittel beseitigen. Was im Principe nichts taugt, mafs mas 
schlechthin aufheben. — Vergl. Bernoolli, über die Vorsage 
der gegenseitigen Brandassccnranzen rbr Prämiengesellschaften. 
Basel 1S27. i^ttdraalt, de« asslirttncea terfestres. ¥mr. 1828. 
— S. ancfa Littrow, Aber Lebensv^rsich^raageD and andere 
Versorgungsanstalten. Wien 1883. B leihtreo, Iweck «nd Ein- 
ricbtttug der Lebens versiehe rangwinstalteB. Karlsr. 1SSS. — Die 
kantrathtischen Sdhtiftvteilcr des i^origen iahrJMMidsrts ha|>en 
viel Unheil |;e«tirtet. Ihnen w»r die W^ltolh ^ das seilUche 
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Waisen der Staafsdiener Wittwenkassen zo errichten, ^n 
welchen ein jeder Staatsdiener seinen Beitrag za leisten 
Verpflichtet ist, so liegt der Grand dazu darin, dars der 
Staat ein besonderes Interesse hat ^ für die Wittwen und 
Waisen seiner Diener zu sorgen, da er, ungeachtet er seine 
Diener eher zum Heirathen veranlassen als sie davon ab-» 
halten soll, dennoch nicht reich genug ist, um auch für ihre 
Hinterlassenen die erforderliehe Sorgfalt zu tragen^ 

Ueberhaupt aber sind Vorrechte jeder Art, die 
sich auf den Erwerb beziehen, mit diesem Systeme unver«» 
einbar j selbst diejenigen nicht ausgenommen , welche, um 
ein gewisses Gewerbe in's Land zu ziehen, ertheilt werden« 
^ Jedoch sind unter dieser Regel die Erklärungen der Regie- 
rungen nicht enthalten, welche, ob sie wohl oft den Namen 
eines Privilegiums führen , dennoch nur Bestätigungen ei-< 
nes Rechtes sind, also z. Bä nicht die Patente, durch welche 
eine Erfindung auf eine gewisse Zeit in Schütz genommen 
wird. Die Ertheilung dieses Schutzes ist vielmehr eine 
Handlung der Gerechtigkeit , eine Handlung, welche aus 
der Polizeigewalt des Staates abzuleiten ist. 



ZWEITES HAUPTSTÜCK. 
Was darf 

und 

WüM s&ll gleicfmohl der Staat auch naek dieseniSyäieme 
für den ISrwerb der Vnterthanen thmi? 

Es versteht »cft von selbst, dafs der Staat alle die 
Rechte, welche dem einzelnen Menschen nach diesem Sj- 
•leme zustehen, nntcir seinen Schutz und Schirm zu nehmen 
habe. Hier ist jedoch die Frage die: Ist es nach diesem 



iHifl ewig« W*Hl — 4er M'^nsiolkeii 4er Slw«ck ilcr SlAateil , <l«r 
liUifit AUe« IQ All^Qi. Weil die Re|ctenHigifen vemiiiU fa wei»ifi^ 
gtithan halten, verlangten jene Scbrif tsteüer ▼onihiieH devtd iwUnt* 
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Systeme und unbeschadet desselben, zulärsig, dafs der 
Staat in gewissen Beziehungen für den Wohlstand 
des Volkes ausnahmeweise auch positiv Sorge trage? 

Es gicbt aber mehrere Fälle dieser Art. — Der erste 
Fall ist der, da sich die positive Vorsorge des Staates 
für den VTohlstand des Volkes auf die Belehrung des 
Volkes über das, was seinem Wohlstande forderlich ist, 
beschränkt. Hier ist nicht von einer Ausdehnung der Ge- 
walt oder des Zwangsrechtes des Staates die Rede ; hier 
kann demnach ein Jeder thun oder lassen was er will. 

Ein zweiter Fall: Wenn der Staat aus einem an- 
deren Grunde, als kraft der Vorsorge, die er für den 
Wohlstand des Volkes zutragen hat, zu einer Handlungs- 
weise verpflichtet und berechtiget ist, welche mit diesem 
^Zwecke in einem positiven Zusammenhange steht. — So 
soll z. B. der Staat die Land- und Wasserstrafsen, die 
er dem gemeinen Gebrauche vorzubehalten hat, auch nach 
den Regeln der Kunst bauen und bessern. (^Eine jede 
Ausgabe, die der Staat für diesen Zweck, z. B. für den 
Bau und für die Besserung der Land- und Wasserstrafsen 
macht, ist zugleich ein Gewinn für ihn und für das Pub- 
likum. Was hilft Freiheit des Verkehres ohne die Mit- 
tel zum Verkehre? Hauptsächlich deswegen stehen wir 
höher als unsere Voreltern, weil jetzt das Reisen u. s. w, 
80 vielseitig und in einem so hohen Grade erleichtert ist. 
Es sollten daher die Regierungen auch billig Bedenken 
tragen, z. B. das Briefporto zu hoch anzusetzen. Den 
Erwerb soll man besteuern, und nicht die Mit- 
tel des Erwerbes. Eine Regierung, die von der ent- 
gegengesetzten Ansicht ausgeht, gleicht den Wilden, die 
den Baum umhauen , um die Früchte desselben zu gemes- 
sen. Jedoch, schon ist auch in dieser Hinsicht' in Europa 
Manches geschehen.3 Eben so soll der Staat ferner, kraft 
seines Rechtes der Volkserziehung, für Anstalten sorgen, 
in welchen auch die Aermeren zu den für den Erwerb 
erforderlichen Kenntnissen und Fähigkeiten gelangen 
können. 
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Ein dritter Fall: Wenn die Auslagen, welche für 
eine Verbesserung des Nationalwohlstandes erfordert 
werden, die Geldkräfte der einzelnen Mitglieder des 
Staatsvereines übersteigen. Dann kann der Staat, sey 
es als negotiorum gestor, sey es ex mandato praesumto, 
diese Auslagen vorschufsweise leisten. Mit diesem Grund- 
satze, der übrigens nach Zeit und Umständen bald mehr, 
bald weniger dringend ist, lassen sich öffentliche Biblio-^ 
theken, Kunstsammlungen, Musterwirthschaften und ühn- 
. liehe Staatsanstalten vertheidigen* 

Viertens: Der Staat kann auch dann voü der Re- 
gel , dafs er sich auf den Schütz der Erwerbsfreiheit der 
Einzelnen zu beschränken habe , mit vollem Rechte ab- 
, weichen, wenn diese Abweichung nur in der Beseitigung 
der Hemmnisse besteht, welche, das bisherige Recht dieser 
Freiheit entgegenstellt, wenn er also z. B. nur die Las- 
ten für ablöslich erklärt oder sonst gegen Entschädigung 
aufhebt , welche auf den Grund und Boden gegen dieses 
System gelegt worden sind. Denn dann ist die positive 
Vorsorge für den Wohlstand des Volkes nur die Folge 
von einer Mafsregel . die durch das Rechtsgesetz unmit- 
telbar geboten ist. 

Endlich fünftens ist es auch zuweilen die Staats- 
verfassung, welche die Gränzen, die das vorliegende Sy- 
stem der Staatsgewalt setzt, in der in Frage stehenden 
Beziehung zu überschreiten gestattet.^ So weist z. B. 
die Verfassung der konstitutionellen Monarchie dem Für- 
sten eine Civilliste an. Es ist erlaubt, ja es ist rühmlich, 
dafs der Fürst einen Theil der Einkünfte seiner Civilliste 
auf die Verbesserung des ökonomischen Zustandes der 
Nation, z. B. auf die Aufführung glänzender Bauwerke, 
verwende. (Unter allen Leidenschaften eines Monarchen 
ist vielleicht die Baulust eine der verzeihlichsten ' oder 
selbst diejenige, die allein Lob verdient^ 



Digitized by LjOOQIC 



86 



B) Das SyH^m 4er Erwerhsvormundschaft. 
I. Das System der Erwerbsgemeinschaft 

Die Vertheidiger dieses Systemes, — ein St. Simon, 
ein Robert Owen, rinKarl Fourier nnd Andere, — ge*^ 
heu insgesammt von der Ansicht aus, dafls das Raiti)tge<* 
breitender hentigeiiEuropäsBchen Staaten in den Gesetzen 
bestehe, welche in denselben das Eigehthnm betrefen, 
1^ verlangen daher, dafs die ursprüngliche Gemeinschaft 
der Güter wiederhergestellt, ©der dafs wenigstens das 
Nationalvermögen gemeinschaftlich bewirthschaftet werde. 

Es darf nicht befremden, wenn in Zeiten, wie die 
nnarigen sind, Pläne dieser Art zum Vorscheine kommen. 
Die französische Revefartisn hat der Heiligkeit des Eigen- 
Aumes einen Stolli gegeben, ven welchem es sidi sobald 
meht erholen wird. In jAmlichen Zeiten sind von j^er 
Vorschlage oder Versui^^ dieser Art gemacht worden. 
So in den Zeiten der Reformation in En^nd, wo es la* 
mala eine Partei gab, welche das Sondereigenthum gansK* 
lieh verwarf; *) so wurde femer während der Münsterl- 
0ehen Unrahen alles Sondereigenthum aufgehoben. *3 

Dagegen ist in gewöhnlichen Zeiten nur selten die- 
ses System versuciit werden. Wenn in den unermefsü* 
chen Ebenen, welche in dem nordwestlichen Amerika lie- 
gen, die Indianer sich cur Jagd der Bisons, einer Büf<* 
felart, von Zeit au Zeft vereinigen; oder wenn in Ne«- 
Sid-^WalKs die Jagd 4er Kangaroos die Eingebornen «n 



\) Vergl. meine fttaatswirthtcbafUicheii Abhandimigeii. Die IV« 
Abll. „üeber die Regeneration de« bürgerlichen Getchlccbteu durch 
OHM DiogofltiiUfitig den Eigen^bumweelite«." S. aeeb lleviie dea 
. deuxmondet. T.1^XI.^.6.XXVII S.13i. {Hier weMknoacbeiaii^ 
neuere Schriften der St. Siinonisten angezeigt.) Ferner: Die 
Blätter für literarische Unterhaltung. Jahrgang 1842. Nro. S. 

2) J. Story, rommentarien on thc conntitutton of the U. St. !• M. 

3) Häberlin,tent8che Reichvgvtchkhte. X. 6d. S 581 ff 
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gemeteeiebiifllichen Untemehmungen veranbifiit, < ) odtr 
wenn, wie einst bei den Deutschen, die Mitglieder einer 
Chimefnde Jie Felder ihrer Cieniarkang f^meinschaftlicb 
lieste^len, *} m beruhen diese Gewohnheiten auf anderen 
Grinden, als anf dem voriie^nden Systeme. Mehr gehttrt 
in diese Klasse die Verfassung des alt-peruanisehen Rei«- 
tkts. Der Frachtboden war in diesem Reiche in ' drei 
Tbeile getheilt. Von dem einen Theile bezogen die In« 
kas, A'on dem anderen die Tempel, die der Sonne ^ den 
Ertrag; von dem dritten Theih^ erhielt ein jeder Haus« 
vater ein Loos, das Tapu genannt wurde. Die beiden 
ersteren Theile wurden von dem Volke gemeinschaftlich 
bestellt. Den dritten Theil bestellte zwar ein jeder Hans- 
vater anf eigene Rechnung. Aber es gab kein Erbrecht. 
So oft einem Peruaner ein Sohn geboren wurde, erhielt 
er ein nenes Tapu, welches in der Folge, wenn der SohA 
herangewachsen war, dessen Ausstattung bildete. Wegen 
einer Tochter erhielt er nur ein halbes Tapu, das, wenn 
4te Tochter sich verheirathete , wieder an den Staat zu« 
räckflel. *3 T^ ^ii^i* vollkommneren Gestalt war dieses 
System einst in den Spanisdien und Portugiesischen Mis- 
sionen in Amerika dargestellt Einige Mönche, die Mis« 
sionarien, geboten über eine Anzahl zum Christenthnme 
bekehrter Indianer. Was diese erwarben, war Gemein- 
gut und wurde in den VorrathshAusern der Mission auf«' 
bewahrt, aus welchen dann die zur Mission gehörenden 
Indianer mit Nahrung und Kleidung versorgt wurden. *) 
Aehnliche Versuche, die neuerlich in kleineren Gesellschaf- 
ten gemacht worden sind, eine allgemeine Gütergemein- 
schaft einzuführen, haben noch zu wenig das Zeugnifs 



1) R. DaWAOD, tlie pr««eiit «tat« of AiMtratia. ^oml. 18t#. 

lK)Tacit. Germinia t. SO. 

S)S. Rolielrtton'a Geschichte von Amernta. *- Le comte Carli, 
lettres Americainet. Par. II. T» 1788. 

4) Vdii Kotseboa, swaile ReUe um die Walt. 
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der ErfiihruDg fär sich, als dafo sie hier an^eföhrt za 
werden verdienten. *3 

So vereinzelt jedoch stehen die Beispiel einer aitf 
dem Grundsätze einer allgemeinen Gemeinschalft der Gö^ 
ter beruhenden Organisation der bürgerlichen Gesellsebaft 
in der Geschichte da, dafs man diesem Systeme in der 
Tbat den consensas gentium entgegenhalten kann. Wenn 
sich auch dieses System den Menschen am ersten darbie- 
ten mufste, so stand doch der Einführung desselben der 
Eigennutz der Menschen entschieden entgegen. Man 
denke sich das Sondereigenthum mit seinen Folgen aus 
der menschlichen Gesellschaft weg, und es wird der Eine 
auf Kosten des Anderen leben wollen. 

Zwar ist das Sondereigenthum der vornehmste Zank*« 
apfel unter den Menschern Aber es ist nun einmal das 
Loo^ d^ Menschheit, dafs sie keinen Yortheil ohne einen 
Nachtheil erkaufen kann, dafs, je gröfser der Yortheil ist, 
desto gröfser die Nachtheile sind, gegen welche er zu 
haben ist. Wenn dieses »System gleichwohl in einigen 
Fällen Eiogang gefunden hat, so scheinen nur Religions- 
neuerungen, — welche überhaupt so Vieles möglich ma- 
chen, was, abgesehen von ihrer Macht über den Menschen, 
unmöglich seyn würde, — die Ursache hievon gewesen 
zu seyn. 

Von diesem Systeme wird daher in der Folge weiter 
nicht die Rede seyn. 

II. Das System der Beschränkung der 
Erwerbsfreiheit. 

Die Vertheidiger des anderen Systemes , — des Sy- 
stemes, nach welchem iie Erwerbsfreiheit nur gewissen 
Einschränkungen zu unterwerfen ist, — können füglich 
unter drei Klassen gebracht werden. Sie vertheidigen ent- 
weder das System der Verschliefsung des Lan- 



1) Vergl. die (Anm. 1. S. 86 ) a. Abb. S. 107. 
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des gegen den aasiwirti^n Handel äberhaapt oder 
^egen die Waareneinfuhr insbesondere; — oder aber 
das System der SchntzöUe; — oder endlich das Sy* 
stem der Retorsionszölle. 

i) Das System der TerschlieTsung des Landes 
gegen den auswärtigen Handel, — über- 
haupt oder in gewissen Beziehungen. 

Dieses System kann in mehr als einer Gestalt in der 
Erfahrung dargestellt werden. — Es kann z. B. im Gaste 
desselben der Handdsverkehr zwischen dem In- und dem 
Auslande, so viel als möglich, gänzlich untersagt wer- 
den. Oder es kann nach den Grundsätzen dieses Systemes 
die Einfuhr derjenigen Waaren schlechthin verboten werden, 
welche im Inlande produzirt oder fabrizirt werden können. 
Oder es kann auch bei der Annahme dieses Systemes ^deff 
Zweck nur der seyn, eine gevdsse Art der Produktion 
oder der Fabrikation vor den übrigen zu begünstigen. 

Jedoch in jener ersten Gestalt kann dieses System nicht 
mit Gründen der Staats wirthsehaftslehre, sondern nur mit 
Gründen des Verfassungsrechtes vertheidiget werden. Eine 
Verfassung, wie z. B. Lykurg den Spartanern gab, fordert 
gebieterisch die Abschliefsung des Staates gegen allen 
Verkehr mit dem Auslande. Dieselbe Forderung liegt mA 
in. einer Kastenverfassung. Ein weiteres Beispiel kann von 
der Verfassung des Reiches China entlehnt werden. Da 
aber hier nur von den Modificationen die Rede ist, welche 
dieses System aus staatswirthschaftlichen Gründen erhalten 
^calin, so wird von jener Modifikation desselben hier wei- 
ter nicht gehandelt werden. Und da die dritte oben erwähnte 
Gestalt dieses Systemes unter der zweiten begriffen ist, so 
wird es I^nreidbten, das System in seiner zweiten Gestalt 
zu begriüiden und darzustellen. Ohnehin ist es aHein diese 
Gestalt, in welcher dieses System in Europa vorkommt. 

Der Grundsatz der Erwerbsfreiheit, — sagen nun die- 
jenigen, welche das System in seiner zweiten Gestalt ver- 
theidigen, ~ ist keineswegs hmreichend, für den Wohl- 
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MMd etees VoHc^b ebie geDflgeiide Där^iseiHifl m leisteil. 
Ein Volk ist eine Einheit, ein Ganses. Wm dem etneeloeft 
Meiisdien frommt , frommt deswegen nicht anch dem Gan- 
zen. Der einzelne Mensch ist daher verpflichtet, das Bestre*- 
ben, seinen ökonomischen Zustand zu verbessern, mit dem 
Interesse der Gesammtheit in Uebereinstimmung zu setzen, 
der Staat, die Bedingungen dieser Uebereinstimmnng fest- 
zusetzen. Sonst wurde ein Widerspruch zwischen dem 
Swecke nnd den Mitteln eintreten, weicher sdbst die öko- 
MNBMclie ttiid mü dieser zugletch die tefiiere Selbststin*- 
d i gkeit des Staates gefihrdea würde. 

Was %a diesem Ende gesehefaen mafs , ist unaitttelbar 
<Mm BeaebfiiakQDg d^ Freikeit des Handels mit iem Aofh- 
lande« Der Staat hat dafür zu sorgen, dars Alles, wasamr 
im Inhuide prodozirt oder fabrizirt werden kann, ohne dafs 
m dem Valke tbermäCngeOpfier kostet, aack im Inlande 
prodozirt and fabrizirt werde, aof dafs das Volk wegen der 
Befriedigung seiner Bedärfiusse vom Auslande onab^ngig 
aey, anch das Geld im Lande erhalten werde. Er bat das 
Tolk «flbst des Gebrauches derjenigen Brauchlichketten zu 
•Mlwöhnen, die das Volk, wenn es sie auch aus dem Ans«» 
lande woMfeiler bezieken könnte, dennoch durch die inlünr 
diaehen Surrogate einigermafiett zn ersetzen vermag. ESr 
kal die Eiinfohr alier dieser Waaren nicht Uos durch hohe 
ÜUnfahrzöltezu erschweren, sondern sie, damit das Land 
irieht aiaagesogen, d. i. der Zahlungsmittel gänzlich beraubt 
irarde, durch EinfuhrTerbote schlechthin zu verhindern. 

Insbesandere hat der Staat dafür zu sorgen , dafs das 
Inland wegen der Befriedigung dar zum Leben anmitbebr'* 
liehen Bedürfnisse vom Atislande ^ tn Kriege*- und Frie- 
denszeiten ~ anabfaängigaey^ sollte er selbst in anderen 
JBeaiebungaii, den Plan, den er nadk diesem Systeme za 
befolgen bat, aafzagebengenttthiget aeyn. ([DiefingUscten 



1} Diese Einschraokang ist hintosetzen. Benn man kann s. B. aach 
auf der äiitsersten nordlidien Spilie von Europa^ auch am Nor4- 
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Korn^esetzettitfl oft genng nüt Sie^tfm Groti4e YiffIhftiilM 
^et worden.) 

Nadi diesem iSysteme kann man sogar rinen Kncf 
rechtferti^ti, dessen Zweek es ist, den Lande sdM ,,iMi*^' 
tftrlichen^^ Grenzen su geben. Denn unter natarlieli6ii<}HteM 
»en versteht man nach diesem Systeme nicht blos diejenqgM 
Grenzen, welche ihrer geegrapliisdien Besehaffenli«^ nach 
die Tertheidignng eines Landei nftgUeh machen oder «i*^ 
leichtern, sondern anch diejenigen , welche fOrdie^MM^ 
mische Selbstständigkeit die vortheilhafteBten diad% (jliüi 
glanbt z. B. Rnfeland in dem Interesse seiner atdUMiefi 
Provinzen die DardaneHen in Anspfodi nehmen zn k i nnei k 
— Nicht weniger liegt es !n dem Geiste dieses Systemes, 
dars ehi Volk tiber das Gebiet der StrSme, dfe sein LMd 
dnrchlliersen ^ Herr sey , und dafis ihm «o der Zotritt sa der 
grorsen Vdlkerstrafee, za dem Weltmeere, offenstehe. AuA 
die , welche z. B. von den Dentschen die Ausrdstnng und 
Unterhaltung einer Seeflotte dringend fordern, entMuMMi 
ihren Gmnd ans demselben Systeme.^ 

Die Waarenansfuhr isrst zwar dieses System frei; jii 
es begönstiget sie sogar. Jedoch sind von dies^ Regel 
die Waaren auszunehmen, deren ein Voikza seinem eigenen 
Verzehre oder zur Verarbeitung in seinen Fabriken bedarf. 

Endlich ist zwar dieses System nicht schon seinem 
Wesen nach mit dem der ErwerbsAreiheit im Inneren den 
Landes unvereinbar. Aber nicht zu gedenken , dafs eine 
Beschränkung der Freiheit immer zu einer anderen ^rt, 
so murs auch die Anwendung dieses Systemes Arbeit und 
Kapital in Kanäle leiten , welche flie sonst nicht aiirgesucht 
habefi würden. 

23 Von dem Systeme der Schutzzölle« ') 

Unter Schutzzollen versteht man Abgaben, die man an 
der Grenze eines Landes von gewissen Waaren, die in das 



1) B«rgius, öbor ScIiaUaone, mit besonderer Bonehai^ »af ieq 
Preurdtch^n Staat und den ZolUercin. Breslaa 184S. 
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LmhI einfefittirt warien floüen^ zu dem Bade erhebt , um 
4ie inlindiseheB ProducenteB derselben Waaren in den Stand 
ZA setzen, bei dem Handel mit diesen Waaren mit den aus- 
ländischen Prodiu^enten Preis zu halten. Das System der 
Schntsfizölle billiget und empfiehlt die Erhebung dieser 
ZöHe. 

IHeses System verwirft also den Grundsatz der Er- 
werbefreiheit niebt unbedingt, sondern nur unter gewissen 
JB der Eilahmng eintretenden Verhaltnissen und Umstän- 
den. Es versehliefst aroh in diesem Falle den Ländern die 
Waareneinfohr oder die Einfuhr gewisser Waaren nicht 
gänzlich oder durch Prohibitivmafsregeln. Sondern es will nur 
die Gleichheit der Waarenpreise wiederherstellen, die durch 
die Verschiedenheit der Nationen und Lander , sey es in 
Bejahung auf die Bedingungen der Produktion, sey es 
4nreh die Verschiedenheit der Gesetze des Staates, zer- 
jStört ist. Die Schutzzölle, von welchen es Gebrauch macht, 
haben selbst in so ferne nur einen vorübergehenden oder 
transitorischen Zweck. Sie sollen wegfallen oder ermäfsigt 
werden, sobald jene Gleichheit ohne dieselben bestehen kann. 
Man hat dieses System auf folgende Gründe gestützt : Q 
Man kann die Systeme der Nationalwirthschaft auf 
zwei Haoptsysteme zurückführen, — auf das kosmopo- 
litische und auf das nationale System. Jenes be- 
ruht auf dem Grundsatze der gegenseitigen Handelsfreiheit 



1) S. Fr. List, das nationale Sjitcm der politischen Oekonomie. 
II. Bde. Stuttgart uod Tübingeo. II. Aufl. 1841. S. insbesondere 
Bd. I. S. 14 ff. List ist der Fabrikherren lidus Achates. (In 
einem groFsen Staate hat dieses System noch eher einen Sinn. 
Ein solcher Staat ist eine Welt für sich. Aber in einem kleinen 
Staate, wo Tielleicht nur ein oder zwei Fabriken für die Fabri- 
kation einer gewissen Waare bestehen, ist es eine wahre Lächer- 
lichkeit! Ich habe — in einem langen Leben — schon manche 
staatswirthschaftliehe Lächerlichkeiten erlebt. Deus dabit huic 
qnoque finem. Zum Gluck hat^dieses System zwei grofse Gegen- 
mittel in sich selbst. Eine jede JA uf nähme eines neuen Staates 
in einen Verein, der die Ausführung dieses Sjstemcs bezweckt, 
ein jeder Vertrag mit anderen Staaten , der es theilweise aafaer 
Kraft setEt, bringt e« seinem Falle^näher.) 
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der Nationen, dieses auf der Besehränkmig dieser IVeSiett 
in dem Interesse einer jeden einzdnen Nation. 

Ständen nnn alle Völker nngefSIhr anf derselben Stajfb 
der Kultur, hStten sie insbesondere in der Fabrikation' die- 
selben Fortschritte gemacht, so wurde unstreitig das kos- 
mopolitische System das vortheilhaftere oder das allein 
vortheilhafte für sie seyn. Denn es wörde unter ihnen 
die Nacheiferung, f die aemulatio, non obtrectatio,3 erwe*- 
cken, deren Folge das gleichzeitige Fortschreiten der Völker 
im Wohlstande seyn möfste. Es wurde höchstens die Un- 
gleichheit der Preise übrig bleiben, die auf der klimatischen 
Verschiedenheit der Länder oder auf der Verschiedenheit 
der Anlagen einer Nation für eine bestimmte Art des Er- 
werbes oder auf der ungleichen Vertheilung der Schätze^ 
mit welchen die Natur einzelne Länder ausgestattet hat^ 
beruht. Und gerade diese Arten der Ungleichheit würden 
das Band nur schärfer anziehen, durch welches der Handels- 
verkehr überhaupt die Völker der Erde zusammenhalten soH. 

Allein die wirkliche BeschafTenheit der Verhältnisse 
unter den Völkern ist sowohl überhaupt, als insbesondere 
in Europa, von dieser Lage der Dinge oder von diesem 
Ideale weit entfernt. Das eine Volk hat raschere, ein an- 
deres langsamere Fortschritte im Vl^ohlstande und in den 
Bedingungen desselben gemacht. In Europa ragen ins- 
besondere die Engländer in diesen Beziehungen vor allen 
anderen Nationen hervor. Wollte unter diesen Umständen 
eine jede Nation dem Grundsatze der Handelsfreiheit treu 
bleiben, so würde dieser Grundsatz Folgen haben , weli^he 
das gerade Gegentheil von denjenigen wären, welche man 
•an sich von ihm erwarten darf. Es würde diese Politik die 
Ungleichheit, die schon jetzt unter den Nationen in Bezie- 
hung auf ihren Wohlstand eintritt, mit der Zeit noch ver- 
gröfsern , indem die Nationen , die schon jetzt die übrigen 
an Wohlstand übertreffen, zugleich die Mittel hätten, schnel- 
lere Fortschritte, als die übrigen, auf derselben Bahn zu 
machen. 

Es mufs daher der Staat, wenn und wo die Nation von 
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llandel8\'erkebrt steht, in iler Produktion ^wisser Wimren 
AberAägtltwiffd, sä SebntssoUen als dem einzigen Mittel 
Mine Znänelit neboiea^ d«reh welebcs jene Ungleiebliett 
aa^pegUcbon werden kunn. 

Jedoch dürfen dirstZüUe nur Sphuts&s&ölle se^nd-isie 
dirfen nicht einem Verbote der Eioftihrder Waareu, hei wel« 
•hon die inUndioefaen ProduMmten nicht mit denanslündiochen 
Preis hotten können, gleichkommen» Denn sonst würden 
diene i&Ule den Yrieh wr NacheiÜ^ung ersticken, wokber 
4m Lehennprineip alles Fortschreitens auf dem Gebiete der 
Kultur «herhaupt ist. 

Amch in dem Sinne aolten diese Zölle nur fifchnt»-* 
wiÜÜ» oeyn^ dafo sie nur so knge, als der inländische £r- 
werhsletfe dieses Schutzes bedarf, überhaupt oder nach 
dem bisherigen Mafsstnbe, erhoben werden dürfen. Denn 
nie sind doch immer nur ein^ ¥oa der Noth gebotene Aus- 
nahme von der Regele 

Was den inländischen Verkehr und den Ausluhrhandel 
hettift, weicht dieses System nicht von dem dev VerschUes- 
aung des Inlandes gegen den Einfuhrbandel ab y von wel- 
chem dasselbe nberhanpt nur in so ferne wesentlich verschie- 
den ist^ als es, was jenes System unbedingt annimmt ^ nur 
bedingungsweise billiget 

Uebrigenshat man für beide Systeme noch das ZengniTs 
der Geschichte geltend gemacht. AUe Völker, die eine 
Handelspolitik hatten^ -^ sagt num, — haben sich zu dam 
räsen oder za demanderen dieser Systeme gehalten. Dem sey 
alsol Aber giebt es nicht Irrthümer, die von gleichem Al- 
h»r, wie die Uenschenwelt, sind ? Doch ich werde auf die 
sen GriBid in dem folgenden Buche zwruckomuien. 

33 Von den Retorstonsm^irsregelB. 

Betorsiottsmatsr^eln führen nur uneigentUch den Na- 
men eines Systemes Denn sie sind nur Erwiederungen ei- 
ner UnhiHigl^it^deren sieh eineR^ierunggegeaeinanderes^ 
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Volk Sf huldig gemacht hat, ohne tibrifem unter sieh in ei« 
nem wesentlichen Zusammenhang zu stehen. Die Anord- 
nung solcher Mafsregeln setzt übrigens voraus , dafs die 
Be^erung, welche von ihnen Gebrauch macht, schon ein 
anderes System der auswärtigen Handelspolitik befolge. 
Ist dieses System das der Erwerbsfreiheit, so sind Betör- 
sionsmafsregeln nur Ausnahme von der Regel ; ist es das 
der Erwerbsvormundschaft, insbesondere in der zweiten und 
dritten Gestalt, so sind Retorsionsma(!sregeln als solche ein 
besonderer Grund, dieses System in Anwendung zu bringen. 

Die Zuläfsigkelt solcher Mafsregeln ist dem Völker- 
rechte nach^ (^ wohin die Frage gehört,} keinem Zweifel 
unterworfen. Die Zweckmafsigkeit dieser Mafsregeln aber 
Ufst, als eine qiiaesüo facti, keine Beurtheilung im Allge- 
meinen zu. 

Auf jeden Fall ist es rathsam, ehe man den Handels- 
verkehr mit dem Auslande ersehwert oder aufhebt, auch 
die Eigenschaft, welche die Vorschrift als eine Retorsions- 
marsregel haben kann, in besondere Betrachtung zu ziehen,., 
auf dars die Frage von der Zweckmfifsigkeit der Vorschrift 
desto allseitiger erörtert werde. 



Das Endresultat, das sich aus dieser Darstellung der 
verschiedenen möglichen Systeme der Volkswirthschafts- 
lehre ergiebt, läfst sich in den Satz zusimnienfimsett: 

Dafs nur das System der Erwerbsfireiheit und das der 
unbedingten so wie das einer b^ingten Beschränki»g 
dieser Freiheit ^ einer genaueren Prüfung bedürfe. 



1) Wmb ioh m den folg«adeii Bache ▼•■ ier Erwerbevetvieoil- 
eebafl sfireelie, ea sind «nter diener jedeiveit nur diese beiden 
Systeme %n Tersteheo. Aach den Unterschied «^viscben der un- 
hedingtcn und der bedingten Bc«chränl[iHig der Enrerbsfreiheit 
ireide Ulk iwr gelegettheHHcb beriNiren. I>e«ii et betriHt iMehr 
die Darstellang nls das Wesen jenes Sjrstenie«. 



Digitized by 



Google 



96 



DAS 
ACHT UND DREISSIGSTE BCCH. 

Beurth eilung 

der 

Sjßtteme, tue %u Ende de* vorigen Buchet einer genaue- 
ren Prüfung vorbehalten worden und. 

ERSTES HAUPTSTÜCK. 

Vergleiehung zwiichen dem Systeme der Erwerbsfreiheil 

und 
dem der Erwerbsvormtmdschaft, 

beide Systeme im Allgemeinen oder in thesi betrachtet. ^) 

J^urdem Systeme der Erwerbs/*r^tÄ^t7 gebohrt der 
Name eines Rechtssystemes. Auch dem Völkerrechte 
nach. Denn es erweckt und es nährt die friedliche Stim- 
mung, welche der Handelsverkehr anter den Völkern zur 
Folge haben soll. Das System der Erwerbsvormundschaft 
ist dagegen, so wie im Innern der Staaten, so auch in ih- 
ren auswärtigen Verhältnissen, aberall die Mutter der Zwie- 
tracht und des Erwerbsneides. C Darum wird auch die 
rechtliche Seite des zweiten Systemes von den Vertheidi- 



1) Ich werde beide Systeme hanpUachlich in Beciehnog auf den 
Handelsverkehr mit dem Auslände betrachten. In Beiiehoog 
■nf den Inneren Verkehr ist man in den Hauptpunkten einig. 
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gestellt} 

Jedoch nicht auf dem Gebiete des Rechtes entspinnt 
sich der Kampf zwischen beiden Systemen. Die Terthei- 
d%er des Systeme» der Erwerbsyormiindschaft, wenigstens 
die der Gegenwart, geben es meist zn, dafs in einem ideellen 
Zosiande der menschlichen Gesellschaft das System der' 
Erwerbsfreiheit das richtigere , ja das allein richtige seyn 
würde. (Und in diesem Zugeständnisse liegt yiell Sie 
übernehmen damit ^ wenn sie gleich wähl dem anderen Sy-^ 
steme den Vorzug gebeny z.B. zugleich die Beweislast.} 
Sondern auf dem Gebiete der Politik wird der Streit geführt. 
Die Vertheidiger des Systetaies der Erwerbsvormundschaft 
behaupten, dafs nach den Naturgesetzen, unter welchen 
der EIrwerb stehe, — dafs nach dem Nothrechte, — nur dieses 
/System überhaupt oder für jetzt noch, baltbar sey. Einigif 
eröffnen sogar schon jetzt die Aussicht auf bessere Zeiten. 
So lange j — das ist der Hauptgrund für das System 
der Erwerl^svormnndschaft, — so lange die Völker gegen-»^ 
seitig in einem Kriegszustande beharren , müssen sie in ei« 
ner jeden Beziehung für einen Mann stehen, müssen sie 
also, in Beziehung auf alle Bedingungen der Selbsständig'' 
keit der Staaten , das Gemeinbeste dem Vortheile der ein- 
zelnen Mitglieder der Volksgemeinde, als Einzelner, \or^ 
ziehen. Nun fehlt es aber^ wenn es nach dem Systeme dei^ 
Erwerbsfreiheit einem jeden Einzelnen überlassen ist, füf 
seinen Wohlstand nach eigenem Ermessen und Willen zu 
sorgen, an einer Bürgschaft für die Einheit des Strebens 
der Einzelnen , ihren Wohlstand zu verbessern , sowohl 
überhaupt als in dem Interesse des Staates. Da mufs also 
der Staat eingreifen^ und jenes Streben der Einzelnen den 
Einschränkungen unterwerfen und ihm die Richtung geben, 
durch welche es allein mit der politischen Einheit des Vol- 
kes in Einidang gesetzt werden kann. Was von solchen 
Völkern überhaupt gilt, gilt namentlich auch ton den Völ-» 
kern des heutigen Europa. Durdi die Lage ihrer Länder 
Za)ckßriä, vom Staate. YU. ^ 
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in ein VerhältiiH« asvcfnmder versetet, wetehM^ wennMi^ 
nicht nie rastende Feindseligkeiten, doch den Zustand ^nem 
onsiehet««! Friedens^ zor V4Agt hat^ niAssi^n sie alle ihre 
Kralle anstretngen^ ma ihre SelbstflftSndigkeit aaf die Bauer 
B« erhalten. Und, wenn lii^nattr das System derErwerlfli-^ 
vormnndsehaft sehen öfte#haiq|^t in Besilehiing'iiaf di^^TSl-^ 
ker gerechtfertiget ist, so kommt noch der besondere tteeht— 
fertigungsgmnd hinsu, dafer dasselbe System schon von de» 
Regierangen fast aller dieser Völker befolgt wird. 

So stattlich auch diese Gründe sind, welche für das 
System der Erwerbsvormundschaft sprechen, so scheineff 
sie doch nicht gewichtig genug zu seyn, um den Gründen, 
aufweichen die Anwendbarkeit desSysteme«r derErwt^rbs- 
freiheit, selbst auf die Staaten des heutigen Elnropa, bembt, 
den Sieg KU entreifsen. 

Denn, in dem natifflidien Laufe der INnge ist es in 
praktischer Hinsicht beinahe eine Unmöglichkeit, dafe bei 
einem Yolke d. i. bei einer Menge Menschen^ die durch ihre 
Wohnplätze und durch ihre Staatseinriehtongen in einer 
unmittelbaren Verbindung miteinander stehen, der tlinzeine ' 
fihr seinen Wohlstand sorgen könne, ohne zugleich den 
Wohlstand der Gesammtheit zu befördern. Nöthiget sie 
nicht der eigene Vortheil, dasjenige Gewerbe zu ergreifen, 
oder denjenigen Beruf zu wählen , bei welchem sie kenie 
oder die wenigsten Mitwerber zu fürchten haben? Wie 
kann es da also bei einem Grewerbe oder bei ein^n BeruflK, 
die überhaupt bei dem Volke mit Vortheil betrieben werden 
können^ an Arbeitern fehlen , welche sich demselben wid- 
meten ? Diese Nothwendigkeit nimmt überall , wo es an 
Arbeitern fehlt, den Mangel zu ersetzen, mit steigen- 
der Bevölkerung zu; auch zwingt dieselbe Ursache £e 
Menschen , um sich ihren Lebensunterhalt zu verschaffen, 
auf neue Erwerbszweige Bedacht zu nehmen. Da übrigens 
der Verzehr die Bedingung des Begehres ist, so mufs die 
Erwerbsthätigkeit der Einzelnen immer auf die Produktion 
der BraucWichkeiten gerichtet seyn, deren die Mehrheit der 
Konsumenten bedarf, und schon deswegen der naturgmäfoen 
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Anlage ihrcir Arbeit nikl ihr^ Sapitellm 4&R Jmnmg ge^ 
ben. N«Q kann zwar awh ^e Waai^ 4ea Atfslaades der 
CtegMstand eines %^(ben Begehrens seyn« Wenn aber die 
ErwerhsthiUigkeit des Inlandes aal die Produktion einer 
soleben Waare konstlieh gerichtet wird, so beruht der Oe- 
wiBH der nrodueenten nur auf einer Auflage, weltbe die 
Konsumenten an Jene zu entriebten haben. Ein Volk , das 
auf diese Weise reieh zu werden helft, gleieht einen Man- 
sehen 5 welcher, um reidi zu werden, die Gelder, dje er 
hat, aus einer Kasse in die andere legt* -« Jedoch num 
firchtet, dafs ein Volk, welches seine Bedürfnisse zum 
Theil ansr dem Auslande bezieht, der Zahlungsmittel endlieh 
gfinzlich beraubt werden könne. Aber, wenn es nichts 
sdehr hat, um zu zahlen, so mufs es entweder seine Beditof^ 
nisse beschränken, oder auf die Produktion solcher Bf auch-^ 
liehkeiten Bedacht nehmen, gegen welche es die des Aas-* 
landes eintauschen kann. Man vergesse doch mo, dafs 
der Kaufhandel im Grofsen nur ein Waarentansch ist 

Zu diesen Gründen, welche aus dem Wesen des einen 
und des anderen Sy Stentes entlehnt sind, kinnmen nodb d^ 
nige andere, welche, obwohl nur Nebengründe, dennoeb 
für Einige von nicht minderem Gewichte, als jene Haapi-' 
gründe^ seyn möchten. 

Enten*: Den Schutzzöllen fehlt es schlecht^ 
hin an einem sicheren Mafsstabe, naeh wel^ 
ehem ihr Betrag zu bestimmen wäre* Wenn sie 
den inlündisctfen Prodncenten nur in den Stand setzen 
sollen, mit dem ausländischen Preis zuhalten, so beruhen sie 
ätöt immer auf Berechnungen, welche das geringste Schwan^ 
ken im Preise zu nichte machen kann. Daher geht auch 
das Streben der Gewerbsleute dahin ^ die Schutzzölle in 
Prohibitivzölle zu verwandeln. Daher lehrt die Geschichte 
fast eines jeden auf diesem Systeme benAenden Tarifes, 
dafs die Schutzzölle nnaufhörlidi im Steigen waren. -^ Ja, 
die Schutzzölle haben sogar, was die Fälle betrifft, in wel- 
chen sie unentbehrlich oder nützlich zu seyn scheinen, nur 
eine schwankende Grundlage. Wann kann der inländische 
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Pro^weiit nieht *it ^m «wUUHlitehen Preis balteo ? ftthlt 
nicht ein Jeder Prodacent die Mitwerber? '3 Mit einein 
Worte:NardieProhibitiv2ölle haben ein Principl 
Zweitent: Ein Staat, der einmal das Sys- 
tem der Prohibitiv- oder der Schatzzdlle ange- 
nommen hat, ist kaum im Stande, von diesem 
Systeme wieder abzagehem Yergeblich tröstet man 
sieh mit der Hotfnong, dafs die Prodncenten des Inlandes, 
wegen des ihnen verliehenen Schutzes, über kurz oder übe^ 
nber lang , im Stande seyn werden , mit den Producenten 
des Auslandes , auch ohne diesen Schutz zu wetteifc^m« 
. Denn zu dieser Hoffnung würde vorausgesetzt, dals das 
Volk oder die Völker, gegen deren Produktion die Schutz-^ 
Zölle gerichtet sind, auf dem Punkte stehen blieben, auf 
welchem bei ihnen, als die Zölle angelegt wurden, diePro- 
Aaktion der Waare stand. Weit eher aber kann man das 
Gegentheil annehmen. Sie werden die Ursachen, denen sie 
bisher ihr Uebergewicht bei der Produktion dieser Waarea 
verdankten, durch die Schutzzölle gespornt, zu neuen Fort- 
sehritten benutzen. Wenn übrigens auch der Zweck die- 
ser Zölle erreichbar und erreicht wäre, so verschlingen sich 
doeh mit denselben so viele Privatinteressen, dafs es einer 
Regierung fast unmöglich ist, dieselben, wo sie einmal be- 
stehen, wieder aufzuheben. Denn die Furcht vor den Fol- 
gen einer solchen Neuerung ist besonders scharfsinnig 
in den Entdeckungen der Gefahren , welche mit der Mafs- 
regel noch immer verbunden seyn würden. Auch durch 
Handelsverträge , welche eine Aegierung mit der anderen 
abschliefst, können diese Gefahren kaum abgewendet wer- 
den. Damüfsten die Nationen einander gegenseitig gewii^e 
Vortheile zum Opfer bringen die sie bisher den bei ihnen 
angeführten Schutzzöllen verdankten. Aber werden sich 
nicht der Abschliefsung solcher Verträge diejenigen wider- 
setzen, deren Privatvortheil es war, diese Schutzzölle auf- 



]) So will z« ß. Li st •chlechtliin nirht, daff auch dir Frachtbaii 
durch ZöU« geschätzt werde Ist da* GonsoqaeBS? 
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recht KU erhalten? Was ist z. B. die Ursache, dafs die 
yerbandinngen über einen Handelsvertrag zwischen Belgien 
nnd Frankreich, oder die zwischen Grofsbritannien und 
Wankreicb , oder die zwischen dem Prenfsischen Maath- 
vereine and Holland bisher noch überall keinen oder doch 
nur einen vorabergehenden Erfolg gehabt haben? 

Driilens: Schatzzölle verleiten eine Re- 
rang fast unaasbleiblieh za Mafsregeln, wei- 
chein einer anderen Beziehung dem öffentli- 
chen Wohlstande positiv nachtheilig sind. Der 
Beweis fär die Nothwendigkeit und die Nötzlichkeit eines 
Schatzzolles ist bei einerjedenWaare besonders za führen* 
Wie leicht übersieht man aber den Einflars, den eine Art 
der Produktion aaf die andere hat. So hat man in Eng- 
land die Einfuhr der Früchte besteuert, ohne die Nächtheile 
genugsam zu erwägen, welche der hohe Preis der Früchte 
für den Arbeitslohn und mithin z. B. für die Fabrikation 
hat ^3 Eben so hat man in Deutschland die Runkelrüben- 
Zuckerfabrikation begünstigt, ohne sie in ihrem Zusammen- 
hange mit der Landwirthschaft überhaupt zur Genüge zu 
betrachten. (Wachsen denn Feigen auf den Dornen?) 
In Frankreich ist die Einfuhr des Schlachtviehes sehr hoch 
besteuert. Man hat aber vergessen , dafs in einem Lande, 
in welchem für die Landwirthschaft noch so viel, wie in 
Frankreich, zu thun ist, die künstlich bewirkte Konsumtion 
des Schlachtviehes dem Lande weit nachtheiliger, ails vor- 
theilhaft, ist. 

Endlich, viertenM, man vergibst, oder übersieht, dafs 
dieses System, (wie das Beispiel England's lehrt,} am 
linde zu einem Resultate führt, welches demjenigen geradezu 

t) In der ParlianifiiitMiliaiig tlieses Jabre« Ui sirar dieser Eiofnllv^ 
loU herabgesetzt worden. Aber, abgesehen daton, dafs dieaer 
Zoll noch immer hoch genug ist, so ist noch immer das Steigen 
und Fallen dieses Zolles, je nachdem die Frnchtpreise in England 
hoher oder niedriger stehen, geblieben, ungeachtet the iliding 
Scale, die Handelsspecnlationen in Fruchten unsicher m^t — 
Die Pari iaments Verhandlungen sind zugleich fnr die anderen bei- 
den oben angeführten Grunde ton grofsem Interesse. 
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entgegengesetzt ist, welches durch dasselbe erreicht wer^ 
den soll. Man will den Wohlstand des eigenen Staates 
von den Nafsregeln anderer Regierungen unabhängig ma<» 
eben, ja ihn selbst auf Kosten anderer Staaten befördern* 
Aber indem eine Regierung nach diesem Zide strebt, un-» 
terwirft sie sich 2^1eich dem Einflüsse einer jeden Neue«* 
rung, welche eine andere Regierung, mit der sie in Handels- 
verbindungen steht, in dem Innern ihres Landes trifft. 

man kann hinzusetzen, dafs dieses System mit der Ma« 
xime im Widerspruche steht: Sequere naturami — einer 
Maxime, die, wenn auch nicht auf Alleinherrschaft,' doch auf 
das Primat , verglichen mit ihrem Gegensatze , Anspruch 
machen kann. ("Die — nicht leichte — Frage: In welchen 
Füllen das Sequere naturmn, und in welchen Fällen das 
Impera naturael die richtigere Maxime sey , verdient über^ 
hanpt noch eine gründlichere Untersuchung, als die ihr bis«» 
her zu Thdl gewordene.} 

Und alle diese Nachtheile, wellte mit der Befolgung 
des Systemes der Erwerbsvormundschaft verbunden sind, 
erhalten npch ein gröfseres Gewicht , wenn man die Unzu- 
friedenheit erwägt, welche in einem Lande sowohl die Ein-^ 
fübning als dieAufhebung der Schutzzölle hervorruft, %venn 
man femer die Sdiwierigkeit in Anschlag bringt, die es hat, 
Staatsmänner zu finden, welche die Einsichten und den 
Muth haben , auf diesem sp unsicheren Boden sich aufrecht 
^ erhalten. Staatsmänner sollen über dem Volke, nicht 
unter ihm stehen. Sie sollen vor allen Dingen den Huth 
haben, den unbilligen Wünschen oder Ansprüchen einzel- 
ner Stände Widerstand zu leisten. 

Andererseits hat man sich «war far die Anwendung 
des Systemes der Ei^werbsvormundschaft auf den vortheil** 
haften Sinflufs berufen, welchen dieses System auf das 
Nationalgefflhl oder den Nationalstolz habe. Eine Nation, 
die nötiügenfalls sagen könne: Ich bin mir selbst genug! 
sey erst eine l^ation. Man hat sogar dieses System vor«* 
9sugsweise das nationale g^annt --* Aber giebt es kein 
anderes und besseres Mittel , den Sinn für 'Nationalität in 
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den TSIkern zu wecken, als^ Aasj, Neid imd Zwietracht un- 
ter ilinen zu erregen? 

Auch das jZeugnirs der Clesehichte hat man für daa Sy- 
stem d^ £rwerbsvornnind8chaft benutzt. Und man mufs 
angeben, dafe dieses System, wenigstens in Europa, fast 
. das jus commune gentium geworden ist. Aber erkl&rt sich 
das nicht schon aus der Art, wiePrivitegien fiberhaupt ent- 
stehen? Wenn Mehrere zu einer gewissen Zeit einen^Yor- 
;Bug vor Anderen haben , so suchen sie diesen V^^rzug in 
-ein Vorrecht zu verwiuideln. Was diesen gelungen ist, 
^gelingt dann auch Anderen, die sich in dem Besitze ähn- 
licher Vorzöge befinden. In Europa kamen noch besondere 
.IJrsachen hinzu, welche diesem Systeme das Uebergewicht 
verschafften. (^Voa diesen weiter unten.3 — Jedoch, man 
kann auch umgekehrt die Frage auf werfen, warum so viele 
JMationenuhd Völkerschaften, deren Er werbsfleifs nie auf 
-die eine oder, die andere Erwerbsart künstlich gelenkt wor- 
den ist, noch immer «of einer sehr niedrigen Stufe des 
Wohlstandes stehen ? Man wird sich Jedoch diese Frage 
beantworten Jiömien , wenn man erwägt , von wie vielen 
Bedingungen das Fortsehreiten einer Nation sowohl auf der 
Bahn der Kultur und Civilisation überhaupt, als im Wohl- 
stande insbesondere abhängt. 

Uebrigens war es ein Glück für die Europäische Mensch- 
heit, dafs das System der Erwerbsvormundschaft, so wie 
es jetzt in Europa ausgeführt wird und allein ausgeführt 
werden kann, nur in sofern einen Sinn hat, als es auf einen 
groCsen Staat oder auf einen grofsen Staatenbund angewen- 
det wird. Ein grofser Staat ist gleichsam eine Welt für sich. 
Ein Staatenbund trachtet es zu werden. Ein jeder neue 
Staat, den er in den Verein aufnimmt, hat seine besonderen 
•Erwerbsinteressen. Indem der Bund alle diese Interessen 
IUI berüdutichtigen hat , mufs &r sich nothwendig der Idee 
«iner allgemeinen Freiheit ^s Verkehres mehr und mehr 
nähern d. L seinen ursprünglichen Zweck zerstören. 

Bei der Vergleichung zwischen dem Systeme der 
Erwerbsfreiheit und dem der Erwerbsvormundschaft ist 
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in das OUgen immm ier fWl vofMSfetetet worden, dirfi« 
diese Systeme, so wie in der Wissenschaft , so aneh im 
Leben, einander schroff i^genfiber stehen, dafs pilso eine 
BegieniBfp nnr zwischen den einen und dem andericn Sj^ 
Sterne ^n wählen habe« In der Erfahrung jedoch kann siidi 
die Sache aadi so stelloi , r- nnd sie stellt sich in der Er- 
f abrang gewöhnlich so, — dais eine Regierung in dar ei- 
nen ^B^siebang das eine, in einer anderen das andere jener 
Systeme befolgen zu mässen glaubt Da ist nun nich( 
au flbersehen, dafti , wenn schon das System der Erwerbe 
freiheit die Regel seyn soll, dennoch auch das System der 
Erwerbsvormundschaft in einzelnen Fällen d^i Vorzug 
verdienen kann , wie z. B. wenn eine Erwerbsiurt in Frage 
steht, welche ip einer unmittelbaren Beziehung anf dip 
Selbstständigkeit der Nation, namentlich in Zeiten einen 
Krieges, steht, oder wenn, um einen neuen Erworbszwe^ 
in's Land zii ziehen, von der Regierung nur eine Geld- 
nnslage zu machen ist, deren Erstattung sie mit Gewifsbeit 
entgegensehen kann. Denn fiberall, wo die Anwendung 
eines Systemes auf die Erfahrung in Frage steht, mnfs jjtffn 
pißelk der CJrfahrang ihr Recht lassen* 



ZWEITES HAÜPTSTÜCK, 

W^niidarf 

wenn soll gleichwohl der Staat dem zweiten Systeme 
schlechthin den Vorzug geben? 

Der erste Fall dieser Art, (der, wie die äbrigen, auf 
einem Nothstande beruht,^ ist der^ da die Verfassung 
des Staates nur mit demSysteme der Erwerbs»- 
Vormundschaft bestehen kann. Ein merkwfirdiges 
Beispiel einer solchen Verfassung war einst die Spartani- 
sche Verfassuqg. Auch in unseren Tagen gebdrt hierher 
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p. B» die Vertiammg des Reiches China. Diese t^crAmsntig 
mäMe zusammenfalleii , wenn sowohl im Innern des Stau» 
tes als nach Anfsen der Handelsverkehr voükomiaen frei 
wire. AebnKehes läfst sich von der Verfassung^ des Rd- 
ches Japan behaupten. Dasselbe System entspricht Aber- 
hanpt dem Geiste einer landesväterltchen Verfassung. ^ 
Denn iMch dieser Verfassung ist die Verwaltung de^ Na- 
tlonalvermdgens mit der eines grofsen Hauswesens zu ver- 
l^ichen , an deren S^'tKe das Oberhaupt des Staates steht 
In einem Hauswesen aber entscheidet die Stimme des Vor- 
standes über das, was ein jedes Mitglied des Hauses im 
Interesse des Ganzen zu thun oder zu lassen hat. Wenn 
in den landes väterlichen Einherrschaften der Zusammenhang 
zwischen diesen Verfassungen und dem Systeme der Er- 
werbsvormnndschaft weniger bestimmt hervortritt, so liegt 
der Grund davon in dem Einflüsse , welchen die Wissen- 
edmü auf die Staatsverwaltung in Europa überhaupt erhal- 
ten hat Die Formen der Verfassungen sind fast nur das 
Sparrwerk des Staatsgebäudes. 

Eine zweite Ausnahme von der Regel kann auf 
dem Verhältnij^se eines Volkes zu seiiienNaeh- 
barn, — also auf der auswärtigen Politik de« 
Staates, — beruhen. Ein glänzendes Bdspiel zur Be- 
stätigung dieses Satzes liefert die Gesdiichte RnCslaiid«^ 
Wenn Peter der Grofse sekem Volke Europäische Kultur 
gleichsam aufdrang , wenn seine Regierungsnaehfolger, 
(^den jetzigen Kaiser vielleicht ausgenommen,') in demselbcii 
Geiste zu regieren fortgefahren haben, — wer möchte tti^ 
Ben deshalb Vorwürfe machen ? 

Ein dritter Fall ist der^ da ein Staat seine 
überschüssige Bevölkerung nicht anders zu 
ernähren vermag, als indem er durch Prohibi- 
tiv- oder durch Schutzzölle neue Erwerbsar- 
(en im Inlande in's Leben ruft, mit welchen er 
jene Bevölkerung beschäftigt Freilich ergreift 
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Wohktend des Volkes %n sorgta , sondern kraft seines 
iBedites und seiner Pflicht ^nr Armenpflege. Doch äier 
ist 'nicht von dem Aechtsgrunde, sondern nur von demiEr- 
Mge .der Mafsregel liie JR^rage. — Weit erheblicher ist 
dieJQinw^Mfaii^ dafs dieses Gegenmittel, ober knrs oder 
aber lang, idas Uebel v^mebrt, das es deeh vermimiom 
soU. Benn .Fabriken, (^nnd diese lassen sich doch am 
Bcinelkien/aiis einofluLande in das andere versetssenQ sind 
jn d^ Tbat «nd Wabribeit Troibhäuser inr die Zunahme der 
SevÜkernng. Die Armuth, dit sorglos macht, ([imd Fab- 
rikarbeiter gehören meist sn der ärmeren VolksklasselJ 
das Zirtraaen, das Sabrikarbejter in die Staadbaftigkeit 
ihres Vac^icaMtes setzen, die Aussicht, dafs ihre Kinder 
schon in den frehesten Lefoensjalnren lohnende Besthäfttg- 
•-«ng in den Fabriken finden können, bat in diesem i^ande 
-etae Menge.unvorsicfatiger Heirathen Rur Folge« i(^Jedoeb, 
ao oft dieses schon gesagt worden ist, der Mensch ist fir 
die Zukunft blind.) 

. Endlich, ein vierter Jf'all ist der^ da der Staa^ 
*ste bedeuitende Ausgaben zu machen hat, dafs 
• er sich genöthigt sieht, einen Theil dieser 
-Ausi^aben durehPrebibitiv- oiler diireb Schntz* 
selle zu decken« £20 ist bemarkenswerth, dafs diese 
ZöUe £ist in aUen Europäischen Staaten ungef»br in dem 
VeiMltnjisd gesti^en sind, in welchem die gUaatMasgaben, 
and aamentl^h die auf dieStaatsscbulctenzu verwendenden^ 
ngenommen haben. Der Preafsisebe Mantbveretn durfte 
durch nichts so sehr zusammengebatten werden , als durch 
jiUe Vorthmle, weicherer für das StaatseiidLonimen hat 
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DRITTES HAÜPTSTÜCK. 

Wie ist €9 zu erklär en, 

dafa dß$ %«fem tUr Erwerösvormundsehaft sa tfiehm 
ßeifail bei den Ei/tropäischen Staaten feftmden htäf 

Jedoch ui Eioropa ist, wenigstoiis (iBr jetet nodi, 4mä 
System der Erwerbsvormatidsoliiift «He Regel, dts der £r-> 
werbsfreiheit aber nur die Ansnahme. Weher diese Ord- 
nung der Dinge? Die BeantwcHrtwig difes^ Frage ^pvSrd der 
^ Gegenstand des Torliegenden Hauptstückes seyn. 

Die erste und n^ohl die Satip/nrsac^ war der 
Geist der Feindseligkeit, welcher in deiirfia- 
ro-pfiischen Regierungen gegenseitig leb^etund 
zum Theil noch lebt. Zwar beherrsebt dieser Oeist 
in der Regel eine jede Regierong im l^erii&Hntose en ixm 
Begierangen anderer selbststfindiger Staaten. Bie mm 
färcbtet die andere, wdl sie Ursaefae hat, sie xn /irditeii. 
Aber in Europa traten nach äberdiefii amkre Ursachen «in, 
weldie jene feindseligen 6es{niituigen insbesondere g^en 
den Wohlstand der Yilker richteten. Sehen das mnfste 
dazu beitragen, dafe die Eiir^äSschen Vdlker, h«rt' aa ein- 
ander gedrängt nnd seit d^n ünfiBehnten Jahrhundertetilst 
nnanfhörlich in Kriege mit einander verwiokett, «ehr- biUi 
einsehen lernten, dafs,nach demnenerea Stande dörKriegiH' 
knnst, der Ausgang dar Kriege hauptsicUteh' aneh iite dkn 
GcMfcräften der kriegführenden Buchte abh&nge. Aber 
eben so sehr ^er noch mehr wuideaa sie xn einer, desi 
Auslände feiadsel%en Handelspolitik dorek tei Zuwachs 
an JiashI bestimmt, wehAen einige EuropÜseheiMicfate, die 
Seemtehte, ihren Kotenien Yerdankten oder zu verdau^ 
ken glaubten. Diese Handelspolitik , aiif den aussehtteAK 
li^en Handel mit den Kolenieo -b^eeefanet, wurde Yerao^ 
lassniig, dafs man«nch in anderen Besieliangen den aus* 
wirtigen Haiidel zu monopoKsiren bemiht war. Spanien, 
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England 9 die Niederlande, Frankreich^ gingen mit ihrem 
Beispiele voran. Die Landmächte folgten diesem Betspiele, 
obwohl anfangs, von jenen liberflfigelt , zögernden Schrit-« 
tes. Endlich vollendete die Wissenschaft das« was die 
Praxis begonnen hatte. Sie bildete diese Handelspolitik. 
Ba*einem Systeme ans, das, von so vielen Antorititen anter-' 
atOtzt, am so weniger verlassen werden dirfe. Denn die 
Staatsverwaltung hat überhaupt in dem neueren Europa 
in 80 fem eineq eigenttidmiiohen Charakter, als sie von der 
Staats Wissenschaft mdir oder weniger beherrscht wird. 
Eine zweite Ursache lag in dem inneren Zu- 
stande, insbesondere in der Verfassung der Euro*» 
päischen Staaten. Nachdem es den Beherrschern 
dieser Staaten , die gröfstentheils eine monarchische Ter- 
fassnng hatten, — zu Anfang des sechszehnten und zum 
Theil schon gegen das Ende des fiünfzehnten Jahrhunderts 
»^ gehmgen war, der königlichen Gewalt einiges Ansehen 
■«verschaffen, stellten sich gleichwohl der Ausbildung der 
nonarchischen Verfassung fast äberall die aus der Vorzeit 
aiehhersolnreibenden Vorrechte der Reichs- und Landstände 
in den Weg; namentlich auch in so fern, als das Gelingen 
dieses Planes von der Einfflhrung einer besseren Steuer-^ 
rerfassang abhing. Dawar nun das beste, ja oft das einzige 
Mätel , diesen Widerstand zu beseitigen , üe Einführung 
oder Verfolgung des Systemes der Erwerbsvormundschadt, 
Dfe Europäischen Regierungen waren überhaupt meist we-^ 
friger üi dem Verhältnisse zum Auslände , als in dem zum 
Inlande, beschränkt. Indem sie jenes System annahmen, 
hatten sie wenigstens an dem — wahren oder vermeintlichen 
— IntereMe der Städte einen Halt und eine Stütze. Die 
Land- und Grundherren ahndeten zuweilen nicht einmal dte 
liachtheiligen Folgen , die dieses System, bei dessen voH-^ 
-ständiger Ausbüdang nur die Städte betheiligt zu seyn 
•sehtenen, am Ende auch für me haben könnte. Für die 
Regierungen war oft die Verfassungsln^e die Haupt- oder 
^e ihnen am nächsten liegende Frage. — Nun hat sieb 
jEw«r dieser Zustand der Dinge in den neueren Zeitmi im 
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der M^rMbl 4tor Knr^iiftiiclicn SUnteo wesenlllch verän- 
dert Ee i$t muneotlieh in so vielen Europmscfaen Staaten 
eine airf ima Reprisentativsysteme robende Verfassung ein» 
geffihrt worden* Allein gerade dieses System hat der Er* 
werbsvormunAscbaft neue und mächtige Bundesgenossen 
jimgewendet Denn diejenigen, welche das VoI|i zu seinen 
Vertretern wählt, sind meifl[t Männer, die sich durch ihre 
Aeichthnmer vor Anderen auszeichnen. Das System der 
firwerhsvormnndschaft aber kommt, als ein System der 
Vorref^bte, hauptsächlich den Reichen zu statten. Auch 
fehlt es den Heiche^nieän Schrittstellem, welche die Rechte 
oder die Anspräche Jener vertbeidjgen. 

Die französische Revolution sollte, nach dem ursprf ng» 
liehen Plane ihrer Stifter, den Grundsatz der Erwerbsfrei- 
beit, sowohl im Innern des Staates als in seinen auswärti- 
gen Verhältnissen, ([in dem Gdste des physiokratischen 
Systemes,3 bekräftigen« Aber^ nachdem der erste Rausch 
der Revolution verflogen war, würde man in der Geschichte 
Frankreichs vergeblich eine Bestätigung dieser Ankündig- 
ung aufsuchen. Das Repräsentativsystem zeigte sich viel- 
mehr auch hier von jener Schattenseite. Wie oft hat man 
z. B. in der Kammer der Abgeordneten der Departemente 
aber die Buhkelrnbenzuckerfabriken verbandelt und noch 
ist die Frage nicht endgültig entschieden! Aber noch mehr! 
Vieles , was jetzt gegen das System der Erwerbsfreiheit 
geschieht, möchte mit dem von Napoleon eingeführten Kon- 
tinentalaysteme, der Blothe des Systemes der Erwerbsvor- 
mun^schaft, in einem geschichtlichen Zusammenhange ste- 
hen. Wie hat z. B. der Gedanke Wurzel gefafst, dafs 
Prohibitiv- oder Schutzzölle nur, wenn sie in einem grofsen 
Staate oder in einem Staatenvereine eingeführt werden, 
ihren Zweck erreichen können? 

Die dritte Ursache endlich ist die Künstlichkeit 
des Systemes der Erwerbsvormundschaft, das- 
selbe mit dem Systeme der Erwerbsfreiheit verglichen. 
Denn der Mensch liebt in seinen Werken die Kunst mehr, 
als die Natur. Jene ist schlechthin sirin Werk , diese we- 
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Wer wollte sieh aber nieht wkhtifr »»elieB? W# bei 4er 
Bicwirthscbftftaii^ de» Nstl»Mihrenii6^eiis die Kunst benmbt, 
da kann die Regierung sagen: Dieee Erwerbsivten, diese 
Fabriken babe Ich in's Lieben gemfen ! Und es ist niebl: sa 
leiebt, den Beweis so Mkren, dab sonst andere — Jetst 
nieht sichtbare — Yerbesserangen zn 8tand(K gekeaunen 
seyn wArden. 

Noch dringt sich hier die Frage anf, ob sich nicht schon 
jetzt oder gerade jetzt Aussichten in eine erfreulfehere 
Znkonft erdihien. Diese Frage Obergehe ich jedoch, als 
dem Zwecke des voiüegenden Werkes za fern liegemt, 
mit Stfllsdiweigen. 
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DAS 

NEUN UND DREISSIGSTE BUCH 
VOM STAATE, 

oder 

der Staatshaushaltungslehre erstes Buch, 
EINLEITUNG. 

Von der 

Arij wie der Staat seine Bedürfnisse an Brauchlichkeiten, 
befriedigen kann, im Allgemeineh. 

Der St|iat kann sich die Mittel 9 seine Ausgaben zu be- 
streiten, kraft seines Obereigenthames , auf eine doppelte 
Weise verschaffen; entweder so, dafs er einen Tbeil 
des Nationalvermögens zu seinem Gebrauche und zu dei- 
ner Verwendung für^mmer aussondert und mit dem Er- 
trage dieses Vermögens seine Geldbedürfnisse auf die 
Dauer deckt; oder so, dafs er (^in der Regel^ nur Ab- 
gaben erhebt, um dieselben zur Bestreitung seiner Aus- 
gaben sofort zu verwenden. — Nur in dem ersteren Falle 
hat der Staat ein eigenes, von dem Vermögen der Nation 
verschiedenes Vermögen, gleichsam ein Privatvermögen, 
das er so wie ein Privatmann das seinige zu bewirthschaf- 
ten hat. (^Denn die Verwendung des Ertrages eines Ver- 
mögens gehört unmittelbar nicht zu der Bewirthschaftung 
dieses Vermögens.} In dem letzteren Falle sind das 
Staats- und das Nationalvermögen nicht zwei verschie- 
dene Vermögen; da verwendet der Staat nur, in wie. ferne 
er der Staatshaushaltung vorsteht, einen Theil des Natio- 
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nalvermSfem eu einem bettinuBten Zwecke« Nur in deitf 
enteren Falle also ist die Staatshanshaltuni^lehre eine 
von der Volkswirtbschaftslehre gtnzlich verschiedene 
Wissenschaft 

In der EIrfahrang kommen zwar beide Systeme selten 
oder nie scharf von einander jpesondert vor. Denn aiicli 
Abgesehen von dem Falle, da st^tt der öffentlichen Aufla- 
gen noch Naturaldienste von deü Unterthanen gefordert 
werden , so bedarf der Staat zur Bestr^eitung seiner Be- 
dürfnisse bald, noch anfser seinem Vermögen, der Abgaben 
der Unterthanen, bald auch, aufser dem Ertrage der 
Steuern, noch eines standigen Vermögens* Hier jedoeh 
werden beide Systeme, als an sich wesentlich verschiedene 
Systeme, dargestellt und mit einander verglichen werden. 
W^nn und wo sie in einem gegebenen Staate neben ein- . 
ander bestehen, kann über das Verhältnifs unter ihnen, 
ohne den einzelnen F^all in's Auge zu fassen, wenig oder 
nichts, was auf die Wirklichkeit anwendbar wäre, ge- 
sagt werden. 



ERSTES HAÜPTSTÜCK. 

m 
Vom dim 

Sjfstenie, nach welchi^m der Staat seine Bedürfnisse 
an Geld and Gut 

$eüiem eigenen Vermögen %u beslreilen hui. 

VoH dem 

Ursprünge dieses Sysfetnes. 

Die meisten monarchischen Verfassungen nahmen den 
Anfang, dafs ein einzelner Mensch, der sich doroh eine 
gewisse Wohlhabenheit vor den übrigen Stammesgenossea 
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ausefehnete, zu emem Ud»ergewiehte in seinem Stamme 
gelangte, welches mit der Zeit ihn und seine Nachkom- 
men, z. B. den Erstgebornen, — in £riegs- and in Frie- 
densseiten oder auch nur in den letzteren, '3 ~ bleibend 
an die Spitze des Stammes stellte. Denn in dem Kindes- 
alter der bürgerlichen Gesellschaft hat die Ungleichheit, 
die unter den Menschen aus der Ungleichheit der Vermö- 
gensumstände entsteht, einen um so gröfseren Einflufs auf 
das Verhattnisf unter ihnen, da die Menschen, so lange sie 
m der Kultur und in der Civilisation noch wenige oder 
gar keine Fortschritte gemacht haben , in einer jeden an- 
deren Beziehung, z. B. in Beziiehung auf Tapf^keit und 
Kriegserfahrung, einander gewöhnlich gleich stehen. Da 
mufste nun der Fürst die öffentlichen Ausgaben, die er 
bisher aus seinem Stamnigute bestritten hatte, auch fort- 
dauernd aus dieser Queue bestreiten. Denn wie hätte der 
Färst bei seinem noch unsicheren Besitze der höchsten 
Gewalt schon Abgaben von dem Volke verlangen kön- 
nen? oder wie hätte er seiner Gewalt eine Ausdehnung 
geben können, die sie nicht dem Herkommen nach hatte? 
War doch dasKönigthum selbst nicht eine Machtvollkom- 
menheit, sondern nur ein Inbegriff gewisser einzelner 
Begierungsrechte. Oft vergingen sogar noch Jahrhunderte, 
ehe sich dieser Zustand der Dinge wesentlich veränderte. 
Oft beruhte die Abgabenfreiheit der Untertbanen auf den- 
selben Grundlagen, auf denselben Grundsätzen des Ver- 



1) Eine merkwürdige Verschiedenheit unter «olchen Völkern ist 
die, daff einige derselben sowohl in Kriegs- als in Friedens- 
lei ten dasselbe Oberbanpt haben; andere nnr in Friedensieiten. 
Vergl. Tacit. Germania, cap. 7. „Reges ex nobi.litate, dnces ex 
▼irtnte samant*\ (Was hier Tacitns Ton den Deutschen seiner 
Zelt berichtet, galt doch nicht Ton allen Deutschen Völkerschaf- 
ten, wie sich i. B. aus der Geschtehte der Franken^ ergiebt.) 
Dieser Unterschied erklärt sich so, dafs bei einigen dieser Völ- 
kerschaften, so wie das Vermögen, so ailch das Talent Anführer 
in den Nationalkriegen an seyn, anfangs fortgeerbt hatte, bei 
anderen nicht« 

Zuekariä, vom SU$aU* VtL 8 
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^MMon^f^tes^ wie diedfn* kAnigttdienGewiUt gesetstoA 
Grenzen. Nac das eiserne Gesete der Notliwendi^^yt 
oder, auch eine ^ünzlicbe Umgeataltnng der Verfassapg 
Konten dann an die Stelle ^s bisherigen. Bechtea ein 
anderes ißtoen» 

Zur Bestätigung dieser Behmptangen kan^ man tteb 
anf die Gescbidite der Monarchien Gennamscher Ab*^ 
l^unft berufen. Fast alle diese Monarchien entstanden 80| 
dafs die Familie, M^eiche im Lande den gröfsten Gruadrr 
besitz hatte, mit der Zeit zur königlichen Gewalt ge*- 
langte. In. Deutschland z. B. wurden die LancBierren fas$ 
(Iberall iiandesherren. Fast in allen diesen Staaten hatte 
der Fürst, kraft der faktischen und rechtlichen Grundlagen 
seiner Gewalt, ursprünglich zugleidi die Verbindlidikeit 
auf sieh, alle die Aufgaben zu bestreiten ^ welche, dem 
Herkommen nach , durch die Ausübung dei: königlichen 
Vorrechte veranlafst wurden» Mit der Zeit verinderte sich 
das zwar. Dasi Einkommen, das der Fürst aus: seinem ei- 
genen' Vermögen, bezog , reichte nicht mehr hin , jene Ans-? 
gaben; und ähnliche zu decken. Man mufste also zusteuern 
seine Zulucht nehmen, die, anfangsuur eine „Kamm^hülfe^^ 
mit der Zeit sogar der Haupttheil der Einkünfte des Füifst^i 
wurden» Doch wurde fortdMernd angenommen, dafs dcar 
Fürst auch mit seinem Stamm- und Staatsgute zu den bt^ 
fentlichw Lasten beizutragen habe. Nur in zwei Stäat^i 
Germanischen Ursprunges hat man d&s System, nach wet-^ 
ehern die öffentlichen Ausgaben durch die Abgaben der 
Unterthanen (in der BegelJ lediglich und allein zu decken 
sind, fast unbedingt angenonunen, — in England und in 
Frankreich, also in den beiden Staaten, in welchen der 
ursprüngliche Bau der Staaten Germanischen Ursprunges 
kaum noch erkennbar ist. 

Auch in den Aristokratien werden zuweilen die 
öffentlichen Ausgaben aus dem eigenen Vermögen desStaa- 
tes bestritten, besonders in den Priesterherrschaften. So 
hat z. B. die katholische Kirche von jeher darauf hingear- 
beitet, ein eigenes für ihren Aufwand hinreichendes Vermö- 
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^ tsa besiteen , wAdI ie^miBtfefaeai^^ dab n^el IkMlteblf^'t 
dordrnichts 60 sehDm demAagsMi dctt ¥idhe8 bei^ge^ottt 
iipr^den fcömie, als ivünn sie für-diegeistijgen ^oetbeüe, äfe 
^V» das Voik verdankty etoe.Vä'gätitno^ iri Geüi fordcarend 
fii den Verdacht fcfiflie^ dafa ihr das Weltli(die über, das 
QeiMiche ginge. ' 

' ^Seltener kommt ^He^es ßfstemi der i^aatsbanshaltanif 
-in den D emoX'rati en vor. Jedoch ist es anck hic^r nicht 
ohne Beispiele^ Ein solches Beispiel hol j kwtz- voti dem 
•Aüsbrbcbedißr' französischen Revointion, die Reichsstadt 
Heilbronn, damars enne Demokratie, dar. Diese Reichsstadt 
hatte das Stadtgut so Tterständig bewirthscbaftet , dafs sie 
alle dffentlichear Aasgaben ans ihrem eigeikeii Vermöge»! 
^bestreitem lEonnte. (^Jedoch bemerkte damals ein* attes 
üitglied des Stadtralhes, dafs man den Bürgern nicht alle 
Abgaben cdassen solle; Denn es könnten schlimmere Zdk« 
ten li^ommen, in welchen sfe, von Neuem mit Abgaben be^ 
tastet^ die Barde desto schmerzlicher fühlen worden, je 
weniger sie ihrer gewohnt wären.) 



zwji:iT£S haüptstück:- 

Von den Ausgaben des Staates. 

i *- • ' 

Wie änch der Staatshanshalt bestellt sey, die $taats^^ 
ausgaben bietben immer dieselben; dieselb^i Ausgaben sind 
an sich sowohl mit dem £rtrage des eigenen Vermögens 
des Staates als mit den Abgaben des Volkers zn decken- 

Gleichwohl tritt, — wenigsten^ in der Monarchie, anf 
wdehe sich iberhanpt die Untersiichqng des vorIiegend^<^ 
Buches., (^des 39stra,3 beschvänken wird, 'J — zwischen 
dem einen nnd dem anderen Systeme der sehr wichtige 
Unterschied ein, dafs das eine dieser Systeme der Gefahr 



1) Zu Folge de» praktifchen IntereMe«, welches diese VerfaMong 
für Europa hat. 
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i» Verwendung der öffentlicben Eiokfinfte zu den persiii« 
liehen Beddrfiiissen des Ffirsten weit mehr, als das andere 
fitstem ausgesetzt ist — ^ Da der Fürst nadi dem einen 
. Systeme die öffentliehen Bedfirfnisse aus seinem eigenen 
Vermögen zu bestreiten glanbt und, wenn and in wie ferne 
unter dem Staatsgute auch das Stammgut des fürstlichen 
Hauses begriffen ist, in der That bestreitet, nach dem ande- 
ren Systeme aber auch in dieser Bezielinng nur der Ver- 
walter eines fremden Vermögens, des Vermögens der Nation, 
ist, so liegt nur in dem letzteren Systeme und nicht ;in dem 
ersteren ein hinreichender Grund, die Ausgaben, welche 
zur Bestreitung der persönlichen Bednrfiiisse des Forsten 
bestimmt sind, (oder die Ausgaben der Civilliste,3 von den 
Staatsausgaben in der engeren Bedeutung streng zu sondern 
und Jene Ausgaben diesen unterzuordnen. Ja, solange 
der Fürst die Unterthanen oder ihre Stimmfährer nicht um 
eine Beisteuer (oder „Kammerhulfe^^3 anspricht, sind die 
Unterthanen dem strengen Rechte nach überall nicht befugt 
nach der Art zu fragen , wie der Fürst das Staatseinkom- 
men verwendet. (Alles dies wird fibrigens auch dnreh 
die Geschichte des öffentlichen Haushaltes z. B. in den 
Deutschen Staaten bestitiget.J Zwar können auch unter 
der Voraussetzung desSystemes, nach welchem alle Staats- 
ausgaben mit dem Ertrage des eigenen Vermögens des 
Staates zu bestreiten sind, Ordnung und Regelmifsij^eft 
in dem Staatshaushalte herrschen, sey es, dafs sich der 
Färst selbst für seinen persönlichen Aufwand gewisse Gren- 
zen setzt, sey es, dafs er durch die Staatsschulden hieza 
genöthigt wfard. (Ein Hauptvortheil >der Staatsschulden! 
Ueberall haben sie Ordnung im Staatdiaushalte zur Folge 
gehabt 3 Aber hier ist nur von den Folgen die R^e, 
welche das eine und das andere System an und ffir sidi 
haben mufe. 
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DRITTES HAUPTSTÜCK. 

Van der 
Bewirihichaftung des ßUaativettnögens. 

^' Da das Staatsvermögen — nach im votKegendeo . 
Systeme — aus denselben Bestandtheflen znsammengesetzt 
ist, wie ein Privatvermögen , (so ist es aach ganz so, wie 
dieses, zn bewirthschaften« ob z. B. der Staat oder mn 
I^rivätroann Landwirth ist, oder eine Fabrik betreibt, ob 
der eine oder der andere ein Gebäude auszoföhretf bat, das ' 
macht in Beziehung auf die Art, wie sie diese G^chifte 
zu ll^esorgen haben , keinen Unterschied. — Es sind daher 
diejenige!^ imlrrthume, welche die Wissenschaften, welche ' 
%. B. von derLandwirthschaft oder vom Bergbaue oder too 
aiideren Gesthiften des Privatlebens handeln, als Thetle 
der Staatshausbattungslehre betrachten und vortragen. 
Diese Wissenschaften sind, in Beziehung auf die Staats- 
haushaltungslehre, nur Hnlfs Wissenschaften. Sie ^ind Theile 
der Privatwirthschaftslehre, deren die Staatshaushattungs- 
Idtre nur unter derYoraiissetzung bedarf, dafs die Wirthschaft 
des Staates die eines Privatmannes ist. (^Besonders Deutsche 
Sdiriftsteller sind in diesen Irrthum verfallen. Denn fast 
in allen Deutschen Staaten ist die Staatshaushaltong zu- 
gleich einePrivatwirthschaft. Auch sonderte man in Deutsch-. 
land die sogenannten kameralistischen Wissenschaften 
nicht nach ihrer objektiven Beschaffenheit von den übrigen 
Staatswissensehaften , sondern nach der Verschiedenheit 
der Staatsbehörden, für deren Dienst man sich durch das 
Erlernen jener Wissenschaften vorbereitete. 3 «> 

Jedoch hat die Staatshaushaltungslehre noch immer 
die Lehre von den Geschäften des Privatlebens in so fern 
zu berühren, als die Verschiedenheit der Personen, von 
welchen diese Geschäfte, als Staats- oder als Privatge- 
schäfte, besoigt werden, zugleich auf die Verschiedenheit 
der Art, wie diese Gesdiäfte zu erledigen sind , Einilufs 
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hat Es gehören daher z. B. folgende Sätze in die Staats« 
baushaltungslehre : Wenn man von einem Privatmanne an- 
zunehmen hat, dafs ^r auf die Erhaltung mid auf die Ver- 
mehrung seines Vermögens die erforderliche Sorgfalt ver- 
wenden werde, so mufs man dagegen jn der.Staatshaus- 
haltungslehre von der Vermuthuhg ausgehen, dafs eine 
j«d4i{lEie.iiifiiibeit, «nd mithin, auch die Volksgemeinde , ihr 
Vermöge sqbkohtb .vei:wa)te. COanis piuversitas male 
administrai)-^^ Denn-dev V^erwaUer dei| S^atsverm0gens 
gebriQbtf es . an 4em -Grmi^, welcher den Privatsnanii. 
spornt^^idas peinige gcMrig 211 ver^waltpn. (Diese Siegel' 
begrdft(i(Wififleti,^nfi gjrofse Apzajl^l beisanderer R^^ik, 

unter, si^jk^')*^^^^^^^!^^) ^ di^ Staat. |in gestand zo 
gebM, fluue^ die er zpi fiibi^n hat, sind heziebuogsweis«; 
den MeistiMi^iiden odeir 4ßo Wenig^rdfripdea zu öber.i. , 
lassen, .;auC idafe. deri$|a|it theib der, Jfe^isthmßnfimgß'^i 
sHCb^ thdUs ^derParteUicbkisit seiner 9eamtmi(^wi4)ei9ge« '}.; 
Da0,^SItoatsigu| mufft äimi: «ipverJMifserliQb «f^n^^m^iipißrqeu 
ni(d)tt(ii('aio^¥lAen M^ällejqi.cäne Yerw^ltungßw^^aaniff^ ^Mi 
M$sAm^\yo\k dmer fi,tg^. dring^d.. notii.wwdig;ii9iich^,! 
Aach Yfki dJ^JStaatsbauahaltungsIiehrejroo 4wi#aH4ZA*. 
hmdßlA Aakeaj 4»^ firniß wne Zeit ekie miu» Ord««^ der 
I>iage^TiMide«t ") . . . ;-, /a. •• ri^ - u 



j^ 



•' ■• •" •• VlfflBTBS HAüPTSf ÜGK.- •••• ' 

• ! , Von dem 

; Verhältnisse die908 Sijfst^mes . 

Systemen der VSlkswirthsehaftslehre. 

, PerSt^at mag nun ein eigenes — von demVermöi^i, 
der T^ation^gesondertes -^- Vermögen hesitzjen oder ip|f^^^ 

1) ;f9<|och koDiint hierbei auch aaf cleA Charakter ' di^r Nation Ulcht ' 
wenig an. In Engrland itt e« z B. niehi'tMtUiüä% tfats -odlä-St- - 
f«iillichiMi;Bauofles W^aiffH^order^ideA verdai||^ ward^i^f ;, 
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i in JKMen KMIen kann er an «ieb ^s Vermdj^n der Na^^ 
I tion entweder nach dem Systeme der Erwerb^Vdrmdnd-^ 
e Schaft oder nach dem der Erwerbsfreiheit bewirthschaften. 
t Man darf jedoch behaupten, dafs sich das System, 

I nach welchem der Staat die öffentlichen Bedürfnisse aus 
\ seinem eigenen Vermögen bestreitet, Weit eher aus dem 
l Systeme der Erwerbsvormnndschaft entwickele und die- 
sem Systeme viel eher zur Stütze diene, i^te das System, 
nach welchem der Staat bei der Bestreitung der öffent- 
liehen BedUrfnisse nur der Rechner der Naition ist , nur 
ttit der dnen Hand einnimmt, -was er nnt der andefei 
wie^* avsngeben hat 

Dafür spridit schon die Geschichte der Staatswirth- 
sebaft der heutigen Europäischen Staaten. Ueberall wur-^ 
den die Regierungeil dnrck die Erwepbsx'Ofrrecbte der 
St&dte und durch die Steuerfreiheit der Grundherrn ge* 
Aöthiget^, des öffeMlichen Aufwand aus ihrem ^genen 
VennögeB zu bestreiten. Ueberall ist dieses iSystism, ak 
sieh die Fili!itten dieser Staatcya > freier bewegen konnten^ 
mehr und mehr in den Hiiitergraiid zurückgetreten« 

Pur diesM Zusammenhang 'zwischen dem ' J$ystlAne 
der Erwerbsvormundschaft und* dem Systeme, nadi wel* 
ohem die öffentlichen Ausgaben mit dem eigenen Yermö« 
gen des Staates zu decken sind, sprechen anch^ altgemeine 
Gründe. Das letztere System ist denn do€^ "nur ^eint 
Folgerung von' dem eristeren; Denn es entzieht das &ft^W^ 
gut dem Erwerbe, ein jedes Gewerbe , welches vd^aHsttrt 
ist, dem Betriebe, der KiäMimm. Was in dem Iiftel-esse 
«des Fth-sten öder Itoines Hauses Rechtem fet, kann tiiibe^ 
-dedklich oder noch unbedenklicher auch im Interesse des 
Volkes Rechtens seyn oder für gemeines Recht erklM 
werden. ' So wurde tiberdiefs zwischen dem Öftetitllthea 
«nd dtm Privatrechte die EinheH wtederhergestellt, dte 
in keinem Staate, der in der That nndWahrheit efbOttrf^ 
«es seyn soll, /fehlen darf. EndUdij wer den SiMi, wf« 
Min Hauswesen VerwälM, mufs ischou deswegen geneigt 
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FÜNFTBS HAÜPTSTÜCK. 

F«ii dem 
praktiichen Werthe dieses Syiteme$. 



Es klingt recht schön, wenn man von eiaett Staate 
lierty in welchen die Unterthanen an Steoern vnd Gabea 
weniff oder nichts entrichten mässen« Doch man tiasohe 
sich nicht Die Abgaben, die der Untcrthan zm eatricfatm 
bat^ sind zugleich eine Birgschaft für den Werth der vm 
der Regiemng zu äbemehmenden Gegenleistattgen. Sie 
sind der Grand, ans welchem dem Staateherrsdier, andi 
wenn er noch so «amaschrinkt gebietet, dennoch das Wohl 
d^ Unterthanen am Hersen liegen mofs. Warm warde 
im Blittelaltiir so schlecht regieret? Weil es dem Staate m 
einem Einkofamen fehlte, mit welchem er seine Diener loh- 
neaimd belohnen konnte! Warum wird Jelat tet tfmrall 
gleich gut regiert? Weil mit der Last der Abgaben aa<& 
die Konst des Regierens zag^iommen hatl Wer wohlfeil 
regiert seyn will, der gehe in die Türicei. Da ist das Kopf- 
geld, welches die Rajahs d. i. die christlichen Unterthanen 
dem Soltane zn bezahlen haben, gering. Aber gnte Arbeit 
kt setten oder nie wohlfeil. 

Die Grande , welche hiemadi dem Systeme entgegen- 
stehen, zo Folge dessen aUe Ausgaben des Staates aus dem 
eigenen Vermögen des Staates zu bestreiten sind, las- 
sen sich noch durch andere vermehren. •— Wo die Regie- 
rung ein bedeutendes Vermögen besitzt, (^und bedeutend 
OMirs das Staatsvermögai seyn , wenn es allen öffenflichea 
Ausgaben, auch den aufserordentUchen, gewachsen seyn 
soll,} da kann es nicht an KoUisionsfällen zwischen diesem 
Veraiögen und dem Vermögen der Unterthanen fehlen, also 
nicht an Fällen, welche den Staat am ersten verleiten kön- 
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aen^ «aMllii^ OeMtee m erkuMai oder wmst itm Recht m 
beugen^ — da ist die Staatsverwaltung, %. B. we^n der 
Aofbewahnuig und Versilbenmii^ der öffentiicheii Einkfinftei 
besonderen Schwierigkeiteil unterworfen, *— da ist sie fer- 
ner wegen der Menge der Beamten und Diener, die der 
Staat zu unterhalten hat, braonders kostspielig, — da 
greift sie, indem es in der Macht der Regierung stdit, die 
Fruchtpreise nach Gefallen zu erhöhen oder herabzusetzen^ 
selbst in das Interesse Einzelner oft störend ein. 

Es können Jedoch auch andere Rficksichten eintreten^ 
weldie von der Erheblichkeit sind,tdafs sie das Gewicht 
derGrande,welchehiergegendasinFrage stehende System 
angefahrt worden sind , aber wiegen. Eine Uauptausnahme 
von der Regel ist die, wenn es zur Bestärkung der Madit 
des Souverains nothwendig oder rithhcb ist, dein Staate 
fin eigenes Vermögen zu lassen oder znzutheilen. (^Denn 
allemal ist de r Monarch, welcher die öffentlichen Ausgaben 
*-- ganz oder zum Theile — mit semem eigenen Vermögeii 
decken kann, mächtiger als d e r , weldier sein ganzes Ein- 
kommm von den Abgaben ier Unterthinen begeht} Bie 
mmi» miditigen deutschen SouveraiM haben noeb 4bar«* 
diefii einen besonderen Grund, auf die Unver&irserliohfceit 
ihres Kamntergutes (oder ihres KrMgutes} zu hatten. 
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VIER5K1ÜSTE B^TCH VOM STAATE, 



der ^Staatshaushaltungslehre zweites Buch. 

Von äem 

^Sterne, . nach weleli^i^, d&r ßtaß^ . 9eiM ßßdür/riiM^ , .09 
Geld imd Gut mä dU^n Abgaben 4eß Volke$^nu . ; 
be9triiUen..hat. 

\. ... £INI>S:ITUNa .:■ - . - 

dio Aeiofliey«, da dcrStamIdte <MteiitliGlie« Ausgateii Ai»eli 
SteliMrin i68tf«iiCT hat^ d# L darbhAb^bm^.weleke ddi^ 
StaattfeÜai't seiri«« Sil^etithii'iBes^ 'hm N>atioAai^ 
vermögen von dem Volke (oder von Einzelnen imVolke) 
erhebt. Nicht, als ob der Staat, wenn er kein eigenes Ver- 
mögen besitzt , seine Bedurfnisse an Geld und Gut nach 
Bechtsgrondsätzen nur durch Steuern bestreiten dürfte, 
also das Besteuernngss yot S M dor Gegensatz des ersten 
Systemes wäre. Sondern, weil unter derselben Voraus- 
jsetzung Steuern das Haupt mittel sind, die öffentlichen 
Ausgaben zu decken. 

Denn erstens: Auch in dem Falle, da der Staat das 
Volk mit Steuern, sey es wegen ihres Werthes, sey es aus 
Noth, belastet , wird er noch immer berechtiget seyn , sein 
Einkommen durch die Erwerbungsarten des bär- 
gerlichen Rechtes, z. B. durch Schenkungen und 
Vermächtnisse zu vermehren, wenn er auch, von diesem 
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Bt*Qhte jßebr«^ macbtnd , in ^er He^c^ fi|ed9n]^i^..4rA|^i^ 
wird^ das £rw«rbene za dem Yermögenflstocke binxu,sGa$p|U|tr . 
^en, und wenn er. auch sich hüten wird, irgend ein Vor^ecbt in 
Beziehung anf diesen seinen Erwerb in Anspruch. ZHneh^ 
mWy eingedenk der schonen Worte des Kaisers^ Par);inax : ^y 
,;NQn,iadffiis«ui;uni sehereditatem ejus, qtii litte causa fTtn-^ 
eipem reliqiierat j^eredeni; neqjfteta^ulas non legitime üfitM^ i^ 
quibuß, ipse eam. ob causam heres institutus sit, pi;obaturum)( 
neque ex nuda voce beredis nomenadmissnrum^ neq^e ej^ 
Ulla scrq>tura,^CMi juris auctoritas deait, aliquid fUi«pturum^^:r 

Steht jedoch dem Souveraine schon kraft 4^ Gese^tses, 
oder Ipso jure ein RecbA auf alles. iierrenlose Gut, das sidf 
im Staatsgebiete befindet, £ein jus in adespo|a,3 ^^ ^^^ 
nur vermöge. einer besofideren yoofihmausgegaqgjo^en^r», 
Id&rung? -^ Man hat bei dieser Erage zwischen dem Völr. 
ker- und dem Staatsireclit^ .zu unterscheidpiif . .. ^i|<?h dem» 
ersteren Rechte erstreckt sich* .^^s Eigenthumsifeqh]^ eines 
Volkes an seinem Lande sowohl auf d^ Gjat^^da^ ^iwe^ 
Berm hat, als auf herrenloses Gut. Denn ^f^.YafS^ ba^^|^> 
ein Ganzes das Laad als' eine in dieser Be;siehpqg^pt^eil7 
bare Sache sich zugeeignet Apders^isJtda^g^g^ni^ Staats*^; 
rechte nach zu entscheiden. «Dienn da.fia^ dipsem-ße^tfEi^ 
das Eigenthum, welches ^ini^m Vn\\c^ yp vai^'^^jy^ jt^dfi^fl^^ 
steht, als das Eigenthum ^es jedßn ein^^^lnen ipefuf^nd^ri 
gHedes zu betrachten ist, .so kann die Ai)twp(;t ap^.^jf^ 
Tioji^iegende, so wie fast auf eine jede «^ev^o^ Ej^fipr 
thpm betreffende, Frage nach demselben Beqbtie.Aif^ttcl^fii 
ami^^m Wesen des Staate», sondern nur aas ein^ be9ii^qn{ 
^en ErkUUmngdes Souve^ajns e^tlfshnt.w.erdeQr^ , . r-;-* 

Daher aucb die Yc^scbledeidie^ der Art^ ^^ie d^e; 
Era^e aa^h der ^erschiedenh^'t delr Staatenbund ibi^erVer- 
hSltni^ i^ntwortet worden ist' — In allen dea Staatei^, 
deren Gesetze ein Erbrecht kennen, folgt der Staat in erb- 
loses Gut, — auf dafs diejenigen, welchen Ansprüche an den 
Erblasser zustehn, Jema'Ädfen hab^n, an dfeh' sie'sicbnStUige'n- 



1) |. 8. J. qaibiit modit tMtam* infirmantiir. , ../, Hm* -.t. > 
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Kalten kSnoen. ^ «^ In den Tereinii^ mMten von 
Nordamerika gAM der Grand and Boden , der noch nicht 
Sonderei^^entbom ist , den einzelnen Staaten der Union, — 
anf dafs die Staaten ans der yerftafoerang dieser Grand- 
stieke ein Einkommen sor Bestreitung ihrer Ausgaben 
bestehen. — Dit Landeshoheit der deutschen Färstra und 
Regierungen gelangte dadurch zu ihrer VoDendong , dafs 
ftnen die Rechtogelehrten das Recht auf alles herrenlose 
Gut zuschrieben. — In England , in Frankreich ^} ist es 
bis auf diesen Tag Rechtens, dafs alle Groiklstäcke, die 
nicht Sondereigenthnm sind, der Krone gehören; — ein 
IJeberhleibsel der ehemaligen Lehensverfassong dieser 
Reiche. Nur In Beziehung auf bewegifches Gut konnte 
dieser Grandsatz auch in den Staaten Germanischen Ur- 
sprunges nicht vollständig durchdringen, in welchen einst 
Äe Lehensverfassung in ihrer vollsten Bluthe stand. 

Zweitens: Eben seist deir Staat befbgt, aach ver* 
Bidge dnes anderen — von dem Staatsobereigenthume we- 
sentlich verschiedenen -^ Hoheitsrecbtes , welches jedoch 
Abgaben zur Folge hat, ein Einkommen von dem Volke 
m beziehen. Hoheitsrechte dieser Art sind z. B. das Recht 
an strafen, in wie fern sich dieses Recht auch auf Geld- 
(rtiiifen erstl^ckt, ferner die Polizeigewalt, inwiefern diese 
Gewalt den Staat ermächtigt, fSr gewisse polizeiliche Er- 
hlubttisse oder Dispensationen eine VergötunginGeldzu er- 
heben. Jedoch sind diese Abgaben nur in Beziehung auf 
Aire Terwendung nach den Grandsitzen der Staatshaus- 
hdtungslehre zu beurtheilen. Im Uebrigen ist ihre ZulSs- 
si^eit und Zwedcmäfsigkeit nach dem Rechtsgrande am 
heurtheilen, kraft dessen sie erhoben werden. 

Man pflegt die Einkünfte dieser Art mit dem Axich- 
dracke: Einkünfte aus den Regalien zu bezeichnen. 



1) 3Siigleu:b «io Uaiiptgriind snr Einführung eioM £rbrecbtM ober- 
hkopt. Um diesen Grand su befettigen, nahm man bäufig nur 
Religion teiae Zuflucht. 8. s. B. Gic« de legibus . 11^ U, 18. 

t) Code ciTil. Art M». 
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> Jedoch bedarf der Sinn des Wortes Re^alie«) noch 
^ einer genaueren Bestimiiuiiig. — In allen Monarchieo 
I GermanisGhenUrqininges ^hörten einst zu dem Yemiö|;ett 
^ des Staates oder zo dem Stamm^te des regferenden Han- 
\ ses , ( denn der Unterschied zwischen beiden war noch 
i schwankend und unbestimmt, 3 gewisse über das ganze 
|, Land sich erstreckende Hoheitsrechte, Regalien genannt 
f Sie waren theils Deutschen Ursprunges, (wie %• B. das 
|i Bedit, in Kriegszeiten oder znm Weghaue Fuhren zu for* 
k dern,} theils schrieben sie sich, (]wie z. B. das Münzrecht, 
das Bergwerksregal, vielleicht auch das Recht, Zölle ffir 
ii den Gebrauch einer Strafse zu erheben,3 aus den .Zeiten 
j der Römer her. ^ ^^ charakteristisches Merkmal bestand 
I ursprunglich darin, daTs diese Abgaben, wenn sie auch 
t gegen den Grundsatz der Abgabenfreiheit eines jeden per« 
sönlich freien Mannes^} verstiefsen, dennoch ohneZustun* 
raung der Belasteten oder der Reichsstände erhoben werden 
durften. (^Ihr Name daher, dais sie auf V o r r e c h t en d e r 
Krone beruhten, also jura regaUa in der eigentlichen 
Bedeutung waren.} In Deutschland gingen sie in der Folge 
auf die Landesherren aber, ohne dalh sie ihren vsprfingli- 
eben Charakter verändert hätten, d.i. sie waren fortdauernd 
nutzbare Hoheitsrechte, welche der Fdrst, ohne der Zu- 
stimmung der Landstände zu bedärfen, erhob. In nodi 
nennen und in den neuesten Zeiten haben sie insbesondere 
in denjenigen Staaten, in welchen die gesammten Staats* 
I einnahmen unter die Kontrole der Stände gestellt worden 
I sind, diesen Charakter verloren, ohne dafs ein anderer 
, Begriff för sie aufgestellt worden ist Blan mufs daher in 
diesen Staaten den Begriff der Regalien entweder blos 
geschichtlich bestimmen, oder aber einen Begriff derselben 
. aus ihrer Beschaffenheit entlehnen. — Will man den lezte* 



1) H ü 1 1 m a D n , Geschichte der Regftli^ i« Tcottchlmid. Wnaätt 
* m. d. O. 180». 

[ %) Montag, OcMhiclile der DenUcheu ttutcbArgerlicIieB Frtiheil 

tu AhhaodloDg. 
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Ten Weg einschfA^en , 80 kann man sie YieHdcht auf zvrtA 
*Kate^rien zniückfiAren. Entweder sie sind SoHeitsr^dtte^ 
welche, obwohl von dem Staatsobereigenthtime verWAie- 
den , dennoch ihrer Natnr nach dem Staate efn Einkommen 
gewähren, (sie sind also mit den oben angeführten Hoheits- 
rechten identisch,) oder sie sind Kolgerangeh; weldie der 
Staat ans seinem Obereigenthiime, obwohl in demselben 
nicht wesentlich enthalten, gezogen hat. ' 

Vebrigens ergiebt sich aus dieser Erörterung zugleich, 
dafs weder die Einkünfte, welche der Staat vermöge eines 
Titels des Civilrechtes , noch die, welche er kraft eines 
Regales bezieht, noch einer weiteren und ausfnhriicheren 
Erwägung , nach dem Plane dieses Handbuches , bedArfen« 



ERSTER ABSCHNITT. 

Von den ÄUMgaben des Staates. 

Der Privatmann hat bei den Ausgaben , die er zu ma^ 
eben gedenkt, vor allen Dingen zu fragen: Wie weit er- 
streckt sich meine Einnahme? Der Staatshaushalter aber 
hat sich in derselben Beziehung vor allen Dingen die 
Frage vorzulegen: Welche Ausgaben sihd zu machen 
nothwendig? Mit anderen Worten: Die Staatseiunahme 
hat sich,' so weit das nur immer nach den Geldkräften der 
Nation möglich ist, nach den Ausgaben des Staates^ za 
richten; bei den Ausgaben des Privatmannes tritt das ent- 
gegengesetzte Verhältnifs ein. (Daher ist auch in der 
Staatshaushaltungslehre mit der Lehre von den Ausgaben 
des Staates der Anfang zu machen.} — Denn der Staat 
kann seine Einnahmen, z. B. durch neue Steuern, nach 
C^allen vermehren; nicht so der Privatmann. Der Staat 
hat seine Einnahmen nöthigenfalls zu steigern ; denn es steht 
nicht in seiner Willkühr, wie in der Wittköhr eines Prirat- 
mannes, wie viel oder wie wenig er ausgeben will. 



Digitized by 



Google 



Qli0 hat Jedoct^ nkibl ieu Sinn^ §iti^ ak iMfiiM^MiM 
Eiiiili«famen nadi Lusti und Giefaiteii^ ^öheo^ a« B. jüM 
oder 5veiuger Stwem/dem Volk^ i^ferlagen k^mite» Nitf 
so viel wird behauptet) dafs eine Ausgabe, wemisie noth«» 
weadig ist, auch durch eine Einnahilie, (z. B« daiieh dne 
Steuer oder durch ein StaatsaiiIehen,J ^deoki werden 
iliiif^. ^ Eben so wenig hat der Satzt Die Ausgaben de« 
Staates entseheiden über dessen EiBsahitaen! den Sitih, als 
ob bei der Bestiaininng der Ausgaben des Staates nicht 
zugleich auf den 6.r.a4;, in welcbem die, einzelnen Aasga- 
ben, im Verhältnifs zu einander betl*achtet, mehr oder we-* 
niger nothwendig sind , Itöcksicht zu nehmen wire. Yid«- 
mehr sind die einzelnen Ausgaben auch nach ihrer verhiflt«* 
nifsmäfsigen Notwendigkeit zu betraditen, wenn die 
Frage die ist, ob sie gerade jetzt gemacht werden 
sollen, oh. also z;B. eine Ausgabe gerade jetzt durch eine 
Steu^ gedeckt werden kann, ohme dafs das Volk dem 
Druckß der o€entlicben Lasten erliege oder olme dafs we* 
gen dieser Ausgabe eine andere und dringendere unter* 
bleibe* Im' Allgemeinen, d. i. ohne dafs man auf einen 
beeitimmten In der Erfahrung gegebenen. Staat Rfiofcsjcht 
nimmt ^ kann i man zur Beantwortung dieser Frage. nur so 
viel sagen, dal]^ die Ausgaben , weiche ein Krieg oder die 
Rüstung zum Kriege erfordert , allein zu den schlechthin 
aothwendigen Ausgaben gehören« Denn bei. diesen Aus- 
gaben steht die Existenz des Staates auf dem Spiele. Alle 
andere Ausgaben 9 welche dejr Staat zu bestreiten hat^ 
sind nur — entweder an sich oder nach der öifenilicbea 
Meinung — mehr öder weniger nothwendjg. Q » In 
Kriegszeiten kommt diese Frage besonders zur Sprache. 
Da i$t es fär den Kredit des Staates und selbst für dasVer«^ 
trapen, das man in den Charakter der Natimi überhaupt 
setzen .darf, von der gröfsten Wichtigkeit, ok oder welche 



1) Eine sehr belehrende AbhandliiBg über die Terechtedenen 4rifi| 
der Staatiauflag'in, in Beziehung auf ihre Nothwendigkeit ii.a.w« 
•tebt io A. Smith'a Werke über die Ureachen dca National- 
Reicliibaiiiea. 
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9tMitmmg9km injmig^m nadMlehra mtmoL, wdch« der 
Krieg erfordert. Am ersten habm abdann die StaategiftiH 
k%er flbrdie VerziiMiiiig ihrer DarMien so fttrchten. Denn 
die Einnalme, welche der l^aat von seinen Anlehen hesBOg , 
M bereits ItogstTerzefart oder sie lebtnnr nodi in derErinne- 
ramg^ Anch der Aosfnbe fttr den Unterrieht bringt der 
Krieg kein HdK Denn der Nntzen, w^hen der Statt 
▼on den Wissensehaften sieht , fSlUt weniger in die Augen, 
folgt dem Aufwände, den der Unterridit in den Wissai« 
sehaften erfordert, nidit auf dem Fofae nach. 

Aber, wer ist denn hier anter dem Staate xn TOrstsbm? 
Der Staat ist eine Idee , ein Ki^rptr ohne Ftetsdi und Bein. 
Welche Individnen bat man also hier dieser Idee nnterza- 
legmt — eine Frage, die man noch in vielen anderen 
FAVen an sich riditen sollte , da man nicht selten nnter 
dem Staate ein höheres Wesen sn verstehen schemt, dw 
die Gebote, die es kraft eigenen Rechts erlilst, noch dordi 
e%ene Mittel in Volisiehnng za setsen im Stande ist. — 
Die Antwort anf jene Frage ist die: Alle die Mensche% 
welche fär ihre Person oder vermöge ihrer Besitznng^i 
llitgUeder des fiKaatsvereines sind, mit einem Worte, alle 
Stenerpiichtigen — nnd m diesra gdiftren anch die Armen, 
«- sind sn verstehen, wenn von der Besfereitong der öffent- 
lidien Aimgaben die Rede ist. 

Dieses voransgesetzt ist ah» die Frage: Wann suid 
Stenem sn entrichten? so zu stellen: Wann sind die IIa- 
terthanen, wann ist ein jeder einzelne Unterthan kraft den 
Zweckes der Staatmi odar kraft der Art, wie dn in der 
Erfahmng gegebener Staat diesen Zweck zn erreichen 
hat, rechtlich verpflichtet, eine gewisse Ausgabe 
zn machen? Die Einzelnen im Staate haben diese Pflidbt 
anf sich, wdl sie die Bedingung ist, unter welcher 4er 
Staat eine Verwirklidbung des Rechtsgesetzes seyn kann. 
Wenn Ludwig XIV., König von Frankreich, sagte: L'etat, 
e'estmoi! so kann mit demselben oder mit noch besserem 
Rechte ein jeder einzelne Unterttian in Beziehung auf die 
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von ihm sa eiitriekteiideil Stewra diese Worte so den eei<- 
nifen maeheiu 

Nicht darauf iLounit es also bei der Terbindliehkeit, 
Steuern zo entrichten 5 an, ob die sa entrichtende Steuer 
Am Vortheile eines Jeden einzelnen Steueri^ichtigen ge« 
reiche ; nicht aus dem Grundisatze der versio in rem ist die * 
Beantwortung der Frage zu entlehnen : Ob und wie viel 
ein'Unterthan an Steuern zu entrichten hat? Hat ein Ün- 
tMthan von dem Zwecke, zu welchem eine Abgabe auf*« 
zuerlegen oder auferlegt ist, auch gar keinen oder nur 
dnen geringen Vortheil, er mufs dennoch, und nach 
Verhältnifs seines Einkommens, wenn dieses auch noch 
so bedeutend ist, zu der Abgabe betragen. So haben 
z« B« zur Erbauung und Unterhaltung eines öffentlichen 
Krankenhauses auch die Gesundesten, zu der eines Fjndel- 
hauses anch die Keuschesten, zum Strafsenbau mch die- 
jenigen, welche, durch Krinkliciikeit odar durch ein Ge- 
brechen Verhindert, von den Strafsen äberall nicht einm 
Gehrauch machen können, endi^ch auch die, welche sjjch 
freiwillig im Auslande aufhalten, (^the absentees,) z« den 
in dem Interesse der personlichen Sicherheit zu enMch« 
tenden Auflagen verhältnUsmüTsig zu straern* Ihre Bei«» 
tragspflichtigkeit beruht auf dem EicenthuflMrecbte des 
Staates an dem Vermögen der Nation. 

Es giebt jedoch gewisse Staatsausgaben, welche blos , 
ven einzelnen Unterthanen , sey es weit sie dieselben al^ , 
lein verschuldet haben, sey es, weil sie zu dem besonderen 
Vortheile dieser Unterthanen gereichen , zu tragen sind. -^ 
Ausgaben derersteren Art sind z^B. diejenigen, wellte, 
Wenn ein Vergehen verübt worden ist , wegen der Anwen^ 
düng des verletzten Gesetzes auf den gegebenen Fall zu 
machen sind. Die simmtlichen Unterthanen sind zwar ver-» . 
pachtet, die Ausgaben für die Strafgerecbtigkeitspfle^e 
zu tragen. Da jedocb diese Ausgaben durch die schuld- 
haften Handlungen Einzelner veranlafst werden, so ist die 
Gesammtheit der Unterthanen berechtigt, die Erstattung 

Zavhariii, rttm bia/9te. Vit, 9 
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dieser Kosten Vea dkn eifizekiai Uebertr^iern im Gesetaes 
zurfickzuforderD. (^Freilich wird der Beitrag, deadoräteftt, 
und der, wekhen die einKeliien fitckidflig^n im dies^i Kos- 
ten va leiMen hab^i , nur durch einen Veri^letf^ awiseben 
der einen ni4 der anderen Partei anigtinittelt werdten kon- 
nen.3 -^ Ansgiaben der anderen Art sind n. B. diejeani- 
gen, welchie die bürge? liehe Recbts^iiege, oder die Erthei«- 
long ^er fiflanbnirs oder Vergänstignng von Sdten des 
Staates, oder die Unterbi^ng der öffentlichen We^e ver- 
ursacht Di^n, wenn es auch die Pflicht des fittaates d*l 
der Gesammtheit der Unterthanen ist, i3r die Bosrtsreitnng 
der Ausgaben der letutepen Art xm sorgen , se gereichen 
doch diese Ausgaben 2^ den besonderen V^ffffaeile einzelner 
dabei nnttHtelbar hetbeiligtdr Unterthanen. ^J — Bdde 
Arten der Ausgaben imterseheiden sieh tUnrigens von den 
AusgabM/Wekhemitdeni Ertrage d^aHgemeinenSteaemsu 
bestreiten sind, dadbrch dafe sie niiAt, so wie diese, nächstem 
Verhältnisse des Vermdgras derer nniEulegen sind, welche 
jene Ausgaben zn bestreiten haben^ -^ eine IV^pe von 4et - 
Verschiedenheit ihres Verpfliehtnngsgrnndtai^ 

Aa ^ie Piioiit der Unterthanen, die Sfiatsausgnben 
durcti Abgaben mt ^dten j nuglei<A eine thatsichHche Be- 
girflndung vm^nsseteti. t da diese Ausgaben zugleich m 
allen einzelneu Fallen von dem Interesse des Staates ge«* 
boten seyn iifitisseti, so versteht es sieh von selbst, dafs die 
fiffenitiehen Ausgaben^nnd Abgaben in dem einen Staate 
sich hiher, in deü midären sich niedriger steltoi kenn^i. 
Es kann daher z. B. ehie retehe Nation wohlfeiler regi^ 
werden, als eine ärmare. Denn, ist die Nation reich, «0 
können die Dienstleistungen , welche in dem Interesse des 



1) Es fragt sich sogar, ob der Staat berechtiget sey, die Aus- 
gaben dieser Art ausschliefslich aaf die Staatskasse za'überoeh- 
mefl. ^fid diese FVage dnr#fte in der Regel tu Terneinea 'A^y*> 
"^'^ aDSg^BomnieQ in dem fßdle , da von, der Aq^fibe «o viel« 
Einzelne anmittelbar einen Vortheil ziehei), dafs es ziemlich ei- 
nerlei ist, ob man sie als eine alTgemcine , öder Uli eine Cxam 
Theil) besondere Aasgabe behanddt. > - 
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Staates noth wendig sind, von einzelnen Unterthanen un- 
entgeltlich vem€Jiitei^(K|f^r yiitefiii^lvi)n|i^ll^ welche sonst 
dem Staate zur Last fallen würden , ohne Zuthun des Staa- 
tes von einzelnen Unterthanen oder von einer Aktiengesell- 
schaft dHrphgefäbrt MferdWf l[«k]^«gl^,z,]jt^ j^d zwar 
die Auflagen zu einer sehr bedeutenden Höhe gestiegen ; 
aber nur wegen solcher Aui^aben^ die nicht schon ihrem 
Wesen nach von einem jeden Staate zu tragen sind , z. B. 
wegen der Staatsschulden. Sonst aber kann man behaup- 
ten, dafs England verbälti^fauDiulfisig wohlfeilere, ^d^. .ei|i 
jeder andere Europäische Staat der Gegenwart, regiert 
werde ; so zahlreich und so wcsentUcb sind die Lasten, 
welche einzelne Unterthanen anstatt des Stluites übernom- 
miea haben. Ifi den alt^^ricchtschen Volksherrschaften 
spieUe vielleicht der I^eichtluim eina viel eotselieidendere 
Rolle, als in de^Volkshenschaften der Gegenwart Denn/ 
da e£| in jenen unthunlicherwar, als in diesen, denGrund^ 
^afz der gleichen. Vertb^ilting der Abgabeii In Yollziehung 
zu setzen, d^i es überdiefs ju jenen Staaten auch an den 
Belehrungen fehlte, welche jetzt die ErAihrung und die 
Wissenschaft übe^" die Art ertheiJen, wie jener Grund- 
satz in VoUzvehjang zu sptzen sey, so nahm loaii in den 
altgriefhischen Yolksherrbchaiten oft %u den lleichen 
seine Zuflu^t, wenn mit der allgemeinen Steuerpflichtig- 
keit der Bürger nicht auszureichen war, 9 t> 



1) Das war i« B. der Faü in Athen bei den s. g. Liturgien. Gth 
wiMe Staatsbedurfniise, z. B. die Ausrostnng einer Flotte» hatten 
die Termögenderen Bürger in natnra n« Ike^tfeiten* Deijejiige 
nun, der tn einer Litnrgib ernannt werden war, konale einen 
Anderen, iweldiea er nüt Unrecht ahergMge« gianMei die Litur- 
gie aufbürden und, wean dieser sie niebt anaehraen walltf , ihm 
einen Vermogenttauech (avr/So^/;) anmathea. Böckb, die Staats- 
verwaltung der Athenienser II, 122. « 
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ZWBaTBB ABSCHNITT. 

Vom dem 

Awgäben des Staates oder ron den Steuern. 
Erste Abtheilnng. 

Fofi den 

Steuern^ welche ein Volk unmittelbar entrichtet. 9 

L Ton den verscbidenen Arten der 
Steuern. — Vorbegriffe. 

Die Steuern sind I3 entweder direkte oder indi- 
rekte — entweder nnmittelbare oder mittelbare — Steo- 
em. Die ersteren sind von demjenigen, welcb^i s\it 
den Gesetzen nach treffen sollen, die letzteren von 
einem Anderen vorschafsweise za entriehten. (Z. B. die 
Gmndsteuer ist eine direkte, die Mehl- und FletoiAaecise, 
und die Zölle sind indirekte Abgaben.} Ob sich woM 
diese Eintheilong nur auf die Art, wie Steuern erhoben 
werden, bezieht, so hat sie doch auf die Besteuerung 
eines Volkes einen so entscheidenden Einflufs, dafs ich 
weiter unten auf sie öfter zuräckkommen werde. 

Die Steuern sind %) entweder allgemeine oder 
örtliche Abgaben, je nachdem sie das ganze Staats- 



1) Kröncke, 4at Stenerweteii nach «einer Natur und nach teinea 
Wirkungen, l^rmitadt and Gieften 1804. Derselbe, tber 
die GmndaAtie einer riclitigen Beatenernng. Heidelberg ISM. 
Dertelbe, Abbandlnngen aber staaUwirthaebaftliche Cregen- 
•tinde. IV Thle. Ebend ISIS, — Frhr. Ton Malchat, 
Handbuch der Finaniwitaenachaft und der Finansrerwaltang. II 
Thle. Stuttgart und Tnbinffen. 18S0. H. Faruell, oa ^mmm- 
eial reffenn. III. Ed. Lond. 1831. — Eiadell, a treatiae ob tbe 
induatrie of nationa or tbe pr,inciplea of national economy «nd 
tazation. Lond. II. Vol. 1840. — J. 6. Hoff mann, die Lehre 
▼on den Steuern, mit beaonderer Beiiehnng aaf Prealaen. 
lin 1840. 



Digitized by 



Google 



i3S 

gebiet oder nur einen Tbeil desselben treffen soU^b Da 
eine Steuer nar durch die Ausgabe gerechtfertigt werden 
iann, welche mit Air gedeckt werden soll, so sind auch 
die Steuern, je nachdem mit ihnen die Staatsausgaben 
äb^rhaupt oder nur die Ausgaben eines Tbfeiles -des Staats*: 
gebietes bestritten werden sollen, entweder auf die Steuer- 
pflichtigen in dem Staatsgebiete überhaupt oder nmr auf 
die in einem Theile des Staatsgebietes umzulegen. fOert^ 
liehe Steuern sind 2. B. die, welche nothwendig sind, um 
einen Theil des Landes gegen Ueberschwemmungen sa 
sichern, sind femer alle Gemeindelasten. Uebrigens kann 
es auch Steuern geben, welche sowohl die eine als die 
andere Eigenschaft beziehungsweise haben d. i. zu dem 
einen Theile durch allgemeine Abgaben, zu einem anderen 
durch örtliche Umlagen zu decken sind. Abgaben dieser 
Art sind z. B. die, welche der Strombau erfordert.} — 
Noch in einem anderen Sinne wird diese Eintheilung ge- 
nommen. Da sind allgemeine Steuern diejenigen, wel- 
che nicht nur in dem ganzen Staatsgebiete, sondern auch 
überall nach demselben Mafsstabe erhoben werden, ört- 
liche Steuern aber die der entgegengesetzten Art. (Ein 
Beispiel von örtlichen Auffagen dieser Art sind in Frank- 
reich die auf die einzelnen Departements gelegten Steuern.} 
— Man mag nun diese Eintheilung entweder auf die eine 
oder auf die andere Weise deuten, allemal ist die Bestim- 
mung der Scheidelinie zwischen den allgemeinen und den 
örtlichen Steuern mehr oder weniger eine Sache der 
Willkühr. Da überdiefs die Grundsätze, nach welchen 
der Staat die eine und die andere Art der Steuern umzu- 
legen hat, wesentlich dieselben sind, so braucht in der 
Folge auf diese Eintheilung nicht weiter Rücksicht genom- 
men zu werden. (^Doch läfst sich über die Örtlichen Aus- 
gaben in dem einen und in dem anderen Sinne noch s 
viel im Allgemeinen sagen, dafs, wenn die Bestimmung 
des Betrages dieser Steuern einer untergeordneten Staats- 
behörde überlassen ist, die oberste Behörde dennoch daa 
Maximum des Betrages zu bestimmen hat.} 
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Die Stenent ^ini S} entweder ordentliche oder 
aufnerordentlicfae Steuern, je nachdem sie enti?eeder 
in dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nnr aof eine 
migewMriidie Veranlasrang, z« B. in Kriegszeiten oder 
95Qr Aidegnng einer Eisenbahn^ erhoben werden. Jedoch 
in Besriehmig aof die Art der Befitteaerong ist zwischen 
beiden kein Unteraobied. Allemal aber wird ts ratksam 
aeyn, die aafaorordentKehen and mithin nar zeitwierigen 
Steuern, aach bei deren Einfohrong*, als solche za be- 
zeichnen* Denn die Staatshansh&Iter sind nwr zn geneigt^ 
dieser Eigenschaft bahUgst za vergessen. 

Ebidlich 43 sind die Steuern entwedcnrg^^w'img- 
ene oder nmr gutwillig zu entrichtende Abgaben, je 
nachdem der Staat wegen der l^tridhtnag derselben zum 
Zwange seine Zuflucht nehmen , oder nnr auf den gnten 
Willen der Unterfhanen rechnen kann. ~ 80 sonderbar 
auch der Name: Gutwillige Steuern, lautet, so be- 
zeichnet man d#ch mit demselben bilKg: t) Die faer- 
kdmmlichen Geschenke, weichein so vMenStMaten 
das Volk seinem Oberhaupte von Zeit zu Zeit zu machen 
hat. '3 O^l^ sage: Herkömmliche Geschenke, um sie 
von schlechthin freiwilligen Gaben und Yerehrongen zu 
antersdieiden.3 Ja , in dieser Gestalt kommen vie&eicht 
zuerst Abgaben in der Geschichte der Staaten vor. Man 
brachte dem Oberhaupt^^ des Stammes Geschenke dar, 
bald um die Mfihwaitimg, die er bei der Ausübung seines 
Amtes hatte, zu vergüten, bald um ihm, bei feierlich» 
Gefegenheiten, Beweise von Anhänglichkeit zu geben. 
Nidht selten äberlebte dieses Herkommen die Verhätnisse, 
unter welchen es sich gebildet hatte. Man nahte sich dem 
F&^ten, obwohl schon zu anderen Steuern lind Lasten 
zwangspffichtfg, bei solchen Gelegenheiten, ~ z. B. wtnm 
sein Sohn wehrhaft gemacht od€ir eine sehier TftcMcr 
Ausgestattet wmrde, -* nicht mit le^*er Hand. *3 J^döeh, 

t) Ferguson, on the hittory of ciTil Mciety. VI, 72. 
2) So K. B. bei den Franken, S. Hincmari epUt. V. pro institn- 
tipne Caroloioanni Regia et de ordine palatii. Cap, 80. (Eino ffir 



Digitized by 



Google 



tt5 

so «rfirealich auch, die Venvandlnng einer Schuld in ein 
Geseheak su jseyn sebeint, so gehören doch Steaern die- 
ser Art aa den unleidlichsten Abgaben. Denn ; e» fehlt 
an e^r Regel leur Bestimmung ihres Betrages. ' Der 
Geber giebt mehr, als er zn geben schuldig oder im 
Stande ist^ da ftber die Hinlänglfehkeiit seiner Gabe QUi* 
die Itleinung des JBu^pfä^gers entscfieidet^ dieser aber 
glaubt nicht so viel zu erhalte« ^ als jhm gebfibrtv dem 
Zorne des Empfängers folgt dann offene Gewalt oder 
geheime Rache. — 83 ^^^ Einsätze in die Staats- 
lotterien nnd in die Staatslottos. Diese Beiträge 
%u den Staatsansgaben sind besonders wesentlichen Ein- 
wendungen unterworfen. Die Staatslotterien ui^d Lottos 
sind Wagspiele, in welchen der Staat Bank hült, mjt der 
Gewifsheit zu gewinnen. ([Mundus vult decipi, ergo de- 
cipiatttr.3 Sie verleiten die Unterthanen zu Wagspielen, 

. von weldien sich doch ein jeder gute Wirth zurückhalten 
sollte. Selbst soldie Lotterien , die mit einem Staatsan- 
lehen verbunden sind, sind nicht zu billigen. ^) -^ End- 
lich 83 die Abgaben, welche gegen die Anweisung 

.ituf überirdische Gäter erhoben werden. Eine Auf- 

. läge dieser Art kostete eiußt der fcathoUscben Kirche einen 
grofsen Theil ihres Gebietes. Bis auf diesen Tag bezi^t 
die königlich i^Miisciie Regierung nicht unbedeutende 
Einkünfte vermöge vier päbstlicher Bullen, welche die 
Geistlichkeit ermächtigen, gewisse Indulgenzen und Ab- 
solutionen, auf Rechnung der Regierung, für Geld za er- 
theilen. Die Gefährlichkeit dieser Abgaben bedarf nicht 

. erst eines Beweises. Die Regieriing zieht einen Wechsel 



die Verfassung des Frankenreiches snr Zeit diese« Königes be- 
sonders wichtige Schrift.) Mit diesem Herkommen «tand die 
Frftalein* oder Prinzessiasteuer einer weit späteren Zeit noch In 
eintm geschichtlichen Zusammenhange. Vergl. K. H. Lang, 
historische Entwickelung der Deutschen Steuerrerfaisang. Ber- 
lin 1793: 

1) In England ist die Staatslotterie in der neueren Zeit schlechthin auf- 
gehobsn worden. In Frankreich besteht das Staatslotto noch immer. 
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Mf die Ewi^eit. fiMIte der Wechsel nicht eccertirt 
werdeoi so kann dar Renttent oder PräsentMit gMchwehl 
nicht, mid iiii|peacbtet er Vahto basr bezahlt hat, setaen 
Rfiekgrif gegen den Trasaanten nehnen. (^Eine Aas- 
nähme Ton dem gemeinen 1/VechaeUreehte, die aar so 
lan|^ gältig ist, als der Glaabe in Kraft ist, aaf welchem 
sie bemhtj — Jedodi diese and ihnliche Abgaben sind 
schon als eine Tinschimg des Yirikes verwerflich. Von 
ihnen wird daher in der Folge weiter nicht die Rede seyn« 

U. Wer ist zu besteuernf 

In Beziehong auf die Aasibong des Bestenenings-* 
rechtes hat der Staat — oder dessen Haushalter — die 
zwei Hauptfragen nicht mit einander zu verwechseln, 
erstens die Frage: Wer ist fibarhaupt im Stalle zu 
besteuern? and zweitens die Frage: Wie sind diejeni- 
gen, welche steuerpflichtig sUid, mit Steuern zu belasten? 
«— mit anderen Worten: ErstenM die Frage: Was ist 
flberbaupt dem Besteuerungsrechte unterworfen? und 
tfweitene die Frage: Wie ist das, was besteuert wer- 
den darf, bei der Besteuerung zur Mitleidenheit zu ziehen? 
(Jedoch hat der letztere Ausdruck dieser Fragen das 
gegen sich, dafs er leicht zu dem Irrthume verleiten kann, 
als ob das steuerbare Gut, das eine Nation besitzt, an 
und ffir sich, und nicht Mos in Beziehung auf diejenigen, 
wdchen es gehört, mit Steuern belastet werden könne.) 

Bei derersteren Frage, (welche hier einstweilen 
auschliefslich erörtert werden wird,} steht der Staatshaus- 
halter der Nation schlechthin als einem Ganzen oder als 
einer Einheit gegenüber; ihn kümmert es bei dieser Frage 
nicht, von wem er das nimmt, womit er die öffentlichen 
Ausgaben bestreitet; sondern nur darauf kommt es ihm 
bei dieser Frage an, dafs das, was er zu diesem Zwecke 
verwendet, der Nation oder den einzelnen Mitgliedern der 
Volksgemeinde, als solchen, gehöre. Da nun das Besteue- 
rnngsrecbt eine Folge von dem Staatsobereigenthume, 
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dkses aber eine Folge von der Staatsgewalt (st, so ranfs 
«ich anefa jenes Be^t auf alle die Sachen und Güter er- 
strecken, die der Gewalt des Staates nnterworfen sind 
oder 80 gehören aach dies^ Sachen und Güter insgesnmmt 
der Nation als solcher. Es ist also auch das, was Auslän- ' 
der im Inlande besitzen, femer anch das Einkommen, wel- 
dies Inländer aas dem Aaslande beliehen, steaerbares Gat, 
wenn anders nicht das Staatenrecht eine Aasnahme von 
dieser Begel sn machen gebietet. ^ J — Andererseits kann 
nicht das besteaert werden , was die Nation oder der Staat 
selbst schaldet. Denn Niemand kann sich von einer Schuld 
selbst frei sprechen, Niemand kann' zu seinem Vermögen 
das redmen, wae nicht mehr dazn gehört. Daher ist z. B. 
eine Steuer, welche auf Besoldungen gelegt wird, eine 
widerrechtliche Steuer. Es kann zwar der Staat die Be- 
soMongen seiner Beamten nach Befinden herabsetzen, z. B. 
wenn der Werth des Geldes gestiegen ist, oder wenn die 
Verminderung der ordentlichen Ausgaben durch das vor- 
übergehende Steigen der aufserordentlichen, z. B. in Kriegs 
Zeiten, gdiieterisch nothwendig gemacht wird. Aber er 
bat diese Herabsetzung nach den von der Dienstgewalt 
geltenden Grundsätzen zu rechtfertigen, auf sein Eigenthnm 
an dem Nationalvermögen kann er sich nicht berufen. ^) 
Dasadbe gilt von einer Steuer, die auf die Zinsen gelegt 
wird, die von den Staatsanlehen erhoben werden. Eine 
Steuer, d. i. einen Abzug von diesen Zinsen kann der 
Staat nur durch einen Nothstand rechtfertigen. Als eine 
Steuer würde dieser Abzug noch überdiefs den Vorwurf 
eines Wortbruches oder den einer Unredlichkeit verdienen. 

III, Wie sind die einzelnen Steuerpflichtigen 
zu besteuern? 

Bei der letzteren Frage das ist bei der Frage: 
Wie sind die Steuern auf die einzelnen Steuerpflichtigen 



1) Vcrrrl. oliep Bd. V. s. 258 ff. . 

S) Vergl. ipeine Abhundlungen aus dem Gel^iete der SUfiUiririji'- 
«chafttk'hre. 11. Abband lang Ucber Beioldungfiteare 
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rechtliche Interesae der EioKelneQ, welche die Steaer za 
aitrii^ten haheii, in's Auge %\i fassen, jedoch so, dafs diese 
Frage aUemal der ersteren untergeordnet Ueibt 

Wenn daher auch das fiKaatsobereigeathiim ebensowohl 

. das JKigenthum an dem YemögeiuBstocke der Nation, als 

. das an dem Einkommen , welches die Nation von ihrem 
Vermögen bezieht, unter sidi begreift, so hat doch der 
Staat, — Nothfälle aasgenommen, flm welchen insbesondere 
auch die Fälle gehören , in denen der Staat selbst das Ei- 
g^thumEiazelner, ([darch eine gezwungene Eatwih- 
rttog, par une expropriation forc^,3 anzutasten genöthigt 
ist, — sein Besteuerungsrecht auf das Einkawaen der 
Nation zu beschränken« Dann der wirlbschaftet schledit. 

.der fl^ehr ausgiebt|, als er einnimmt. — Ans demselben 
Grunde und mit Vorbehalt derselben Ausnahme sind auch 

• die Steuern nicht auf den Brutto -Ertrag der Einnahme, 
sondern nur auf die reine Einnahme d. i. nur auf die Ein- 
nahme zu legen, welche dem Steuerpflichtigen mit Abzu^ 
aller der Auslagen, die er , um 4ie Einnahme zu beziehoi, 
laus seinem Vermögen zu machen hatte, verbleibt. Denn 
^e jede andere Einnahme ist nur scheinbar eine Einnahme, 
in der That aber eine Ausgabe. 

Eine andere — und eine weit schwierigere — Frage 
ist die: In welchem Verhältnisse darf und in W^hem 
VerhlUtnisse soll äufsersten Falles das reine Einkommen, 
welches die einzelnen Steuerpflichtigen zur Bestreitung 
der Staatsbedürfnisse zu verwenden haben , zu demjenigen 

.stehen, welches den Steuerpücfatigea zu ihrer freien Ver- 
fugung zu überlassen ist? Eine in Zahlen bestimmte Scheide- 

'Ihkie zwischen der einen und der anderen Verwendung des 
reinen Einkommens läfst sich nicht ziehen. Denn die eine 

.Nation hat diese, die andere andere Ansichten von dem^ 

fWas zu des Lebens Nahrung und Nothdurft gehört; wenn 
man auch fragen kann, ob nicht in der Thatsache , dafs der 
Zehnte eine so allgemein verbreitete und oft die einzige 
!^bgabe eines Volkes ist, €ine Andeutung zur Beantwortung^ 
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jener Frage liege. Nur so viel Ififsistdi zur Beantwortung 
jener Frage sagen, dafs, je weniger eine Naüon Bahlt, 
desto mdir ihr Zustand mit den Grundsätzen derjRedito«- 
und der Wirtbschaftslehre übereinstimmt. 

HjHiptsächHch aus diesem Grunde hat man den ftus- 
seren Zeieben nachzuforschen, durch welche «ich ein 
gutes Abgabensystem von einem schlechten unterscheidet. 
Da ist z. B. ein Volk zur Ungebühr belastet , oder da sind 
die Steuern falsch vertheilt , wo die Abgaben weit hinter 
dem Voranschläge zurückbleiben , oder wo sie eher fallen 
eis steigen, oder wo die Zahl der Bäckstände sehr iH^deu- 
tend ist, oder wo sich eine ^ofse Anzahl der Unterttianen 
durch AuswandejTung oder Abwesenheit der Steuerpflieh« 
tigkeit zu entziehe sucht. Ueberhattpt aber verweiirt 
uns in der Lekre Ton der Besteuerung die Wissei£schaft so 
eft an die Erfahrung, dafs wir jener äufseren Zeidben 
enes guten and eines schlechten {Steuersystemes um so m^kr ' 
eingedenk seyn müssen. 

Jedoch, die einzelnen Steuerpflichtigen mögen imn zu 
den öffentlichen Lasten viel od^ wenig beizutragen baben, 
die Hauptsache bleibt immer die, dafis sie gleicfaheit-^ 
lieh steuern, d. i. dafs der eine so viel, als der andare, von 
«einem steuerbaren €rute zahlt. Denn die Gleichheit der 
öffentlichen Lasten versöhnt selbst mit einer Unglddibeit 
des Bechtes. — Dagegen ist der Sinn einer gleiche Be- 
-Steuerung nicht der , dafs Einer so viel als ier Andere an 
Steuern zu entrichten hätte; mit anderen Worten, dafefdie' 
allein zuläfsige Steuer eine Kopfsteuer wäre. Eine Kepf* 
'steuer ist vielmehr gerade die verwerflichste Steuer. Denn 
vti» bleibt der Unterschied j der zwischen einer Steuer, die 
tder Staat aufeiiegt, und zwischen den Geldbeiträgen, die 
eine ffir ims persönliche Interesse ihrer SUtglfeder gestif** 
4ete C(e£^lscfaaft von den dnzdnen Gesellschaften erhebt? 

Endlich, eine Begel, die für die Besteuerung kaum von 
geringerer Erheblichkeit ist, als die so eben erläutertem 
is t die: Der Druck der Öffentlichen Abgaben ist durch 
die Art, wie sie Zu erheben sind, keineswegs zu steigern^ 
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sondon vielmehr mdgliehst %u nifulerii^ Keine andere 
nnfftfet M viele besondere Regeln als diese. Von keiner 
anderen ist zng leieh eine so stattliche Bürgschaft fär den 
riehtigenEingangderStenem, als von dieser kq erwarten. 
Denn gegen die härtesten und unbilligsten Steuern lehnt 
aieh am ersten das Gefühl für Recht und der Billigkeit auf. 

IV. Von den verschiedenen möglichen 
Steuersystemen. 

Es giebt nur eine einzige Steuer, welche den Grundsätzen 
des Rechtes und der Wirthschaftslehre vollkommen ent- 
spricht,, — die Einkommenssteuer. Diese Steuer trilR 
allein den Gegenstand, auf welchen Steuern überhaupt 
fallen sollen, unmittelbar. Niemand kann sich ^r ent- 
ziehen , auch der Abwesende nicht. Niemand kann sich 
über die Ungleichheit der Last beschweren. Sie setzt zu- 
gleich den Staat in den Stand, die verschiedenen 
Arten des Erwerbes ihrem Gesammtbetrage 
na c h^ und nicht Mos, was bei einer jeden anderen Besteuer- 
nngsart unausbleiblich der Fall ist, im Einzelnen oder 
ihrer möglichen Einträglichkeit nach zu besteuern. 
Endlich scheint auch mit ihr die vollkommenste Erwerbs- 
freiheit vereinbar zu seyn. 

Gleichwohl ist die Einkommenssteuer nur in wenigen 
Staaten und auch in diesen meist nur als ein Mittel, der 
Unzulänglichkeit der übrigen Steuern zur Bestreitung der 
Ausgaben des Staates abzuhelfen, versucht worden. — So 
wurden zwar einst im Römischen Freistaate die Borger 
nach ihren Vermögensverhältnissen — nach dem Census 
-^ besteuert. Sie wären in dieser Beziehung zugleich in 
gewisse Klassen eingetheilt, die sich in Beziehung auf ihr 
Stimmrecht in den Volksversammlungen , in den comitüs 
eenturiatis, unterschieden. < 3 Auch der Atheniensischen 

1) Vcrgl. nber den Romitchen Ceosat: Pafendorf, ObM. j. uüIy. 
T. 1f. obn. 1!l. $. 7. Bosse, Grundlage des Finanswesens im 
römiielieftFreisUAte. (Braoaschweig and Leipzig IS04. II. Thle.) 
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Steuerver&mong tag dieser Vhm — naeb Solon -^ zum^ 
Grunde. ^3 Eben so kann man ans den neueren und neues*" 
ten Zeiten das Beispiel Hurstands anführen, wo die 8tadt- 
bwrger nach ihren YermÖgensumsUinden und in Beziehung 
auf ihre Steuerquota in fünf Klassen eingetheilt sind, '} — 

; ferner das einiger Deutschen Reichsstädte, z. B. Hamburgs 
und Bremens, in welchen der Stadtrath der Burgerschaft 
die Summen von Zeit zu Zeit bekannt machte, deren das 

' Gemeinwesen bedürfe, mit der Erklärung, dafs diese Summe 
muthmafslich aufgebracht werden würde , wenn ein Jeder 
von seinem Ginkommen so und so viel pro Cent entrichtete, 
worauf ein jeder Steuerpflichtige seinen Beitrag, ohne dafs 
eine Katastrirung vorausgieng, in eine verschlossene Kasse 
legte und das Resultat mit dem Voranschlage vollkommen 
übereinstimmte } — eben so dasvonPennsylvanien, wo die 
Bürger eine Steuer von ihrem gesammten beweglichen 
Vermögen , dessen Betrag sie eidlich anzugeben verpflich- 
tet sind, zu entrichten haben ; '3 — endlich auch dasGrors- 
britanniens, welches eine Einkommenssteuer zuerst in den 
letzten Jahren des Krieges der französischen Revolution, 
versucht hat und dann eben jetzt versucht. ^3 — Gleich- 
wohl gehören diese und ähnliche Ausnahmen von der Re- 
gel qur zu den Seltenheiten in der Geschichte. Sie kommen 
besonders in den Staaten vor, in welchen die Verfassung 
auf dem demokratischen Principe beruht. 



I 



I Th. I. S. 203 ff. Hege wisch, historischer Versuch uher di« 

Römischen Finanzen. (Altonn 1804.) S. 49. ff. Niehahr, 
rdmische Geschichte. III. Th. II. Aofl. S. 446 ff. — Vielleicht 

' Terdiente eine Yerbindang desCensus mit politischen Vorrechten 

I auch in anderen Verfassungen, s. B. in der RepräsentativTerfas- 

I ■ung, Nachahmung. 

, 1) Bdckh, Staatshanshaltung der Athenienser. II, 28. ff. 



. 1; Vofs, Rufkland beim Anfange dos 19teo Jahrhunderts. II Bde. 
LeipBigl804. 

8) O. T. Vigne, siz montfis in America. Lond. H. Vol. 1832. 

4) Von Räumer^ daa Britische Besteuerungssystera , iasbnoiidere 



( 



die Einbummenitener. Berlin 1801. 
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Woher tber dieser Wiä^'spriicfa der Praxis nii der 
Tfaeorief 

Bie eine Ursache liegt in der Desekaffenheit 
des Gegenstandes^ welcher mit der EinkoniniMsstetter 
zn belasten ist. — Das Einkommen eines Menschen ist bald 
im St^en, bald im f\iHen* Kann aber eine Einkommens- 
stener, die doch in einem jeden AngenbUeke dem vrirkfiches 
Stande des Einkommens folgen soll, mit diesem Wechsel 
8diritt halten ? Aber noch mehr I Es kam oft daröber ge^ 
stritten werden , und es wird oft darüber gestritten, was 
zum Einkommen eines Mensehen griidre oder was davoa 
abzuziehen sey. Gehört z. B. zum Einkommen eines Men-^ 
sehen auch das , was er zu seinem Lebensunterbalte noth* 
wendig braucht? Ist femer das, was er mit seiner Arbeit 
Terdfent, eben so hoch zu versteuern, als der Gewinn, den 
er mit seinen Kapitalien macht? Die eine und die andere 
Frage dfirfte zwar zu bejahen seyn. Aber dem Sttaats- 
hausbalter ist oft das unmöglich, was an sich nock so mög^ 
Hch zu seyn schemt. *) — Sollen bei diesen Steuern ge- 
wisse Klassen gemacht werden, so dafs die Stenerpfliehti*^ 
gen , welche nur so viel Einkommen- haben , als zu ihr^a 
und der Ihrigen Lebensunterhalte nothdfhrftig hinreidit, Ton 
einem Beitrage zu den iSteuem gänzlich frei Meiben? und 
dann die fibrigen Steuerpflichtigen, je nachdem ihr £nikom- 
men höher oder niedriger stdit, in eine höhere oder nied- 
rigere Klasse kommen? Wie sind Edelsteine und anderer 



t) Dtf Staatskasse ist nicht deswegen reich, weil feie unter den 
.Steuerpflichtigen einige sehr Reiche zahlt | sondern weil die 
grorse Mehrsiahl des Volkes wohlhabend ist. In England stand 
die Anzahl der Kapitalisten, welche ihr Geld in den Fonds aoge* 
legi hatten, im Jahre 1836 so: 

Ueberhaupt 288,481 

Nicht über 50 Pfd. . a2d«&80 

Darüber, jedoch 
npbht ulKr 100 Fid^ 16,410 

Also wnr 36,791 hatten mehr als 100 Pfd. dem Staate dargelie- 
hen. S. Illustrations of the territorial ext^iit and popnlation ete. 
of England. Lond. III. Ed. 1827. 
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Sehmoirk in diesen Stenem anaiQsietKeh? ^ fiinb zweite 
Ursadie besteht in der ScbwierigEeit, das Einkorn«- 
men der Sinaelnen üusf^umitieln. Zwar, wenn, 
wie z. B. einst im Römisehen Freistaate, die Gegenstände, 
die das Vermögen nnter sieh begreift, insgesammt oder 
doch grörstentbeils änfserKeh sichtbar und tastbar sind , so 
verliert oder vermindert feieh diese Schwierigkeit. Aber, 
wenn Ckid und 6eldforderQngnn einen guten Hieil des 
Vermögens der Eb»2»elnen ausmachen, wenn ein lebhafterer 
Handelsverkehr die Verhältnisse des bürgerlichen Lebens 
verwickelter gemacht hat, da stellt sich die Sache anders, 
da babea.£in!Ee}ne ihre Geheimnisse, die sie um jeden Preis 
den Augen des Publikums verbergen wollen, da kann man 
mit Grund behaupten , dafs die lünkommenssteuer sdion in 
dieser Hinsicht eine der drückendsten und unbilligsten AIh 
gaben sey. 

Da entsteht also die Frage: Welches Steuersystem 
ist übeiAaupt oder in dem letzteren Falle an die Stdle der 
an sieh vollkommensten Steuer, der Einkommenssteuer, zu 
setzen? Siebtes einPrincip, nadi welchem mehrere und 
seltet verschiedenartige Steuern in einem und demselb^ 
Staate, unbeschadet der Oleictiheit der Besteuerung, mit 
einandi^ vereinigt werden können ? — Zur Beantwortung 
dieser Frage sind zwei Systeme aufgestellt und in derBr*^ 
fabrung versucht worden. 

Das eine System lautet so: Wenn man auf dem einen 
Wege nicht zum Ziele gelangen kann, so ist es oft das 
Beste, den gerade entgegengesetzten Weg einzuschlagen. 
Dieser Fall tritt bei der vorliegenden Frage ein. Eine all- 
gemeine Einkommenssteuer, obwohl an sich ^oder in thesi) 
die vollkommenste , ist dennoch in der Erfahrung (oder in 
hypothesij unausführbar. Man besteuere also anstatt 
der Einnahme die Ausgabe; mit anderen Worten: 
man besteuere die Einnahme indirekt durch die Ausgabe ; 
also durch indirekte Steuern , insbesondere durch solche, 
die man auf den Verzehr f oder auf die Konsumtion) legt. 
— Für dieses System der Besteuerung sprechen zugleich 
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betondere G^fi&dc Man kiuiii arniehmen, dafe in der Reget 
ein Jeder 80 viel ansgiebt, als. er einnimmt; dara, wmm 
auch die Auagaben, ihrem Betrage naeh, eben so schwan- 
kend sind, als die Einnahmen, dennoch eine Konsamtions« 
Steuer sieh besser, als die fiinkommensstener, an den jewei^ 
ligen Betrag der Aasgaben and der Einnahmen anschlieüie. 
Indirekte Abgaben haben ferner, in dem Interesse der Eid« 
seinen , das für sieb , dafs es in der Aegel von einem jeden 
Steuerpflichtigen abhingt,, ob er die Aasgabe machen ood 
sich mithin der Steuer anterwerren will oder nicht End** 
lieh noch ein sehr entscheidender Grund ffir die Konsumtions- 
steuer ist der, dafs sich in den neueren und neuesten Zeiten 
fast alle Europäische Regierungen, namentlich auch die 
Britische Regierung, mehr und mehr für die indirekten 
Steuern erklärt haben. '3 — ^^ '^^'^ dieses System auf 
mehr als eine Weise dargestellt werden d. i. die indirekten 
Steuern, die vermöge desselben auferlegt werden, können 
von mehr als einer Art und Beschaffenheit seyn. Am voJl* 
kommensten dürfte es da dargestellt werden können , wo es 
die Verhältnisse gestatten, alle Staatsausgaben durch die 
Zölle zu decken « Ate an den Landesgrenzen erhoben wer* 
den; ein Fall, der in einigen Britischen Kolonien, z. B. in 
Neuschottiand , eintritt DerKapitain Moorsom erzcUilt 
in seinen Berichten aus Neuschottland '3 folgende hier ein-? 
schlagende Anekdote: Ein Postbedienter (k Mail-carrier^ 
äufserte sich gegen ihn so: „Vor 16 Jahren kam ich aus 
dem alten ^ande nach Oberkanada. B^dd glaubte ich es ' 
in den Vereinigten Staaten besser zu finden. Ich versiebte 



1) Eine «pecklle, jedoch sehr wichtige, Aiiktorität für «lieiecSystem 
findet man In folgender Schrift: Ueber Grondtteoer in DenUch- 
land nnd Toliitftndiger Abrifs der Weitphäliichen Finaiisge- 
•ehichte etc. (Ohne Angabe dea Verfaasers nnd des Drackor- 
tea.) 11. Th. 1814. — In KurbeaaeB, berichtet der Verfa&aer, war 
die Hauptauflage die Grandatcuer ; in dem Färatenthume Gottiii- 
gen gab es keine Grandateuer, sondern nur Konsunitionsabgaben. 
Dort war der Bauer arm, hier wohlhabend, bei nngef&hr glei- 
cher Beschaffenheit dea Bodens. 

2) Muarsom, Icttcra from Nofa Scotia. Land. 1890. 
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ti iti ftll^n graftieii 8tiUltön der Unioii. IN« Emwobner der 
Vereinigten Staaten mögen sagen^ was sie wollen, es war 
so schlecht, wie in England; Alles und Jedes murste ich 
versteaern. Gut ! dachte ich ; ich will auch mit Neuschott- 
land einen Versach machen , und hier hat es mir gefallen} 
wir zahlen keine Steuern.^^ — Ich machte ihm bemerklicli, 
dafs er denn doch in dem Preise seines llockes etc* Steuern 
entrichte. -^ ^^Essey/^ antwortete er, ,,wir hören doch 
nichts doch nichts von Steuern." 

Jedoch stehen diesem Systeme auch sehr erhebliche 
Einwendungen entgegen. Ein jedes Surrogat schmeckt 
zwar nach dem Gegenstande, an dessen Stelle es tritt. 
Aber vollkommen kann es diesen Gegenstand nie ersetzen, 
lodirekte Abgaben^ und namentlicii diejenigen, welche auf 
den Verzehr gelegt werden, können meist so leicht umgan- 
gen werden, sie verleiten sogar in d e m Grade zu Vergeb- 
ungen dieser Art, sie sind überdiefs durch die Art, wie sie 
zu erheben sind, meist eben so drückend für die Einzelnen, 
als weniger einträglich für die Staatskasse, dafs sie, abge- 
sehen von aufserordentlichen Fällen, zu einem die gesamm-^ 
ten Staatsausgaben deckenden Systeme der Besteuerung 
keines>vegs hini'eichen. 

Man ist daher noch auf ein anderes System der 
Besteuerung verfallen ; — wenn anders diese Methode der 
Besteuerung den Namen eines Systemes verdient. Man 
vereiniget zur Bestreitung der sämmtlichen Staatsausgaben 
mehrere oder auch alle Arten der Steuern mit einander und 
beurtheilt, an der Hand der Erfahrung, die Zu- 
länglichkeit und Zweckmäfsigkeit der so zu einem Ganzeh 
vereinigten Steuern. Man läugnet also in der That die 
Möglichkeit, auf die Grundsätze der Wissenschaft ein Sy- 
stem der Besteuerung zu bauen; und glaubt dagegen , dafs 
die Erfahrung , f die doch allemal nur ein Inbegriff unent- 
wickelter Grundsätze ist ,3 die Stelle eines Systemes ver- 
treten könne« Man gleicht also den Aerzten , welche ihre 
Heilart nicht nach den Grundsätzen der Wissenschaft, 

Zachuriä, fwm fitaate, VJL 10 
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Sondern Mich den dnreh ^ firfahrang erprüften Togenden 
der Arzneümtlel richten. 

Jedoch ist diese Theorie in ihrem ganzen Umfange nar 
anfalle Abgaben anwendbar. Alte Abgaben, Abgaben, 
«n welche das Volk seit Jahren gewöhnt ist , Terdienen in 
der Regel vor allen anderen Arten der Abgaben den Vor- 
zug. (Bei neuen Abgaben mufe man , um die Anwendbar- 
keit jener Theorie zu ermitteln, das Beispiel anderer Staaten 
zur Hülfe nehmen.^ So wie nämlich ein Volk mit einer 
neuen Steuer belastet wird, entspinnt sich zwischen denen, 
welche die Steuer (^ de facto} zu entrichten haben,' und 
denen, .welche davon befreit sind , oder auch zwischen den 
einzelnen Steuerpflichtigen selbst, ein Kampf über die Frage, 
wem denn die Steuer am Ende zur Last fallen solle ? £ia 
Jeder will die Steuer einem Anderen aufbürden , ein Jeder 
sie nur vorschufsweise tragen. Mag auch die Absicht des 
Staates die seyn, die Steuer allein dem oder dem Stande 
aufzubürden, jenen Kampf kann der Staat nicht verhindern. 
Er kann nicht einmal den Ausgang des Kampfes mit einiger 
Sicherheit voraussehen. Denn dieser hängt von der gesamm- 
ten ökonomischen Lage des Volkes ab, von seinem Vor* 
oder Ruckschreiten im Wohlstande überhaupt, oder von dem 
in einer einzelnen Art des Erwerbes. Wenn z B. die Fab- 
rikation einer Waare mit einer Steuer belegt wird, so wird 
diese Steuer entweder den Producenten oder den Konsu-- 
menten der Waare treffen, je nachdem das Angebot oder 
die Konsumtion der Wftare gröfsef ist. Bei alten Abgaben 
nun ist es schon zum Frieden oder zu einem Waffenstill« 
Stande in jenem Kampfe gekommen. Da weifs ein Jeder, 
wie viel er zu fordern , oder wie viel er zu zahlen, worauf 
er seine Spekulationen zu bauen hat Da ist es mithin je« 
derzeit höchst bedenklich , eine Veränderung mit den Ab- 
gaben vorzunehmen. 

Uebrigens , so unbefriedigend auch die Resultate sind, 
die sich aus der vorstehenden Erörterung für die eidzelnea 
Arten von Abgaben ableiten lassen , die einem Volke mit 
Recht aufgelegt werden können , so ergiebt sich doch ans 
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dieser Untersachung^ so Viel , dafs man einem Volke destd 
^^enigeräilfzubürden habe, je zweifelhafter daiä Recht zn 
einer Besteaerung in einzelneü Fällen ist. Bntdi eine 
niedrige Besteuerung wird die Ungerechtigkeit der fSteuern 
"Weniger drückend oder leichter tibersehen« 

V. Von der Verwendung der iSjten^rii« 

Dafs der Staat, *- ein Haushalter mit fremdem Gute, — 
seine Einnahme lediglich und allein zur Bestreitung seines 
nothwendigen Aufwandes zn verwenden habe, ist schon 
oben fin der Lehre von den Staatsausgaben ^ l^emerkt 
worden. Hier ist nur von der Art und VTeise die Rede, 
wie dieser Grundsatz in Vollziehung zu setzen ist« Hier 
wird also nur von dem Budget gehandelt werden, d. i.* 
von demjenigen Mittel , welches sowohl an sich , als laut 
der Erfahrung, zur Erreichung jenes Zweckes das voll«* 
kommenste zu seyn scheint. 

Man versteht aber unter einem Budget ein GresetJe^ 
durch welches die Einnahme und die Ausgabe eines Staates 
lür eine bestimmte Periode (für ein , zwei , drei oder vier 
Jahre,3 nach einer Wahrscheinlichkeitsrechnung in's Gleich-» 
gewicht gesetzt wird. Ein solches Gesetz ist in einem 
jeden wohlgeordneten Staatshaushalte Bedörfnirs. Denn 
da im Staate einerseits Beides, sowohl Einnahme als 
Ausgabe, de. facto ungewifs ist, und gleichwohl anderer- 
seits de jure gewifs seyn soll, so kann Beides für die Zu* 
kunft nur nach einer Wahrscheinlichkeitsrechnung durch 
ein Gesetz in Einklang gesetzt werden , mit dem Vorbei 
halte, die begangenen Rechnüngsfehler in der Folge eben- 
falls durch ein Gesetz zu verbessern^ (^Auch ein Privatiiiann 
thnt wohl , wenn er alljährlich ein Budget für seine Ein<^ 
nähme und Ausgabe entwirft.^ 

Es beruht also das Budget auf einer Wahrschein^ 
lichkeitsrechnung, auf einer Rechnui)g , welche so- 
wohl die Einnahme nach ihrem mothmarslichen Betrage, 
als die Ausgabe nach ihrem fuuthmafslichen Belaufe ansetzt 
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and dann beide gegenseitig ansgleieht. Es lumn swar 
diese Rechniing auch Ton der Regieronj^ allein — odar 
von deren Hanshalter — gestellt werden. Doch der he»* 
sere Wegist allemal der, wenn sie kontradiktorisch z.B. 
zwischen der Regiening und der Kammer der Yolksabge- 
abgeordneten , zn Stande kommt. Denn der Geist des 
Widerspruches, der in einem jeden Menschen lebt, hebt 
alsdann die Verschiedenheit der Ansichten, die über die 
Einnahme und die Ausgabe herrscheu können, desto be- 
stimmter und entschiedener hervor. Sodann aber mufs in 
dieser Wahrscheinlichkeitsrechnung sowohl die Einnahme 
im Einzelnen d. i. nach der Verschiedenheit der Quellen 
der Einnahme, als die Ausgabe im Einzelnen d. i. nach der 
Verschiedenheit ihrer Verwendungen angegeben werden, 
auf dafs eine genaue Prüfung zwischen dem muthmafslichen 
und dem wirklichen Einklänge der Rechnung möglich sey. 

Diese Wahrscheinlichkeitsrechnang ist für eine be- 
stimmte Frist, (^fnr eine Budgetsperiode, 3 2&u stellen 
und dann jedesmal, nach Ablauf dieser Periode, von Neuem 
zu führen. Denn darin besteht ja eben das Eigenthümliehe 
dieser Berechnungsart, dafs sie die Einnahme und Ausgabe 
des Staates, als ein Ganzes, perioden weise, umfafst. '3 
Aus demselben Grunde dürfte auch der Unterschied zwischen 
einem ordentlichen und aufserordentlichen Budget nicht zu 
billigen seyn. Ohnehin ist dieser Unterschied oft nur eine 
Täuschung oder eine Lockung, das aufserordentliche Bud- 
get in der Hoffnung, dafs es nur vorübergehende Ansprüche 
an die Staatskasse enthalte , desto leic}iter zu bewilligen. 

Gleichwohl kann sich noch immer ein Fehler in das 
Budget eingeschlichen haben, sey es zum Vortheile oder 
zum Nacbtheile der Staatskasse. — In dem ersten Falle 
ist der Unterschied, wenn ihm nicbt^^scbon , f wie z. B. in 
Groisbritannien, wo der Ueberschufs ein für allemal zur 



1) Zorn Unterscbiede yon der Rechnung nach „Etats'* d. K nach 
hleihenden Voranschlägen far die einielnen Zweige der öffentli- 
chen Aatgaben, die nur von Zeit za Zeit, bei beaendera dringen- 
den VeranlasauDgen erhöht werden. 
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Abtragung der Staatsschulden verwendet wird,) eine än- 
dere Bestimmung durch das Budget angewiesen ist, als eiü 
Guthaben des Volkes gegen die Staatskasse zu behandeln, 
nicht aber zur Ansammlung eines Staats Schatzes zu ver- 
wenden. Denn, nicht zu gedenken , dafs ein Schatz , wel- 
chen der Staat sammelt, dem Verkehre leicht die ihm unent- 
behrlichen Kapitale entzieht, auch die Regierung fast immer 
in der Folge zur Verschwendung verleitet, ^) ist der Staat, 
aufserordentliche Fälle ausgenommen , eben so wenig be- 
rechtigt, derNachweltLasten aufzubürden, welche dieGegen- 
wart zu tragen verbunden und im Stande ist, als schuldig ihr 
gewisse Lasten, die sie zu tragen verbunden ist, abzunehmen. 
— In dem letzteren Falle d. i. wenn die in dem Voran- 
schlage angenommene Ausgabe hinter der wirklichen zu- 
rückbleibt, ist es ein gutes Mittel, den Fehler schon vorläufig, 
(z, B. wie in Frankreich ,3 durch einen Kredit wieder gut 
zu machen , welcher der Regierung zu einer solchen Aus- 
gabe bewilligt wird. 

Wenn nun auf diese Weise die muthmafsliche Einnahme 
und Ausgabe eines Staates während einer bestimmten Pe- 
riode in Einklang gesetzt worden ist, so ist die weitere 
Aufgabe des Staates die, für die Einhaltung des 
Budgets Sorge zu tragen; Diese Aufgabe zu lösen, 
fällt unmittelbar der Staatsverfassung anheim. Die bewähr- 
testen Mittel, welche bisher der menschliche Verstand zur 
Lösung dieser Aufgabe entdeckt hat , sind theils die Nie- 
dersetzung einer Oberrechnungskammer, einer Staatsbe- 
hörde, welche die Rechnungen über Einnahme und Ausgabe 
des Staates auch in Beziehung auf das bestehende Budget 
^u prüfen hat, theils die Stellung dieses Budgets unter die 
Kontrole der Stände oder der Volksabgeordneten. Jedoch 



1) Besonders in der Rinherrschaft. Montesqaiea, des causes de 
la grandear des Romains. Chap. 12. £« geht im öffentlichen 
Leben leicht so, wie im PriTatleben. Auf einen guten WirCh 
folgt oft ein schlechter. Was ist ans dem Schatze geworden, 
den Friedrich II. gesammelt hatte? Doch droht jetzt diese 6e> 
fahr selten dder nie, — ein Vortheil d^r Staatsschulden. 



Digitized by 



Google 



IM 

kann, wenn der Staat Scbuldeohat^ die Vorsorge far dmi 
öffentlichen Kredit Aebniiches, wie jene verfassangsaiäfoig# 
Gew&brleiatung for das Einhalten des Bud^ts, wirKeiif 

Zweite Abtheilung. 

Van dsM 

SUmUwüehnm, aU emem Mittel, die Steuern statt des 

Volkes einstweilen mi eniriektenf '3 

Eine der merkwürsigsten Erscheinungen an dem poli-^ 
tischen Himmel von Europa ist der verschuldete Zu<* 



1) Englische Schriften iber dMSclinlclenweMn 4«r B!«r*p&i«ch«i 
Staaten: Hamilton, an inquiry concerning the riRe and pror- 
greis, the redempstion and preient itate and the raanagement of 
the natienal debt of Ghreat-Britain. £dinb. 18l4. Cohen, Com«- 
pendlimi of finance, conlaiaing an aeoonnt of (he orfgin, pregreta 
and pretent State of the pohlic debt, revenoe, ezpeoditore, natio^ 
nal banks and cnrrencies of France, Rassia, Prussia etc< etc.; 
and thewing the maHng inyestments in them. Also an historical 
aketdi ef t4e national debt of the Briüih ikipire. Load. 1821. 
The pablic debt, itt inflnence and managemeot , contideret in a 
different point of view f rom Sir H. Parnell in his work on finan- 
oial reform, ßy M. B. London I8S1. Pebrer, tas^ation, re^ 
▼enae, power ^ statistios and debt of the BritM £niplre. Lond. 
1888. Inflnence of the public 4ebt on the prbspeelty ef the oeiM«^ 
try. Lond. 1838. Carey, the credit system in France, Great? 
BrKaln and the U. St. Lond. 1888. -^ lieber Law 's System in 
Frankreiobx Kos|egarten,coai|n. exhitienshistoriain crftic. 
principtornni , qnae J. Law Sootaa et Philippnt Box Aarel, ia 
tractandis debitis publicis secnti snnt. Gott. 1815. — Dentsche 
Schriften : lieber das öffentliche Schuldenwesen. Leipzig 1810. 
Kebeniui; der öffentliche Kredit. II. Aufl. Karlsruhe 1829. 
IL Thle. Meine Jtbbandldng über das Schnldenwesen Set 
Saropäischen Staaten. (Au« den Jahrbüchern der Geschichte 
und Staatskande, herausgegeben Ton Pölitz, besonders abge- 
druckt.) Leipz. 1830. S. gegen diese Abhandlung: Was ist von 
Staatsschulden zu halten? Von Bernonlli. Basel 1882. und 
Kurze Belenchtui^ der Schrift; Oap Schnldenwesen der Euro- 
päischen Staaten. Trier 1832. Vfillon, U^bersicht sämiatHcher 
finropäischen Staatspapiere. Mit einer £inle|lxuiff in die Lehre 
Ton den Staatsschnldea übethanpt. Ketohan IWir hßx^ die 
StaatMchuldcn and dfe Staatapapjere. Mit liasanderer Rqcksicht 



Digitized by 



Google 



stand der Staaten nns^eres WelttbeiUs. Auf 
einem jeden der ^rofsen Europäisehen Staate« , -r- wait al-* 
leiniger Ausnahme der Türkei, welcher es überdtefe nicht 
an dem guten Willen gebriobt, Sehnlden ku machen, son- 
dern nur an der Möglichkeit, sie machen zu können, — haf- 
tet eine Masse von Schulden. DieiStaaten 4es zweiten und 
des dritten Ranges sind ihnen fastinsgesammt nacbgefolgt. 
Denn so eng und so vielseitig ist die Verbindung unter 
den Europäischen Staaten, dafs, wenn einer ilieser Staaten 
seine Macht durch irgend eine Mafsregel oder eine Einrich- 
tung in einem ungewöhnlicbeB Grade steigert , die anderen 
dem Beispiele zu folgen genöthigt sind. S<aatsanlehnen aber 
sind ein Hauptmittel dieser Art. Sie setzen den Staat is 
den Stand, das Einkonmien vieler Jahre augenblicklich zu 
erheben und zu verzehr^i. 

Die ältesten Meister in der Kunst, den Kredit des Staa- 
tes zum SchuMenmachen zu benutzen, waren die Italiener, ^3 
— überhaupt die ältesten Lehrer d6s neueren Europa in 
der Staatskunst. Ihnen folgten nach tind nach Frankreich 
und Grofsbritannien und die übrigen Europäischen jStaaten* 
Anfangs nur schucbtern und zögernd. Denn sie fanden in 
der Geschichte keinen Vergang , welcher sie über die Fol- 
gen der Staatsanlehne hätte belehren können« ^} Auch 
mufs vielleicht schon der Handel mit Geld überhaupt in sei- 



auf Grorsbritannien, Frankreich, Preursen und Rnrdand. Leipc. 
i83l. Tulpen und Staatapt^pierei. £ib Beitraf? zur Gksrbiehte 
des i7teu and 19ten JahrhimderU. Hamburg 1831. (Der un^re- 
nannte Verfasser berechnet die Schulden der Europäischen Staa- 
ten zu !21,0e6,060,()00 Mark Kanko, ungerechnet SOO Millionen 
Papiergeld.) Fulda, der StaaiskreAit. Tübingen 1882. Baum- 
stark, Versuche über Staatskredit, Staatsschulden und Staats- 
papiere. Ueidelb. 1833. Bernoulli, Beitrage zur richtigeren 
Würdigung der Staatsanleihen nberhaopt und der verschiedenen 
Anleihenafornen. Karlsruhe 1833. FalUr, Archiv dertStaats- 
pa^iere, enthaltend den Ursprung, die Einrichtung und den jetzi- 
gen Znstand der StaaUanleihen. Leips. II. Aufl. 1834. 

i) Say, cours oonplet d'^eonemie poüt. V, 3. 
2) Wir finden wtohl einzelne Beispiele, dafs Staaten, (wie i. B. der 
Römische Freistaat in dem zweiten panischen Kriege,) in Seiten 
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nen versdüedenenZweix^i zaeiaer i^ewissea VoUkonuneif- 
heit gelangt aeya, wenn iler Staatskredit seine Wunder in 
Beziehung auf Staatacbulden offenbaren aolL Erst in den 
Kriegen der französischen Revolution ist jene Kunst — 
notbgedrungen — besonders in Grofbritannien in einem 
Grade ausgebildet worden, der. nur wenig zu wünschen 
übrig I6fst. 

Es möchte viel zu früh seyn, ([denn noch haben iv^ir 
nicht Erfahrungen genug gesammelt ^3 ^^ ^^ Folgen mit 
einiger Wahrscheinlichkeit voraussehen zu können, weldhe 
die Masse der auf den Europäischen Staaten haftenden 
Schulden, eine Schuldenlast, die, noch immer wachsend, 
nur durch Zahlung getilgt werden kann , für EuropA's Zn- 
kunft haben wird. Jedoch schon jetzt hat sich wegen des 
verschuldeten Zustandes der Europäischen Staaten gar 
Manches in Europa verändert Andere Veränderungen 
kann man mit Wahrscheinlichkeit voraus3ehen. Ant jeden 
Fall ist es rathsam , damit uns nicht das Schlimmste unvor-> 
bereitet treffe, jene Folgen schon jetzt vorläufig in Bttrach^ , 
tung zuziehen. 

Auf den ersten Blick ist man versucht , eine Lobrede 
auf den verschuldeten Zustand der Europäischen Staaten 
zu halten. 9 — '^^ lAchi der mehr als fnnfundzwanzigjäh- 
rige Friede, dessen wir in Europa geniefsen, wenigstens 
zu einem guten Theile, eine Folge von diesem Zustande der 
Dinge? Es hat sieh in Europa während der Kriege der 
französischen Revolution, eine neue Behörde gebildet, wei- 
che, aus den Kapitalisten und Bankhaltern bestehend, und in 
ganz Europa ein Ganzes, bei der Frage über Krieg und Frie- 
den eine Stimme hat, und welche eine jede Regierung , die 



dringender Noth Schulden niacliten. Aber dahin war e« noch 
nie und nirgends gelcommcn , dafs man Staattanlehne gleich ala 
ei^ ordentliches Hälfftmittel zur Bestreitung der dfi'eotlichen 
Ausgaben benutzt hätte. 

I) Eine solche Lobrede enthält die (S 150 Aanu 1 ) angeführte 
Schrift, mit Beziehung auf Grofsbritannien : Jnflaeace of tha 
public debt on the prosperity of tlve country. 
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der Anlehne beim Kriegfähren bedarf, zu hören genöthigt 
ist, eine Behörde, welche friedlich gesinnt ist, weil sie theils 
voraussieht , dafs ein neaer allgemeiner Krieg das Kredit- 
system der Europäischen Staaten in seinen Grundfesten 
erschättern werde, theils noch an der Herbeischaffung der 
Kapitalien, welche zu Unternehmungen im Innern der Eu- 
ropäischen Staaten, z. B. zur Anlegung von Eisenbahnen, 
erforderlich sind , der Beschäftigung genug hat. Sie bin- 
det zugleich die schuldenden Regierungen mittelst einer 
Art von Zwangsrecht an ihr Wort, indem sie, wenn diese 
Regierungen ihr Wort brechen , nicht weiter den Kurs der 
Papiere derselben, (^auf der Londoner Börse,} in dem Kurs- 
zettel anmerkt ^ Hat nicht ferner der verschuldete Zu- 
stand der Europäischen Staaten auch in der Verfassung 
dieser Staaten schon sehr heilsame Veränderungen be- 
wirkt ? ") unmittelbar in denjenigen Staaten , welche ihre 
Verfassung in dem Interesse des Staatshaushaltes umge- 
staltet haben, mittelbar aber auch in denjenigen Staaten , 
deren Verfassung zwar nicht der Form, wohl aber dem 
Geiste nach eine andere geworden ist? Da der Schuldner 
allemal in einer gewisseren Abhängigkeit von seinem Gläu- 
biger steht, so haben sich auch überall die Regierungen, die 
Schulden hatten , genöthigt gesehen , die Ansprüche und 
Wünsche des Volkes mehr, als es vielleicht sonst geschehen 
seyn würde , zu beachten. Und , je weniger der Staats- 
gläubiger wegen seiner Schuldforderung gesichert ist, desto 
ängstlicher mufste er die Regierung bewachen. — Endlich, 
bat nicht dieser Zustand der Dinge auch auf die Staats- 
verwaltung einen mannigfaltig -wohlthätigen EinfluGs 
gehabt? Ihnen ist z. B. der Aufschwung zu einem grofsen 
Theile zuzuschreiben, den der Handelsverkehr in ganz Eu- 
ropa in den neuesten Zeiten genommen hat. Denn Staats- 
schulden mobilisiren bis zu ihrem Betrage den Grund und 



1) S. me'ine Abhand langen an« dem Gebiete deirSlaatowirtbschafU- 
kbre. I. Abhandlnng. Uebtr die demokratiiche Tendenz der 
beutigen Eoropäiecben Staattwirtbechaft. 
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Boden d. i. sie t er wandeln ihn bis zn ihrem Betrag in be- 
wegliches Gut und geben so'der Handlung, deren Lebens- 
princip das Geld ist, einen neuen Impuls. Eben so waren 
sie zugleich ein Hauptmittel, das Volk in der That und 
Wahrheit zu einem Ganzen zu vereinigen. Denn Zah- 
len und Bezahltwerden hängt bei den Staatsschulden von 
dem gesammten Zustande des Staates, diesen als ein Gan- 
zes betrachtet, ab. Insbesondere aber offenbarten die 
Staatsschulden in dem Staatshaushalte ihre wohlthätigen 
Wirkungen. Ueberall kam indem Verhältnisse, in wel- 
chem die Schuldenlast der Steuern zunahm, auch mehr Ord- 
nung in den Staatshaushalt. Denn die Regierungen sehen 
sich genöthigt, von ihren Einnahmen und Ausgaben Rech- 
nung dem Publikum abzulegen. Ueberall vermehrte sich 
zugleich mit den Staatsschulden die Macht der Regierun- 
gen, neue Schulden zu machen. *) Denn die verfügbaren 
Kapitalien hatten sich vermehrt, das Geld war wohlfeiler 
' geworden. 

Dafs und wie übrigens aHes dieses auch auf das Pri- 
vatinteresse Einzelner im Volke einen wohlthätigen 
Einflufs haben mufste, bedarf nicht erst einer ausföhrlichen 
Erläuterung. Nur des Vortheiles mag hier noch Er- 
wähnung geschehen , welchen Staatsschulden den Kapita- 
listen in so ferne gewähren , als sie ihnen die Mittel an die 
Hand geben, ihr Geld mit Leichtigkeit und — wenigstens 
in Friedenszeiten — mit Sicherheit zu benutzen. Wie grof» 
in dieser Beziehung ihr Vorzug vor Privatschuldforderungen 
sey, läfst sich unter anderem daraus abnehmen, dafs die 
Menschen sich nicht abhatten lassen, ihr Oeld selbst einem 
Staate zu leihen, der ihnen, f wie z. fi jetzt Spanien, 3 
mehr als einmal sein Wort nicht gehalten hat. Zwar kommt 
den Staatspapieren in so fern auch der Geist des Wagens 
zu Statten, der in dem Handel mit ihnen überhaupt eine so 
wichtige Rolle spielt. . Aber wie würde es mit dem Han- 



I) Man hat ilieiie Bemerkung inabesonder« von tfen britiichcDStaaU- 
anlehnen gemacht. 
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delRverkehre überhaupt stehen, wenn es ihm an diesem 
Geiste gebräche? 

Gleichwohl, wenn auch alle diese Vt)rtheile denStaats-^^ 
schulden zuzuschreiben oder von denselben zu erwarten 
sind , wenn auch keiner derselben durch einen mit ihm ver- 
bundenen Nachtheü aufgewogen würde, so wurde doch 
de|^ Staatsschulden ein anderer Grund entschieden entgegen- 
stehen, — die unabwendbare Gefahr des Mifs- 
brauches. '3 Wenn Staaten einmal zum Borgen ihre 
Zuflucht genommen haben, so können sie nicht sagen : Bis 
hieherund nicht weiter! Sie müssen, besonders in Eriegs- 
zeiten, vop Neuem Geld aufnehmen und so immer tiefer in 
Schulden geräthen. Man kann daher mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit voraussehen, dafs ein neuer allgemeiner Krieg, 
der in Europa ausbräche, die Folge haben würde, alle grös- 
seren Europäischen Staaten zu nöthigen , die Zahlung der 
Zinsen einzustellen. Schon jetzt sind mehrere derselben, 
z. B. Grofsbritannien, Spanien, Portugal!, mit einer Schul- 
denmasse belastet, welche, nach Verzinsung der Staats- 
schuld, für die Bestreitung der laufenden Staatsausgaben 
nur verhältnifsmäfsig wenig übrig läfst. Qn Grofsbritannien 
ungefähr ein Viert heil.) Ein neuer Krieg (würde die grös- 
seren Europäischen Staaten auf dem geraden Wege zu 
einem Banqüeroute führen, auf einen Weg, der leicht in ei- 
ner Revolution endiget. Ein kleinerer Staat, der schwer 
mit Schulden belastet ist, hat noch überdiefsfur seine Selbst- 
ständigkeit zu fürchten. So berief sich z. B. Napoleon , als 
er Holland mit Frankreich vereinigte , auf die Masse von 
Schulden , welcher jener Staat nicht mehr gewachsen sey 
•^ HBer bleibt also nichts übrig , als sich auf den WahK 
Spruch der Diplomaten zu berufen : Etiam posteritati aliquid 
relinquendum esse censeo ! 

1) Es ist bemerkenswerth ^ dafs fast alle die Worte, durch welche 
man das Herabsetzen der Staatsschulden bezeichnet, z B. die 
Worte : Redaciren, Tierciren, Arcosiren , ConTertireo, •<- Fremd' 
Worte sind. * 
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L Was sind Staatsschulden? — Grundsatz der 
Lehre von den Staatsschulden. 

Staatsschulden sind Steuern, welche der Staat der 
Nachwelt in der Gestalt eines Anlehns auferlegt (Es ist 
also hier nicht von den Fällen die Rede, in welchen der 
Staat ein Anlehn macht, um eine Steuer, ehe sie eingeht, 
— anticipando — benutzen zu können. Die Aufnahme 
eines Anlehns dieser Art ist nur eine Verwaltungsmafsre- 
gel. — Dagegen stehen andere Schulden des Staates , die 
auf einem Anlehn beruhen, abgesehen von ihrem Rechts- 
grunde oder Titel, unter denselben Grundsätzen, wie 
Staatsanlehne.3 

In dieser Begriffsbestimmung der Staatsanlehne liegt 
zugleich dasPrincip der Lehre von den Staats- 
schulden Diesesind nichtnachdemVertragsrechte, 
sondern nach den Grundsätzen zu beurtheilen, die 
von den Steuern überhaupt gelten. Denn sie sind 
in der That und Wahrheit Steuern, sie sind z. B. eben so, 
wie diese, aus dem Ertrage derStenern zurückzuzahlea. 
Der Darlehnsvertrag ist nur das Gewand ^ in welches die 
Steuer eingekleidet — oder durch welches sie verhüllt 
wird. Der Verpflichtungsgrund dieses Vertrages beruht 
unmittelbar und allein auf dem Besteuerungsrechte. 
Dieses Recht erstreckt sich, — wie ein jedes andere Recht 
der Staatsgewalt oder des Souven^ines, — sowohl auf die 
Zukunft als auf die Gegenwart. Denn für den Staat (^in 
der Idee3 giebt es keine Zeit , giebt es keine Gegenwart 
und keine Zukunft, keine Mit- und keine Nachwelt. '3 ^^^ 
Vertrag , den die Parteien in der Regel über ein Staats- 
anlehn abschliefsen, bestimmt zwar die Art, wie der Staat 
sein Besteuerungsrecht in diesem Falle auszuüben gedenkt. 



1) Linige der Vereinflgteo Staaten haben — nenerlich — die Terbio- 
dcnde Kraft der Staatsanlehne geleugnet. Sie vernichteten so 
nicht nur ihren Kredit, sondern sie hohen das Wesen df s Staate« 
selbst auf. 
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Der rechtlich verbindenden Kraft des Anlehns fugt er 
nichts binza. (^Daher haben auch Zwangsanlehne die- 
selbe Rechtskraft und Gültigkeit, wie freiwillige^ 
Denn der Staat kann sich, als solcher, '3 überhaupt in kei- 
nem Falle rechtlich verpflichten. Insbesondere haben auch 
Staatsanlehne , zu welchen Kapitalisten des Auslandes ihr 
Geld herschiefsen, nicht eine rechtlich verbindende Kraft 
Diese Kapitalisten sind in so fern nur Unterthanen des Staa- 
tes, welchem sie das Geld darleihen. Ihre Regierung kann 
sich für sie nach Befinden im Wege der Güte verwenden^ 
Aber ein Kriegsrecht hat sie , wie auch ihre Unterthanen 
von der auswärtigen Regierung behandelt werden , in kei- 
nem Falle. (^Nach diesem Grundsätze hatz. B. die Britische 
Regierung von jeher gehandelt.^ — Nur die Wirkung ist 
dem Vertrage , welchen eine Regierung wegen der Anle- 
hen, die sie aufnimmt, mit den Darleihern eingeht, beizule- 
gen, dafs er die rechtlich verbindende Kraft, welche in der 
Aufnahme eines Staatsanlehens , schon als in einer Hand- 
lung der Staatsgewalt, liegt^ noch durch eine moralische 
Verbindlichkeit verstärkt, — durch die Verbindlichkeit des 
Souveraines, überhaupt sein Wort zu halten, durch eine Ver- 
bindlichkeit, mit welcher im Staate ein jedes gegebene Wort 
schwankend und unsicher gemacht werden würde. — Ueb- 
rigens besorge man nicht, dafs durch die Meinung, welche 
hier über die rechtlich verbindende Kraft der Staatsanlehne 
geäufsert worden ist, der Sicherheit der Staatsgläubiger 
auf irgend eine Weise Eintrag geschehen werde. ' Die 
Vorsorge für den Staatskredit, die Aussicht auf die Noth- 
wendigkeit, welche eine Regierung hat, neue Anlehne zu 
machen , leistet in der Regel schon eine genügende Bürg- 
schaft jjfür die Unverletzlichkeit der den Staatsgläubigern 
zustehenden Rechte. 

Es sind in dem Obigen zwei Arten der Staats- 
haushaltung pnterschieden worden. Nach der einen 

1) AU 'solcher — dieses war hinzuzufügen, damit der Satz nicht 
auf Vertrage ausgedehnt wurde, welche der SouTerain , als Ver- 
treter der Volksgemeinde, eingeht« Vergl. dea Bd. I. S. 96 ff. 
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hat sieh der StnaA nur iiif 4ie Einnahiiie und Ausgrabe def 
Steuern za beschränken, hat er, mit anderen Warten , nur 
das Nationalvermöi^ , in Besiehnng auf die Bestreitung 
der öffentlichen Ansgaben sui bewirtbschaften. Nach der 
anderen Art hat sich der Staat einen Theii des National-' 
Vermögens vorbehalten, nm mit dem Einkommen aus den- 
selben des öffentlichen Aufwand für immer zu decken. -- 
Nun gilt zwar die Definition der Staatsschulden, die zu 
Anfang der vorliegenden Abtheilung gegeben worden ist, 
sowohl von der einen als von der anderen Art der Staats- 
haushaltung* (^In den Staaten des Deutsehen Reiches 
waren die Schulden des Fürsten eine Hauptveraniassung, 
die Uebernahme dieser Schulden den Landständen anza^ 
sjnnen.3 Da jedoch, wo der Staatshaushalt auf die letztere 
Weise bestellt ist, das Staatsvermögen oft nur als das 
Privatvermögen des Staatsoberhauptes, die Staatsschulden 
oft nur als Privatschulden des Souverains betrachtet wer- 
den, so wird in der Folge auf diese Art des Staatshaas- 
haltes nur gelegentlich Rücksicht genommen werden. 

IL Wann «far/* der Staat Schulden machen? 

Eine der schwierigsten — und gleichwohl eine der 
n«ch am wenigsten bearbeiteten — Fragen in der Lehre 
von den StaatsschoUea ii^ die: Wann d^rf der Staat 
Schulden niacben? Dafs der Staat das Recht hat, die 
öffentlichen Ausgaben dnrch Anlehnen der Nachwelt aof- 
zabürden , genn^ 7Mt Beantwortung dieser Frage noch 
nicht Denn bei der vorliegenden Aufgabe handelt es sich 
von der Ausübung dieses Rechtes. Dieselbe Aufgabe 
wiederholt sich auch bei den übrigen Hoheitsrechten. 

Die Regel dürfte aber die sejm: Nur kraft eines 
Nothrecbtes d. i. nur dann dürfte der Staat befo^t 
s^yn, Schulden zu madien, wenn das Tolk für jetzt nicht 
im Stande ist, die Ausgaben, welche der Aufwand des 
Anlehns verursacht, selbst zu bestreiten* Freilich eine 
Regel, welche, wegen ihrer Unbestimmtheiit, dem Ermes- 
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seil der Regierung sehr viel anheimstellt. ^} Jedoch kann 
und soll, (^wie in anderen und ähnlichen Fällen ,3 dem 
Mifsbrauche dieses Rechtes die Staatsverfassung vorbeugen. 

Dagegen kann ein Staatsanlehn nicht schon dami^ 
gerechtfertigt werden, dafs die Ausgabe, für welche es 
bestimmt ist, zugleich zum Vortheile der Nachwelt ge- 
reicht. Es giebt keine Ausgabe, welche der Staat blos 
zum Vortheile der Gegenwart zu machen hätte; mehrere 
bezwecken sogar blos den Yortheil der Zukunft. Im 
Staate mufs eine jede Zeit die Bürden tragen, die ihr die 
Umstände auferlegen, hat ein jeder Tag seine eigene Plage. 
Denn weifs der Staat , was und wie viel der nächste Au- 
genblick dem Volke auflasten werde? oder treten nicht 
in der Volksgemeinde in jedem Augenblicke neue Mit- 
glieder an die Stelle der abtretenden? 

Jedoch leidet jene Regel zuvörderst die Ausnahme, 
dars der Staat eine Ausgabe , auf deren Erstattung er , 
(mit Hinzurechnung der Zinsen,) mit hinreichender Ce- 
wifsheit rechnen kann, durch ein Anlehn zu decken be- 
rechtigt ist. Denn das Anlehn ist alsdann nur eine vor- 
läufige Auslage ; der Staat thut alsdann nur das, was eine 
jede Aktiengesellschaft eben so wohl zu thun ermächtigt 
ist. ([Ein Beispiel solcher Anlehnen sind die Staatsanlehnen 
zur Führung einer Eisenbahn.) — ^Eine andere Aus- 
nahme ist die, da der Staat nur zur Abtragung einer 
älteren Schuld ein Anlehn aufzunehmen genöthiget ist. 
Zwar ist der Staat in einem jeden Augenblicke verpflich- 
tet, seine Schulden, sobald als er kann, zu tilgen. Aber 
in diesem Falle liegt schon in der Nöthigung zur Abtrag- 
ung der älteren Schuld der Beweis, dafs der Staat für 
jetzt unvermögend ist, jener Vei*bindlichkeit nachzukom- 
men. Ueberdiefs ist in demselben Falle die Tilgung der 
älteren Schuld noch mit besonderen Vortheüen verbunden. 



1) Z. ß. Ist anch da« eiii hinreichender Grund, ein Sta^itaanlehn 
aofattnehinen , wenn dM Volk wegen des Drackea det Stenem 
marrt? 
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Zu einem ganz anderen Resultate wfirde man treiUeh 
alsdann gelangen, wenn man annähme, dafs Staatsanlehne 
schon durch den Yortheil sattsam gerechtfertigt würden, 
den sie durch eine verhältnirsmäfsige Entlastung der Ge- 
genwart gewäbreui Alsdann hätte man alle Steuern in 
Anlehne zu verwandeln und nur für die Verzinsung dieser 
Anlehne Sorge zu tragen. Aber wohin würde und mütste 
am Ende eine solche Staatshausbaltung führen? Nur un«- 
ter besonderen Umständen kann diese Regel, namentlich 
wenn sonst neue Steuern einzuführen seyn worden, allenfalls 
gebilligt werden. 

Uebrigens hat alles dieses, was hier von den Beding-^ 
ungen gesagt worden ist, unter welchen das Recht des 
Staates, Schulden zu machen, ausgeübt werden darf, nicht ^ 
den Sinn, als ob die Rechte der Staatsgläubiger von 
der Erfüllung dieser Bedingungen abhängig wären. Aus 
welchen Gründen sich auch der Staat verpflichtet haben 
mag, sein Wort mufs ihm heilig seyn. 

ni. Wie soll der Staat Schulden machen? 

Aufser den allgemeinen Regeln , welche auch der Pri- 
vatmann bei der Aufnahme eines Aniehns zu befolgen 
hat, — z. B. aufser der Regel, dafs man sich an diejenigen 
zu wenden hat, bei welchen Geld am ersten zu finden ist, 
und zu einer Zeit, wo es auf dem Geldmarkte nicht an Geld 
fehlt, — hat der Staat, wenn er eines Aniehns bedarf, 
noch gewisse besondere Regeln und Maximen zu befolgen. 

Vor allen Dingen hat der Staat bei seinen Anlehnen 
die Formen und Bedingungen sorgfältig einzuhalten, 
welche die Verfassung des Staates vorschreibt. Hat 
er diesen Formen und Bedingungen nicht entsprochen , so 
ist das Anlehn für ihn nicht verpflichtend , es wäre denn 
dafs es mit der versio in rem gerechtfertigt werden könnte. 
— Der Hauptzweck der Gesetze dieser Art ist der,' dem 
Mifsbrauche vorzubeugen, der sonst so leicht, von dem 
Rechte, den Staat mit Schulden zu beiästen, gemacht wer- 
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den könnte« Jedoch erreichen die Gesetze diesen Zweck 
meist nur unvoUkonuaen« Die Repräsentativrerfassung, 
welche doch Staatsanlehne vorzugsweise an gewisse For- 
men, — an die Zustimmimg der Kammern, — bindet, ist 
auch deswegen die theuerste, weil sie mn ersten Veran- 
lassung giebt, Staatsanlehne auf Staatsanldine zu häufen. 
Hier wird die Verantwortlichkeit der Regierung durch die 
Verantwortlichkeit der zweiten Kammer fast gänzlich auf- 
gehoben* Wenn das Volk über die Lasten klagt, die ihm 
durch Anlehne auferlegt werden , so wird es an seine Ver- 
treter verwiesen. (Grofsbritannien , der am tiefsten ver-^ 
schuldete Staat, hat am längsten eine Repräsentativver- ^ 
fgssung. 3 Selbst die absolute Monarchie hat in dieser 
Beziehung einen Vorzug vor der Repräsentatiwerfassung« 
Zwar fehlt es in der absolidien Monarchie gewöhnlich an 
Oesetzen, welche die Gültigkeit der Staatsanlebne von der 
Beobachtung gewisser Formen abhängig machen, oder doch 
diesen Gesetzen an schützender Kraft. Gleichwohl wagt 
es in dieser Verfassung die Regierung nicht leicht j dem 
Volke eine Last aufzubürden, die es nicht ohike Murren tra- 
gen würde. Mit einem Worte, die sicherste Gewährleistung 
für die Rechte der Staatsgläubiger liegt nicht in den für die 
Staatsanlehne gesetzlich vorgeschiebenen Formen, sondern 
in äen Bedingungen des Staatskredites an sich. 

Sie liegt ebensowenig in der Sicherheit, die dei? 
Staat für die Rückzahlung seiner Schulden geleistet hat 
oder leisten kann. Ein Privatmann kann , wegen der Br- 
füUang der von ihm eingegangenen Verbindlichkeiten, einen 
Bärgen stellen , oder ein Pfand oder ein Unterpfand Cv^g-^ 
nus vel hypothecamj einsetzen. Den Staat bindet nur sein 
Wort. Benn dieser entlastet durch dieselbe Erklärung, 
durch welche er sich von der Verbindlichkeit, zu zahlen, 
freispricht, auch seinen Bürgen , auch das von ihm einge- 
setzte Pfand oder Unterpfand. Von dieser Regel ist zwar 
der Fall auszunehmen , dafs sich ein anderer Staat für den 
Schuldner verbürgt hat. Jedoch ist auch dieser Staat nur 

Z(t€hsriä, vom Staate, VII. It 
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durch sein Wort gebunden. — Wenn gleichwohl noch im«- 
mer die Pille nicht selten sind , dafs für Staatsanlehne ein 
Unterpfand, Qwie z. B. in Spanien an den Quecksilberberg- 
werken, 3 bestellt wird^ so geschieht das bald aus Nach- 
sicht gegen die Yorurtheile der Kapitalisten , bald weil das 
Unterpfand zugleich mit dem Rechte des Gläubigers ver- 
bunden ist, sich aus den Nutzungen des Unterpfandes selbst 
bezahlt zu machen* Anders stellt sich freilich die Sadie, 
wo ein Staat, welcher unter der Gerichtsbarkeit eines an- 
deren oder eines Yölkerstaates steht, ein Anlehn anfm'mmt) 
ein Fall, der ehemals in den Staaten und Gebieten des deut- 
schen Reiches eintrat Aber in Grorsbritannien, in Frank- 
reich u. s* w. wird man von der Bestellung eines Bürgen 
oder eines Unterpfandes für Staatsanlehne nichts hören. 
Da beruht die Sicherheit der Staatsgliubiger auf dem 
Schlüsse: Die Regierung hat bisher gezahlt, sie wird auch 
ferner zahlen. Sie wird auch ferner zahlen, da sie weifs, 
dafs sie über kurz oder aber lang zu neuen Anlehnen ihre 
Zuflucht nehmen mufs. 

Es soll der Staat, — aufserordentliche Fälle ausge- 
nommen, — Anlehne nur gegen Renten d. i. nur so auf- 
nehmen, dafs er zwar das ihm dargeliehene Kapital alijähr- 
lich verzinst, das Kapital selbst aber nur von ihm aufge- 
kündigt werden kann. Nicht nur ist diese Art , Geld zu 
borgen, die für den Staat vortheilhafleste; sondern es spricht 
fOr sie noch ein anderer, sich aus der Natur eines Staatsan- 
jehnes ergebender Grund. Wenn Staatsanlehne nichts 
anderes als Steuern sind , welche der Staat vor dem Ver- 
falltage zu beziehen genöthigt ist, so mufs ihm auch', da er 
nicht voraussehen kann, wenn dieser Grund wegfallen 
werde, das Recht zustehen, den Zeitpunkt der Rückzah- 
lung des Anlehns nach Gefallen zu bestimmen. Staats- 
anlehne mit der Bedingung der Rückzahlung zu einer 
bestimmten Zeit sind, der Sache nach, Privatanlehne. 
Denn der Privatmann kann sich dieser Bedingung m'cht 
durch die Einrede entziehen, dafs es ihm für jetzt unmög- 
lich sey, diese Bedingung zu erfüllen. Im Mittelalter wur- 
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den in der römisch-katholischen Christenheit Darlehne 
überhaupt in den von der römisch-katholischen Kirche zur 
gelassenen Bentenkauf eingekleidet* (Daher die vielen 
Gälten und Zinsen^ die in mehreren Europäischen Staaten 
noch immer auf den Grundstücken unablöslich haften.]) 
Auch ein Staatsanlehn auf Renten ist ein Bentenkauf. Aber 
der Unterschied zwischen dem Kentenkaufe des Mittelal- 
ters und dem bei Staatsanlehnen ist der, dafs jener der 
Freiheit des Grundeigenthums Eintrag thut, dieser aber 
sie ungeschmälert läfst. — Aus diesem so wie ans anderen 
Gründen lassen sich auch Staatsanlehne auf Leibrenten 
in der Regel nicht vertheidigen. 

Dieser Unterschied zwischen Staats- und Privatschul- 
den hat noch eine andere wichtige Folge! Wenn der Staat 
neue Schulden machen will, (z. B. um die Zinsen von den 
Schulden, die er schon hat, herabzusetzen ,3 so hängt es 
von seinem Ermessen d. i. von dem Stande seiner Staats«* 
papiere ab, ob es vortheilhafter für ihn sey, mehr an Ka- 
pital und zu einer niedrigeren Rente oder auf die entge- 
gengesetzte Weise zu borgen» DieEuropäischen Regierungen 
ziehen meist das letztere vor, — .in der Ueberzeugung, 
dafs an die Rückzahlung des Kapitales nimmermehr zu 
denken sey^ 

Endlich, der Staat hat den Anlehnen, die er aufnimmt, 
die den Gläubigern vortheilhaftesten Neben- 
bedingungen beizufügen, >} auf dafs er die Kapitalisten 
anlocke, ihr Geld dem Staate darzubringen. Es sind da- 
her z* B. die Staatspapiere auf den Briefsinhaber, Qua 
porteur,3 zu stellen« Es müssen die fälligen Zinsen an 
mehreren Orten auch im Auslande erhoben werden können» 
(pie Leichtigkeit, mit welcher die Zinsen erhoben werden 
können , ist bei den Staatsanlehnen, nebst der unbeschränk- 
ten Veräufserlichkeit der Staatspapiere, die Hauptsache.^ 



1) Oder auch Ton den gemachten Bedingungen zu Gunsten der 
Gläubiger mit einer grafsen Liberalität abzuweichen, z. B. was 
die Bezahlung rerjährtcr Zinsen betrifft. 
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IV. Von ()er Rückzahlung der Staatsschulden. 

Es wird unter dieser Anfsdirift nur von der lUckzah-* 
lung d^jenigen Schuldem die Rede seyn, die auf den gros* 
Serien Earo{>äischen Staaten haften. Kleinere Staaten 
Mben Staatsschvlden zu fürchten, wie die Gefahr des 
Verlustes ihrer äelbsständigkeit. Denn leicht kann eim 
benachbarter gvoüier Staat die Schuldealast, die auf ihnen 
ruht, als einenr Vorwand benutzen, sie mit bewafflieter 
Macht %n üherzieben. £Als Napoleon das Königreich Hol- 
land mit Frankreich vereinigte , stutzte er diese Mafsregel 
untelr üiderem darauf, dafs Holland nicht mdir seine grofse 
SobnldMlast zu Jtfogen im Stande sey.} Kleine Staaten 
haben sick^her «br Aufnahme von Anlehnt möglichst sm 
enthalten «def wemgcrt^en» ihre Schulden so bald ab möglich 
wieder ahzutragdni 

Anlangend dagegen die grofsen Europäischen Staaten, 
z. B. Grofsbritannien^ Frankreich, Oesterreich, so ist bei 
ihnen, den Fall ^iaes Banquerouts ausgenommen, von wel- 
chem hier nicht weiter die Bede seyn wird|, Qcommt Zeit, 
kommt Rath 13 eine güoKliche Tilgung der Staatsschulden 
geradezu eine Unmöglichkeit. Nur herabsetzen können 
sie nach Befindiän d. i. wenn der Zustand des Geldmarktes 
günstig ist, auch die Stellung der Staatsgläubiger zur Ver-- 
Fassung nicht im Wege steht, ihre Schulden oder die Zin- 
sea derselben. , 

Da gleichwohl ein jeder Gläubiger auf die Rdckzah- 
lnBg seines Kapitales rechnet , was hält die Staatspapiere, 
ungeachtet sie von den Staaten, welcdie das Geld geborgt 
haben, entweder gar nicht oder nur in geringer Summe ein- 
gelöst werden, auf dem hohen Stande, auf welchem die Pa- 
piere fast aller Europäischen Staaten stehen? Dafs die Ka- 
pitalisten ihr Geld auf Renten leihen , reicht noch keines*- 
wegs hin, diese Thatsache vollständig zu erklären. Denn 
das ist eher ein Grund , die Sicherheit der Kapitalisten zu 
vermindern, als sie zu vermeliren« Sondern die Hauptur- 
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•ache des holtöii f^tandes der Staatspaßiere ist der Han- 
del mit Staatspapieren, so wie er sieh in^Frie«^ 
denss^eiten stellt. ^3 Wenn man auch nicht das dar*- 
l^id^e Geld aufkündigen kann , so kann man doch fw 
sein Papier in jedem Augenblicke Geld erhalten, imd zwar 
leichter und serieller, als bei einer jeden anderen Art 5 wie 
man sein Geld anlegen könnte» Früher etwa erlittene Yer* 
inste sind bald, nur zu bald, vergessen, oder sind sogar 
die Veranlassung, dafs man dem Staate von Neuem traut, 
in der Hofihung, sich durch das Steigen der Staatspapiore 
des erlittenen Schadens zu erholen. (^Daher ist es audi 
eine Hauptmaxinie der Staaten, welche tief in Schulden ge- 
rathen sfaid, den Handel mit Staaispapieren möglichst zn 
erleichtern und zu begünstigen. Selbst , wenn bei diesem 
Handel^ wie z. B. jetzt bei dem Ankaufe spanischer Staats- 
papiere nur Vertust vorauszusehen ist, dürfte die richtigere 
Politik die seyn, dennoch denselben unbeschränkt zulassen.) 

Gleichwohl ist es rathsam, auch in den grofsen Euro- 
päischen Staaten auf die Rückzahlung der Staatsschulden 
ehiigen Bedacht zu nehmen. ^ Es ist rathsam, theiis Weil 
derStaatbeiden^afsregeln, die er wegen seines Schulden*' 
wesras ergreift, auch auf die Schwachen im Volke d. L auch 
auf diejenigen Rücksicht zu nehmen hat , welche das , was 
von Privatschulden gilt, auch auf Staatsschulden Übertragern 
theiis weil er, indem er Schulden abträgt, sich die Möglich- 
keit sichert, neue und gröfsere Schulden zu machen. Bas 
Rückzablen der Staatsschulden ist eine Lockspeise für die 
Kapitalisten. 

Man hat nun für die Rückzahlung der Staatsschulden 
hauptsächlich drei Systeme, die folgenden, versucht:^ 

Erstens: Man borgt mehr (z. B. 1 p. C. mehr,} als 
zur Bestreitung der Staatsausgaben, fiir .welche das Anlehn 
bestimmt ist, erfordert wird. Dieses Üebermafs wird 



l)Barn, abrief treatise on the law relatire to Stock- Jobbing. 
Lond. iSOS. — Bender, der Verkehr mit ^taattpapieren^tii^ 
In- und Auslände. Ifl. Anfl. GMüng^en 1880. 
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(in Staatspapieren) verzinslich anbiegt und dann von 
Jahr zn Jahr, indem man Zinsen za Zinsen sdilägt, ver- 
mehrt. 80 vermehrt sidi dieses Kapital mit der Zeit in 
dem Grade 9 dafs es der durch das Anlehn aufgebrachten 
Somme gleichkommt« Die Regierung hat bei der Abtrag- 
ung der Schuld weiter nichts zu thun , als sich über das ge- 
lungene Werk zu freuen! — Diesen Plan brachte der Eng- 
linder, Dr.Price, zuerst in Vorschlag. Er erhielt besonders 
dadurch ;Beruhmtheit, dafs ihn in der Folge der Britische 
Minister Pitt zur Tilgung der vielen Schulden anwendete, 
mit welchen er das Reich belastete. Man hat jedoch diesen 
Plan in Grofsbritannien selbst bereits längst wieder anfge^ 
geben. Denn man hat eingesehen, dafs man , um Schulden 
zu bezidilen, einen Ueberschufs der Einnahme über die 
Ausgabe haben mufs , dafs also der ganze Plan nur eine 
Taschenspielerei, (^nur einhumbug,} ist 5 nicht zu gedenken 
der Verführung , die in dem Plane liegt , das gesammelte 
Kapital in Zeiten der Noth anzugreifen. Die Rechnung ist wohl 
richtig: einSchilhng, der zu Anfang unserer Zeitrechnafis7 
(^Aera3 unter dem Vorbehalte , Zinsen zu Zinsen zu schla- 
gen, ausgeliehen worden wäre, wurde jezt zu einem Klum- 
pen Gold angeschwollen seyn, der gröfser, als unser 
Erdball, wäre. Aber die thatsächliche Grundlage beruht 
auf einem Irrthume. (]Die Engländer, diese sonst so auf- 
geklärte Nation , haben in Zeiten heftiger Parteiong noch 
gröfsere staatswirthschaftliche Irrthümer vertheidigt. So 
stritten sie sich, als die Londoner Bank ihre Baarzahlung 
eingestellt hatte, und nun das Metallgeld sich von dem 
Papiergelde losrifs, ernstlich über die Frage, ob das Papier- 
geld an Werth verloren habe, oder das Metallgeld gegen 
das Papiergeld im Werthe gestiegen sey!} 

Zweitens: Man hat von den Staatseinkünften, ([von 
dem Ertrage der Steuern,} alljährlich ein für allemal eine 
bestimmte Summe zur Tilgung der Staatsschuld ausgesetzt. 
Diese Summe bleibt unverändert dieselbe , das Staatseia- 
kommen mag die Staatsausgaben übersteigen oder hinter 
denselben zurückbleiben. Sie steigt dagegen jährlich um 
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den Betrag der Zinsen von den abgelösten Kapitalien. (Z. 
B. die zur Tilgung der Staatsschulden ein für allemal be- 
stimmte Summe beträgt jährlich 100,000 fl. Die Zinsen von 
den zurückgezahlten Kapitalien belaufen sich alljährlich in 
einem jeden Jahre auf 5000 fl. , so steigt die Summe nach 
Ablauf des ersten Jahres um diese Summe, nach Ablauf 
des zweiten Jahres um die Summe von 10,000 fl. u. s* w.) 
— Es trifft jedoch diesen Plan derselbe Tadel, wie den vo- 
rigen, ja er trifft ihn noch augenscheinlicher als diesen. 
Die Schuldentilgung hat — scheinbar — auch dann ihren 
Fortgang, wenn der Staat genöthigt ist , zur Aufbringung 
der zur Schuldentilgung bestimmten Summe oder aus ir- 
gend einem anderen Grunde neue Schulden zu machen. 

Endlich, der drifte und einfachste Plan ist der, dafs 
zur Tilgung der Staatsschulden nur der Ueberschufs der 
Einnahme verwendet wird, welcher über die Ausgabe etwa 
verbleibt. (^Dieser Plan wird jezt in Orofsbritannien wegen 
der Schuldentilgung befolgt.3 E}r hat nur das gegen sich, 
dars er die Schuldentilgung von dem doch allemal unge- 
wissen Betrage der jährlichen Staatseinnahme abhängig 
macht. £In Orofsbritannien hat daher die Abtragung der 
Staatsschulden schon seit einigen Jahren geruht.3 

Es ist hier übrigens nicht auch des Vorschlages gedacht 
worden, den Ricardo in seinem Werke über die Staatswirth- 
schaft gethan hat, >3 — ^^^ Kapital der Staatsschulden 
unter die einzelnen Steuerpflichtigen verhältnifsmäfsig zu 
vertheilen. Dieser Plan würde eben so wenig dem Inter- 
esse als dem Rechte der Staatsgläubiger entsprechen. Für 
eine Staatsschuld haften nicht die einzelnen Mitglieder der 
y olksgemeinde als solche, sondern das Volk , als ein Gan- 
zes, ist der der Schuldner. Selbst angenommen , dafs ein 
Staat alle seine Schulden augenblicklich tilgen wollte , so 
ist es doch die Sache der Regierung, die hiezu erforderli- 
chen Geldmittel von den Steuerpflichtigen, als von einer 
Gesammtheit, herbeizuschaffen. 



1) S. detien principles of poUtical economj* Chap. 17* 
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Wexm sich hieraMh ^egen alle die Pläne , die man zur 
Tilgung der StaatssdinMen bisher vorgesehlagen oder be- 
folgt hat, entweder ron Sdten ihrer Tauglichkeit oder JZa- 
längliehkeit für diesen Zwec^, oder aber von Seiten des 
Rechtes mehr oder weniger einwenden ISfst, so ist doch 
nodi ein Mittel äbrig, darch welches die Staatsschulden 
zwar nicht getilgt, jedoch bedeutend herabgesetzt werden 
können,^— das iSinken des Werthes des Geldes. 
— In d^i letztverflosseaen fünfzig Jahren ist der Werth 
des Geldes fast ununterbrochen im Abnehmen gewesen oder 
ist das Geld fast ununterbrochen wohlfeiler geworden. Hierzu 
haben unter anderem die Staatsschulden selbst das Ihrige 
beigetragen« Mit derselben Summe Geldes, mit welcher 
man im Jahre 1T90 tausend Malter Frucht einkaufen konnte^' 
kann man jetzt nur noch die Hälfte oder ein Dritttheil die- 
ser Malter Frucht bezahlen. Es sind also idle Staateanle- 
hne, da sie in Geld aufgenommen und wieder zu bezahlen 
jsind, schon j^tzt in demselben Verhältnisse gesmtken, in 
welchem das Geld, gegen die Zeit ihrer Aufnahme wohlfei- 
ler geworden ist. Angenommen aber, dafs das Geld so, 
wie bisher^ fortdauernd im Werthe fallen wird, — und es 
sind triftige Gründe für diese Annahme vorhanden, — so 
wird also eine Zeit kommen , zu welcher der Druck . der 
Staatsschulden in demselben Verhältnisse weniger fühlbar 
seyn wird. Freilich ist die F rage noch immer d i e , ob nieht 
die Regierungen alsdann im Borgen desto fleifsiger seyn 
werden. 
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ANHANG* 

Vofi dem Zmammenkange, 

in welchem 

die JSlaatswirthschaff mt der Slaatsverfoinrng und mit 

der Staatsverwaltung überhaupt stefU. 

Die Menschen bedürfen eüuinder. Dannn sind sie zu Ge- 
sellschaften, zu Staaten vereinigt. 

So gewifs auch unter den verschiedenen BedarfiiisseB) 
virelcbe die Menschen an einander ketten and fesseln, der 
innigste Zusanunenhang und das Yerhältnifs der Wechsd"- 
Wirkung eintritt, und obwohl bald das eine bald das andere 
das dringendere seynkann, keines aber g&nzlieh feUai 
darf, wenn ein; in der Erfahrung gegebener Staat der Idee 
des Staates einigermarsen entsprechen soll , so mödite es 
doch, nach dem Zeugnisse der Geschichte, vorzugsweise 
das Bedürfnifs seyn, gemeinschaftlich zu erwerben nitd 
das Erworbene gemeinschaftUch zu vertheidigen, was aber 
die Verfassung eines Staates und tiber die ge- 
sammte Verwaltung desselben entschiede« 

Schon der gröfser e oder geringere innere Zu« 
sammenhang des Staatsvereines, schon der Grad 
von Festigkeit, welchen der Bau eines Staates überhaa|it 
hat, beruht auf dem Einflösse, welchen das Bedürfnifs gt* 
BKinschaftlicher Arbeit auf die Staatenwelt hat. — Solange 
im Staate Alles auf dem persöiilichen Interesse der Einzel- 
nen beruht, oder so lange wenigstens gemeinschaftlicher 
Erwerb nur in so fern in Betrachtung kommt, als er sich 
auf gemeinschaftliche Jagden oder Fischereien beschränkt, 

Zachariii, vom SStaate. Vlh 18 
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so lange fehlt es dem Staate an einer stindigen und blei- 
benden Grandlage seiner Einheit. Laune oder Zufall kaon 
in einem jeden Augenblicke sein Daseyn gefährden. Erst 
dann gelangt der Staat zu einer gröfseren inneren Festig- 
keit, erst dann verwandelt sich der Stammes- 
verei^ in einen selbstständigen Staatsver- 
ein, wenn die einzelnen Bürger als Individuen einan- 
der bedürfen. Warum sind z* U. die heutigen Europäischen 
Staaten so verschieden von denen , die uns Tacitus schil- 
dert? Weil die Deutschen auf eine andere Weise jetzt, 
als ehemals, für ihren Erwerb sorgen , — weil die Völker- 
schaften, die jetzt Deutschland bewohnen , als Erwerbsge- 
sellschaften betrachtet werden können. 

Auf derselben Ursache beruht vorzugsweise die Ver- 
scffaiedenheit der Staatsverfasun^^en. — Je nach- 
dem bei einem Volke Gemeinschaft der Güter oder das 
fitondwetgentbara die Regel ist, je nachdem die eine oder 
die andere Regel durch Ausnahmen mehr oder wenige 
besdiränkt ist , je nachdem der Tauschverkehr unmittelbar 
oder mittelbar (d. i. darch Geld} betrieben wird , je nach- 
dem die verschiedenen Arten der Arbeit von demselben oder 
von versehiedenen Arbeitern verrichtet werden u» s. w., 
wirdiiuch die Verfassung im Allgemeinen eines verschiede- 
nen Charakters seyn, die Regierang eine eigentbümliefae 
Politik befolgen. — So ist z. B. das Sondereigenthum an 
Grund und Boden tiberall ein Princip der Stabilität, das 
E^nthum an beweglichem Gute , insbesondere am Gelde, 
ein Princip der Veränderlichkeit und Beweglichkeit. *) Da- 
von kann man sich am besten durch die Gescbiefate der 
Staaten Deutschen Ursprunges ttberzeugen. Inderg^eschielit- 
liehen Urzeit dieser Staaten Uebergewicht, ja fast Allein- 
herrschaft des Grundeigenthnmes ; eine Verfassung, welche 
viele Jahrhunderte lang auf liegenscKaftlichem Reiehtimme 



i) VergL meine Abbandlung^oD aiu dem Gebiete der StaatswirtM- 
eehaftflleliro. Die erste Abhandlung. Ueber die* deniolratische 
Tendenz der hetttlgen Birtopüechen SUatfwiHliicbvftaelire. 



Digitized by 



Google 



ITI 

benüite* Der Urspnm^ der Südte, KaMpf de« GeldMi<)fi^ 
thomes gegen den Reiehthain in Grand und Bädern Sirilfek 
in mehreren Europäischen Staaten entidckiedene» Uebe^ge^ 
wjcht der erstei^n Art des iUkAthames. ttv»^EKtlMtvLng 
nnd Vermebrang des Geldreictattnimes tragen 'fianedllMi 
a«eh die Staatsanlehne bei.. Wenn dagegen^ s# viele andere 
Stämme und Völkerschaften in dem 2kistande beharren, in 
welchem sie ursprünglich in der Geschichte auflteeteb , sa 
dürfte dieHanpturB^ache daron die seyn, dafadiese^timiiie 
und Yölkerscbaften durch die örtlieben yerfaältnis8e''ihfe[iP 
Wolmfottdes an eine gewisse Lebensart OaM anabäodeHiek 
gebunden sind. -*- So lei<^t es- übrigens ist, diesen^Zui«»^ 
menbnng zwischen dem^ökonomlscbeii und- dem pofitpetefli 
jüustande ^es Volkes im Gre&ennachsuweiseny'soistbwee 
ntes doch oft, ihn in einzelnen Fällen und Beaidiuai^ett 
zu entdecken« Wurde wofal Napoleon dnisaMeMsehitH»' 
dener Feind von Staatsanlehoen .geweisen aeyii*^>weait'W 
die Yortheile gekannt hätte, wdehe sie;ifam>.ttBd4s^rier 
Dynastie gewähren konnten? ..iißir.s i ^ 

Alles dieses kann man kaum besser etiiuterti^aBd'tte)^ 
statigen, als indem man den Bknftifs in £rwä|;ailg;^«iekt$l 
welchen das Staatsoberdgenthnm; auf diel Amüim^hJi» 
fbrigen Hidieitsrechte bat. , au "r/, irr u 

So steht vor allen anderen die KriegsverfAssuftg 
des Staates aut den Lasten, die das Volk ^t^triq^an {mt, 
in einem unmittelbaren Zusammenhange. Denn *Geld und 
Gut ist der Nerv des Krieges. Am auffallenäkten zeigt sich 
vielleicht dieser Zusamraeahapg in der Geschichte lleÜsch- 
lands, EUne jede westcntlichja YeräQdei;|i9g iu; jAir',|^gs- 
verftissung v^at aueb ji^ diesemLlmde toneiäet» tlnufestal- 
tung der Ab^afcenVeffassung begicitibt 9. *ünd wfefin'auch 
4ie Kriegsverfassung entschiedener auf das ^^i^ae'rs^tem, 



I) K. H» Lang hat in seiner Gesehlolite fer Deiit««K^ti 9t6irßr?er- 
fastung diesen Zusamiuenhang der Kriegt- und'cfer Ab'^ab^nTer- 
fMSung im' Einoelnen nachgeiricicB. ~^ Audi 'iiiL/:&6iiiS8cfte]i 
AeMli« wurde, aU unter den Kaisern ein atefaendea<liMr*aurge^ 
stellt ««rdfy die Vieesimtb bereditatum fting^^föhrt.^ k 
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fttümm atfJcMyWtrU^mwMdltdiciMUafMtalt^ 
imtnt€MmjMxtadUmw^AifmAkdm»tiemerwBg ut der 
irtii i riMff t t d cr nkummU 

^■Hi^r*^* ^^^^^ir^ ^^^^^i^« ^^f ^i^^m^^m^m^^m^'^ 

Ebe0 M liiBirt cler Staad der Bevdlkemng in 
•tofiner Besiehui; von den Ab^en ab, wekbe mI 
dem Ycdke iMtm. Indem s« B. doreh die ZoIlsysteiM 
1m% idbr BDrepiiadien StMtoi die Fabrauition vor der 
Brodaktiitt — oder die «Stadtwirtbochaf t vor der Landwirtb-* 
Mhall T- boginotii^ wird, fttunen diese Staaten jueht nur 
dar Friwribatton w^ nidir Uiade m, ab die Fabrikatiai 
aonat bcifhiftigt kahan wfrde, sondern ea mfen ancdh iBeM 
gjiitoalfcascben in'a Leben, wdcbe, von körperadiwaohea 
BMmi enei^ sdion m Kindeaalter xa Fabrikarbeit^i mt^ 
grtudiOD, den Lannen des Gesebmaekes nnd den Wedisel-* 
iUfen der Verheasemagen nn Fabrikwesen fortdaaen^ 
■nsgriisty ihr Das^m, nor kftninerBch fristen. *) Anden 
sind däa.G(esetae nn benrthdlen , welche, mit frewissen Be- 
Hcbiiisinnm linder persönliehen Freiheit, nur dieHeamiBissa 
dtr Zmmhme der Bevölkemn^ besonders in einem Stsato 
I, der nach keineswegs an dem Uebol der Uebervöl- 
bidet, n.B. also der nssisdie kaiseriiebe Ukas, 
dntt^ wnkhM in dem lanfendan Jahre (;i84S> ^n Grand*« 
herren verstattet wordra ist, ihre L^beigenen fraiamlassai. O 



-Hi mettwämuuj iber ilm B«>?51kMruif öm PrarfbiMkea Staates« 
Bmlkt ^^^. Xbe Hadpl« fl pofBUUaa. B)j A'cliilial^ 

Uli soll. Lond. 184S. 

2) In FjriM>^i^2^ bat mao die Beobachtang gemaeht, dafs io dea 
Departenienti, Sn welchen die Fabrikation Torherrschend ist 
iseir mdehea «le Kaaben geborea werden, in den DeparteflMSls 

^. «bar, irelcbaiidi banfteiclilick vife dorlmiw&rthacbafft besehif* 
tfm,^,d^ ei|tgfl|geBgete<ste Verbftltnila onlar den ^Sebojroen ein- 
iiitt» — Die Geeetse, welche a. B. in GrolsbritaBBien nnd in 
Frankreidi die Zahl der Standen bettinunen , während welcher 
dia Kiadar In den Fabriken beaehiiUgt werden docfen, können 
a^war etwia fnr die QeaMdheit dieeea Theilee der Berolkernng, 
aber nicht aliee, thnn. 

S) Unenuefalich sind die Folgen, die 4iesca Ueb^ fnr nnTsland'« 
Macht mit der Zeit haben wird I Der Ukae hat nbrigena nlir das 
ältere Recht dea RoaaUch«! Aeichea wieder heigeelaUt. 
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fiMRecht, Biennte^ *) mid dasRadit^ Abgaben i» 
Geld dem Volke anfouertegen, «iad an sieb not i^nidiie^ 
ieae Besiebmigeit oder AnweHdongen desielben Ba^teftp 
Oieiohwohl tritt unter ihnen in d^ Brfahning der weseat*» 
liebe Untersdiied ein^ dafs Zwangsdienste die personliehd 
Freiheit luimitielbar, Steuern ab^ nur mittelbar d. i* nur im . 
00 ton diese Freflieit beschränken, als der Meaash, «m 
Geld und Gut su evweiben, fin der Regel]) arbeiten DHifiiu 
Gwade iBes^ Untevsohied aber ist für den Grad^ in wtln 
Aem diese Lastoi das Voft drucken, von entsobiedener 
Wichtigkeit. Abgaben in Geld fi^ellea es dem Binadyatfei 
wenigstens aaheim, wann er arbeiten, oder atif wiridiD 
Art der Arbeit er sme Erifte Tcrwenden will« Iteher 
giebt es kebien grifseren Fortsehritt, welches die äHaataa 
in dem Interesse der pepsenlieben Frefliett machen köiiae% 
äbi den, dafs sie an die £itelleder pecsonlichen Dienstleis^ 
taugen in der Folge Abgaben an Geld setzen. Zavjt kon^ 
neu ni^t leicht auch Kriegsdienste , als Zwasagsdienste^ 
den Unterthanen gegen Abgaben in Geld erlassen widern 
(]In Grofsbritannien wird xwttr das Landheer durch fr^ 
willige Werbung ergänst. Aber zm Bemannung der Flotte 
wini fortdauernd ^ besonders in Kiiegszeiten -^ von iem 
Fressen der Matrosen Gebrauch gemalt) Jtedo A kann die 
Last, welche Kriegsdienste dem Volke aufbürden, diirekdia 
Besoldung det Kri^pBouusnschtft wenigstes gewltert 
werden« 

Auch auf ^ Sittlichkeit der Nation haben die 
Steuern änai mehr oder weniger entseheidraden Biaiafii. '3^ 
So kann z. B. durch sogenannte Luxussteuem eiMm Auf- 



t) tJnter diesem Beebte ist hier anell das Recht, Abgaben in Na- 
taralien an fordern, begriffen. Abgaben in Natnralien sind 
melir dem Grade als der Art der Arbeit nach Ton einander Ter- 
■chieden. 

2)Chalmeri,on political economy, in connexion with the moral 
State and moral prospeots 4^ speiet j. Glasgow ISSS. Arnd, 
die nationalen GmndUgen und sittlichen Fordernngen der Earo* 
pftiM^ea Knltur. Stuttgart 18S$. 
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wände, wefcber die GeUkiifte der läinasdiieti ütenstrigen 
wirde, 80 kann dordi SteiKm, welciie auf das Braniitweiii^ 
brennen gelegt werdmi, dem nnniälsigen Gennsse dieses 
gefährlichen Gelrinkes , irenigstcns in einem gewissen 
Grade vorgeiieogt werden. 'J Nock wiehtiger ist es viel- 
leichl für die Moralität einer Nation , dars in ika Stenem 
nicht selbst die Anffordarnng oder die Terleitnog, me an 
umgehen, enthalten ist* Der Bigenmte nt «rfinderiseh« 
Insbesondere hat das Einsehwirzen der W«aren setnea 
eigenen Beiz, da es tiieils ein Sieg der KIngheit, thdis niib 
Gtfiihr Terbonden ist. Abte ntitUntfaaleo, die au entscdiiir^ 
digea sind, föngt man an, nm mit grofsereh M endigen. 

IDndUcb^ in einen viellatcfttnoeh nnmitiettiarerM nnd 
ailgetteineren Zwammcinbange steht dai^ fiesteuenmgs-* 
System mit der Knltnr der Nation. > Der eine Tbei^ 
die Regierung, will, so viel als möglieh , von dem Volke 
erhidt^. Die andere Partei, die der 8teaerpflichtigen, sucht^ 
um die Lart, so wenig als miglich, «n fielen , ihr Sinke»«' 
men auf alle Art und Weiae zu vel'mehren. Det JSigemuite 
aber schürft den Verstmid: am meidt^ t 

Man wird daher kein Voik, in der Vergangenbeü od«e^ 
in der Gegenwart nachweisen können, welches, ohne mriir 
oder "weniger bedeutende Abgaben in Geld zu eotmMen^ 
dennoch auf der Bahn der Kultur bede^te^de Fortscbritta 
gemadtt hätte. Nur die Steuern sind verwerflich, weldie 
entweder die Geldkräfte der Nation übersteigen, oder Stereo 
Druck auf der Art, wje sie unter die dmieloen (Steueirpflich- 
tigen vertheilt dnd, oder auf der Art derErbelMUig benAA«: 

1) Doch ist et bemerkeniwcrth, dafa Salz und hitxige Getränke za 
deu allgemeinsten Bedurfnissen des Menschen gehören. Sollten 
daher nicht dies. g. M als ig keitsgesells c haften Z|i veit 
gehen, wenn sie den Gebrauch hitziger Getränke gänzlich unter« 
sagen? Ein Arzt in Nordamerika vül die Beohachtiing,ge.macht 
haben, dnfs gewisse Krankheiten, welche die Brann.twein^inker 
nicht treffen, die Folgen von jener Enthaltsamkeit sind. 
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NACHWORT. 

JESa4Iich w&rcp wir am Ziele, der Balin, aöf Welehar wir 
in diesem Quefae einhergesefaritten sind. 80 viele Aussich- 
ten und Anstellten haben sieh uns auf dieser Bahn eröff^ 
net, dafs es nidit unzweckmäfsig seyn wird, einige der 
vornehmsten hier nochmals herauszuheben und in Betrach- 
tung zu ziehen. 

Das Thema der ^Staatslehre ist die Menschheit 
•überhaupt and dann das Verhältnifs der AursenweH; zu 
dem. Seyn uad zu de^ Schicksalen unseres Geschlechtes. 

Da sind aber alle die Räihsel zu lösen, welche dieses 
Thema dem inenscbliehen Geiste atifgiebt. — Woher ist 
muBier Geschlecht? Seine Gesdiiehte hat keinen Anfang, 
wenn wir anders nk&t Mythen und' Sagen als geschieht- 
Udbe Zeugnisse gelten lassen wallen. Ist es an einem 
Orte der Eirde. aus dem Znsammen wirken der einst mäch- 
tiger waltenden Naturkräfte hervorgegangen? ist es die 
Nachkommenschaft eines einzigen Elternpaares? oder ist 
es, wie die Thiere und die Pflanzen, — sey es gleichzei- 
tig oder zu ^verschiedenen Zeiten und an verschiedenen 
Orten der. Erde — entstanden? oder ist das heutige Men- 
sdiengesehlecht, worauf so manche Denkmale hinzudeuten 
Sjphein^i^ nur ein Bruchstück untergegangener Geschlech- 
ter? Ferner: Nach welchem Ziele strebt di^ Menschheit? 
and wird sie zu diesem Ziele dereinst gelangen? Wollen 
wir. aufrichtig Und unparteiisch seyn, so müssen wir ant- 
worten: Wir wissen das nicht Die allein sichere Grund- 
lage^ auf welche* die Geschichle der Menschheit gebaut 
werden kann^ ist die Geschichte der Nationen. Fast über- 
all aber, fiaiten wir die Nationen unter einander geiiVorfen, 
SKerstäckelt. Oder wäre vielleicht der Plan der Natur der, 
den Nafionen, indem sie dieselhen unter einander nisk^t, 
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ihre Vorzäi^ i^egenteitig mitsiitheileii and sie so, anbe- 
gebadet ibrer V^raebied^eit, (denn die Natur liebtlfan-* 
nigfiütigkeitlj für eine allgemeine Bildung empfiinglidi 
zn madien? In der Gescbicbte der Menschheit darf maii 
nidit nach Jahrhunderten, sondern nur nach Jahrtausenden 
rechnen. 

TergeUidi wärde man sich an die Philosophie um 
«ine Auskunft über diese Rftthsel wenden. — Was ist denn 
die Philosoi^iie? Sie ist Menschenwerk, sie ist das 
Denksystem des Menschen. Wer steht uns dafür, dafis 
ucht den Bewohnern anderer Wdtkörper eine andere Of^ 
fenbarung des Weltalls geworden ist? Kann mm sich bd 
denen Baths erholen, welche selbst des Käthes bedürfen ? 
Es giebtdne einzige Philosophie, die, welche unserOeiÜL^ 
Termdgen zergliedert. Eine jede andere Phflosophie ii^ 
ein Traum oder ein GedkditI Aber kann uns diese Philo- 
sophie über jene Bftthsd Aufbchhilii geben ? 

Oleich wohl fordert das Leben (^die Praxis} gebieterisch 
die Lösung jraer BAthsel oder die BMatwi>rtang der 
Frage: Von welcher Ansicht soll der Mensch bei seinen 
Himdhingen ausgehen? Hiebei kommt es nidit darauf an, 
was an sich, sondern darauf, was beziehungsweise das 
Bichtiger^ öder das Bessere oder das Sicherere ist? 

Zur Beantwurtung dies^ Frage bieten sich %wei 
Wege dar. 

Entweder ist der Mensch nur ein Thier; zwar das 
edlore; aber dennodi nur ein Thi^. (^Markwärdig, dafiiwir 
setnen Vorzug nur durch einen Begriff bestimmen köaneff, 
ier auf die rittliche Freiheit des Mensdien hindeutet IJ Homo 
a caeteris animantibas nongenere, sed specie tantum dillevt^ 
•— Zwar scheinen die Menschen eine andere und höhere 
Gattung Ton GeMshöpfen zu seyn , wenn man die Wunder 
erwägt, welche die Idee der Gottheit in der Menschheit ge* 
wirkt hat. Aber sind die Mensdien allgemein amr Eritennt^ 
ttifisi oder auch nur zur Ahndung dieser Idee gelangt? Kana 
man das Bewufstseyn dieser Idee nicht auch $i3 eine VMn 
Steigerung der thtoischen VoUkommenhoit des JUenscben 
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betrachten? -*- Es int nicht zu längnen^ dafs diese Ansicht, 
die man von der Natur des Menschen haben kann, sehr ge^ 
v^tküge Orfind^ ffir sich hat« Die Menschen^attnng theilt 
sieb, wie die rerschiedeneii Gattungen der Thiere, in Arten 
nnd Unterarten, — in Rassen und Nationen, — ein. Die 
untersten Hensdienrassen grenzen anmittelbar an das Thier. 
(So hat man in Ostindien eine Nation entde<^t, die Nester* 
ireise ^^ inBinmen ^^ wohnt.3 Dann giebt es ein stetiges 
Aufsteigen za den höheren and zn den am hoehstra stehen« 
den 'Nation^. Wie die Thiere einander b^&npfen^ tödten, 
80 die Menschen« Die Mifsgeborten, die ToUen and Ver« 
rächten, die Menschen, die nur geboren werden, nm zn 
sterben, vollende die Aehnliobkeit. Ebenso sind die Men- 
adien denselben UnfÜlen unterworfen, wie die Thiere. 
Bitte der Mensdb eine andere und höhere Bestimmung, als 
das Thier, — könnte wohl dasselbe Erdbeben, oder dieselbe 
Seadie Tausende ddiinraifen? Menschen und Thiere dem<^ 
selben Schicksale Prds geben? Ist nicht schon das allmih- 
l^e Fortschreiten der Menschheit oder das emzelner Nationen 
mit einer anderen Ansidit von der Menscliengattung an« 
yereinbar? 

Oder der Mensch unteraH^eidet sich von dem Thiere 
nicht blos der Art, sondern anch der Gattmg nach. Er mt 
ein sittlleh freies Wesen. Obwohl ein TUar wie an- 
dere Thiere, obwohl denselben Naturgesetzen und Schick- 
aalen unterworfen, wie diese, ist er doch zugleich Bürger 
fai einer höheren und fibersinnlichen Welt Die Herrsdiaft 
ider Naturgesetie erstreckt sich fiber das Seyn, nicht fiber 
das Handehi dar Menschen» ~ Andoi diese Ansii^lMtsidi 
auf sehr irif%e Gründe und Auktoritfiten stutzen. Wie 
liefse sich sonst die strafende Stimme des Gewissens er« 
küren ? Wie sonst die «e aMgemeine Yerbreitang der Idee 
der Gottheit V Uad ~ vieHdchtder fiberzeugendste, auf 
jeden Fall der tMsIiehsteGrmidl *^ wie wurden sonst 
die gröfsten und besten Männer aller Zeiten 
und Völker mit so unerschütterlicher Festig- 
keit an die Unsterblichkeit der Seele geglaubt, 
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ja woJhl diesem Glauben selbst ihr Lcbea zwm 
^pfer gebracht haben? 

Es sind dtese beiden Ansiditen , so . wie ihren Grwud" 
la^n, so auch ihren Folgen nach, wesentlieh von einander 
verschieden. — « Nach der ersteren Ansidbt sind die Pflieh«* 
ten des Menscten nur Maume dar Klugheit, sind sie d^isetben 
Ausnahmen, wie diese, untarworfen. Nach der anderen An- 
sidii stehen die Pflichten des Menschen unabünderlich fest, 
sind sie in dieser Beziehung das gerade Gegentheil von den 
Maximen der Klugheit — Nach jener Ansicht kann und 
soll nicht eine jede Nation, was ihren Glauben, ihre Kultur 
und ihre Civilisation betriiR, dasselbe seyn, was die andere 
Nation ist Diese Ansicht stellt dagegen ein Ideal meiuseh- 
lidier Vollkommenheit auf, wdicher sich alle Nationen nit 
der Zeit nähern sollen. Sie erölTnet hier die Aussidit auf 
ein Zidi, das,^ ttrenn es anders den Menschen erreichbar ist, 
(^ woran nach. dem Zeugnisse der Geschichte wohl gezwei- 
fdt werden darf,3 in einer unendlichen Ferne liegt — Nach 
jener An»cht ist der Staat nur das Werk des. Instinktes 
oder. der. Kunst; nach dieser Ansicht ist er, wenigstens 
* seinem Sparrwerke nach, ein Gebäude, das nach einem all- 
gemein gültigen Plane aufzuführen ist — Anders ist die 
gesummte Staatatigeschichte nach der erst^en, anders ist 
sie nach der anderen Ansicht darzustellen u. s. w. 

Diese Yersdtiedenheit der Ansichten gdit aus dar Ge» 
schkhte auf das Bestimmteste hervor. Die Völker haben 
sich von jeher und überall entweder zu dem einen oder 211 
dem anderen oder auch theilweise zu dem einen, flieilweise 
SU drai 'andac'en System.e bekimnt Eben so ist in. dieser 
Terschiedenheit der Systeme. der Ursprung des Kampfes za 
suchen, von welchem das Fortschreiten der Naticmen in der 
Kultur und Civilisation abhängt, so mannigfaltig auch die 
Gest^en sind, in welchen dieser Kampf in der Geschidite 
voikommt (^Zur Erläuterung herufe ich mich auf die Fälle, 
in. welchen — in Europa — dieser Kampf am augenfälligsten 
gekämpft wurde, — auf den Kampf zwischen dem Christen«- 
tbume und dem Heideptbume, — zwischen den Germantfädiftn 
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und den Römischen Zaständen, — sswischen der geistlichen 
und der weltlichen Gewalt, — zwischen dem Protestantismus 
und dem Katholizismus, — nnd, in unseren Tagen, zwis<^n 
den Grundsätzen der französischen Revolution und dem 
politischen Systeme der yergangenheit.3 Auch der Mittel* 
zustand, in welchem sich Völker, abgesehen von vorüber*- 
gehenden Krankheiten, fast in einer jeden Periode.der:Ge*- 
seUdite befanden, — dalis sie weder das Aeufserstein dtar 
Knechtschaft zu erdulden hatten, noch zu dem Aeufserstc« 
in der Freiheit gelangen konnten, — ist anf dieselbe UrsadM 
zuruiekzafBhren. 

Es mt in das Ermessen des Menschen gestellt "wofAem 
welches von beiden Systemen er befolgen w0L Denn da 
beide Systeme, wesentlich von einander versclneden,vdie 
höchsten sind, welche über die Natur und über die Bestimm 
mnng^es Menschen aufgestellt werden können, so ist weder 
für das eine noch fö|2^ das andere ein Beweis möglidi. ([Die 
Wahl unter denselben ist vielleicht der höchste Akt der 
menschlichen Machtvollkommenheit.} Sey es auch, dafo nur 
das eine System die Erfahrung zur Grundlage hat , dasand^Pt 
System aber «uf dem Gebiete der schaffenden Einbikbmgs^ 
kraft — ganz oder zum Theile — 'ruht, ist nicht unter dem 
Vermögen des menschlichen Geistes die schaffende Einhi)- 
dungskraft das Höchste? 

, Dakannnur das Gewissen und der Gedanke entsdieident^ 
Der Mensch soll siciiso hochstellen, alsersichsteUenkann. 



Man kann die Staatsgescbichte auf eine doppelte 
Weise behandeln. 

Entweder so, dafs man die Begebenheiten auf all*- 
gemeine Ursachen zurückführt, oder so, dafs man sie 
aus der Denkart und aus dem Charak;ter der 
Individuen ableitet, welche in dieser Geschichte als 
handelnde Personen auftreten. Die besseren Geschieht« 
Schreiber der Griechen und Römer haben immer die erstere 
Methode befolgt; den letzteren? Weg haben mehr, bis auf 
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ilie naMiteii Zeiten , die €>esdiicht8clirdb^ der heotifen 
« Biirepii0clien YSlker eingesehlageii. (Doch machteii du-« 
Mkie Scliriftstdler^ m. B« wie Maechiavelli, sehen frtiiMi^ 
tig eimt Ansnahne Ton dieser Regel.) 

Dfe ^rstere Methode steht mit der Ansieht in dmem 

wttMntKohen ZnssmmenhaDge, naeh weleher dieHensdien- 

-^g9Mfmgj wie eine jede Thiergattnng, ehiermiabiDderiichen 

aaf den ewig;en Gesetzen der Natur bernfaendea Nothwen-- 

. d^eit onterworltm ist, die letstere bemhtanf dem Grand- 

MfaBO der WiUensfreihett des Maischen. 

Jene sucht die Begebenheiten nur als Variationen ^ 
dess^ben Thema*« darsastellra; diese hebt überall oieis 
Besondre heraus , oder sucht doch, wenn sie aueh die Ver« 
wandtsdu^ «nter den Begebenheiten keineswegs Üugnet, 
in der IikUvidnalitit der handelnden Personen dieUrsai^en 
anf^ ans ^^cken diese Uebereinstimmnng unter dM Bege« 
beabeitien SU erklfuroi ist. 

BdUgt man die letztere Sfethode, so hemeht m der 
Gesehidite Leben upd Hamrigfaltlgkdt [und ein Gdst, iter 
den MeMchta mensehlidi anspricht und anzieht ^dh der 
eratwi* Methode laufen die Begebmheiten , wie em Uhr- <^ 
weifci ab. ~ Diese Methode hat sogar etw» Schaueili-« 
eies« Denn kann sie dnen anderen BuhepaidLt finden, ab 
den, dafe Isie Alles auf die Gesetze der Materie surfdLfaiBrtt 
Wie? w«Bn dereinst noch die Quellen derLebeniA;raftund 
die Mittel, die Materie känstUeh zu bei eben, entdeckt wärdea? 

Dennoch ist sowohl die eine als die andere Methode der 
Behandlung der Staatengeschichte zu versuchen. Sie wer- 
den ohnetabi, -^ dier Wahrscheinlichkeit nach, ~ fir iiuner 
die Mensi^heit in zwei Hälften spalten. Wer sieh an ü» 
letzten Griisde aller Erscheinungen wagt, darf vor keinem 
Besultate zuruckbeben, das ihm seine UntersRichungen hefem 
ktenen. Gin Anderes sind Meinungen, ein Anderes ist die 
Ueberzeugung, die den Mensdien bei seinen Handlnngeii 
bestiMMit Nur im Glauben ist WahrheitI 
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